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Stellungnahme der Bundesregierung 

I. 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen war 
am Ende des Berichtszeitraums 15 Jahre lang in 
Kraft. Das Bundeskartellamt hat in dieser Zeit we- 
sentlich dazu beigetragen, die Notwendigkeit eines 
wirksamen Wettbewerbsschutzes einer breiten Öf- 
fentlichkeit bewußtzumachen. Das Amt hat das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen mit Ini- 
tiative und Tatkraft angewendet und damit einen 
entscheidenden Beitrag zum Ausbau der Wettbe- 
werbsordnung geleistet. 

Wie schon im Jahre 1971, ist das Bundeskartellamt 
auch im Berichtsjahr verstärkt gegen verbotene 
Kartellabsprachen vorgegangen (Tätigkeitsbericht 
S. 15, 18 und 20). Die Bundesregierung begrüßt 
diese Aktivität, zumal sich auch bei den Preismelde- 
stellen gezeigt hat, daß Entscheidungen notwendig 
sind, um den Anwendungsbereich des Gesetzes ab- 
zustecken (Tätigkeitsbericht S. 17). Solche Entschei- 
dungen schaffen nicht nur Rechtsklarheit; sie wirken 
auch generalisierenden Vorwürfen entgegen. Inso- 
fern liegt es auch im Interesse der Wettbewerbsord- 
nung, daß Kartellverstöße möglichst rasch aufgegrif- 
fen und geahndet werden. 

Auf dem Gebiet der Mißbrauchsaufsicht über markt- 
beherrschende Unternehmen hat das Bundeskartell- 
amt im Berichtsjahr eine Reihe von Verfahren ein- 
geleitet (Tätigkeitsbericht S. 54, 67, 75, 82 und 85). 
In drei Fällen wurde der beanstandete Mißbrauch 
bereits nach Einleitung des Verfahrens abgestellt 
(Autobahntankstellen, Lederwarenmesse, Deutsche 
Städtereklame). Auch in anderen Bereichen (z. B. 
Mißbrauchsaufsicht über die Markenwarenpreisbin- 
dung) hat das Bundeskartellamt seine Enfscheidungs- 
praxis im Rahmen des bisherigen Kartellrechts inten- 
siviert. 


II. 

Die Kartellgesetznovelle ist am 5. August 1973 in 
Kraft getreten (Bundesgesetzbl. I Nr. 64 vom 4. Au- 
gust 1973, S. 917). Der Gesetzentwurf, der in der 
vergangenen Legislaturperiode nicht mehr zu Ende 
beraten werden konnte, wurde im Januar 1973 von 
den Koalitionsfraktionen wieder in den Bundestag 
eingebracht und nach intensiven Beratungen am 
14. Juni 1973 einstimmig verabschiedet. 

Die Wettbewerbspolitik ist durch die Kartellgesetz- 
novelle einen großen Schritt vorangekommen. Dies 
gilt um so mehr, als das ursprüngliche Novellie- 
rungskonzept (Einführung einer vorbeugenden Fu- 
sionskontrolle, Verschärfung der Mißbrauchsauf- 
sicht über marktbeherrschende Unternehmen, Ko- 
operationserleichterungen) bei den Beratungen in 
dieser Legislaturperiode wesentlich erweitert wer- 
den konnte (Abschaffung der Markenwarenpreis- 
bindung, Verbot des aufeinander abgestimmten Ver- 
haltens in Anlehnung an Artikel 85 EWG-Vertrag). 
Der Rahmen zur Sicherung wettbewerblicher Markt- 
abläufe ist durch die Kartellgesetznovelle stabiler 
geworden. Aufgrund des neuen Wettbewerbsredits 
wird es wirksamer als bisher möglich sein, 

die Ausnutzung von Marktmacht zu verhindern 
und damit die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Freiheit zu sichern, 

den Verbrauchern größere Wahlmöglichkeiten zu 
geben und durch verbesserte Wettbewerbsbedin- 
gungen für preisgünstige Angebote zu sorgen, 
die Chancen der kleinen und mittleren Unterneh- 
men gegenüber Großunternehmen zu verbessern, 
zu einer gerechteren Einkommens- und Vermö- 
gensverteilung beizutragen, 

stabilitätspolitische Maßnahmen durch höhere 
Preisreagibilität und Faktormobilität effizienter 
zu gestalten. 

In der einstimmigen Verabschiedung der Kartellge- 
setznovelle durch den Deutschen Bundestag sieht die 
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Bundesregierung eine erneute und eindrucksvolle 
Entscheidung für die marktwirtschaftliche Ordnung. 
Diese Ordnung hat sich als reformfähig erwiesen. 
Die Bundesregierung wird auch weiterhin alles tun, 
um die Marktwirtschaft zu festigen und fortzuent- 
wickeln. Sie rechnet dabei auf die Unterstützung 
aller Gruppen, die unser Wirtschafts- und Gesell- 
schaftssystem tragen. 

III. 

Die Anwendung des neuen Wettbewerbsgesetzes 
stellt die Kartellbehörden vor eine Vielzahl neuer 
Aufgaben. In erster Linie geht es darum, die Fu- 
sionskontrolle in die Praxis umzusetzen. Die Zahl 
der bedeutenden Zusammenschlüsse ist nach wie 
vor hoch. iSo sind im Jahre 1972 beim Bundeskar- 
tellamt 169 und im 1. Halbjahr 1973 bereits 159 Zu- 
sammenschlüsse nach § 23 GWB angezeigt worden. 
Davon wären nach den Kriterien der Kartellgesetz- 
novelle im Jahre 1972 etwa 110 und im 1. Halbjahr 
1973 etwa 66 Zusammenschlüsse kontrollpflichtig 
gewesen. 

An der Fusionskontrolle wirken das Bundeskartell- 
amt, der Bundesminister für Wirtschaft (§ 24 Abs. 3) 
sowie die Wirtschaftsministerien der Länder durch 
ihre Stellungnahmen mit (§ 24 Abs. 2 Satz 3 und 
Abs. 4 Satz 4). 

Im Bundeskartellamt wird die Fusionskontrolle in 
Zukunft durch drei Beschlußabteilungen durchge- 
führt werden. Diese Abteilungen werden neben der 
Fusionskontrolle für die Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen zuständig sein. 
Die Mißbrauchsaufsicht wird auch in Zukunft nichts 
von ihrer Bedeutung verlieren. Auf bereits vermach- 
teten Märkten kann die Fusionskontrolle einen 
funktionsfähigen Wettbewerb nicht wiederherstel- 
len. Hier bietet allein eine effektive Mißbrauchsauf- 
sicht durch die Kartellbehörden die Gewähr, daß 
private Marktmacht nicht zu Lasten der Verbrau- 
cher, der Wettbewerber oder der Marktgegenseite 
ausgenutzt wird. Der neue Begriff der „überragen- 
den Marktstellung" sowie die neuen Marktbeherr- 
schungs-Vermutungen erleichtern für die Kartell- 
behörden die bisher hohen Beweisanforderungen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese ge- 
setzlichen Möglichkeiten voll ausgeschöpft werden. 
Das Bundeskartellamt wird darauf zu achten haben, 
daß wegen der Fusionskontrolle und der dabei vor- 
gesehenen gesetzlichen Entscheidungsfristen diese 
wichtige Aufgabe nicht in den Hintergrund tritt. Dies 
setzt auch voraus, daß das Amt in personeller und 
sachlicher Hinsicht angemessen ausgestattet wird. 
Die Bundesregierung hat die dazu erforderlichen 
Maßnahmen eingeleitet und rechnet auf die notwen- 
digen Entscheidungen des Parlaments. 

IV. 

Die zunehmende Unternehmenskonzentration ge- 
fährdet auch die Marktchancen der selbständigen 


kleinen und mittleren Unternehmen. Die Kartellge- 
setznovelle soll diesen oft sehr leistungsfähigen Un- 
ternehmen einen größeren Spielraum im Wettbe- 
werb geben. Dazu dienen vor allem die erleichter- 
ten Kooperationsmöglichkeiten (§ 5 b) und die Neu- 
fassung der Mittelstandsempfehlung (§ 38 Abs. 2 
Nr. 2). 

Beide Bestimmungen gehen davon aus, daß durch 
die Kooperation kleiner oder mittlerer Unternehmen 
die strukturellen Voraussetzungen für den Wettbe- 
werb verbessert werden können. Dies ist aber nur 
solange der Fall, als durch solche Kooperationen 
nicht Marktstellungen entstehen, die einem wirk- 
samen Wettbewerb nicht mehr ausgesetzt sind. Nach 
Auffassung des Wirtschaftsausschusses des Bundes- 
tages liegt die kritische Grenze für eine wesentliche 
Beeinträchtigung des Wettbewerbs in der Regel bei 
einem kartellierten Marktanteil von 10 bis 15 v. H., 
wenn z. B. Preise, Rabatte oder Zahlungsbedingun- 
gen, die im konkreten Fall tatsächlich Preisbestand- 
teile sind, abgesprochen werden (Drucksache 7/765, 
S. 3). Das Bundeskartellamt wird diesen Gesichts- 
punkt in Zukunft auch bei der Anwendung des § 5 a 
(Spezialisierungskartell) zu berücksichtigen haben. 
Wie auch der Wirtschaftsausschuß hervorgehoben 
hat, sind die Zulassungsvoraussetzungen in § 5 a 
zwar weiter gefaßt als in § 5 b. Nach Auffassung der 
Bundesregierung ist es in der Regel aber bedenklich, 
wenn Spezialisierungskartelle, die z. B. auch Preis- 
abreden enthalten und nicht lediglich eine soge- 
nannte Randsortenspezialisierung vorsehen, mit 
mehr als 20 v. H. Marktanteil zugelassen werden. 


V. 

Die Markenwarenpreisbindung läuft aufgrund der 
Kartellgesetznovelle mit dem 31. Dezember 1973 
endgültig aus. Die Bundesregierung verspricht sich 
von dieser Entscheidung eine Belebung des Preis- 
wettbewerbs. 

Die neu geregelte Unverbindliche Preisempfehlung 
soll es dem Markenwarenhersteller ermöglichen, 
sich mit seiner Preisvorstellung direkt an den Ver- 
braucher zu wenden. Die Unverbindliche Preisemp- 
fehlung ist eine Orientierungshilfe für den Ver- 
braucher. Sie soll das Spannungsverhältnis zwischen 
Hersteller und Handel für den Verbraucher nutzbar 
machen. Die im neuen § 38 a vorgesehene scharfe 
Mißbrauchsaufsicht soll sicherstellen, daß insbeson- 
dere Mondpreisempfehlungen sofort unterbunden 
werden können. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß das Bundeskartellamt bei mißbräuchlichen 
Preisempfehlungen konsequent durchgreift. Das Amt 
kann unmittelbar Geldbußen verhängen, wenn ein 
Unternehmen bewußt Mondpreisempfehlungen aus- 
spricht. Es kann einem Unternehmen auch generell 
und auf Dauer die Herausgabe von Preisempfehlun- 
gen verbieten, wenn diesem in zwei Fällen miß- 
bräuchliche Preisempfehlungen nachgewiesen wor- 
den sind. 


Gemäß § 50 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen zugeleitet mit Schreiben des Bundes- 
kanzlers vom 5. September 1973 — 1/4 (IV/2) — 610 19 — Ka 8/73. 
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Die Bundesregierung wird die weitere Entwicklung 
der Unverbindlichen Preisempfehlung aufmerksam 
beobachten. Spätestens nach drei Jahren wird sie 
entsprechend der Entschließung des Bundestages 
(vgl. Abschnitt VI) einen Bericht vorlegen, der audi 
Vorschläge für notwendige Änderungen des Geset- 
zes enthalten wird. 

VI. 

Anläßlich der Verabschiedung der Kartellgesetzno- 
velle haben Bundestag und Bundesrat die Bundesre- 
gierung um folgende Vorlagen gebeten: 

sobald wie möglich um den Entwurf einer No- 
velle zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen, die zusätzliche Bestimmungen über die 
vorbeugende Fusionskontrolle im Pressebereich 
enthält (Drucksache 7/766); 

bis zum 31. Dezember 1976 um den bereits er- 
wähnten Bericht über die Erfahrungen mit den 
Vorschriften über die Unverbindliche Preisemp- 
fehlung bei Markenwaren (Drucksache 7/778); 

innerhalb eines Jahres um Überprüfung der Aus- 
nahmebereiche des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen und Vorlage eines entsprechen- 
den Berichtes (Drucksache 7/779); 

nach dem 31. Dezember 1976 um einen Bericht 
über die Erfahrungen mit § 5 b, insbesondere un- 
ter Berücksichtigung von Preisabreden (Bundes- 
ratsdrucksache 449/73). 

Die Bundesregierung hat ferner die Anregung Nie- 
dersachsens und Bremens anläßlich der Verabschie- 
dung der Kartellgesetznovelle im Bundesrat akzep- 
tiert, bis Juni 1975 einen Bericht über Erfahrungen 
mit Marktinformationsverfahren vorzulegen. Sie 
hat außerdem zugesagt, über die Unverbindliche 
Preisempfehlung ebenfalls schon bis zum 30. Juni 
1975 zu berichten; falls bis dahin ausreichende Er- 
fahrungen vorliegen. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft wird diese 
Berichte in Arbeitsgruppen vorbereiten, in denen 
neben den beteiligten Ressorts auch das Bundeskar- 
tellamt und die Länder vertreten sind. Die betroffe- 
nen Wirtschaftskreise werden angehört werden. 


VIL 

Im Zusammenhang mit den starken Preissteigerun- 
gen sind in letzter Zeit verschiedentlich Forderungen 
nach einem Preis- und Lohnstopp, nach verstärkten 
Preiskontrollen sowie nach Investitionskontrollen 
erhoben worden. 

Einen Preis- und Lohnstopp hat die Bundesregie- 
rung wiederholt als im Widerspruch zu unserer 
Wirtschafts- und Sozialordnung stehend abgelehnt. 
Im übrigen haben auch die Erfahrungen in anderen 
Ländern gezeigt, daß dauerhafte Stabilisierungser- 
folge damit nicht zu erzielen sind. 

Für unerläßlich hält die Bundesregierung jedoch 
eine wirksame Kontrolle von Marktmacht, um auch 
preispolitische Mißbräuche zu verhindern. In Fällen 
von Marktbeherrschung muß daher sichergestellt 


sein, daß ein Mißbrauch dieser Marktmacht unter- 
bleibt. Durch die Neufassung des § 22 GVB sind 
nunmehr die Voraussetzungen für ein wirksames 
Vorgehen der Kartellbehörde geschaffen worden. 
Mißbrauchskontrolle marktbeherrschender Unter- 
nehmen kann im Einzelfall auch Kontrolle der Preis- 
gestaltung heißen. 

Gegen gesamtwirtschaftliche oder branchenspezi- 
fische Ungleichgewichte sind allerdings derartige 
Preiskontrollen kein geeignetes Mittel. Hier muß 
die Wirtschaftspolitik versuchen, durch marktkon- 
forme globale Maßnahmen oder verbesserte Rah- 
menbedingungen in den betroffenen Branchen die 
aufgetretenen Ungleichgewichte zu beseitigen. 

Zur Frage von Investitionskontrollen hat die Bun- 
desregierung bereits in ihrer Stellungnahme zum 
Tätigkeitsbericht des Bundeskartellamtes für 1971 
ihre ablehnende Haltung ausführlich begründet 
(Drucksache W3570, S. IV). In letzter Zeit wurde er- 
neut vorgeschlagen, unter Beteiligung der betroffe- 
nen Unternehmen, der Gewerkschaften und des 
Staates branchenumfassende Investitionsplanungen 
vorzunehmen. Die Bundesregierung sieht sich daher 
veranlaßt, nochmals auf ihre Stellungnahme hinzu- 
weisen. Es sind keine neuen Gründe vorgebracht 
worden, die ein Abweichen von dieser Haltung an- 
gebracht erscheinen lassen. Die Erfahrung hat ge- 
zeigt, daß schon vorübergehende Absatzschwierig- 
keiten zum Anlaß genommen wurden, nach gemein- 
samen Kapazitätsplanungen zu rufen, die im Ergeb- 
nis zu einem Ausschluß des Wettbewerbs geführt 
hätten. 

VIII. 

Die internationalen Wettbewerbsbeziehungen ge- 
winnen für die Wettbewerbspolitik zunehmende 
Bedeutung. Die Erfassung restriktiver Geschäfts- 
praktiken im internationalen Handel läßt sich durch 
nationale Kartellgesetze nur teilweise sicherstellen. 
Dies gilt vor allem auch für die Tätigkeit multinatio- 
naler Unternehmen. 

Diese Unternehmen leisten einen wichtigen Beitrag 
für die Herstellung und Sicherung weltweiter Han- 
delsbeziehungen. Dabei ist jedoch unerläßlich, daß 
sich die multinationalen Unternehmen in die wirt- 
schaftlichen und politischen Gegebenheiten in den 
einzelnen Ländern einordnen. 

Für den Bereich der Wettbewerbspolitik ist es wich- 
tig, daß die jeweiligen Wettbewerbsgesetze sowohl 
gegenüber nationalen als auch gegenüber multina- 
tionalen Unternehmen angewandt werden. In der 
Kartellgesetznovelle ist dafür bei der Ausgestaltung 
der Fusionskontrolle Sorge getragen worden. 

Auf absehbare Zeit wird es nicht möglich sein, die 
nationalen Kartellgesetze den Tätigkeitsbereichen 
dieser Unternehmen entsprechend zu „multinationa- 
lisieren". Nach Auffassung der Bundesregierung 
können vorerst nur eine strikte Anwendung der 
nationalen Kartellgesetze, eine verbesserte interna- 
tionale Zusammenarbeit sowie eine verstärkte 
Transparenz der internationalen Geschäftstätigkeit 
der multinationalen Unternehmen sicherstellen, daß 
durch solche Unternehmen die staatlichen Wettbe- 
werbspolitiken nicht unterlaufen werden. 


III 
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In letzter Zeit wird gerade auch von Entwicklungs- 
ländern immer wieder auf die Bedeutung der mul- 
tinationalen Unternehmen sowie restriktiver Ge- 
schäftspraktiken für den Handel mit diesen Staaten 
hingewiesen. Eine ad hoc-Arbeitsgruppe aus unab- 
hängigen Sachverständigen, die auf Grund einer 
entsprechenden Resolution der Welthandelskonfe- 
renz 1972 in Santiago de Chile vom Generalsekretär 
der Welthandelskonferenz einberufen wurde, hat in- 
zwischen einen Bericht darüber vorgelegt. Die Bun- 
desregierung unterstützt die Bemühungen, im Rah- 
men der Welthandelskonferenz Schritte gegen re- 
striktive Wettbewerbspraktiken vorzubereiten, die 
sich nachteilig für den Handel mit den Entwick- 
lungsländern auswirken. Auch im Rahmen des Wett- 
bewerbsausschusses der OECD wurden die Arbeiten 
über multinationale Unternehmen fortgesetzt Eine 
Expertengruppe des Wirtschafts- und Sozialrates 
der Vereinten Nationen wird sich demnächst mit 
dem Gesamtkomplex der multinationalen Unterneh- 
men beschäftigen. 

IX. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat ihre Entscheidungstätigkeit nach Artikel 85 
(Kartell verbot) und Artikel 86 EWG- Vertrag (Miß- 
brauchsaufsicht über marktbeherrschende Unterneh- 
men) weiter intensiviert (Tätigkeitsbericht S. 100). 
Hierüber unterrichtet im einzelnen auch der Zweite 
Bericht der Kommission über die Wettbewerbspoli- 
tik (Anlage zum „Sechsten Gesamtbericht über die 
Tätigkeit der Gemeinschaft", Brüssel-Luxemburg, 
April 1973). An der Vorbereitung dieser Entschei- 
dung hat das Bundeskartellamt im Beratenden Aus- 
schuß für Kartell- und Monopolfragen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft wieder aktiv mitge- 
wirkt. 

Für die Fortentwicklung der europäischen Wettbe- 
werbspolitik steht das Problem der Konzentrations- 
kontrolle im Vordergrund. Die Bundesregierung 
unterstützt mit Nachdruck die Absicht der Kommis- 
sion, im Anschluß an das grundlegende Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs vom 21. Februar 1973 in 
Sachen „Continental Can Company" — das die 
Möglichkeit einer Fusionskontrolle auf der Grund- 
lage des Artikels 86 EWG- Vertrag bejaht — eine 
Konzentrationskontrolle auf Gemeinschaftsebene zu 
verwirklichen. Sie begrüßt es, daß die Kommission 
dem Rat noch vor der Sommerpause einen ent- 
sprechenden Verordnungsvorschlag zugeleitet hat. 
Wie die Bundesregierung stets betont hat, steht die 
nationale Wettbewerbspolitik und insbesondere 
auch die mit der Kartellgesetznovelle eingeführte 
Fusionskontrolle in der Bundesrepublik Deutschland 
in dem größeren Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaft. Angesichts der zunehmenden Konzentration 
in weiten Bereichen der europäischen Wirtschaft und 
der Verflechtung der Märkte in der Europäischen 
Gemeinschaft ist eine vorbeugende Kontrolle großer 
Zusammenschlüsse im Rahmen des Gemeinsamen 
Marktes unerläßlich. 

In diesem Sinne hat die Bundesregierung auch in 
ihren Stellungnahmen gemäß Artikel 66 Montan- 
union-Vertrag zu den Zusammenschlüssen Mannes- 


mann/Demag und Thyssen/Rheinstahl darauf hin- 
gewiesen, daß derartige Konzentrationsprozesse 
einer umfassenden Kontrolle unter wettbewerbspoli- 
tischen Gesichtspunkten bedürfen, wenn die Grund- 
lagen der marktwirtschaftlichen Ordnung nicht in 
Frage gestellt werden sollen. Werden Zusammen- 
schlüsse dieser Größenordnung genehmigt, so muß 
nach Auffassung der Bundesregierung durch geeig- 
nete Auflagen sichergestellt werden, daß die Aus- 
wirkungen auf die Wettbewerbsverhältnisse in den 
durch die Fusion betroffenen Märkten auf das un- 
vermeidbare Mindestmaß beschränkt bleiben. Ins- 
besondere dürfen die Bezugs- und Absatzverhält- 
nisse der am Zusammenschluß beteiligten Unter- 
nehmen nicht durch Nichtleistungswettbewerb zum 
Nachteil der bisherigen Lieferanten und Abnehmer 
verändert werden und dürfen sich keine wettbe- 
werbspolitisch negativen Auswirkungen durch Ver- 
bindungen mit anderen Großunternehmen ergeben. 
So müssen vor allem auch personelle Verpflech- 
tungen mit anderen Konzernen ähnlicher Größenord- 
nung unterbunden werden. 

Im Bereich der Antikartellpolitik der Kommission 
begrüßt es die Bundesregierung, daß mit dem Erlaß 
der Verordnung Nr. 2779/72 vom 21. Dezember 1972 
über die Gruppenfreistellung von Spezialisierungs- 
vereinbarungen (ABIEG Nr. L 292/23 vom 29. De- 
zember 1972) die Kooperation von kleinen und mitt- 
leren Unternehmen im Gemeinsamen Markt weiter 
erleichtert worden ist. Diesem Zweck dient auch die 
Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung 
Nr. 67/67/EWG über die Gruppenfreistellung von 
Alleinvertriebsvereinbarungen um weitere zehn 
Jahre (VO Nr. 25 91/72 vom 8. Dezember 1972, 
ABIEG Nr. L 276/15 vom 9. Dezember 1972). 

Als einen entscheidenden Beitrag zur Sicherung der 
Durchsetzungskraft des Kartellverbots in Artikel 85 
Abs. 1 und 2 EWG-Vertrag betrachtet die Bundes- 
regierung die Entscheidung des Europäischen Ge- 
richtshofs vom 6. Februar 1973 in Sachen Brasserie 
de Haecht X Wilkin zum Problem der „vorläufigen 
Gültigkeit" von Kartellabsprachen, die bei der Kom- 
mission angemeldet oder generell von der Anmelde- 
pflicht befreit sind. Das Urteil stellt klar, daß die 
Rechtsprechung des Gerichtshofs über die „vorläu- 
fige Gültigkeit" angemeldeter Vereinbarungen nur 
für die sog. „Altkartelle" gilt, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Verordnung Nr. 17 bereits be- 
standen. Für alle nach diesem Zeitpunkt abgeschlos- 
senen Kartelle („Neukartelle") hat der Gerichtshof 
die auch von der Bundesregierung vertretene Auf- 
fassung bestätigt, daß die Nichtigkeit kartellverbots- 
widriger Vereinbarungen gemäß Artikel 85 Abs. 2 
EWG-Vertrag von Anfang an eintritt, auch wenn 
diese Kartelle bei der Kommission ordnungsgemäß 
angemeldet oder generell von der Anmeldepflicht 
befreit sind. Damit hat der Gerichtshof die volle 
Geltung des Kartellverbots als einer wesentlichen 
Bedingung für die Verwirklichung des Gemeinsamen 
Marktes sichergestellt. 

Die Arbeiten im Wettbewerbsausschuß der OECD 
hat auch das Bundeskartellamt im Berichtsjahr be- 
sonders gefördert. Der Präsident des Bundeskartell- 
amtes, Prof. Dr. Günther, ist in diesem Jahr zum 
Vorsitzenden dieses Ausschusses gewählt worden. 


IV 
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Hinweise für den Leser 


Um dem Leser ein rasches Auffinden der Ausführungen zu den ein- 
zelnen Bestimmungen des Gesetzes zu ermöglichen, sind dem Bericht 
im Anschluß an den Textteil ein Stichwortverzeichnis, ein Paragra- 
phennachweis und eine Fundstellenübersicht angefügt worden. Die 
zahlenmäßige Entwicklung der Kartelle ist aus den Tabellen A und B, 
ihre Verteilung auf die Wirtschaftszweige imd die Fundstellen der 
Bekanntmachungen im Bundesanzeiger aus der Tabelle C zu ersehen. 
Eine Übersicht über die Preisbindungen, Lizenzverträge und Wettbe- 
werbsregeln sowie über Zahl und Sachstand der Verwaltungs- und 
Bußgeldsachen enthalten die Tabellen D ff. 

Soweit im Bericht Paragraphen ohne Gesetzesnennung aufgeführt sind, 
beziehen sie sich auf das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB). Die Zitate WuW/E in dem Bericht beziehen sich auf die Ent- 
scheidungssammlung zum Kartellrecht der Zeitschrift „Wirtschaft und 
Wettbewerb". Die Fundstellen der Entscheidungen des Bundesgerichts- 
hofes und der Oberlandesgerichte sind im Anschluß an den Paragra- 
phennachweis aufgeführt. 

Die in dem Bericht aufgeführten vorhergehenden Tätigkeitsberichte 
des Bundeskartellamtes sind als folgende Bundestagsdrucksachen 
erschienen: 

Tätigkeitsbericht 1958: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 1000 

Tätigkeitsbericht 1959: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 1795 

Tätigkeitsbericht 1960: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 2734 

Tätigkeitsbericht 1961: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/378 
Tätigkeitsbericht 1962: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/ 1220 
Tätigkeitsbericht 1963: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/2370 
Tätigkeitsbericht 1964: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/3752 
Tätigkeitsbericht 1965: Deutscher Bundestag, Drucksache V/530 
Tätigkeitsbericht 1966: Deutscher Bundestag, Drucksache V/1950 
Tätigkeitsbericht 1967: Deutscher Bundestag, Drucksache V/2841 
Tätigkeitsbericht 1968: Deutscher Bundestag, Drucksache V/4236 
Tätigkeitsbericht 1969: Deutscher Bundestag, Drucksache VI/950 
Tätigkeitsbericht 1970: Deutscher Bundestag, Drucksache VI/2380 
Tätigkeitsbericht 1971: Deutscher Bundestag, Drucksache VI/3570 

Die Tätigkeitsberichte 1958, 1959 und 1960 sind außerdem gesammelt 
als Heft 8 der Schriftenreihe Wirtschaft und Wettbewerb veröffentlicht 
worden. 

Bei den im Bericht nicht genannten Wirtschaftsbereichen war kein 
Anlaß gegeben zu berichten. 
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1 . 

Gefahren zu- 
nehmender Be- 
einträchtigung des 
Wettbewerbs 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeiner Überblick über die wettbewerbsrechtliche 
und wettbewerbspolitische Entwicklung 

In der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 war die 
zentrale Rolle des Wettbewerbs für die Wirtschaftsordnung der 
Bundesrepublik Deutschland wie folgt bekräftigt worden; „Auf 
Dauer können Stabilität und Wachstum nur in einer funktions- 
fähigen marktwirtschaftlichen Ordnung erreicht werden. Ein 
wirksamer Wettbewerb nach innen und außen ist und bleibt die 
sicherste Gewähr für die Lebenskraft einer Volkswirtschaft" ^). 
Es ist daher zu bedauern, daß die beabsichtigte Novellierung 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Sech- 
sten Legislaturperiode nicht mehr verwirklicht werden konnte. 
Die zunehmende Beeinträchtigung des Wettbewerbs durch den 
fortschreitenden Prozeß unkontrollierter Konzentration und die 
Umgehung des Kartellverbotes durch ein aufeinander abge- 
stimmtes Verhalten bedeuten nicht nur eine Benachteiligung 
der Verbraucher, sondern auch einen Verlust an Glaubwürdig- 
keit der marktwirtschaftlichen Ordnung. Durch die neu einzu- 
bringende Novelle müssen ferner die gesetzlichen Vorausset- 
zungen geschaffen werden, um dem de lege lata vielfach unan- 
greifbaren Mißbrauch von Marktmacht wirksamer als bisher zu 
begegnen. Weiterhin stellt sich die Frage, ob der deutsche 
Gesetzgeber nicht aus der immer engeren wirtschaftlichen Ver- 
flechtung innerhalb der EWG die Konsequenzen ziehen und die 
Preisbindung der zweiten Hand aufgeben sollte. Das Institut der 
vertikalen Preisbindung gerät zunehmend dadurch in Bedräng- 
nis, daß immer mehr Bindungssysteme wegen ernsthafter Re- 
eder Parallelimportmöglichkeit gedanklich lückenhaft und damit 
mißbräuchlich werden (Erster Abschnitt Ziffer 14). Die in den 
vergangenen Jahren als Folge insbesondere von Konzentration 
und Verhaltensabstimmung zu beobachtende „schleichende Ero- 
sion der Marktwirtschaft" hat schwerwiegende ordnungs- und 
prözeßpolitische Konsequenzen. 

So sind die aktuellen Probleme einiger hochkonzentrierter 
Branchen im Bereich der Investitionsplanung ein Symptom 
dafür, daß die wettbewerblichen Anpassungsprozesse durch 
einen hohen Konzentrationsgrad der Märkte empfindlich ge- 
stört werden können. Bei wirksamem Wettbewerb verhalten 
sich die Anbieter eines bestimmten Gutes nicht nur in ihrer 
Preispolitik weitgehend autonom; auch die Planung der Inve- 
stitionen erfolgt seitens des einzelnen Unternehmens in voller 
Selbständigkeit. Anders ist die Situation dagegen bei der Markt- 
konstellation des engen Oligopols mit relativ homogenen Gü- 
tern: Hier kann es zu einem gleichförmigen Verhalten nicht nur 
mit dem Aktionsparameter Preis, sondern auch im Bereich der 
Investitionen kommen. Denn zur Politik der Sicherheit, welche 


Deutscher Bundestag, 5. Sitzung vom 28. Oktober 1969, Stenographischer 
Bericht S. 23 A bis C 
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die Oligopolisten verfolgen, gehört auch die Absicherung des 
Besitzstandes, d. h. jeder Oligopolist ist bemüht, seinen Markt- 
anteil zu erhalten und gegebenenfalls offensiv zu verteidigen. 
Eine solche Investitionspolitik führt in einem hochkonzentrier- 
ten Markt möglicherweise zu einer Kumulierung subjektiver 
Fehlbeurteilungen und damit zu branchenweiten Disproportio- 
nalitäten in Form von Überkapazitäten bzw. Engpässen. Beson- 
ders groß wird das Prognoserisiko bei Erweiterungsinvestitio- 
nen aus Konkurrenzgründen dann, wenn sich die Kapazitäten 
produktionstechnisch bedingt nur sprungweise erhöhen lassen. 
In diesem Fall eilen die Produktionsmöglichkeiten der Nach- 
frage voraus, die selbst bei richtiger Entwicklung in das An- 
gebot hineinwächst. War die ursprüngliche Planung, die dem 
Investitionsbeschluß zugrunde lag, jedoch falsch, so können die 
neuen Kapazitäten u. U. selbst bei erheblicher Senkung des 
Preises des produzierten Gutes nicht ausgelastet werden, und 
es entstehen den Unternehmen der betreffenden Branche be- 
trächtliche Verluste. 

In den vorliegenden Fällen zielten die Bemühungen der betref- 
fenden Industriezweige darauf ab, ihre Schwierigkeiten — sin- 
kende Preise infolge von Überkapazitäten — durch die Bildung 
von Investitionskartellen zu überwinden. Nachdem das Bundes- 
kartellamt die Unternehmen darauf hingewiesen hatte, daß auch 
Investitionskartelle unter § 1 fallen und die Voraussetzungen 
für eine Legalisierung nach §§ 2 bis 7 nicht vorliegen, haben sich 
diese bemüht, von der Europäisdien Kommission ^ bzw. dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen die Einwilligung 
zum Abschluß von Investitionskartellen zu erhalten. 

Die Bundesregierung hat in der Stellungnahme zum Tätigkeits- 
bericht des Bundeskartellamtes für das Jahr 1971 den Bestre- 
bungen, das unternehmerische Investitionsrisiko durch eine 
kollektive Investitionsplanung zu sozialisieren, eine Absage 
erteilt und dargelegt, warum Investitionskartelle in der Regel 
kein geeigneter Ersatz für die marktwirtschaftliche Investitions- 
steuerung sind^). Die Signalwirkung derartiger Schwierigkei- 
ten sollte jedoch beachtet werden. Sie weisen auf die Gefahren 
hin, die ein weiter zunehmender Konzentrationsgrad der 
Märkte für die Furiktionsfähigkeit des marktwirtschaftlichen 
Steuerungsmechanismus bedeutet. 

Ein zunehmender Konzentrationsgrad der Märkte kann außer- 
dem die Erfolgschancen der Stabilitätspolitik beeinträchtigen. 
Das Bundeskartellamt hat in seinem Tätigkeitsbericht für das 
Jahr 1969 auf den engen Zusammenhang zwischen Wettbe- 
werbs- und Konjunkturpolitik hingewiesen®). Auch von seiten 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung^) und der OECD®) wurde die große . 


Tätigkeitsbericht 1971 S. IV f. 

3) Vgl. Tätigkeitsbericht 1969 S. 14. 

Vgl. Jahresgutachten 1971 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Drucksache VI/2847, Ziffer 380. 
5) Vgl. OECD, Inflation — The Present Problem, Report by the Secretary 
General, Paris 1970. Siehe auch Tätigkeitsbericht 1971 S. 36 f. 
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2 . 

Enwicklung und 
Stand der 
Konzentration 


Bedeutung des Wettbewerbs für die Sicherung der Preisstabili- 
tät betont. 

Die Interdependenz zwischen Ordnungs- und Prozeßpolitik ge- 
winnt besondere Aktualität in einer Zeit anhaltenden kräftigen 
Preis- und Kostenauftriebs, der zahlreiche westliche Industrie- 
staaten veranlaßt hat, das marktwirtschaftliche Prinzip durch 
Maßnahmen der direkten Beeinflussung von Preisen und Löh- 
nen ganz oder teilweise zu suspendieren. Demgegenüber hat 
sich die Bundesregierung für die Bekämpfung der Inflation mit 
marktwirtschaftskonformen Mitteln und damit gegen einen 
Preis- und Lohnstopp ausgesprochen. Der Erfolg der vereinten 
Bemühungen von Bundesregierung und Bundesbank, mit den 
Mitteln der Nachfragesteuerung die Preissteigerungen einzu- 
dämmen, kann jedoch auch durch die zunehmende Vermach- 
tung der Märkte in Frage gestellt werden. Es ist eine empirisch 
belegbare Erkenntnis, daß sich privat administrierte Preise auf 
oligopolistisch strukturierten Märkten, auf denen wesentlicher 
Anbieterwettbewerb fehlt, gegenüber der Anwendung des tra- 
ditionellen konjunkturpolitischen Instrumentariums als resi- 
stent erweisen. Unter diesen Bedingungen kann die Einschrän- 
kung der monetären Gesamtnachfrage im Hinblick auf das Sta- 
bilitätsziel ein wenig geeignetes Mittel sein. Da die Preise auf 
vermachteten Märkten durch einen hohen Grad von Starrheit 
nach unten gekennzeichnet sind und außerdem im Konjunktur- 
verlauf vielfach eine „perverse flexibility" (John M. Blair) 
zeigen — Konstanz im Aufschwung, Anstieg erst bei bereits 
rückläufiger Nachfrage — , führt eine konsequent restriktive 
Geldpolitik hier möglicherweise nur zu einem Rückgang der 
Beschäftigung. Zunehmende Konzentration läßt folglich die so- 
zialen Kosten der Inflationsbekämpfung steigen. Sie kann zu 
einer Beschneidung der Autonomie der staatlichen Instanzen 
im Bereich der Geldpolitik führen, sofern dem Vollbeschäfti- 
gungsziel gegenüber anderen gesamtwirtschaftlichen Zielen 
Priorität eingeräumt wird. 

Die Konzentration kann andererseits auch selbst zum Auslöser 
inflationärer Entwicklungen werden. So ist relative Preisstabi- 
lität selbst bei erfolgreicher außenwirtschaftlicher Absicherung 
nur zu erreichen, wenn es gelingt, kostenbedingte Preissteige- 
rungen in Bereichen ohne nennenswerte Möglichkeiten zur 
Produktivitätssteigerung, also vor allem im Dienstleistungsbe- 
reich, durch Preissenkungen in jenen industriellen Sektoren zu 
kompensieren, die infolge technischer Fortschritte eine über 
den Kostenanstieg hinausgehende Produktivitätssteigerung zu 
verzeichnen haben. Auf hochkonzentrierten Märkten fehlt je- 
doch vielfach der Wettbewerbsdruck, der die Unternehmen ver- 
anlassen könnte, einen Nettoproduktivitätszuwachs in Form 
von Preissenkungen an die Abnehmer ihrer Produkte weiterzu- 
geben. 

Im Berichtsjahr ist der Konzentrationsprozeß auf hohem Niveau 
fortgeschritten. Der Rückgang der Anzahl der nach § 23 ange- 
zeigten Zusammenschlüsse im Jahre 1971 gegenüber dem bis- 
herigen Spitzenjahr 1970 hat sich nicht weiter fortgesetzt; der 
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Konzentrationsprozeß hat sich vielmehr im Jahre 1972 wieder 
beschleunigt. Die folgende Übersicht gibt in zusammengefaßter 
Form die Konzentrationsentwicklung aufgrund der nach § 23 
im Jahre 1972 beim Bundeskartellamt angezeigten Unterneh- 
menszusammenschlüsse im Vergleich zum Vorjahr wieder. 




„Große" Zusammenschlüsse 


Gesamtzahl 

der 

Zusammen- 

schlüsse 


ohne Kreditinstitute 
und Versicherungen 


Gesamtzahl 

Anzahl 

Anteilige 

erworbene 

Bilanzsumme 

in 

Millionen DM 

1971 

220 

69 

49 

2 882,7 

1972 

269 

75 

62 

4 512,1 


Nähere Angaben sind den Tabellen 1 bis 5 am Ende des Ersten 
Abschnittes, S. 53 bis 57 zu entnehmen. Bei den „großen'' Zu- 
sammenschlüssen stehen horizontale Konzentrationsvorgänge 
nach wie vor an der Spitze (Tabelle 5). Es folgen wie in den 
Vorjahren die konglomeraten Verbindungen. Mit einem anteils- 
mäßigen Vordringen dieser Konzentrationsart in absehbarer 
Zukunft muß aber gerechnet werden, wenn eine Eindämmung 
der gegenwärtigen Konzentrationswelle nicht gelingen sollte. 
Auf zahlreichen Märkten ist der Verdichtungsprozeß inzwischen 
so weit fortgeschritten, daß die Möglichkeiten zu weiteren Zu- 
sammenfassungen auf horizontaler Ebene erheblich eingeengt 
sind. 

Die auch im Berichtsjahr vergleichsweise niedrige Zahl ver- 
tikaler Zusammenschlüsse ist nicht zuletzt eine Konsequenz 
der statistischen Definition ®). 

Die Bestimmung des § 23 ermöglicht dem Bundeskartellamt die 
Erfassung einzelner, besonders gravierender Konzentrations- 
vorgänge, jedoch keine Feststellungen zum Gesamtstatus der 
wirtschaftlichen Konzentration. Die einschlägigen Untersuchun- 
gen der Konzentrationsenquete wurden mangels gesetzlicher 
Grundlage nicht weiter fortgesetzt. Aufschlußreich ist deshalb 
eine Auswertung des „Konzentrationsprogramms des Zensus 
im Produzierenden Gewerbe" für 1967 und der Unternehmens- 
erhebung für 1968, welche der Tabelle 6 zu entnehmen ist. Ein 
Zeitvergleich derartig höher aggregierter statistischer Daten 
für 80 ausgewählte Wirtschaftsbereiche dürfte zumindest zur 
Feststellung globaler Entwicklungstendenzen der wirtschaft- 
lichen Konzentration in der Bundesrepublik ausreichen. Die 
Entwicklung der Konzentrationsgrade verläuft danach zwischen 
1962 und 1967 bzw. 1968 durchaus unterschiedlich; in zahlreichen 


Vgl. auch Tätigkeitsbericht 1969 S. 42. Ein horizontaler Zusammenschluß 
wird dann angenommen, wenn die beteiligten Unternehmen unter Ein- 
beziehung bestehender Konzernverbindungen vor dem Zusammenschluß 
für die gleidie Art von Waren oder gewerblichen Leistungen als Anbieter 
oder Nachfrager auftraten, sofern dies nicht nur auf Randgebieten der 
Fall war. 
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Fällen ist eine nennenswerte Erhöhung der Konzentrations- 
grade festzustellen. Methodische Mängel und Unzulänglichkei- 
ten dieses gegenwärtig in der Bundesrepublik allein verfüg- 
baren Untersuchungsmaterials mit einigermaßen umfassendem 
Charakter dürfen jedoch nicht übersehen werden. Sie liegen 
vor allem darin, daß die erfaßten Unternehmen den Wirtschafts- 
bereichen nach dem Schwerpunktprinzip zugeordnet werden, 
eine Erfassung von Konzern- und sonstigen Abhängigkeitsver- 
hältnissen nicht stattfindet und in der Regel keine marktbezo- 
gene Abgrenzung der einzelnen Bereiche vorgenommen ist. Die 
Aussagefähigkeit leidet ferner durch zahlreiche, aus Geheim- 
haltungsgründen erforderliche Anonymisierungen. In Zusam- 
menarbeit mit dem Statistischen Bundesamt soll versucht wer- 
den, wenigstens für die wettbewerbspolitisch relevanten Be- 
reiche bzw. Produkte eine sachgerechte Konzentrationsstatistik 
zu erstellen. 

Die von der Bundesregierung in ihrer Stellungnahme zum 
Tätigkeitsbericht des Bundeskartellamtes für 1971 geäußerte 
Vermutung, daß der im Jahre 1969 mit nahezu 50 v. H. zu be- 
ziffernde Anteil der 100 größten Industriekonzeme in der Bun- 
desrepublik am gesamten Industrieumsatz sich Ende der sieb- 
ziger Jahre bereits auf annähernd 60 v. H. belaufen würde, 
sofern sich die Entwicklung der wirtschaftlichen Konzentration 
im gegenwärtigen Ausmaß fortsetzt, ist durch neue Untersu- 
chungsergebnisse erhärtet worden. Zu erwähnen sind einmal 
die kürzlich veröffentlichten Ergebnisse der Umsatzsteuersta- 
tistik für 1970^). Da der umsatzsteuerliche Untemehmensbe- 
griff im Rahmen der Organschaft enger als die Konzernver- 
mutung des Aktienrechts ist, werden dabei allerdings mehr 
steuerpflichtige Unternehmen ausgewiesen, als es einer wirt- 
/ schaftlichen Betrachtungsweise nach Unternehmensgruppierun- 
gen entsprechen würde. Dieser Nachteil, der zu Fehlinterpreta- 
tionen Anlaß geben kann, fällt weniger ins Gewicht, wenn Zeit- 
vergleiche auf derselben statistischen Grundlage durchgeführt 
werden. Besonders aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang 
ein Vergleich der Ergebnisse der Umsatzsteuerstatistik für die 
Industrie des Jahres 1970 mit jenen des Jahres 1968. Der Ver- 
gleich der steuerbaren Umsätze in den einzelnen Größenklas- 
sen zeigt, daß bis zur Größenklasse „500 000 DM bis unter 
1 Million DM"' Jahresumsatz Umsatzeinbußen zu verzeichnen 
sind, während in allen darüber liegenden Größenklassen sich 
von Stufe zu Stufe steigende Umsatzzuwachsraten ergeben. Am 
weitaus stärksten expandierten in diesem Zweijahresvergleich 
die Umsätze bei den „Umsatzmilliardären"; sie lagen im Jahre 
1970 um 44,7 v. H. über denen des Jahres 1968. 

Außerdem wurden vom Bundeskartellamt für die Jahre 1966 
bis 1972 eine spezielle Untersuchung der nach § 23 angezeigten 
Unternehmenszusammenschlüsse im Hinblick auf die Beteili- 
gung der 100 größten Unternehmen bzw. Konzerne der Bundes- 
republik durchgeführt. Bei diesen handelt es sich um 65 Indu- 


Statistisches Bundesamt, Wiesbaden: Fachserie L, Finanzen und Steuern, 
Reihe 7, Umsatzsteuer (Ergebnisse der Umsatzsteuerstatistik) 1970; er- 
schienen im September 1972. 
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strieunternehmen (einschließlich Versorgungs-, Verkehrs-, 
Dienstleistungs- und Verlagsuntemehmen), 18 Handelsunter- 
nehmen, 14 Kreditinstitute (einschließlich Bausparkassen) sowie 
3 Versicherungsunternehmen®). Die genannten Unternehmen, 
insbesondere solche aus dem Bereich der Industrie und des 
Kreditwesens, waren seit 1966 an 57 v. H. aller nach § 23 ange- 
zeigten Zusammenschlüsse beteiligt. Allein die 20 größten Indu- 
strieunternehmen vereinigten im Durchschnitt der Jahre 1966 
bis 1972 24 v. H., die 5 größten Kreditinstitute weitere 8 v. H. 
aller Zusammenschlüsse auf sich. Mithin entfiel auf 25 Unter- 
nehmen der Bundesrepublik fast ein Drittel aller erfaßten Zu- 
sammenschlußvorgänge. Die Ergebnisse dieser Untersuchung 
sind ein deutliches Indiz für die besondere Konzentrationsak- 
tivität der Großunternehmen. 

Der Erfahrungsaustausch mit der Kommission der EG über die 
bisher von beiden Seiten eingeschlagenen Wege zur Erfassung 
und Darstellung der wirtschaftlichen Konzentration wurde 
intensiviert. 

In Abstimmung mit der Kommission der EG wurde vom Bundes- 
kartellamt für die Jahre 1966 bis 1972 eine Untersuchung der 
nach § 23 angezeigten Unternehmenszusammenschlüsse nach 
rein nationalen und nach zwischenstaatlichen Vorgängen mit 
Inlandswirkung, diese wiederum unterteilt in solche aus dem 
EG-Bereich und aus Drittländern, vorgenommen. Das Ergebnis 
läßt ein eindeutiges Übergewicht von rein nationalen Zusam- 
menschlüssen erkennen. Von den insgesamt 1 135 im Unter- 
suchungszeitraum angezeigten Zusammenschlüssen entfallen 
allein 914 (= 80,5 v. H.) auf diese Gruppe; der Anteil schwankt 
in den einzelnen Jahren zwischen 77,4 v. H. und 88,3 v. H. Der 
durchschnittliche Anteil dieser Gruppe erhöht sich weiter auf 
90 V. H., wenn Konzentrationsvorgänge miteinbezogen werden, 
an denen inländische Tochtergesellschaften von Unternehmen 
aus dem übrigen EG-Bereich oder Drittländern beteiligt sind. 
Andererseits ergibt eine Hinzurechnung dieser Vorgänge zu 
den Ausländsbeteiligungen, daß die direkte und die indirekte 
Beteiligung von Unternehmen aus Drittländern an Zusammen- 
schlüssen mit Inlandswirkung im Jahresdurchschnitt mit 
13,6 V. H. wesentlich über derjenigen aus EG-Ländem mit 
5,9 V. H. liegt. Dieses Ergebnis stimmt im Prinzip mit ver- 
gleichbaren Untersuchungen der Kommission der EG überein ®). 
Es ist vor allem wohl dadurch zu erklären, daß Unternehmen 
aus Drittländern ihre Position innerhalb der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ausbauen. So sind in den vergangenen Jah- 
ren insbesondere amerikanische Unternehmen vorwiegend in 
den Bereichen Elektrotechnik, Maschinenbau, Kraftfahrzeug- 
teile, Chemie sowie Nahrungsmittel als Erwerber aufgetreten. 
Dies sollte jedoch nicht die Tatsache überdecken, daß für die 
anhaltende Konzentration in der deutschen Wirtschaft überwie- 


Entsprechend der Regelung im Regierungsentwurf zur Kartellgesetz- 
novelle wurden für Handelsunternehmen drei Viertel der Umsatzerlöse, 
für Kreditinstitute und Bausparkassen ein Zehntel der Bilanzsumme und 
bei Versicherungsunternehmen die Prämieneinnahmen in Ansatz gebracht. 

®) Erster Bericht über die Entwicklung der Wettbewerbspolitik, Brüssel- 
Luxemburg 1972, S. 186 ff. 
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gend rein inländische Unternehmen verantwortlich sind. Eine 
solche primär nationale Konzentrationsentwicklung dürfte auch 
nicht ohne Auswirkungen auf die weitere Integration des Ge- 
meinsamen Marktes bleiben. 

In diesem Zusammenhang ist auf eine Untersuchung hinzu- 
weisen, die sich mit der Beteiligung ausländischen Kapitals 
an deutschen Kapitalgesellschaften beschäftigt. Von 82 450 in- 
ländischen Kapitalgesellschaften standen Ende 1970 7 212 Un- 
ternehmen unter ausländischem Kapitaleinfluß. Davon war an 
6 003 Kapitalgesellschaften das Ausland mit Mehrheit beteiligt. 
Das Nominalkapital dieser 6 003 Gesellschaften machte 1970 
20 244 Millionen DM bzw. 20,3 v. H. des Nominalkapitals aller 
inländischen Kapitalgesellschaften aus. Der ausländische Anteil 
am Nominalkapital aller Kapitalgesellschaften des jeweiligen 
Wirtschaftszweiges lag besonders hoch in den Wirtschaftsgrup- 
pen Mineralölverarbeitung, Kunststoff-, Gummi- und Asbest- 
verarbeitung, Elektrotechnik sowie in einigen Bereichen des 
Nahrungs- und Genußmittelgewerbes. 

Das unmittelbar vom Ausland gehaltene Beteiligungskapital 
an der Gesamtheit der deutschen Unternehmen ist in der Zeit 
von Ende 1968 bis Ende 1970 um 2 655 Millionen DM gestie- 
gen. Der Anteil der Vereinigten Staaten an diesem Zuwachs 
lag mit 37,5 v. H. und derjenige der damaligen EFTA-Länder 
mit 29,5 V. H. über dem entsprechenden Anteil der EG-Länder 
von 26,7 V. H. Dieses Ergebnis entspricht in der Tendenz den 
aufgrund der Anzeigen nach § 23 durchgeführten Untersuchun- 
gen. 

Das Bundeskartellamt hat bis Ende Dezember 1972 im Aufträge 
des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen zu insgesamt 
103 Anträgen gemäß § 6 b Abs. 1 Satz 2 Ziff. 5 des Einkommen- 
steuergesetzes (EStG) oder § 4 des Gesetzes über steuerliche 
Maßnahmen bei Auslandsinvestitionen der deutschen Wirt- 
schaft (AuslInvG) unter den Gesichtspunkten seines Arbeits- 
bereiches Stellung genommen. Das Schwergewicht der Arbeiten 
lag bei der Beurteilung von Anträgen nach § 6 b Abs. 1 Satz 2 
Ziff. 5 EStG. Die Stellungnahmen des Bundeskartellamtes er- 
gaben in der überwiegenden Anzahl der Vorgänge keine 
gravierenden wettbewerbspolitischen Einwendungen. Das Bun- 
deskartellamt hat Erfahrungen sammeln können, die für seine 
künftige Tätigkeit im Rahmen einer Zusammenschlußkontrolle 
von Wert sein werden. 

Die Erfahrung, die das Bundeskartellamt bei der Prüfung auf 
volkswirtschaftliche Förderungswürdigkeit von Anträgen nach 
§ 6 b EStG und nach § 4 AuslInvG gesammelt hat, lassen es 
zweckmäßig erscheinen, auch Anträge nach § 1 Abs. 4 Investi- 
tionszulagengesetz (InvZulG) unter wettbewerblichen Aspekten 
zu prüfen. Die bisherige Handhabung bei Anträgen nach § 6 b 
EStG zeigt, daß eine Einschaltung des Bundeskartellamtes recht- 
lich möglich ist. In ihrer wirtschaftlichen Bedeutung dürften die 


1®) Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Januar 1972, S. 28 ff. 
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Investitionszulagen nach § 1 Abs. 4 InvZulG den Steuerver- 
günstigungen nach § 6 b EStG nicht nachstehen. 

Im System der Sozialen Marktwirtschaft nimmt der Verbraucher 
eine zentrale Stellung ein. Unter den Voraussetzungen des 
marktwirtschaftlichen Modells steuern die Konsumenten durch 
die Art der Verwendung ihrer Einkommen die Produktion; 
durch den Wettbewerb der Unternehmen untereinander wird 
eine optimale Marktversorgung gewährleistet. 

Die Wirklichkeit sieht anders aus: Auf den meisten Konsum- 
gütermärkten entwickelter Volkswirtschaften befinden sich die 
Anbieter in einer überlegenen Position gegenüber dem Ver- 
braucher: sie sind die aktiven, die Verbraucher nur die reak- 
tiven Tauschpartner. An Stelle von Konsumenten- herrscht viel- 
fach Produzentensouveränität. Die dem Verbraucher verblei- 
bende Wahlfreiheit wird zudem häufig durch Wettbewerbsbe- 
schränkungen und gesteuerte Marktinformationen eingeengt. 
Die Werbung liefert dem Verbraucher gegenwärtig noch zu- 
wenig objektive Produktinformationen. Dieser Informations- 
mangel des Konsumenten verstärkt die Oligopolisierungsten- 
denz zahlreicher Märkte mit den sich daraus ergebenden Konse- 
quenzen wie Beschränkung des Preis- und Qualitätswettbe- 
werbs, Abschließung der Märkte durch hohe Zutrittsschranken 
und Verhaltensabstimmungen der wenigen am Markt befind- 
lichen Unternehmen. 

Angesichts dieser Situation kommt der Stärkung der Stellung 
des Konsumenten entscheidende Bedeutung zu. Diese Stärkung 
kann auf verschiedenen Wegen erfolgen: Zunächst geht es 
darum, die bisherigen Mängel des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen zu beseitigen, um die weitere Vermach- 
tung der Märkte zu verhindern und den Verbraucher wirksamer 
als bisher vor dem Mißbrauch von Marktmacht zu schützen. 
Dies könnte auch dadurch geschehen, daß die Verbraucherver- 
bände in Verfahren vor dem Bundeskartellamt grundsätzlich 
Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. Ferner bedarf die 
Verbraucheraufklärung durch Warentests, preisvergleichende 
Untersuchungen sowie durch Darstellung der Anwendungsmög- 
lichkeiten von Produkten weiteren Ausbaus. Entscheidende 
Bedeutung für die Verbreitung dieser Informationen kommt 
dabei den Massenmedien zu. Schließlich müssen die straf-, ver- 
waltungs- und zivilrechtlichen Vorschriften, die den Verbrau- 
cher vor Täuschung und Übervorteilung schützen sowie seiner 
Sicherheit und Gesundheit dienen, weiter verbessert werden. 

Aus der Erkenntnis des engen sachlichen Zusammenhangs 
zwischen Wettbewerbspolitik als Verbraucherschutzpolitik und 
den anderen Bereichen der Verbraucherpolitik haben andere 
westliche Länder bereits institutioneile Konsequenzen gezogen. 
So gibt es in Japan, Kanada und den Vereinigten Staaten 
bereits Ansätze für eine administrative Zusammenfassung von 
Wettbewerbs- und Verbraucherpolitik. Auch die englische Re- 
gierung hat im November 1972 dem Unterhaus einen Gesetz- 
entwurf vorgelegt, mit dem im Rahmen der Wettbewerbs- 
behörde eine neue Institution zum Schutz des Verbrauchers 
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(„Consumer Protection Advisory Committee") geschaffen wer- 
den soll, der erhebliche Bedeutung bei der Anwendung des 
Kartellgesetzes zukommt. 

Wenn auch nicht zu verkennen ist, daß gerade in den letzten 
beiden Jahren in der Bundesrepublik beachtliche Anstrengun- 
gen in der staatlichen Verbraudierpolitik unternommen worden 
sind (z. B. Veröffentlichung und Fortsdireibung des „Verbrau- 
cherberichts" sowie finanzielle Unterstützung preisvergleidien- 
der Untersuchungen für höherwertige Konsumgüter durch die 
Bundesregierung), so bedarf doch dieser Bereich künftig noch 
stärkerer Berücksichtigung und Förderung. 

6 . Seit Inkrafttreten des GWB wurden aufgrund der Ausnahme- 
*^En^*lc^king^de^ regelungen der §§ 2 bis 8 für 465 Kartelle Verträge angemeldet 
Kartelle seit 1958 bzw. die Erlaubnis beantragt. 327 Vereinbarungen sind wirk- 
sam geworden. Davon waren am 31. Dezember 1972 noch 221 in 
Kraft. (Nähere Einzelheiten sind den Tabellen 7 und 8 am Ende 
des Ersten Abschnitts zu entnehmen.) Bis 1970 stieg die Zahl 
der in Kraft befindlichen Kartelle kontinuierlich an. Seit 1971 
ist sie rückläufig. Die obengenannten 221 Kartelle sind mit der 
Gesamtzahl der in der Bundesrepublik praktizierten Kartelle 
nicht identisch, weil über die Zahl der Kartelle in den Aus- 
nahmebereichen (Verkehrswirtschaft, Landwirtschaft, Kredit- 
institute, Versicherungen sowie Versorgungsunternehmen) 
Statistiken nicht vorhanden sind. 

Der zahlenmäßige Rückgang der klassischen Industriekartelle 
berechtigt allein noch nicht zu dem Schluß, das Ausmaß der 
Wettbewerbsbeschränkungen habe sich verringert. Lediglich 
Art und Weise, wie auch ohne Kartellvertrag im herkömmlichen 
Sinn das Marktverhalten koordiniert werden kann, haben sich 
verändert (Tätigkeitsbericht 1970 S. 10 f.). Lücken im Gesetz 
verleiten zu Kooperationsformen im sogenannten kartellfreien 
Raum und zur Abstimmung des Marktverhaltens. 

Von den wirksam gewordenen Kartellen entfällt der größte 
Teil (94) auf Exportregelungen nach § 6 Abs. 1, gefolgt von 
den Spezialisierungskartellen nach § 5a (71), den reinen Kon- 
ditionenkartellen nach § 2 (45), den reinen Rabattkartellen nach 
§ 3 (30) sowie den Rabattkartellen mit Konditionenregelungen 
nach §§ 2 und 3 (17). 

Konditionenkartelle (§ 2); Von den 45 wirksam gewordenen 
Vereinbarungen waren Ende 1972 noch 44 in Kraft. 1960 er- 
reichte der Zugang mit 14 Neuanmeldungen einen Höhepunkt. 
Seitdem hat sich die Zahl der neu angemeldeten Verträge ver- 
ringert. Konditionenkartelle sind überwiegend im Bereich der 
Textil- und Bekleidungsindustrie anzutreffen. Die nach § 2 
Abs. 2 erforderliche Stellungnahme der Lieferanten und Ab- 
nehmer bietet die Garantie dafür, daß die Angemessenheit der 
Wettbewerbsbeschränkung gegenüber den Vorteilen der Ver- 
einheitlichung der Geschäftsbedingungen gewahrt bleibt. Das 
Bundeskartellamt hat im Laufe seiner Entscheidungspraxis Be- 
denken gegen einzelne Konditionenkartelle hauptsächlich des- 
halb erhoben, weil sich Regelungen auf Preise oder Preisbe- 
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standteile bezogen. In den meisten Fällen wurden solche Ver- 
träge entsprechend geändert oder zurückgenommen. In Anleh- 
nung an die Rechtsprechung der ordentlichen Gerichte (§§ 242 
und 315 BGB) wird vom Bundeskartellamt, vor allem bei der 
Vereinbarung einer Vielzahl von Konditionen, auch die Aus- 
gewogenheit der einzelnen Konditionen geprüft. 

Rabattkartelle (§ 3): Von den 47 seit 1958 wirksam geworde- 
nen Rabattkartellen (reine Rabattkartelle sowie solche mit 
Konditionenvereinbarungen nach § 2) waren am Ende des Be- 
richtszeitraums noch 32 in Kraft. Besondere Bedeutung kommt 
den Gesamtumsatzrabattkartellen zu, von denen 33 wirksam 
geworden und 24 noch in Kraft sind. Funktionsrabatte und 
einfache Mengenrabatte spielen nur noch in Verbindung mit 
anderen Rabatten (Gesamtumsatz-, Gesamtmengen- und sonsti- 
gen Rabatten) oder in Verbindung mit Konditionenvereinba- 
rungen eine Rolle, obwohl gerade sie der Anlaß zu intensiven 
Diskussionen im Wirtschaftspolitischen Ausschuß gewesen sind. 
Die wesentliche Ursache dafür, daß die überwiegende Anzahl 
der Rabattkartelle die Gewährung von Gesamtumsatzrabatten 
betrifft, ist die besondere Eignung dieses Kartelltyps, als Instru- 
ment zur Beschränkung des Wettbewerbs auf oligopolistischen 
Märkten für weitgehend homogene Waren (Kraftfahrzeugrei- 
fen, Keilriemen, Glühlampen, Zigaretten) zu dienen. Demgegen- 
über ist es auf Märkten mit einer größeren Zahl von Unter- 
nehmen schwieriger, Rabattbeschlüsse durchzusetzen, wenn der 
Markt weniger kontrollierbarer Bewegungen der Bruttopreise 
erzwingt. 

Strukturkrisenkartelle (§ 4): Seit 1958 wurde zwar für vier 
Verträge dieser Kartellart die Erlaubnis beantragt. Die Er- 
laubniserteilung scheiterte jedoch hauptsächlich an den Män- 
geln der planmäßigen Anpassung der Produktionskapazitäten 
an den Bedarf. Obwohl in solchen Fällen die Kapazitäten nicht 
ausgelastet waren, gelang es den davon betroffenen Unter- 
nehmen kaum, sich gemeinschaftlich auf einen Kapazitätsab- 
bauplan zu einigen. 

Normen- und Typenkontrolle (§ 5 Abs. 1): Die in den Jahren 
1958 bis 1972 wirksam gewordenen acht Normen- und Typen- 
kartelle waren Ende 1972 noch in Kraft. Obgleich man die 
Legalisierung dieser Kartellform im Rahmen der Novellierung 
des Kartellgesetzes von 1965 durch den Übergang zum reinen 
Anmeldeverfahren vereinfachte, wurden seit 1966 nur vier Ver- 
einbarungen dieser Art angemeldet. Auch von der auf aus- 
drücklichen Wunsch der Wirtschaft 1965 geschaffenen Möglich- 
keit, Normen- und Typenempfehlungen durch Anmeldung beim 
Bundeskartellamt zu legalisieren (§ 38 Abs. 3), wurde wenig 
Gebrauch gemacht. Seit Januar 1966 sind nur sieben solcher 
Empfehlungen angemeldet worden. 

Rationalisierungskartelle (§ 5 Abs. 2): Von den 17 wirksam 
gewordenen Rationalisierungskartellen weist die statistische 
Übersicht nur noch drei aus. Die geringe Zahl der noch ver- 
bliebenen Kartelle dieser Art zeigt, daß wegen der Möglich- 
keit, Spezialisierungskartelle nach § 5 a zu legalisieren, § 5 
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Abs. 2 als selbständige Erlaubnisnorm an Bedeutung verloren 
hat. 

Höherstufige Rationalisierungskartelle (Syndikate, § 5 Abs. 2 
und 3): Für insgesamt 73 Kartelle wurde seit 1958 die Erlaub- 
nis beantragt, von denen insgesamt 29 wirksam wurden. Davon 
sind 14 noch in Kraft, 12 allein im Bereich Steine und Erden. 
Die Freistellungsmöglichkeit für Syndikate ist wettbewerbs- 
politisch nach wie vor umstritten. Die Frage, ob der Rationali- 
sierungserfolg in einem angemessenen Verhältnis zu der mit 
der Syndizierung verbundenen Wettbewerbsbeschränkung 
steht, ist vor allem dann nicht eindeutig zu beantworten, wenn 
man davon ausgeht, daß es grundsätzlich der wirksame Wett- 
bewerb ist, der auf Dauer eine optimale Rationalieierung ge- 
währleistet. Wettbewerbsbeschränkungen widersprechen der 
Forderung nach größtmöglicher Rationalisierung. So sinnvoll 
ein „bilan economique" auch sein mag, so schwierig erweist 
sich jedoch die Quantifizierung der Vor- und Nachteile einer 
Wettbewerbsbeschränkung im konkreten Fall. 

Spezialisierungskartelle (§ 5 a): Seit Einführung des § 5 a im 
Jahre 1965 wurden insgesamt 81 Verträge angemeldet. 71 Spe- 
zialisierungskartelle wurden wirksam, davon 26 mit Abreden 
der in § 5 Abs. 2 oder 3 bezeichneten Art. Ende 1972 waren 
noch 51 Spezialisierungskartelle, davon 23 mit Nebenabreden, 
in Kraft. Dieser Kartelltyp findet sich überwiegend in den 
Wirtschaftszweigen Textilien, Maschinenbau und Elektroindu- 
strie. Die mit der Novellierung im Jahre 1965 eingeführten 
Erleichterungen sind in erster Linie dazu bestimmt, mittleren 
und kleinen Unternehmen die Möglichkeit der leistungsstei- 
gemden Kooperation durch Spezialisierung zu eröffnen. Die- 
sem Ziel wird nur entsprochen, wenn keine Gruppe im Ver- 
hältnis zu den übrigen Wettbewerbern ein Übergewicht er- 
langt, das ihr die Stellung eines Marktführers einräumt. Nur 
dann bleibt auch für die übrigen Wettbewerber eine Chance, 
sich selbst in gleichen Rationalisierungskooperationen zu for- 
mieren und die mit § 5 a bezweckte Mittelstandsförderung in 
Anspruch zu nehmen, ohne daß dadurch der wesentliche Wett- 
bewerb auf dem Markt beseitigt wird. Bei der Bildung von 
Spezialisierungskartellen mit zentralem Vertrieb wird darauf 
geachtet, daß der Markt nicht die Form eines engen Oligopols 
annimmt. 

Exportkartelle (§ 6): Von den 94 nach § 6 Abs. 1 und von den 
11 nach § 6 Abs. 2 wirksam gewordenen Exportkartellen sind 
noch 64 bzw. fünf in Kraft. Die Exportkartelle nach § 6 Abs. 1 
sind weitgestreut über die verschiedenen Branchen. Gewisse 
Schwerpunkte finden sich in den Bereichen Elektrotechnik, 
Maschinenbau und chemische Erzeugnisse (anorganische Che- 
mie, Chemikalien und Grundstoffe). Exportkartelle nach § 6 
Abs. 2 bestehen in den Wirtschaftszweigen Steine und Erden, 
NE-Metalle und -Metallhalbzeug, Ziehereien, Kaltwalzwerke 
und Stahlverformung, Mineralfarben und Teerfarbstoffe sowie 
chemisch-technische Erzeugnisse, über die allgemeine Proble- 
matik, ob und in welcher Weise durch Kartellvereinbarungen 
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die Ausfuhr gesichert und gefördert werden kann, sowie über 
die Entwicklung der Rechtsprechung hat sich das Bundeskar- 
tellamt wiederholt geäußert {Tätigkeitsberichte 1970 S. 19 ff., 
1971 S. 18). Es hat sich gezeigt, daß legalisierte Exportkartelle 
als organisatorischer Kern für stillschweigende illegale Ver- 
einbarungen und auch der Verständigung internationaler Kar- 
telle untereinander dienen. In mehreren Fällen sind deshalb 
Ermittlungen durchgeführt und Geldbußen verhängt worden. 

Importkartelle (§ 7) haben für die Wirtschaft der Bundesrepu- 
blik keinerlei Bedeutung. Von den zwei vom Bundeskartell- 
amt seit 1958 genehmigten Kartellen ist keines mehr in Kraft. 

Sonderkartelle (§ 8): Bis Ende 1972 waren fünf Anträge für 
eine Erlaubnis bei dem Bundesminister für Wirtschaft gestellt 
worden. Von diesen Anträgen sind bislang nur das kurzlebige 
Kohle-Öl-Kartell von 1959, das unter jedem Aspekt proble- 
matische Mühlenkartell und die Vereinbarung über die Be- 
schränkung der Fernsehwerbung für Zigaretten wirksam ge- 
worden. Die geringe quantitative Bedeutung dieser Kartelle 
ist durch die Fassung des § 8 bedingt, der nur für besondere 
Ausnahmefälle vorgesehen ist, in denen ein ganz konkretes 
öffentliches Interesse das allgemeine Interesse an der Auf- 
rechterhaltung des Wettbewerbs erheblich übersteigt. 

Das Bundeskartellamt hat im Berichtsjahr seine Ermittlungs- 
tätigkeit erheblich intensiviert. Wie bereits in den beiden letz- 
ten Jahren ergaben sich zunehmend Verdachtsmomente auf 
Kartellabsprachen in einer Reihe von Wirtschaftszweigen. Die 
Tätigkeit des Bundeskartellamtes mußte sich daher zunehmend 
auf Verfahren in Bußgeldsachen verlagern, während seine Inan- 
spruchnahme durch Verfahren in Verwaltungssachen, die An- 
meldungen von Kartellen und Erlaubnisanträge zum Gegen- 
stand haben, zurück'gegangen ist. Bei den Ermittlungen hat sich 
gezeigt, daß Beweismittel, die den strafprozessualen Anforde- 
rungen für den Erlaß eines Bußgeldbescheides genügen, gerade 
bei schwerwiegenden kartellrechtlichen Verstößen nur sicher- 
gestellt werden können, wenn das Bundeskartellamt, das nach 
§ 46 Abs. 2 OWiG die Rechte und Pflichten der Staatsanwalt- 
schaft hat, von diesen Befugnissen in vollem Umfang, also auch 
von dem Durchsuchungs- und Beschlagnahmerecht, Gebrauch 
macht. Diese Untersuchungen müssen häufig mit Unterstützung 
der Kriminalpolizei und gleichzeitig an verschiedenen Orten 
bei Unternehmen, Unternehmensangehörigen und Verbänden 
durchgeführt werden. Die Erfolge der Intensivierung der Ermitt- 
lungsarbeit waren beachtlich. Sie kommen in diesem Tätigkeits- 
bericht noch nicht in vollem Umfang zum Ausdruck, weil über, 
die einzelnen Verfahren, soweit sie nicht abgeschlossen sind, 
nicht berichtet werden kann. 

Bei der Aufklärung von Fällen, in denen sich aus dem gleich- 
förmigen Verhalten von Unternehmen auf dem Markt, vor 
allem durch die Art und Weise vorgenommener oder ange- 
kündigter Preiserhöhungen der Verdacht von Absprachen er- 
gab, hat sich erneut gezeigt, daß insbesondere auf oligopolisti- 
schen Märkten der Abschluß von Kartellverträgen im Sinne von 
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§ 1 in vielen Fällen nicht nachzuweisen ist. Häufig reicht ein ab- 
gestimmtes Verhalten für die erstrebte Wettbewerbsbeschrän- 
kung aus, ohne daß es dafür noch einer vertraglichen Einigung 
bedarf. Ein Verbot der Wettbewerbsbeschränkung durch abge- 
stimmtes Verhalten ist nicht nur im Sinne einer konsequenten 
Wettbewerbspolitik, sondern auch rechtspolitisch notwendig. 

Durch die Teerfarben-Urteile des Europäischen Gerichtshofs 
vom 14. Juli 1972 (Fünfter Abschnitt Ziffer 6 a) ist die Diskre- 
panz zwischen dem deutschen Kartellverbot (§§ 1, 38 Abs. 1 
Nr. 1) und dem Kartellverbot des EWG-Vertrags (Artikel 85 
EWGV) besonders deutlich geworden. Während Kammergericht 
und Bundesgerichtshof im Zusammenhang mit der von den 
europäischen Teerfarbenherstellern im Jahre 1967 vorgenom- 
menen Preiserhöhung einen Verstoß gegen §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 
verneint haben, weil eine vertragliche Einigung nicht nachge- 
wiesen worden sei (Tätigkeitsbericht 1969 S. 72, 1970 S, 66), 
hat der Europäische Gerichtshof eine nach Artikel 85 EWGV 
verbotene aufeinander abgestimmte Verhaltensweise bejaht. 
Aus den Urteilsgründen ergibt sich, daß das Ergebnis sowohl 
auf Unterschieden des materiellen Rechts als auch auf unter- 
schiedlichen Beweisanforderungen beruht. Der Bundesgerichts- 
hof sieht einen von §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 erfaßten Kartellvertrag 
nur dann als gegeben an, wenn eine durch Angebot und An- 
nahme herbeigeführte Willensübereinstimmung (Einigung) der 
Beteiligten vorliegt, wobei die allgemeinen Regeln des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs über das Zustandekommen von Verträ- 
gen (§§ 145 ff. BGB) „uneingeschränkt" anwendbar seien. Dem- 
gegenüber besteht nach dem Urteil des Europäischen Gerichts- 
hofs das Charakteristische einer verbotenen aufeinander abge- 
stimmten Verhaltensweise darin, daß Unternehmen in irgend- 
einer Weise Zusammenwirken, „um für eine Preiserhöhung ein 
koordiniertes Vorgehen festzulegen und den Erfolg dieser Er- 
höhung dadurch zu sichern, daß im voraus hinsichtlich der we- 
sentlichen Faktoren dieses Vorgehens — wie Steigerungssätze, 
Gegenstand, Zeitpunkt und Ort der Preiserhöhungen — jede 
Unsicherheit über das wechselseitige Verhalten beseitigt wird". 
Diese Unsicherheit sei im vorliegenden Fall dadurch ausge- 
schaltet worden, daß die Unternehmen, von denen die Initiative 
ausging, ihre Erhöhungsabsichten jeweils einige Zeit vor der 
Verwirklichung ankündigten und damit den Konkurrenten 
Gelegenheit gaben, ihre wechselseitigen Reaktionen auf den 
einzelnen Märkten zu beobachten und sich diesen Reaktionen 
anzupassen. Daß die im Anschluß an die Vorankündigungen 
vorgenommenen parallelen Preiserhöhungen der Unternehmen 
kein autonomes, sondern ein abgestimmtes Marktverhalten 
waren, begründet der Europäische Gerichtshof mit einem Indi- 
zienbeweis. Dabei sieht er in einem Parallelverhalten dann ein 
wichtiges Indiz für eine abgestimmte Verhaltensweise, wenn es 
„zu Wettbewerbsbedingungen führt, die im Hinblick auf die 
Art der Waren, die Bedeutung und Anzahl der beteiligten 
Unternehmen sowie den Umfang des in Betracht kommenden 
Marktes nicht den normalen Marktbedingungen entsprechen". 
Im vorliegenden Fall lasse sich „schwerlich annehmen, daß ein 
solches Parallelverhalten hinsichtlich des Zeitpunktes, der be- 


16 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/986 


troffenen nationalen Märkte und des betroffenen Warensorti- 
ments ohne vorherige Abstimmung zustande kommen konnte". 

Für die Anwendung eines in das GWB aufzunehmenden Ver- 
bots des abgestimmten Verhaltens wird diese Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs eine wichtige Orientierung sein. 
Dies gilt insbesondere für die Abgrenzung des hinzunehmenden 
Parallel Verhaltens vom aufeinander abgestimmten Verhalten. 

Das Bundeskartellamt hat in den vergangenen Jahren wieder- 
holt auf die wettbewerbspolitische und kartellrechtliche Proble- 
matik von Preismeldeverfahren aufmerksam gemacht (Tätig- 
keitsberichte 1969 S. 16 ff., 1970 S. 16 f., S. 64 f., 1971 S. 13 ff.). 
Das Kammergericht hat im Berichtsjahr durch den Beschluß vom 
24. März (WuW/E OLG 1253) im Falle Aluminiumtuben (Tätig- 
keitsbericht 1971 S. 67) und das Urteil vom 3. November (Kart 
2/72) im Falle Aluminiumhalbzeug (Tätigkeitsbericht 1971 S. 55) 
eine erste gerichtliche Klärung über die Anwendbarkeit des § 1 
auf Verträge über die Errichtung und Durchführung von Preis- 
meldestellen herbeigeführt. In Übereinstimmung mit dem Bun- 
deskartellamt sieht das Kammergericht die Verpflichtung von 
Unternehmen, Vertragsangebote und/oder abgeschlossene Ge- 
schäftsvorfälle mit allen Einzelheiten, insbesondere unter Nen- 
nung der jeweils geforderten oder vereinbarten Preise, Rabatte 
und Geschäftsbedingungen sowie des Lieferanten und Kunden, 
einer gemeinsamen Preismeldestelle mitzuteilen, die diese An- 
gaben auf Anfrage anderen Beteiligten bekanntgibt, als Verstoß 
gegen § 1 an. Während das Kammergericht dies im Falle Alu- 
miniumtuben zunächst nur für die Meldung von Vertragsange- 
boten ausgesprochen hatte, hat es diese Beurteilung im Alu- 
miniumhalbzeugfall auch auf die Meldung abgeschlossener Ge- 
schäfte erstreckt. Die „Beschränkung des Wettbewerbs" im 
Sinne des § 1 sieht das Kammergericht in beiden Fällen in dem 
mit der Bekanntgabe von Einzelheiten über die individuelle 
Preis- und Rabattgestaltung au Konkurrenten notwendiger- 
weise verbundenen Verzicht auf „Geheimwettbewerb", den es 
als eine „übliche Form des verstoßenden Wettbewerbs" be- 
zeichnet. Da nach seiner Ansicht bereits hierin eine Beschrän- 
kung der wettbewerblichen Handlungsfreiheit der beteiligten 
Unternehmen liegt, sei eine unmittelbare Beschränkung der 
Handlungsfreiheit hinsichtlich der Preise, Rabatte usw. nicht 
erforderlich. Das Kammergericht hat sich auch mit dem Ein- 
wand der Betroffenen befaßt, § 1 sei auf Marktinformations- 
verfahren nicht anwendbar, weil die Vertragsteilnehmer weder 
ausdrücklich noch stillschweigend irgendwelche Verpflichtun- 
gen hinsichtlich der Preisgestaltung übernehmen. Es führt aus, 
im Schrittum werde zwar überwiegend die Meinung vertreten, 
„§ 1 GWB gelte nur für Verträge, die eine Verpflichtung zur 
Wettbewerbsbeschränkung enthalten" („Gegenstandstheorie"). 
Zur Begründung hierfür werde im wesentlichen auf einen Be- 
richt des Wirtschaftspolitischen Ausschusses über seine Sitzung 
vom 26. September 1956 im Zusammenhang mit der Erörterung 
des Problems der Genossenschaften verwiesen. Dem Kammer- 
gericht erscheint es jedoch zweifelhaft, ob aus den Gesetzes- 
materialien so weitgehende Schlußfolgerungen gezogen wer- 
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den können. Der Verzicht auf „Geheim Wettbewerb“ vermin- 
dert nach Auffassung des Kammergerichts die Intensität des 
Wettbewerbs und erschwert seine Durchführung. Dabei wird 
das Vorliegen oligopolistischer Marktverhältnisse, eines be- 
herrschenden Marktanteils der am Meldesystem Beteiligten so- 
wie eines hohen Anteils der Auskunftsersuchen an den der 
Meldestelle gegenüber abgegebenen Meldungen nicht als aus- 
schlaggebend angesehen. Im Falle Aluminiumtuben hat das 
Kammergericht ausdrücklich festgestellt, daß der betreffende 
Markt mit 29 Anbietern seiner Struktur nach' (noch) nicht oli- 
gopolistisch sei. Im Falle Aluminiumhalbzeug hat es betont, 
daß auch dann, wenn der Marktanteil der Vertragsbeteiligten 
nur rund 31 v. H. beträgt und die Auskunftsersuchen im Jah- 
resdurchschnitt nur 9 V. H. der Meldungen ausmachen, eine 
Wettbewerbsbeschränkung zu bejahen sei. Wegen der sich aus 
einem solchen Meldesystem ergebenden Wettbewerbsdämp- 
fung auf die Nachfrageseite liegt nach Auffassung des Kam- 
mergerichts auch die Eignung zur Beeinflussung der Markt- 
verhältnisse vor. Als unerheblich für die Anwendung des § 1 
auf Preismeldeverträge sieht das Kammergericht ein Sinken 
der Erlöse trotz steigender Kosten und festgestellte Preis- 
schwankungen für die Vertragserzeugnisse an. Die Zielsetzung 
der Abwehr täuschender Ausspielungen seitens der Abnehmer 
hält es allenfalls im 'Rahmen des § 8 für berücksichtigungs- 
fähig. Schließlich ist nach Auffassung des Kammergerichts der 
für das Vorliegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 38 Abs. 1 
Nr. 1 erforderliche Vorsatz jedenfalls von dem Zeitpunkt ab 
gegeben, in dem den Betroffenen eine Abmahnung des Bun- 
deskartellamtes unter ausführlicher Darlegung der Gründe, 
weshalb der Vertrag gegen § 1 verstößt, zugegangen ist. Das 
gelte für die Betroffenen im Falle Aluminiumhalbzeug in er- 
höhtem Maße, nachdem ihnen über ihren Bevollmächtigten die 
ältere Entscheidung im Falle Tuben bekanntgeworden sei. 

Eine Reihe anderer Verfahren zur rechtlichen und wirtschaft- 
lichen Prüfung von Preismeldeverträgen konnte eingestellt 
werden, da die Betroffenen die Vereinbarungen aufgehoben 
und die Meldepraxis beendet oder Vertrag und Praxis zumin- 
dest soweit eingeschränkt haben, daß die Verfolgung bis zur 
weiteren gerichtlichen Klärung der Problematik ausgesetzt 
werden konnte (z. B. Armaturen, Folien, Kronenkorken, Metall- 
kurzwaren — Zweiter Abschnitt Ziffern 32/5, 38/5, 38/3, 38/4). 

Uber die bisher schon eingeleiteten Ermittlungsverfahren hin- 
aus besteht der Verdacht, daß auf weiteren Märkten homoge- 
ner industrieller Massengüter Marktinformationsverträge prak- 
tiziert werden. Dieser Bereich wettbewerbsbeschränkenden 
Verhaltens wird daher auch im Jahre 1973 einer der Schwer- 
punkte der Tätigkeit des Bundeskartellamtes bleiben. 

Mit der Verhängung eines Bußgeldes von insgesamt 928 000 DM 
gegen acht Unternehmen der süddeutschen Zementindustrie 
und achtzehn Vorstandsmitglieder bzw. geschäftsführende Ge- 
sellschafter hat das Bundeskartellamt die Praktizierung eines 
nach § 1 unwirksamen Quotenkartells geahndet. Die süddeut- 
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sdie Zementindustrie war jahrzehntelang zu einem Kartell mit 
strenger Bindung an Quoten, Preise und Konditionen zusam-. 
mengeschlossen. Als die Weiterführung dieses Kartells nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges untersagt und ein Antrag auf 
Erlaubnis für ein Verkaufssyndikat 1961 vom Bundeskartellamt 
abgelehnt wurde, vereinbarten die süddeutschen Zementher- 
steller 1967 ein Melde verfahren und errichteten darüber hin- 
aus drei gemeinsame Verkaufsstellen (Agenturverträge), über 
die sie in der Folgezeit einen Teil ihrer Produktion absetzten. 
Diese dem Bundeskartellamt seinerzeit zur Kenntnis gebrach- 
ten Verträge waren so abgefaßt, daß für ein Einschreiten kein 
Anlaß gegeben erschien. Das Marktverhalten der beteiligten 
Unternehmen ließ jedoch den Verdacht entstehen, daß über 
diese Vereinbarungen hinaus wettbewerbsbeschränkende Ab- 
reden getroffen sein mußten. Eine im Zuge der Ermittlungen 
an mehreren Stellen gleichzeitig durchgeführte Durchsuchungs- 
und Beschlagnahmeaktion führte zur Sicherstellung von Unter- 
lagen, die den Verdacht bestätigten. Obwohl ein schriftlicher 
Kartellvertrag nicht aufgefunden wurde, konnte den sicher- 
gestellten Unterlagen entnommen werden, daß das Meldevev- 
fahren sowie die Agenturverträge Bestandteile eines die 
Marktanteile bis auf drei Stellen hinter dem Komma festlegen- 
den Quotenkartells waren. Zur Überwachung und Einhaltung 
der vereinbarten Marktanteile dienten das als Meldestelle ein- 
gesetzte größte der beteiligten Unternehmen sowie ein Ver- 
kaufsausschuß, dem die Verkaufsleiter der betroffenen Unter- 
nehmen und der gemeinsamen Verkaufsagentur angehörten. 
Ein Vergleich der Zementverkäufe mit den vereinbarten Quo- 
ten in der Zeit von 1968 bis 1971 ergab eine nahezu vollstän- 
dige Übereinstimmung, die nach Auffassung des Bundeskartell- 
amtes bei der gegebenen Marktkonstellation nicht auf Zufällig- 
keiten beruhen, sondern nur das Ergebnis einer wettbewerb- 
beschränkenden Vereinbarung sein kann. In Anbetracht ihrer 
Auswirkungen und unter Berücksichtigung dessen, daß ein 
Quotenkartell eine sehr schwerwiegende Wettbewerbsbe- 
schränkung darstellt, wurde die Ordnungswidrigkeit (§ 38 
Abs. 1 Nr. 1) gegenüber einigen Betroffenen mit der zulässigen 
Höchststrafe geahndet. Der zunächst von den Betroffenen ein- 
gelegte Einspruch wurde zurückgenommen. Der Bußgeld- 
bescheid ist damit unanfechtbar. Ebenfalls unanfechtbar gewor- 
den ist der in einem Parallelverfahren gegen acht süddeutsche 
Zementhersteller des Verkaufsbereichs Bayern verhängte Buß- 
geldbescheid über insgesamt 300 000 DM. 

Das Bundeskartellamt hat die Ermittlungsergebnisse in diesen 
Bußgeldverfahren zum Anlaß genommen, die gemeinsamen 
Agenturverträge sowie das Meldeverfahren einer erneuten kar- 
tellrechtlichen Prüfung zu unterziehen, um derartige wettbe- 
werbbeschränkende Praktiken zukünftig auszuschließen. So 
wurden die Bestimmungen über eine zentrale Fakturierung 
und Frachtabrechnung, über die Festlegung und Überwachung 
von Kundenkrediten und das zentrale Inkasso durch die Agen- 
turen sowie über die Umlage der im Wettbewerb von der 
Agentur eingeräumten Preis- und Konditionenzugeständnisse 
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auf alle Gesellschafter in den Gesellschaftsverträgen der Agen- 
turen suspendiert. Ferner wurde der Begriff der Lieferricht- 
werte in dem Sinne konkretisiert, daß die einzelnen Gesell- 
schafter bei der Andienung von größeren Mengen von Zement, 
als die Agentur absetzen kann, nur einen Anspruch auf Be- 
rücksichtigung im Verhältnis zu ihren Kapitalanteilen an der 
Agentur haben. Schließlich wurde sichergestellt, daß sich die 
süddeutschen Zementhersteller künftig einer „neutralen" 
Meldestelle bedienen und die Rückmeldungen keine Schlüsse 
auf Einzelgeschäfte und insbesondere keine Identifikation ein- 
zelner Abnehmer ermöglichen. 

11 . Nach mehrjährigen Ermittlungen sind gegen neun Unterneh- 
Chemlefasern Ynen der chemischen Industrie wegen ordnungswidriger Kar- 
tellabsprachen auf nationalen und internationalen Märkten 
Geldbußen von insgesamt 48,85 Millionen DM verhängt wor- 
den. Die Absprachen wurden zum Teil unter dem Deckmantel 
legalisierter Verträge oder kartellfreier Kooperationen durch- 
geführt. Die Geldbußen wurden aufgrund des durch die Zu- 
widerhandlung erzielten Mehrerlösses festgesetzt (Zweiter Ab- 
schnitt Ziffer 40/7). Die Betroffenen haben gegen die Entschei- 
dung Einspruch eingelegt. 

12. Gegen zwei Hersteller von Fußbodenbelägen hat das Kammer- 

Entscheldung^dTs wegen wettbewerbbeschränkender Absprachen mit Ur- 

Kammergerichts teil vom 28. November 1972 Geldbußen in Höhe von insgesamt 
1 009 500 DM, davon 810 000 DM und 134 500 DM gegen die 
betroffenen Unternehmen, verhängt. Es hat damit erstmals die 
Geldbußen nach dem Mehrerlös bemessen. Nach § 38 Abs. 4 
kann eine Geldbuße über 100 000 DM hinaus bis zum Drei- 
fachen des durch die Zuwiderhandlung erzielten Mehrerlöses 
betragen. Diese Möglichkeit hat — so das Kammergericht — 
der Gesetzgeber eingeführt, „damit stets ein den Gegebenhei- 
ten des betreffenden Falles angemessenes Bußgeld verhängt 
werden kann, das insbesondere bei schwerwiegenden Verstö- 
ßen auch für große, kapitalkräftige Unternehmen fühlbar ist" 
und um sicherzustellen, „daß der Täter keinen Vorteil aus seiner 
Zuwiderhandlung behält". Die Geldbuße war in der verhäng- 
ten Höhe auch notwendig, „um den Betroffenen fühlbar und 
nachhaltig vor Augen zu führen, daß es sich bei solchen Ver- 
letzungen des Kartellgesetzes nicht um , Kavaliersdelikte', son- 
dern um gefährliche Verletzungen der Rechtsordnung handelt". 
Die Betroffenen haben die Ordnungswidrigkeiten vorsätzlich 
begangen, da sie „als erfahrene Kaufleute in wichtigen Füh- 
rungspositionen . . . zehn Jahre nach Inkrafttreten des Kartell- 
gesetzes, das in der Öffentlichkeit, insbesondere in der ein- 
schlägigen Wirtschaftspresse, ständig diskutiert worden ist, mit 
Sicherheit erkannt haben, daß sie durch den Abschluß und die 
— mindestens teilweise — Verwirklichung von Preis-, Quoten- 
und Rabattabsprachen und von Lieferabkommen mit Produk- 
tionsbeschränkung und Ausschließlichkeitsbindungen gegen 
dieses Gesetz verstoßen haben". 

Das Kammergericht ist dem Bußgeldbescheid des Bundeskar- 
tellamtes (Tätigkeitsbericht 1971 S. 70) insofern gefolgt, als es 
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die Betroffenen wegen aller dort dargelegten Ordnungswidrig- 
keiten verurteilt hat. Dies gilt nicht nur für die den Inlands- 
markt betreffenden Produktions-, Quoten-, Preis- und Rabatt- 
absprachen, sondern auch für die Praktizierung nicht angemel- 
deter Exp ortabsp rachen. Das Kammergericht vertritt zu der 
wegen der Entscheidung im Fall „ölfeldrohre" (Tätigkeits- 
bericht 1971 S. 18) bedeutsamen Frage der Inlandswirkungen 
von Exportabsprachen die Auffassung, daß die Beschränkungen 
der Preisgestaltung auf Exportmärkten „eine Verminderung 
des Linoleumabsatzes des gebundenen Unternehmens und da- 
mit des Grades der inländischen Kapazitätsauslastung bewir- 
ken. Dadurch werden die gesamten Herstellungskosten je 
Wareneinheit auch hinsichtlich der Inlandsproduktion belastet 
und die Marktchancen der inländischen Linoleumabnehmer un- 
mittelbar nachteilig beeinflußt." Mit dieser, den Ausführungen 
im Bußgeldbescheid des Bundeskartellamtes folgenden Argu- 
mentation dürfte klargestellt sein, daß auch nach Ansicht des 
Kammergerichts die Praktizierung nicht angemeldeter Export- 
preisabsprachen regelmäßig eine mit Geldbuße bedrohte Ord- 
nungswidrigkeit darstellt. 

Das Kammergericht hat zwar festgestellt, daß einer der Betrof- 
fenen bereits seit Jahrzehnten die Stellung des „absoluten 
Preisführers" auf dem Linoleummarkt innehatte. Dies steht der 
rechtlichen Beurteilung der Preisabsprachen als Ordungswidrig- 
keit nicht entgegen, da „auch ein langjähriger Preisführer vor 
einer Änderung seiner Listenpreise nicht die absolute Gewiß- 
heit (hat), -daß sich ihm sein kleinerer Konkurrent jeweils in 
vollem Umfang anschließen wird". Ebenso hält es das Kammer- 
gericht hinsichtlich der Gesetzwidrigkeit der Preisabsprache für 
unbeachtlich, daß sich der Wettbewerb für Linoleumhersteller 
in der Vergangenheit wegen der hohen Markttransparenz nicht 
in den Listenpreisen, sondern nur in den Rabatten ausgewirkt 
hat. 

Obschon das Kammergericht die Eignung dieser Preisabsprache 
zur Marktbeeinflussung bejaht, da „die individuellen Preis- 
zugeständnisse (Rabatte, Boni) von einem höheren Ausgangs- 
betrag abgesetzt werden, so daß sich in der Regel effektiv 
höhere Individualpreise ergeben werden als vor der Erhöhung 
der Listenpreise", ist es im Rahmen seiner freien Beweiswür- 
digung nicht zu der Überzeugung gelangt, daß die äbgespro- 
chenen Preiserhöhungen bei den Betroffenen zu Mehrerlösen 
im Sinne des § 38 Abs. 4 geführt haben. Zwar ist das Kammer- 
gericht der rechtlichen Auffassung des Bundeskartellamtes zum 
Begriff des Mehrerlöses im Ergebnis gefolgt. Es hat auch die 
Absetzung von aus dem Mehrerlös zu zahlenden Steuern ab- 
gelehnt, da „im Rahmen des § 38 Abs. 4 Nr. 2 die Einnahmen 
zugrunde zu legen sind und nicht der Gewinn". Für die Rabatt- 
und Quotenabsprache hat das Kammergericht die Mehrerlöse 
errechnet und das Anderthalbfache davon als Bußgeld ver- 
hängt. Es sah sich jedoch nicht „mit der gebotenen Sicherheit" 
in der Lage, darüber hinaus einen Mehrerlös für die beiden 
Preisabsprachen festzustellen. Ein Mehrerlös „käme hier nur 
in Betracht, wenn die Betroffenen ohne die ordnungswidrigen 
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Abreden zu den genannten Zeitpunkten keine — wie das Bun- 
deskartellamt annimmt — oder geringere Preiserhöhungen vor- 
genommen und deshalb niedrigere Erlöse erzielt haben wür- 
den". Hieran hat das Gericht Zweifel gehabt. 

Die vom Kammergericht geäußerten Zweifel am Kausalzusam- 
menhang zwischen Preisabsprache und Mehrerlös sind nach der 
Auffassung des Bundeskartellamtes nicht überzeugend. Unter 
Berücksichtigung aller Umstände und der speziellen Situation 
auf dem Linoleummarkt, vor allem der bestehenden Überkapa- 
zitäten, sprechen sämtliche Indizien für die Erzielung von Mehr- 
erlösen. Danach hat das Bundeskartellamt der Staatsanwalt- 
schaft empfohlen, das Urteil nicht anzufechtenj die Staatsan- 
waltschaft ist dieser Empfehlung gefolgt. Einer der Betroffenen 
hat Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof eingelegt. 

In der Bauwirtschaft hat sich in besonderem Maße gezeigt, daß 
die Möglichkeiten, Wettbewerbsbeschränkungen zu erkennen 
und entsprechende Vereinbarungen nachzuweisen, trotz aller 
denkbaren Anstrengungen begrenzt sind. Dies trifft immer 
dann zu, wenn Bewerber aufgrund von Angebotsmeldungen 
lediglich miteinander bekanntgemacht werden, ohne daß jeden- 
falls nach den zugrunde liegenden Verträgen eine Information 
über die beabsichtigten Preisforderungen und Kalkulationen 
erfolgt. Die Praktizierung solcher Informationsverträge verstößt 
noch nicht gegen § 1. Das Bundeskartellamt hat jedoch darauf 
aufmerksam gemacht, daß sie insbesondere dort, wo Aufträge 
im Wege der Ausschreibung vergeben werden, der Beschrän- 
kung des Wettbewerbs dienen können (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 15 f.) Deshalb haben sich die Kartellreferenten des Bun- 
des und der Länder auf einer gemeinsamen Arbeitstagung für 
die Überprüfung und Eindämmung solcher Praktiken ausge- 
sprochen. Von den einzelnen vergaberechtlichen Maßnahmen, 
die die Kartellbehörden in diesem Zusammenhang vorgeschla- 
gen haben, kommt der vom Bundeskartellamt bereits vor Jah- 
ren angeregten „Bietererklärung" eine besondere Bedeutung 
zu. Danach sollen die Anbieter von Bauleistungen für die 
öffentliche Hand ausdrücklich erklären, daß sie sich in Verbin- 
dung mit einer Ausschreibung oder Bauvergabe an keiner wett- 
bewerbbeschränkenden Absprache beteiligt und — von be- 
stimmten, sachlich gerechtfertigten Ausnahmen abgesehen — 
anderen Personen oder Stellen vor Ablauf der Angebotsfrist 
keine Kenntnis von ihrer beabsichtigten oder tatsächlichen Teil- 
nahme an der Ausschreibung gegeben haben. Die vergabe- 
rechtlichen Maßnahmen sollen im einzelnen noch gemeinsam 
mit den für das Vergabewesen zuständigen Vertretungen des 
Bundes und der Länder geprüft und abgestimmt werden. 

Auch im Berichtsjahr war wieder zu beobachten, daß die Spre- 
cher von Verbänden oder Gruppen ähnlicher Art ihre Darstel- 
lung der wirtschaftlichen Situation mit Aufrufen zu einem be- 
stimmten wettbewerbbeschränkenden Verhalten der Unterneh- 


”) Auch ein Ausschuß der OECD hat sich im Berichtsjahr wiederholt mit dem 
Problem der Submissionsabsprache befaßt und beschlossen, sich mit dieser 
für alle OECD-Mitgliedstaaten wichtigen Frage weiter zu beschäftigen. 
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1 men verbinden. In mehreren Fällen dieser Art bestand Ver- 
anlassung, darauf aufmerksam zu machen, daß derartige Erklä- 
rungen nach § 38 Abs. 2 Satz 2 ordnungswidrige Empfehlungen 
und damit Anlaß zu einem Bußgeld verfahren sein können, 
wenn sie ein gleichförmiges Verhalten bewirken. Ein solches 
Verhalten kann in gleichem Maße den Wettbewerb beschrän- 
ken wie eine horizontale Vereinbarung. 

Im Berichtsjahr hat sich die Zahl der preisbindenden Unter- 
nehmen gegenüber dem Vorjahresstand kaum verändert (810 
Unternehmen gegenüber 808). Die Zahl der gebundenen Ver- 
kaufseinheiten hat sich im Berichtsjahr um 9 330 erhöht; dies 
ist auf Zunahmen in den drei Warengruppen Kfz-Ersatzteile 
(-f- 4 226), Papier- und Pappewaren (-(- 3 700) sowie feinmecha- 
nische und optische Erzeugnisse einschließlich Uhren (-)- 2 100) 
zurückzuführen. 

Die Auswirkungen des durch den Gemeinsamen Markt eröff- 
ne ten freien Warenverkehrs auf die Preisbindung in der Bun- 
desrepublik (Tätigkeitsbericht 1971 S. 33 f.) sind durch weitere 
Gerichtsurteile in Verfahren deutscher Preisbinder gegen ge- 
bundene Preise unterbietende inländische Händler verdeutlicht 
worden. Der Auffassung mehrerer Land- und Oberlandes- 
gerichte, daß eine Preisbindung rechtlich nicht mehr durchsetz- 
bar ist, wenn die Möglichkeit besteht, die im Ausland eben- 
falls vertriebenen oder dorthin exportierten Waren parallel 
zu importieren oder zu reimportieren und im Inland zu be- 
liebigen Preisen weiterzuverkaufen, ohne dabei gegen eine 
wirksame, den Import oder Reimport ausschließende Vertriebs- 
bindung zu verstoßen, haben sich im Berichtsjahr die Ober- 
landesgerichte München (Urteil vom 13. Juli 1972 — U [K] 
1999/72), Frankfurt (Urteile vom 27. Juli 1972 — 6 U 13/72 — 
und 16. November 1972 — 6 U 39/72 — ) und Koblenz (Urteil 
vom 22. September 1972 — 2 U 251/72) angeschlossen. Beson- 
dere Bedeutung kommt dem Urteil des Oberlandesgerichts 
Frankfurt vom 16. November 1972 (BB 1973 S. 182) in einem die 
Preisbindung für Trockenrasierer der Braun AG betreffenden 
Rechtsstreit zu. Die Vorinstanz (LG Frankfurt, Urteil vom 3. Mai 
1972 — 2/6 O 95/72 — , insoweit wörtlich übereinstimmend mit 
dem Urteil derselben Kammer vom 15. März 1972 — 2/6 
O 525/71 — , WuW/E LG/AG 331 — WRP 1972 S. 334 — DB 
1972 S. 863 — BB 1972 S. 1110) hatte zwischen echten und 
„manipulierten" Reimporten unterschieden und ausgeführt, 
allein dem Umstand, daß Bindungssysteme in einem Großteil 
ausländischer Staaten nicht möglich seien und ausdrückliche 
Reexportverbote gegenüber ausländischen Abnehmern unter 
Umständen wegen Artikel 85 EWGV nichtig sein könnten, 
müsse das nationale Bindungssystem „nicht geopfert werden". 
Das Oberlandesgericht Frankfurt hat dem entgegengehalten, 
die Möglichkeit wirtschaftlich sinnvollen Reimports sei eine 
Folge der Öffnung der nationalen Märkte durch die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft. Ob ein Händler den Weg gebunde- 
nen Inlandsbezuges mit höherer Gewinnspanne oder den Weg 
bindungsfreien Reimports mit geringerer Gewinnspanne gehe, 
sei seiner unternehmerischen Entschließungsfreiheit überlassen. 
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Ein inländisches Preisbindungssystem müsse sich notwendig 
dem Wettbewerb stellen, der durch die internationalen Wirt- 
schaftsbeziehungen entstehe. Ein preisbindendes Unternehmen 
dürfe sich wegen der Verflechtung der Märkte nicht damit be- 
gnügen, im Inland ein Preis- und Vertriebsbindungssystem auf- 
zubauen oder durchzuführen, ohne auch nachhaltig dafür Sorge 
zu tragen, daß das Geschehen auf dem ausländischen Markt 
nicht unmittelbar zur Durchlöcherung seines Bindungssystems 
auf dem Inlandsmarkt führe. 

Das Bundeskartellamt sieht Preisbindungssysteme, die wegen 
ernsthafter Re- oder Parallelimportmöglichkeit gedanklich 
lückenhaft und damit zivilrechtlich nicht mehr durchsetzbar 
sind, als mißbräuchlich im Sinne des § 17 Abs. 1 Nr. 2 an. In 
einer Reihe von Fällen sind deshalb Auskunftsersuchen an die 
preisbindenden Unternehmen gerichtet worden. 

16 . Der Bundesgerichtshof hat sich in zwei Entscheidungen damit 
Ersatzteilbereich t>efaßt, unter welchen Voraussetzungen ein hinsichtlich seiner 
Haupterzeugnisse (z. B. Kraftfahrzeuge) in Wettbewerb stehen- 
der Anbieter auch bei den dafür bestimmten Originalersatz- 
teilen Preiswettbewerb im Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 1 oder 
wesentlichem Wettbewerb im Sinne des § 22 Abs. 1 ausge- 
setzt ist. In dem Verwaltungsverfahren Kfz-Ersatzteil-Preis- 
bindung (Tätigkeitsberichte 1970 S. 58 L, 1971 S. 22 f.) hat der 
Bundesgerichtshof unter Aufhebung der Beschlüsse des Bun- 
deskartellamtes und des Kammergerichts entschieden, daß 
Kraftfahrzeugersatzteile, die nur von einem Hersteller unge- 
beten werden, dennoch in Preiswettbewerb im Sinne des § 16 
Abs. 1 Nr. 1 stehen, wenn ihre Preise ein wesentliches Element 
für die Sicherung und Förderung des Absatzes von Neuwagen 
darstellen und der Hersteller die Ersatzteilpreise auf dem 
Kraftfahrzeugmarkt als Wettbewerbsmittel einsetzt (Beschluß 
vom 28. September 1972, KVR 3/71). Es reiche aus, daß die 
Ersatzteilpreise für den Abnehmer der Kraftfahrzeuge eine ins 
Gewicht fallende Rolle neben anderen Motiven bei der Kauf- 
entscheidung spielen. Wenn der Hersteller den Preis für Ersatz- 
teile als Wettbewerbsfaktor hinsichtlich der Neuwagen ein- 
setze, um den Kundenstamm zu erhalten und zu erweitern, so 
könne der Preiswettbewerb nicht deshalb verneint werden, 
weil Wettbewerber andere Faktoren für wesentlicher hielten 
und der Hersteller auch andere Faktoren einsetzen könnte. 

Der Bundesgerichtshof bejaht auch das weitere Erfordernis der 
Gleichartigkeit der in Preiswettbewerb stehenden Erzeugnisse, 
indem er insoweit die Hauptware zusammen mit den Ersatz- 
teilen in Beziehung setzt. Er wiederholt seine schon in der 
Entscheidung „Tennisbälle" (WuW/E BGH 1089, 1093) vertre- 
tene Auffassung, daß der Preiswettbewerb nicht „wesentlich" 
im Sinne des § 22 sein müsse. Sollte er sich nicht als aus- 
reichend erweisen, um eine mißbräuchlich überhöhte Preis- 
gestaltung auf dem Ersatzteilmarkt zu verhindern, so könnte 
dem die Kartellbehörde im Wege der Mißbrauchsaufsicht nach 
§ 17 Abs. 1 Nr. 2 und 3 und gegebenenfalls nach § 22 entgegen- 
treten. 
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In einem Zivilrechtsstreit hat der Bundesgerichtshof einen Her- 
steller von Registrierkassen hinsichtlich der von ihm vertrie- 
benen Originalersatzteile als marktbeherrschend im Sinne des 
§ 22 Abs. 1 gegenüber Reparatur- und Wartungsunternehmen 
angesehen, die auf die Originalersatzteile dieses Herstellers 
für ihre Dienstleistungen angewiesen sind (Urteil vom 26. Ok- 
tober 1972, KZR 54/71). In der Vorinstanz hatte das Ober- 
landesgericht Frankfurt am Main das Bestehen selbständiger 
Märkte für Ersatzteile technisch hochwertiger komplexer Er- 
zeugnisse grundsätzlich abgelehnt (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 57 f.). Der Bundesgerichtshof ist dieser Auffassung entgegen- 
getreten. Die Marktabgrenzung müsse unter dem Gesichtspunkt 
der Bedarfsdeckung vollzogen werden. Dafür sei nicht allein 
die Beschaffenheit einer Ware an sich maßgebend, sondern je- 
weils vom Bedarf der Marktgegenseite auszugehen, der ver- 
schieden sein kann, je nachdem welcher Wirtschaftsstufe die 
Nachfrager angehören. Deshalb hat der Bundesgerichtshof in 
diesem Fall die Wettbewerbsverhältnisse auf dem Markt, auf 
dem die Reparaturunternehmen als Nachfrager auftreten, un- 
abhängig von der Wettbewerbslage auf dem Endverbraucher- 
markt geprüft. 

Beide Entscheidungen sind für die weitere Praxis des Bundes- 
kartellamtes von erheblicher Bedeutung. Die Einbeziehung mit- 
telbarer Auswirkungen des Wettbewerbs auf dem Markt für 
die Hauptware in die Prüfung des Preiswettbewerbs hinsicht- 
lich der Ersatzteile kann zur Zulässigkeit von Preisbindungen 
für Erzeugnisse führen, für die ein Hersteller der einzige An- 
bieter im gesamten Bundesgebiet ist. Allerdings gilt dies nur, 
wenn der Preisbinder eine Absatzstrategie verfolgt, die den 
Preis für die Ersatzteile als Wettbewerbsmittel für den Absatz 
der Hauptware einbezieht. Diese Auffassung hat zur Folge, daß 
etwaige Ersatzteilpreisbindungen anderer Kraftfahrzeugher- 
steller nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 unzulässig sein können, soweit 
sich diese Unternehmen für eine andere Absatzstrategie ent- 
schieden haben. Die Frage, ob die genannten mittelbaren Aus- 
wirkungen auch bei der Feststellung marktbeherrschender Stel- 
lungen nach § 22 zu berücksichtigen sind, hat der Bundes- 
gerichtshof nicht endgültig beantwortet. Die Möglichkeit der 
Mißbrauchsaufsicht nach § 22 auch bei Ersatzteilen, die in Preis- 
wettbewerb im Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 1 stehen, hat er 
jedenfalls ausdrücklich bestätigt. Die Bedeutung der zweiten 
Entscheidung liegt vor allem darin, daß der Bundesgerichtshof 
bei der Beurteilung der marktbeherrschenden Stellung erstmals 
von Teilmärkten entsprechend den vom Hersteller jeweils be- 
lieferten Wirtschaftsstufen ausgeht. Bei der Belieferung der 
Reparatur- und Wartungsunternehmen bejaht er die markt- 
beherrschende Stellung ohne Rücksicht darauf, daß der Her- 
steller hinsichtlich der Lieferung seiner Erzeugnisse an die 
Endverbraucher möglicherweise wesentlichem Wettbewerb aus- 
gesetzt ist. Das entspricht der vom Bundeskartellamt in Ver- 
fahren gegen Arzneimittelhersteller vertretenen Auffassung, 
wonach diese gegenüber den pharmazeutischen Großhandlun- 
gen marktbeherrschend sind (Tätigkeitsbericht 1971 S. 68). 
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Preisempfehlungen 


Die Zahl der preisempfehlenden Unternehmen ist im Berichts- 
jahr um 35 auf 1 798 angestiegen. Allerdings wurde der Höhe- 
punkt des Jahres 1969 (1 909 Unternehmen) nicht wieder er- 
reicht. Wie im Vorjahr hat sich die Entwicklung fortgesetzt, 
daß sich auch größere Hersteller des Absatzinstrumentes Preis- 
empfehlung bedienen, und zwar verstärkt solche, deren Preis- 
bindungssysteme aus den verschiedensten Gründen in Gefahr 
gerieten. Dabei konnte das Bundeskartellamt wieder beobach- 
ten, daß von ihm als mißbräuchlich überhöht angesehene ge- 
bundene Preise zunächst in gleicher Höhe in die Empfehlung 
übernommen wurden. Bereits nach einer kurzen Ubergangs- 
phase wurde jedoch in zahlreichen Fällen das Ausmaß der 
Preisüberhöhung dadurch offenbar, daß der in seiner Preis- 
politik nunmehr freie Einzelhandel unter dem Druck des Wett- 
bewerbs die effektiven Preise erheblich unter den empfohlenen 
Preisen ansetzte, wodurch diese „Mondpreis" -Charakter annah- 
men. Um sich einen Überblick über das Ausmaß der Differenz 
zwischen den empfohlenen und den tatsächlich geforderten 
Preisen zu verschaffen, hat das Bundeskartellamt mit Unter- 
stützung der Landeskartellbehörden sowie anderer lokaler Be- 
hörden im Herbst 1972 begonnen, in westdeutschen Ballungs- 
gebieten (Raum Hamburg, Dortmund, Essen, Duisburg und 
Frankfurt) Preiserhebungen für umsatzstarke Produkte aus dem 
Bereich der Körperpflege-, Wasch- und Reinigungsmittel sowie 
der Ernährungserzeugnisse (Haarspray, Körperspray, Feinseife, 
Zahnpasta, Handcreme, Fein- und Grobwaschmittel, Putz- und 
Geschirrspülmittel, Pulverkaffee, Weinbrand und Pralinen) bei 
allen Vertriebsformen des Einzelhandels durchzuführen. Diese 
Erhebungen zeigten bei einzelnen Produktgruppen des Körper- 
pflegemittelsektors Abweichungen der tatsächlichen Verbrau- 
cherpreise von den empfohlenen Preisen um 50 v. H, und mehr-, 
nur relativ wenige Einzelhändler folgten den Preisempfehlun- 
gen. Selbst im Ernährungsbereich mit niedrigeren branchen- 
üblichen Handelsspannen wurden bei Pulverkaffee, Pralinen 
und Weinbrand Abweichungen von 20 v. H. und mehr fest- 
gestellt. (Nähere Einzelheiten sind den Tabellen 9 bis 16 am 
Ende des Ersten Abschnitts zu entnehmen.) Insgesamt bestätigte 
sich damit der Verdacht mißbräuchlich überhöhter Verbrau- 
cherpreisempfehlungen. Verschiedene Hersteller von Körper- 
pflegemitteln sind inzwischen entsprechend § 17 Abs. 1 Nr. 2 
aufgefordert worden, auf Preisempfehlungen zu verzichten und 
diese abzumelden. Ein Teil von ihnen hat daraufhin auf die 
weitere Praktizierung von Verbraucher- oder Handelsempfeh- 
lungen verzichtet. Das Bundeskartellamt wird weitere Preis- 
erhebungen durchführen, um durch eine wirksame Mißbrauchs- 
aufsicht eine Täuschung des Verbrauchers durch überhöhte 
Preisempfehlungen zu verhindern. 

Die Zahl der preisempfohlenen Verkaufseinheiten hat im Be- 
richtsjahr wesentlich stärker als die der preisgebundenen zu- 
genommen. Sie stieg innerhalb eines Jahres um 66 154 Ver- 
kaufseinheiten (= 20 v. H.), eine Zuwachsrate, die erheblich 
über der in den letzten Jahren üblichen liegt und das Bundes- 
kartellamt vor ein schwer lösbares Mengenproblem stellt. Die 
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Zunahmen konzentrieren sich auf die beiden Warengruppen 
feinkeramische Erzeugnisse (+ 30 800) und Holzwaren 

(+ 26 400). Während sie bei der letzteren Gruppe eine Konse- 
quenz der ständigen Sortimentsausweitung der Möbelindustrie 
sind, ist die Zunahme im Bereich der Feinkeramik auf die Tat- 
sache zurückzuführen, daß zwei große Hersteller bisher nicht 
angemeldete, seit langem jedoch schon praktizierte Preisemp- 
fehlungen beim Bundeskartellamt anmeldeten. Es besteht der 
Verdacht, daß weitere Hersteller von Feinkeramik ähnliche 
Empfehlungen handhaben; das Bundeskartellamt hat entspre- 
chende Ermittlungen eingeleitet. 

Das Bundeskartellamt ist im Berichtsjahr gegen eine Reihe von 
nicht angemeldeten Handelsempfehlungen wegen Verstoßes 
gegen § 38 Abs. 2 Satz 2 eingeschritten. In dem Brief des Prä- 
sidenten des Bundeskartellamtes vom 29. Juni 1960 (WuW/E 
BKartA 209) war angekündigt worden, das Bundeskartellamt 
werde zunächst in der Regel gegenüber Handelsempfehlungen 
ein öffentliches Interesse an einer Verfolgung verneinen, so- 
fern die Empfehlung ausdrücklich als unverbindlich bezeichnet 
und kein Druck zu ihrer Durchsetzung angewandt wird; falls in 
besonders gelagerten Einzelfällen ein öffentliches Interesse an 
der Verfolgung bestehe, werde zunächst abgemahnt. Das Ver- 
folgungsinteresse ist insbesondere dann gegeben, wenn Emp- 
fehlungen sich preiserhöhend oder faktisch wie Preisbindungen 
auswirken, wobei auch die Verbindung von Preisempfehlungen 
mit Vertriebsregelungen von Bedeutung sein kann. Die zivil- 
rechtlichen Folgen von Handelsempfehlungen, die sich aus § 38 
Abs. 2 Nr. 2 ergeben, werden dadurch nicht berührt, daß das 
Bundeskartellamt in bestimmten Fällen von der Verfolgung 
absieht. 

An der Öffentlichkeitsarbeit des Bundeskartellamtes ist in meh- 
reren Presseartikeln, in Dienstaufsichtsbeschwerden sowie in 
Erklärungen von Verbänden Kritik geübt worden. Diese Kritik 
richtet sich vor allem dagegen, daß das Bundeskartellamt über 
Bußgeldentscheidungen Presseinformationen herausgibt, in de- 
nen der wesentliche Inhalt des Bescheids, die Höhe der fest- 
gesetzten Geldbußen und in der Regel auch die betroffenen 
Unternehmen mitgeteilt werden Während in genereller Hin- 
sicht kritisiert wird, daß die Nennung von Unternehmen man- 
gels ausdrücklicher gesetzlicher Ermächtigung rechtswidrig sei, 
wird für den besonderen Fall der Presseinformation über ergan- 
gene Bußgeldbescheide geltend gemacht, die Nennung von be- 
troffenen Unternehmen stelle einen „Schuldspruch" ohne gericht- 
liches Verfahren und eine unzulässige Nebenstrafe („Pranger") 
dar. Die Presseinformationen seien außerdem eine nach den 
Landespressegesetzen verbotene „Veröffentlichung" von Buß- 
geldbescheiden. Schließlich sei die Informationspraxis des Bun- 
deskartellamtes auch deswegen rechtlich bedenklich, weil in 
den Presseinformationen die Argumente der Betroffenen nicht 
im einzelnen genannt würden und dem Bundeskartellamt ein 
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20 . 

Rechtsprechung 


„Öffentlichkeitsvorsprung" dadurch entstehe, daß den Unter- 
nehmen keine ausreichende Zeit zur Abgabe einer Gegen- 
erklärung bleibe. 

Das Bundeskartellamt hat zu dieser Kritik in einer Presseinfor- 
mation vom 21. August 1972 Stellung genommen. Presseinfor- 
mationen über Entscheidungen werden erst dann veröffentlicht, 
nachdem sichergestellt ist, daß die Entscheidung den Betroffenen 
oder ihren Verfahrensvertretern (Verteidigern) zugestellt wor- 
den ist. Außerdem wird in jedem Falle mitgeteilt, ob die Ent- 
scheidung noch mit Rechtsmitteln anfechtbar oder bereits ange- 
fochten ist. Ferner enthalten die Informationen einen Hinweis 
darauf, wie sich die Betroffenen auf die Vorwürfe des Bundes- 
kartellamtes eingelassen haben. 

Das Bundeskartellamt ist der Auffassung, daß diese Praxis so- 
wohl den Intentionen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen als auch den Grundsätzen rechtsstaatlicher Ver- 
waltung entspricht Insbesondere verstößt die Veröffent- 
lichung von Presseinformationen über ergangene Bußgeldbe- 
scheide nicht gegen die Landespressegesetze. Denn diese Vor- 
schriften richten sich ausschließlich gegen unautorisierte Vorver- 
öffentlichungen durch Dritte, sind also auf Veröffentlichungen 
durch die entscheidende Behörde selbst nicht anwendbar. Jeden- 
falls aber erfolgt die Veröffentlichung nicht vorzeitig, d. h. vor 
Abschluß des Ermittlungsverfahrens des Bundeskartellamtes 
Allgemein geht das Bundeskartellamt bei seiner Öffentlich- 
keitsarbeit davon aus, daß wegen der zentralen Bedeutung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen für die Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik ein be- 
sonderes Informationsinteresse der Öffentlichkeit hinsichtlich 
der Anwendung dieses Gesetzes besteht, das unter anderem in 
den Publizitätsvorschriften des GWB und der Verpflichtung 
nach § 50, dem Bundestag einen jährlichen Tätigkeitsbericht 
vorzulegen, seinen Ausdruck findet. Für die Wahrnehmung die- 
ses Interesses kommt der Presse eine entscheidende Vermitt- 
lungsfunktion zu^^). Die Presseinformationen des Bundeskar- 
tellamtes sind unter diesem Aspekt zugleich ein Beitrag zur 
Gewährleistung der durch Artikel 5 GG geschützten Pressefrei- 
heit. Demgegenüber muß das Interesse der betroffenen Unter- 
nehmen an der Geheimhaltung der sie betreffenden Entschei- 
dungen regelmäßig zurücktreten, zumal die Namen der handeln- 
den Personen nicht genannt werden. Durch Artikel 19 Abs. 4 GG 
ist im übrigen eine ausreichende rechtsstaatliche Kontrolle der 
Öffentlichkeitsarbeit des Bundeskartellamtes verfassungsrecht- 
lich gewährleistet. 

Aus der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs in Zivilrechts- 
streitigkeiten und in Bußgeldsachen der Landeskartellbehörden 
verdienen folgende Entscheidungen besondere Beachtung; 


So auch R. Scholz, Informationspolitik des Bundeskartellamtes und In- 
formationsrecht der Öffentlichkeit, NJW 1973 S. 481 ff. 

Scholz, a. a. O., mit weiteren Nachweisen 
1®) Jerschke, öffentlidikeitspflicht der Exekutive und Informationsrecht der 
Presse, 1971 
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In einem von der Landeskartellbehörde Baden-Württemberg 
eingeleiteten Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen § 25 
Abs. 1 hat der Bundesgerichtshof entschieden, daß die Weige- 
rung, eine Geschäftsverbindung neu einzugehen, jedenfalls 
dann den Tatbestand des § 25 Abs. 1 erfüllt, wenn die Aufnahme 
geschäftlicher Beziehungen zunächst bedingungslos in Aussicht 
gestellt worden war und der zukünftige Geschäftspartner im 
Hinblick auf den bevorstehenden Vertragsschluß bereits Auf- 
wendungen gemacht hat und eine Ersatzbeschaffung der ange- 
strebten Ware so gut wie ausgeschlossen ist. Hinsichtlich der 
subjektiven Tatseite hat der Bundesgerichtshof an seiner bis- 
herigen Rechtsprechung festgehalten, wonach es nicht genügt, 
daß eine Liefersperre als eine Art Vergeltung für ein vergange- 
nes Verhalten des Abnehmers verhängt wird, sofern damit nicht 
gleichzeitig dessen zukünftiges Verhalten beeinflußt werden 
soll. Eine solche Absicht hat der Bundesgerichtshof aufgrund der 
tatrichterlichen Feststellungen des Oberlandesgerichts Stuttgart 
in dem entschiedenen Fall bejaht (Beschluß vom 6. November 
1972, KRB 1/72). 

In einem Rechtsstreit über die Wirksamkeit einer Verpflichtung 
eines Unternehmens, das den Güterumschlag in einem Binnen- 
hafen betreibt, den Güterumschlag für Dritte zu unterlassen, 
hat der Bundesgerichtshof entschieden, daß eine derartige Ver- 
einbarung jedenfalls unter § 18 Nr. 2 fällt und damit nach § 99 
Abs. 3 in Verbindung mit § 9 Abs. L Satz 2 zu ihrer Wirksam- 
keit der Anmeldung bei der Kartellbehörde bedarf. § 99 Abs. 3 
stellt nach Auffassung des Bundesgerichtshofs eine echte Wirk- 
samkeitsvoraussetzung dar, die unabhängig davon Platz greife, 
ob der Vertrag nach den in § 99 Abs. 2 für nicht anwendbar 
erklärten Vorschriften wirksam wäre oder nicht. Nur dadurch 
sei gewährleistet, daß freigestellte Verträge, die nur unter § 18 
fallen, auch tatsächlich angemeldet werden, da das GWB für das 
Unterlassen der Anmeldung keine besondere Sanktion vorsehe 
(Urteil vom 20. Januar 1972, KZR 18/70, WuW/E BGH 1218). 

In einem anderen Zivilrechtsstreit hat der Bundesgerichtshof 
entschieden, daß § 20 auf Beschränkungen des Veräußerers oder 
Lizenzgebers keine Anwendung findet. Solche Beschränkungen, 
soweit sie sich aus Individual- oder Austauschverträgen er- 
geben, seien nach den §§ 15 bis 19 zü beurteilen (Urteil vom 
6. November 1972, KZR 63/71). 

In ihrer Stellungnahme zu den Entschließungen des Deutschen 
Bundestages zum Verkehrsbericht 1960^®) hat die Bundesregie- 
rung zwei Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt, wie im Bereich des 
Spediteursammelgutverkehrs das System staatlich administrier- 
ter Preise von marktwirtschaftskonformeren Methoden der 
Preisbildung abgelöst werden könnte ^^). Beide Lösungen sehen 
Preisempfehlungen, sei es einzelner Spediteure, sei es von Ver- 


Entschließungen des Deutschen Bundestages vom 28. April und 18. Juni 
1971 zu den Kapiteln I bis X des Dritten Abschnitts des Verkehrsberichts 
1970, Drucksachen VI/2054, VI/2279 bis VI/2283 

Bericht der Bundesregierung zu den Entschließungen des Deutschen Bun- 
destages zum Verkehrsbericht 1970, Drucksache VI/3620 vom 28. Juni 
1972, S. 10 f. 
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22 . 

Arbeitskreis 

Karteilrecht 


23. 

orderly 

marketing 


einigungen oder Kommissionen von Spediteuren vor; für den 
Fall schwerer Marktstörungen wäre eine staatliche Preisrege- 
lung (Mindest-Höchst-Entgelte) vorzubehalten. Da bis zum Aus- 
laufen der Kundensatzverordnung am 30. Juni 1972 eine gesetz- 
liche Neuregelung nicht mehr vorgenommen werden konnte, 
ist die Geltung der Kundensatz Verordnung um zwei Jahre ver- 
längert worden. 

Die Bundesregierung hat außerdem zu der Frage Stellung ge- 
nommen, ob kartellrechtliche Vorschriften die Kooperation in 
der Binnenschiffahrt behindern oder beeinträchtigen. Sie hat 
diese Frage unter Darlegung der beschränkten Tragweite der 
nationalen und gemeinschaftsrechtlichen Wettbewerbsnormen 
für den Binnenschiffsverkehr verneint. Zur weiteren Förderung 
der Kooperation kleiner und mittlerer Betriebe auch der Binnen- 
schiffahrt werde die in der beabsichtigten Novelle zum GWB 
vorgesehene Erleichterung der Zusammenarbeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen beitragen. 

Der Arbeitskreis Kartellrecht behandelte auf seiner Tagung im 
Oktober das Thema „Umweltschutz und Wettbewerbsordnung''. 
Die Teilnehmer waren sich grundsätzlich darüber einig, daß 
Umweltschäden als Nebeneffekte insbesondere der Anwendung 
gewisser moderner Technologien ein universelles und nicht 
systemgebundenes Phänomen sind. In der weiteren Diskussion 
von Einzelfragen einer marktwirtschaftlichen Umweltschutz- 
politik wurden Probleme der umweltpolitischen Zielformulie- 
rung sowie der Instrumentenauswahl diskutiert. Unter recht- 
lichen Gesichtspunkten wurde die Frage erörtert, welchen Bei- 
trag das Kartellrecht bei der Lösung von Umweltproblemen 
leisten kann und ob das kartellrechtliche Instrumentarium aus- 
reicht, um umweltschutzfeindliche Wettbewerbsbeschränkungen 
wirksam bekämpfen zu können. Hierbei ging es vor allem um 
das Problem, ob im Zusammenhang mit Umweltschutzproblemen 
eine Einschränkung des Anwendungsbereiches des in § 1 ent- 
haltenen allgemeinen Kartellverbots notwendig ist oder ob die 
§§ 5, 8 und 28 hinreichende Legalisierungsmöglichkeiten für 
rechtspolitisch erwünschte Vereinbarungen aus Gründen des 
Umweltschutzes bieten. 

Mehrere Fälle sich im Geltungsbereich des GWB auswirkender 
Selbstbeschränkungen japanischer exportierender Unternehmen 
gaben Veranlassung, die Frage der Anwendung des GWB in 
derartigen Fällen einer erneuten, grundsätzlichen Prüfung zu 
unterziehen. Dabei zeigte sich, daß die häufig als „orderly 
marketing" bezeichneten Exportbeschränkungen in der Regel in 
einem engen Zusammenhang mit der Außenhandelspolitik der 
japanischen Regierung stehen. Diese greift entweder direkt in 
den Exporthandel ein und erläßt hoheitliche Ausfuhrbeschrän- 
kungen oder sie regt die Bildung von Exportkartellen im Rah- 
men des Export-Importhandelsgesetzes von 1952 an. Dabei 
können Außenseiter durch Verordnung verpflichtet werden, 
sich an die vom Kartell vereinbarte Regelung zu halten. Eine 
weitere Verbindung zur japanischen Außenhandelspolitik be- 
steht darin, daß die halbstaatliche Japan External Trade Organi- 
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sation (JETRO), die u. a. in Düsseldorf über ein Büro verfügt, 
in Einzelfällen in die Durchführung der Beschränkungen ein- 
geschaltet wird. Mit diesen Maßnahmen verfolgt die japanische 
Politik das Ziel, Marktstörungen im Ausland, die zu einseitigen 
Importbeschränkungen durch die betroffenen Länder führen 
könnten, vorzubeugen, um langfristig den japanischen Export 
zu sichern und zu fördern (Zweiter Abschnitt Ziffern 36/4, 36/5, 
50). 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat das Er- 
gebnis seiner Prüfung der Problematik des orderly marketing 
im Schreiben vom 9. August 1972 dem Präsidenten des Bundes- 
kartellamtes mitgeteilt. Danach sind Selbstbeschränkungsab- 
kommen zur Begrenzung von Importen in die Bundesrepublik 
wirtschaftspolitisch grundsätzlich unerwünscht. Nur in Aus- 
nahmefällen kann es notwendig sein, eine befristete Import- 
regelung aus überwiegenden wirtschaftspolitischen Gründen 
hinzunehmen. Diese Fälle bedürfen aber sorgfältiger Prüfung 
unter gesamtwirtschaftlichen, insbesondere auch unter konjunk- 
tur- und preispolitischen Gesichtspunkten sowie unter dem 
Aspekt der Wettbewerbssituation im Gemeinsamen Markt und 
der gemeinsamen Handelspolitik der EWG. Zur Anwendung 
des GWB wird in dem Schreiben ausgeführt: 

„1. Das Kartellverbot des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen ist auf Selbstbeschränkungsabkommen, die 
sich im Inland auswirken, anwendbar. Ist eine Beeinträchti- 
gung des Handels zwischen Mitgliedstaaten wahrschein- 
lich, ist darauf hinzuwirken, daß die beteiligten Unterneh- 
men das Abkommen auch in Brüssel anmelden. 

2. Im Rahmen der Prüfung, ob eine Importregelung ausnahms- 
weise aus überwiegenden wirtschaftspolitischen Gründen 
für einen begrenzten Zeitraum hingenommen werden muß, 
werde ich — wie bisher — die betroffenen Wirtschafts- 
kreise anhören. Ergibt die Prüfung, daß eine Selbstbe- 
schränkung im öffentlichen Interesse liegt, so werde ich 
gegenüber dem Bundeskartellamt eine entsprechende Er- 
klärung abgeben. Aufgrund Ihrer Mitteilung gehe ich da- 
von aus, daß in einem solchen Fall das Bundeskartellamt 
im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens im Einzelfall 
von der Verfolgung absieht." 

Die EG-Kommission hat in einer Bekanntmachung vom 20. Ok- 
tober 1972 (ABI EG Nr. C 111/13 vom 21. Oktober 1972) eben- 
falls dargelegt, daß Selbstbeschränkungsabkommen japanischer 
Unternehmen, soweit sie den Wettbewerb innerhalb der EWG 
beeinträchtigen, unter Artikel 85 EWGV fallen. 

Das Bundeskartellamt hat auch im Berichtsjahr im Ausschuß 
für wettbewerbsbeschränkende Praktiken bei der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
mitgewirkt. Der Präsident des Bundeskartellamtes wurd^ von 
den Delegierten erneut in das Amt eines Vizepräsidenten des 
Ausschusses gewählt. Australien, seit 1971 Mitglied der OECD, 
nahm zum erstenmal an den Sitzungen des Ausschusses teil. 


24 . 
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Studie über 
Exportkartelle 


Studie über 
Gesamtumsatz- 
rabattkartelle 

Studie über 
Patente 
und Lizenzen 


Von den jetzt 23 Vollmitgliedern der OECD verfügen 19 Länder 
über ein mehr oder minder umfassendes Kartellrecht. 

Der Ausschuß und die von ihm eingesetzten Arbeitsgruppen 
sind im Berichtsjahr mehrmals zusammengekommen, um über 
die anstehenden Studien und Probleme zu beraten. An den im 
Berichtszeitraum bestehenden Arbeitsgruppen Internationale 
Zusammenarbeit, Exportkartelle, Fusionen, multinationale Un- 
ternehmen und Wettbewerbspolitik in den Mitgliedstaaten ist 
die Bundesrepublik als Mitglied und an der Arbeitsgruppe 
Patente und Lizenzen als Beobachter beteiligt. 

Die zweite Fassung des faktischen Teils der Studie über Export- 
kartelle (Tätigkeitsbericht 1971 S. 35), die allgemeine Informa- 
tionen über Exportkartelle und Beispiele von Exportkartell- 
typen enthält, ist von der Arbeitsgruppe Exportkartelle im 
wesentlichen gebilligt worden. Mit den Beratungen über die 
aus dem Bericht zu ziehenden wettbewerbspolitischen und 
-rechtlichen Schlußfolgerungen ist begonnen worden. 

Die Studie über Gesamtumsatzrabattkartelle (Tätigkeitsbericht 
1971 S. 35) ist im Berichtsjahr veröffentlicht worden ^®). 

Die Studie über Wettbewerbsbeschränkungen im Zusammen- 
hang mit Patenten und Lizenzen (Tätigkeitsbericht 1971 S. 35 f.) 
hat dem Ministerrat Vorgelegen, ist von ihm freigegeben und 
von der OECD veröffentlicht worden ^®). Ausgangspunkt für die 
Studie war die Sorge der Mitgliedsländer, daß einige wenige 
nationale oder multinationale Unternehmen in den Besitz einer 
steigenden Zahl von Patenten gelangen und dadurch die Macht 
erhalten könnten, den freien Technologietransfer zum Nachteil 
jener Länder zu verhindern, die von einem Patentpool ausge- 
schlossen sind oder eine Lizenz nicht erwerben können. Die 
Studie stand unter einer zweifachen Zielsetzung: Einmal galt 
es, mehr Informationen darüber zu erlangen, wie der miß- 
bräuchliche Einsatz von Patenten nach den Kartell- und Patent- 
gesetzen der Mitgliedsländer behandelt wird; zum anderen 
sollten die internationalen Aspekte wettbewerbsbeschränken- 
der Praktiken in Patent- und Lizenzverträgen untersucht wer- 
den. Die Studie* kommt u. a. zu dem Ergebnis, daß eine staat- 
liche Patentpolitik, die die Forschung und die praktische An- 
wendung von Erfindungen fördert, voll mit der Wettbewerbs- 
politik vereinbar ist, sofern die Ausschließlichkeitsrechte, die 
ein Patent verleiht, nicht zur Beschränkung des Wettbewerbs 
benutzt werden. Es wird darauf hingewiesen, daß Patente im 
Zeitalter einer komplexen Technologie mächtige Waffen im 
Wettbewerb sein können. Die Lizenzpolitik der Unternehmen 
— Vergabe oder Verweigerung von Lizenzen bzw. Vergabe 
nur in Verbindung mit schwerwiegenden Beschränkungen — 
entscheidet darüber, ob Patentrechte der Förderung und Ver- 
breitung neuen Wissens dienen oder aber zur Begründung oder 
Absicherung wirtschaftlicher Machtpositionen führen. Durch 


OECD, Aggregaied Rebate Cartels. Report of the Committee of Experts 
on Restrictive Business Practices, Paris 1972. 

1®) OECD, Report on Restrictive Business Practices Relating to Patents and 
Licenses, Paris 1972 
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Patentmißbrauch kann der technische Fortschritt erheblich ge- 
hemmt werden; gemeinsame Gebietsbeschränkungen von 
Patentinhabern vermögen die Entwicklung bestimmter Indu- 
strien in gewissen Ländern nachteilig zu beeinflussen. 

Die Arbeiten an der Studie über Fusionskontrolle (Tätigkeits- 
bericht 1971 S. 36) wurden fortgesetzt. Zur Zeit konzentriert 
♦ sich die Tätigkeit der Arbeitsgruppe auf die Erstellung des 
ökonomischen Teils der Studie. 

Die Arbeitsgruppe über multinationale Unternehmen befaßt sich 
nach der Fertigstellung eines internen Berichts zur Durchführ- 
barkeit einer Studie über wettbewerbbeschränkende Praktiken 
multinationaler Unternehmen mit dem Problem der Aufstellung 
von Richtlinien für ihr Wettbewerbsverhalten. Auch andere 
internationale Organisationen beginnen sich mit diesem Pro- 
blem zu beschäftigen. So hat der Wirtschaftsausschuß des 
Europäischen Parlaments die EG-Kommission aufgefordert, ein 
internationales Wettbewerbsabkommen auszuarbeiten, das 
Wettbewerbsregeln für multinationale Unternehmen ' enthält 
und diese einer internationalen Kontrolle unterstellt Weiter- 
hin befaßten sich mit den Problemen multinationaler Unterneh- 
men die Internationale Arbeitskonferenz (ILC) und die Welt- 
handelskonferenz (UNCTAD III) in Santiago de Chile. Der Wirt- 
schafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC) hat 
daraufhin den Generalsekretär der UNO beauftragt, eine 
Arbeitsgruppe von Experten einzusetzen, um die mit multi- 
nationalen Unternehmen verbundenen Probleme zu unter- 
suchen ^2). 

Der Ausschuß beschloß auf seiner Juni-Sitzung, daß eine ver- 
gleichende Studie über die der Wettbewerbspolitik der Mit- 
gliedsländer zugrunde liegenden Prinzipien und die praktischen 
Probleme ihrer Durchsetzung angefertigt werden soll. Zunächst 
soll mit Untersuchungen über die Wirtschaftssektoren und In- 
dustrien begonnen werden, die von den Kartellgesetzen ausge- 
nommen und speziellen staatlichen Regelungen unterworfen 
sind. In der Dezember-Sitzung des Ausschusses wurde eine für 
die Studie verantwortliche Arbeitsgruppe eingesetzt. 

Im Rahmen der OECD-Empfehlung vom 5. Oktober 1967 hat die 
japanische Wettbewerbskommission dem Bundeskartellamt mit- 
geteilt, daß das Verfahren gegen einen internationalen Patent- 
pool (Tätigkeitsbericht 1971 S. 37 f.) nach Abschluß eines modi- 
fizierten, im Einklang mit dem japanischen Kartellgesetz stehen- 
den Vertrages eingestellt worden ist. Weiterhin unterrichtete 
die japanische Wettbewerbskommission das Bundeskartellamt 
über die Anmeldung eines Patentvertrages zwischen einem 
deutschen und einem japanischen Unternehmen, der dem japa- 
nischen Lizenznehmer Beschränkungen auferlegt, die gegen das 
japanische Kartellgesetz verstoßen. Die Wettbewerbskommis- 
sion riet den Unternehmen, den Vertrag so abzuändern, daß er 


20) Vgl. FAZ vom 13. Juni 1972 

2‘) Vgl. ILC, Provisional Record No. 2, Fiftysixth Session, Genf, 27. Mai 1971 
22) United Nations, Economic and Social Council, E/RES/1721 (LIIl), 14. Au- 
gust 1972 
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mit dem Gesetz übereinstimmt. In einem dritten Fall schließlich 
teilte die japanische Wettbewerbskommission dem Bundeskar- 
tellamt die Verfügung der Auflösung fünf internationaler Kar- 
telle auf dem Chemiefasermarkt mit, an denen westeuropäische 
Hersteller, darunter auch deutsche Produzenten, beteiligt waren. 

Die Kartelle hatten Gebiets-, Mengen- und Preisabsprachen zum 
Inhalt. 

Das Bundeskartellamt hat seinerseits die japanische Wettbe- 
werbskommission über ein Verfahren gegen eine japanische 
Vertriebsgesellschaft unterrichtet; in zwei weiteren Fällen wur- 
den je elf ausländische Kartellbehörden gemäß Artikel I 1 (a) 
der OECD-Empfehlung von 1967 unterrichtet. Es handelt sich um 
die Fälle Photokameras (Zweiter Abschnitt Ziffer 37/1), Lino- 
leum (Tätigkeitsbericht 1971 S. 70) und Chemiefasern (Zweiter 
Abschnitt Ziffer 40/7). 

Informations- Außerhalb der OECD-Empfehlung ist es wiederum zu einem 
Austausch von Erfahrungen und Informationen rechtlicher und 
Kartellbehörden tatsächlicher Art gekommen. So konnte der schwedischen Kar- 
tellbehörde, die eine Untersuchung des Fernsehgerätemarktes 
in Angriff genommen hat, auf Anfrage Informationsmaterial 
über den Fernsehgerätemarkt in der Bundesrepublik übersandt 
werden. Unter anderem besuchten irische, englische, jugosla- 
wische und dänische Beamte das Bundeskartellamt, um sich 
über seine Organisation und die Probleme bei der Durchfüh- 
rung des G WB zu informieren. 

UNCTAD III Der Ausschuß für wettbewerbbeschränkende Praktiken der 
OECD hat an der Vorbereitung der Empfehlungen der Welt- 
handelskonferenz in Santiago de Chile vom 18. Mai 1972 bera- 
tend mitgewirkt. Die Empfehlungen der Konferenz lauten ^^) : 

1. Es sollten alle Anstrengungen unternommen werden, um 
wettbewerbbeschränkende Praktiken mit schädlichen Folgen 
für Handel und Entwicklung der Entwicklungsländer einzu- 
schränken oder, wo es möglich ist, ganz auszuschalten. 

2. Hierzu könnten die Kooperation zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern durch Informationsaustausch und Kon- 
sultationen sowie andere Mittel beitragen. 

3. Die Möglichkeit, Richtlinien für Industrie- und Entwicklungs- 
länder zur Abwehr wettbewerbbeschränkender, Entwick- 
lungsländer benachteiligende Praktiken auszuarbeiten, sollte 
aufmerksam verfolgt werden. 

Das Sekretariat der UNCTAD ist von der Konferenz dringend 
aufgefordert worden, das Modell eines Kartellgesetzes für Ent- 
wicklungsländer auszuarbeiten. 

Auf der dritten Welthandelskonferenz in Santiago de Chile 
stand auch der Entwurf für einen Verhaltenskodex für Schiff- 
fahrtskonferenzen zur Debatte. Zu diesem Punkt waren drei 
Vorschläge unterbreitet worden, die vom UNCTAD Sekretariat, 
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den europäisdien Schiffahrtsnationen und Japan (CENSA-Ko- 
dex) sowie den Entwicklungsländern stammten. Der CENSA- 
Kodex, der bereits von 38 Linienkonferenzen angenommen ist, 
beruht auf dem Prinzip der Eigenverantwortlichkeit von 
Reedern und Verladern als Folge des privatwirtschaftlichen 
Systems in diesen Staaten, Er sieht daher grundsätzlich keine 
staatliche Einmischung vor. Streitigkeiten sollen im Wege 
gegenseitiger Konsultationen zwischen den Betroffenen gelöst 
werden. Demgegenüber sieht der UNCTAD-Vorschlag, der das 
öffentliche Interesse vor allem der Entwicklungsländer an der 
Linienschiffahrt betont, eine wesentlich stärkere staatliche Ein- 
flußnahme auf die Konferenzen vor und fordert die Einrichtung 
eines internationalen Kontroll- und Schiedsorgans. 

In Santiago konnte keine Einigung über einen gemeinsamen 
Entwurf erzielt werden. Mit Stimmenmehrheit wurde beschlos- 
sen, der UNO-Vollversammlung zu empfehlen, für 1973 eine 
Konferenz von Regierungsbevollmächtigten einzuberufen, auf 
der ein allgemein akzeptabler Verhaltenskodex für Linienkon- 
ferenzen ausgearbeitet werden soll. 


35 



Drucksache 7/986 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 1 


Nach § 23 GWB angezeigte UnternehmenszusammenschlUsse nach den betroffenen 



Bergbauliche Erzeugnisse 
Mineralölerzeugnisse 
Steine und Erden 
Eisen und Stahl 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 
Gießereierzeugnisse 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke 

Stahlbauerzeugnisse 

Maschinenbauerzeugnisse 

Ländfahrzeuge 

Wasserfahrzeuge 

Luftfahrzeuge 

Elektrotechnische Erzeugnisse 
Feinmechanische und optische Erz.: Uhren 
Eisen-, Blech- und Metallwaren 
Musikinstrumente, Spielwaren, u. ä. 

Chemische Erzeugnisse 
Büromaschinen; EDV 
Feinkeramische Erzeugnisse 
Glas und Glaswaren 
Schnittholz, Sperrholz u. ä. 

Holzwaren 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

Papier- und Pappewaren 

Druckerei-, Lichtpauserzeugnisse u. ä. 

Kunststofferzeugnisse 

Gummi- und Asbestwaren 

Leder 

Lederwaren und Schuhe 

Textilien 

Bekleidung 

Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

T abakwaren 

Bauwirtschaft 

Handel und Handelshilfsgewerbe 

Kulturelle Leistungen 

Filmwirtschaft 

Sonstige Dienstleistungen 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Jagd 

Verkehrswirtschaft 

Kreditinstitute 

Versicherungen 

Versorgungswirtschaft 

Mehrere Wirtschaftsbereiche 

insgesamt 
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Tabelle 2 


Zusammensdilüsse nadi § 23 GWB seit 1966 




darunter 

Jahr 

Zusammen- 

schlüsse 

insgesamt 

«große" 

Zusammen- 

schlüsse 

(insgesamt) 

Neugrün- 

dungen 

1966 

43 

12 

4 

1967 

65 

20 

5 

1968 

65 

16 

5 

1969 

168 

61 

18 

1970 

305 

95 

49 

1971 

220 

69 

32 

1972 

269 

75 

64 

1966 bis 1972 

1135 

348 

177 


Ein „großer" Zusammenschluß liegt vor, wenn das erworbene Unterneh- 
men eine Bilanzsumme von 25 Millionen DM oder mehr ausweist. Han- 
delt es sich bei dem erworbenen Unternehmen um ein Kreditinstitut, 
wird als Kriterium eine Bilanzsumme von 150 Millionen DM oder mehr, 
bei Versicherungsunternehmen eine jährliche Prämieneinnahme von 
50 Millionen DM oder mehr angenommen. 


Tabelle 3 


„GroBe" Zusammenschlüsse seit 1966 


Jahr 

insgesamt 

ohne Kreditinstitute 
und Versicherungen 

Kreditinstitute 

Versicherungen 

Anzahl 

anteilig erwor- 
bene Bilanz- 
summe in 
Millionen DM 

Anzahl 

anteilig erwor- 
bene Bilanz- 
summe in 
Millionen DM 

Anzahl 

anteilig erwor- 
bene Bilanz- 
summe in 
Millionen DM 

1966 

12 

12 

2 181,4 









1967 

20 

20 

1 770,4 

— 

— 

— 

— 

1968 

16 

16 

1 178,2 

— 

— 

— 

— 

1969 

61 

54 

7 112,6 

5 

11 020,3 

2 

1 497,0 

1970 

95 

83 

5 438,8 

7 

13 162,8 1 

5 

868,6 

1971 

69 

49 

2 882,7 

17 

18 262,1 1 

3 

497,9 

1972 

75 

62 

4 512,1 

12 

23 490,0 

1 

29,5 

1966 bis 1972 

348 

296 

25 076,2 

41 

65 935,2 

11 

2 893,0 
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„Große" Zusammensdilüsse nach Größenklassen der Erwerber 


Tabelle 4 


Jahr 

Jeweilige Bilanzsumme des erwerbenden Unternehmens^) 
in Millionen DM 

insgesamt 

unter 100 

100 bis 250 

250 bis 500 

Cn 

O 

O 

bis 1000 

über 1 000 

Anzahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

Anzahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

An- 

zahl 

antei- 
lig er- 
wor- 
bene 
Bi- 
lanz- 
sum- 
me in 
Mil- 
lionen 
DM 

Anzahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

An- 

zahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

Anzahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

1971 

4 

166,6 

3 

136,1 

1 

112,5 

4 

139,2 

37 

2 328,3 

49 

2 882,7 










17 K 

18 262,1 

17 K 

18 262,1 










3V 

497,9 

3V 

497,9 

1972 

5 

171,2 

— 

— 

6 

332,9 

1 

22,3 

50 

3 985,7 

62 

4 512,1 










12 K 

23 490,0 

12 K 

23 490,0 










IV 

29,5 

IV 

29,5 

1966 

10 

358,5 

12 

980,9 

25 

2 758,6 

13 

971,5 

236 

20 006,7 

296 

25 076,2 

bis 





IV 

189,1 



41 K 

65 935,2 

41 K 

65 935,2 

1972 









lOV 

2 703,9 

IIV 

2 893,0 


K = Kreditinstitute, V ^ Versicherungen 

*) Unter Berücksichtigung einer möglichen Konzernzugehörigkeit 


Tabelle 5 


„Große" Zusammensdilüsse nach Zusammenschlußarten 


Jahr 

Horizontal 

Vertikal 

Diversifiziert (Konglomerat) 

insgesamt 
(Spalten 2 bis 7) 

Anzahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

An- 

zahl 

antei- 
lig er- 
wor- 
bene 
Bi- 
lanz- 
sum- 
me in 
Mil- 
lionen 
DM 

insgesamt 

davon 

Produkt- 

ausweitung 

sonstige 

Anzahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

An- 

zahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

Anzahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

Anzahl 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

1 12 

13 

1971 

30 

1 719,8 

_ 


19 

1 162,9 

7 

389,0 

12 

773,9 

49 

2 882,7 


16 K 

18 121,1 



1 K 

141,0 

1 K 

141,0 



17 K 

18 262,1 


2V 

93,6 



IV 

404,3 



IV 

404,3 

3V 

497,9 

1972 

33 

2 770,3 

3 

338,6 

26 

1 403,2 

12 

444,6 

14 

958,6 

62 

4 512,1 


12 K 

23 490,0 









12 K 

23 490,0 


IV 

29,5 









IV 

29,5 

1966 

179 

17 087,1 

6 

482,2 

111 

7 506,9 

58 

4 766,3 

53 

2 740,0 

296 

25 076,2 

bis 

39 K 

65 711,6 



2K 

223,6 

1 K 

141,0 

1 K 

82,6 

41 K 

65 935,2 

1972 

6V 

898,2 



5V 

1 994,8 



5V 

1 994,8 

IIV 

2 893,0 


K = Kreditinstitute, V = Versicherungen 
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Tabelle 6 

Anteil der jeweils 3 und 6 größten Unternehmen am Gesamtumsatz 
in ausgewählten Industriezweigen 

— bezogen auf die in der jeweiligen Branche tätigen inländischen Unternehmen — 

(in V. H.) 




3 Unternehmen 



6 Unternehmen 



1962 

1 1965 

1 1967 1 

1968 

1962 1 

1965 1 

1967 1 

1968 

Bergbau 

21,3 

19,0 

20,9 

22,5 

34,3 

33,2 

37,4 

39,9 

Steinkohlenbergbau 

23,8 

23,8 

25,5 

28,0 

38,9 

41,0 

44,3 

47,9 

Kali- und Steinsalzbergbau, 
Salinen 

75,9 

78,7 

86,6 

87,7 

90,5 

92,1 

94,3 

94,4 

Erdöl- und Erdgasgewinnung 

91,3 

87,5 

84,4 

88,0 



99,7 

99,7 

Mineralölverarbeitung und Kohle- 
wertstoffindustrie 

56,4 

61,2 

52,5 

48,1 

77,0 

78,2 

72,1 

68,1 

Industrie der Steine und Erden 

8,7 

9,0 

9,4 

9,6 

13,8 

14,2 

14,2 

14,4 

Natursteinindustrie 

10,2 

10,2 

9,5 


14,5 

15,1 

15,0 


Zementindustrie 

44,0 

49,2 

51,3 

52,1 

55,4 

59,8 

61,4 

60,6 

Ziegelindustrie 

6,6 

6,5 

5,0 


9,5 

9,5 

8,6 


Betonsteinindustrie 

6,4 

7,3 

8,7 

8,9 



14,0 


Eisenschaffende Industrie 

21,6 

24,6 

30,9 

31,5 

39,9 

44,5 

48,9 

49,0 

NE-Metallindustrie 

29,5 

30,2 

32,1 

33,5 



47,7 


Gießereiindustrie 

18,2 

16,2 

18,3 

15,8 

24,8 

22,7 

25,2 

22,7 

Eisen-, Stahl- und Temper- 
gießereien 

21,5 

20,2 

22,7 


29,3 

28,3 

31,3 


Metallgießereien 

24,4 

22,5 

17,3 

16,5 


33,0 

27,6 


Ziehereien und Kaltwalzwerke, 

Stahl verf ormung 

7,6 

10,2 

10,3 

10,1 

12,2 

14,5 

15,5 

15,7 

Stahlbau 

8,6 

8,4 

9,1 

12,6 

14,2 

13,5 

14,3 

-*) 

Maschinenbau 

9,9 

9,6 

11,9 

10,2 

14,8 

13,7 

15,5 

14,0 

Metallverarbeitungsmaschinen, 
Maschinen- und Präzisions- 
werkzeuge 

6,4 

5,5 

6,4 

7,1 

10,5 

9,9 

11,0 

11,8 

Hütten- und Walzwerkeinrich- 
tungen, Gießerei-, Bau- und 
Baustoff- und Bergbaumaschi- 
nen, Hebezeuge und Förderer 

16,2 

16,0 

21,1 

20,4 

24,1 

23,1 

28,0 

27,3 

Landwirtschaftliche Maschinen 
und Ackerschlepper 

27,9 

28,7 

25,4 

22,5 

41,4 

42,5 

37,2 

35,9 

Feinkeramische Industrie 

23,9 

26,2 

25,6 


36,0 

37,6 

35,2 


Glasindustrie 

24,0 

22,6 

23,3 

23,8 

38,9 

38,5 



Sägewerke und holzverarbeitende 
Industrie 

5,4 

5,9 

5,5 

6,1 

9,7 

10,7 

10,4 

11,6 

Holzverarbeitende Industrie 

3,2 

3,6 

4,2 


5,7 

5,9 

6,7 


Holzmöbelindustrie 

4,7 

5,2 

6,1 

_2) 

8,4 

8,6 

9,7 


Holzschliff, Zellstoff, Papier und 
Pappe erzeugende Industrie 

25,2 

27,8 

27,6 

_2) 

37,8 

39,8 

41,3 

39,8 

Papier und Pappe verarbeitende 
Industrie 

8,8 

9,1 

10,8 



13,3 

15,1 

15,4 


1) Die Angaben für 1962 und 1965 sind dem Tätigkeitsbericht 1968 entnommen. 

Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
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Drucksadle 7/986 


noch Tabelle 6 


Druckerei und Vervielfältigungs- 
industrie 

Kunststoffverarbeitende Industrie 

Kautschuk- und Asbest- 
verarbeitende Industrie 

Ledererzeugende Industrie 

Lederverarbeitende und 
Schuhindustrie 

Textilindustrie 
Wollspinnereien 
W ollwebereien 
B aumwollspinnereien 
Seidenindustrie 
Wirkerei und Strickereien 
Textilveredlung 
Bekleidungsindustrie 

Bekleidung und Wäsdie (ohne 
Pelzbekleidung) 

Maschinen und Apparate für die 
Nahrungsmittel-, diemisdie und 
verwandte Industrie 

Textil- und Nähmaschinen 

Zahnräder, Getriebe, Walz- und 
Gleitlager 

Fahrzeugbau 

Kraftwagenindustrie 
Kraftrad- und Fahrradindustrie 
Schiffbau 
Luftfahrzeugbau 
Elektrotechnische Industrie 

Feinmechanische und Optische 
sowie Uhrenindustrie 
Feinmechanische Industrie 
Augenoptische Industrie 
Foto-, Projektions- und 
Kinotechnik 
Uhrenindustrie 

Eisen-, Blech- und Metallwaren- 
industrie 

Heiz- und Kochgeräteindustrie 
Geschweißte Stahlblechrohre 
Sonstige Stahlblechverarbeitung 
Schloß- und Beschlagindustrie 
Metallwarenindustrie 


3 Unternehmen 


1962 

1 1965 

1 1967 

1 1968 

7,6 

11,3 

9,2 


12,1 

10,3 

9,3 

8,5 

37,4 

35,1 

34,5 

35,1 

37,2 

43,8 

48,7 


14,0 

13,9 

15,8 

13,9 

3,4 

3,5 

3,8 

4,1 

18,7 

20,7 

18,7 

18,5 

12,0 

13,5 

15,4 

15,2 

17,7 

18,4 

22,3 

22,8 

24,8 

22,5 

23,9 

22.6 

10,9 

12,0 

11,3 

11.4 

14,5 

15,6 

16,2 


5,0 

3,7 

3,7 


5,5 

4,0 

4,0 

3,7 


12,2 

13,4 

13,6 


19,0 

19,1 

20,7 

23,3 

44,1 

43,2 

45,1 

43,2 

53,9 

54,1 

55,5 

57,8 

55,6 

55,6 

57,0 

59,4 

41,1 

43,7 

57,6 

53,5 

33,3 

27,9 

34,8 

50,6 

45,9 

57,1 

52,9 

59,1 

22,8 

22,4 

32,1 

32,3 

11,9 

13,6 

14,8 

-") 

21,1 

21,1 

23,8 


43,1 

48,5 

52,0 


32,5 

36,1 

39,7 


24,6 

24,8 

25,8 


6,3 

6,0 

6,3 

5,9 

26,1 

26,5 

28,7 


90,7 

70,3 

57,5 

41,4 

8,3 

7,3 

6,0 

6,1 

16,6 

15,6 

16,0 

13,3 

19,2 

20,0 

20,1 



6 Unternehmen 


1962 1 

1965 1 

1967 1 

1968 

11,8 

16,1 

12,8 


18,6 

16,1 

15,6 

15,1 

47,9 

46,3 

46,5 

48,4 

44,2 

49,7 

54,1 


17,8 

17,6 



5,7 

5,8 

6,4 

6,7 



31,5 

32,3 

20,8 

23,9 

27,6 

26,6 

28,4 

29,4 

33,9 

33,9 

35,1 

35,3 

38,5 

36,4 

15,2 

16,9 

16,2 


25,7 

26,3 

25,7 


7,7 

6,4 

6.1 


8,4 

6,9 

6,5 

6,3 


21,6 

23,2 

20,1 


30,9 

33,4 

34,4 


56,5 

54,9 

56,8 

55,6 

67,7 

69,4 

70,1 

71,8 

69,8 

71,3 

72,0 

73,8 

60,9 

64,7 

76,4 

76,4 

50,9 

49,1 

58,2 

69,6 

72,3 

81,5 

82,8 

82,0 

34,7 

34,6 

39,9 

39,8 

20,5 

21,3 

22,9 


28,7 

29,3 

31,1 

30,8 

53,7 

58,5 

61,5 


48,3 

52,5 

53,6 

55,0 

31,7 

31,4 

33,0 


10,0 

9,0 

8,8 

8,9 

41,1 

43,6 

47,5 


97,8 

94,7 

79,4 

57,3 

12,9 

12,3 

10,7 

11,2 

25,1 

23,2 

24,3 

21,2 

27,8 

28,7 

29,2 



2) Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
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noch Tabelle 6 




3 Unternehmen 



6 Unternehmen 



1962 

1965 

1967 

1968 

1962 1 

1965 1 

1967 

1968 

Musikinstrumenten-, Spielwaren-, 
Sdimuckwaren- und Sportgeräte- 
industrie 

10,1 

9,8 

7,8 


14,7 

15,1 

11,5 


Chemische Industrie 

26,0 

26,9 

27,0 

27,4 

35,5 

35,9 

36,5 

37,7 

Ernährungsindustrie 

8,0 

7,4 

8,2 

8,4 

10,8 

10,3 

10,9 

11,3 

Mühlenindustrie 

15,1 

22,0 

21,9 

22,9 


-_2) 

32,9 

33,5 

Brotindustrie 

6,8 

7,2 

7,7 

8,3 

12,3 

13,7 

13,9 

15,0 

Zuckerindustrie 

46,6 

47,4 

47,5 

49,3 

56,0 

56,5 

57,6 

59,5 

Molkereien und Käsereien 

6.7 

6,5 

6.2 

10,3 

9,7 

9,5 

10,0 


Ölmühlenindustrie 

47,9 

54,3 

55,9 

53,3 

75,0 

78,4 

79,5 

81,7 

Margarineindustrie 

79,4 

81,6 

84,5 

86.0 

86,6 

88,6 

90,1 

91,4 

Talgschmelzen und Sdimalz- 
siedereien 

50,2 

41,9 

52,9 

51,6 

72,1 

69,9 

79,6 

78,5 

Fleischverarbeitende Industrie 

42,6 

36,7 

36,8 

37,2 

46,9 

41,4 

42,2 

43,0 

Brauereien 

6,8 

7,5 

7,3 

7,7 

11,7 

12,8 

12,8 

13,5 

Mälzereien 

14,9 

19,7 

18,5 

21,5 

25,0 

30.5 

29,8 

32,7 

Spirituosenindustrie 

19,9 

18,4 

20,3 

21,4 

31,5 

29,8 

33,9 


Tabakverarbeitende Industrie 

72,6 

76,7 

77,5 


82,5 

86,9 

88,5 


Zigarettenindustrie 

81,7 

85,5 

84,4 




96,3 


Zigarrenindustrie 

32,2 

33,3 

32,6 

34,6 

45,1 

46,5 

48,1 


Raudi-, Kau- und Schnupftabak- 
industrie 

51,4 

54,2 

63,4 

60,7 

70,5 

69,0 

75,6 

77,8 


2) Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
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Drucksache 7/986 


Tabelle 7 


Entwicklung der Zahl der Kartelle 

(Entwicklung insgesamt) 


Jährliche Anmel- 
dungen bzw. 
Anträge 

1958 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

BKartA 

99 

47 

45 

16 

22 

16 

16 

30 

31 

17 

20 

19 

20 

12 

13 

LKB 

7 

3 

— 

— 

1 

1 . 

1 

3 

9 

1 

4 

1 

3 

2 

1 

BMWi 

3 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

1 

— 

insgesamt 

109 

50 

45 

16 

23 

17 

17 

33 

40 

18 

25 

20 

23 

15 

14 

wirksam bzw. 
Erlaubnis 

15 

59 

104 

127 

144 

163 

00 

202 

234 

253 

273 

292 

312 

317 

327 

in Kraft 






155 

164 

180 

211 

225 

227 

229 

240 

234 

221 


Die Angaben über die Anmeldungen und Anträge sind die jährlichen Neuanmeldungen sowie Neuanträge auf Ertei- 
lung einer Erlaubnis. Bei den Zahlen über die wirksam gewordenen bzw. erlaubten Kartelle handelt es sich um den 
jeweiligen Bestand (kumulierte Werte) am 31. Dezember des Vorjahres plus Zugang, bei den in Kraft befindlichen 
Kartellen um den jeweiligen Bestand plus Zugang minus Abgang. Die Statistik über in Kraft befindliche Kartelle wird 
erst seit 1963 geführt. 
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Tabelle 8 


Entwicklung der Zahl der Kartelle 

(Entwicklung nach Kartellarten) 



1958 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

CD 

O 

1971 

1972 

§ 2 

Anmel- 

dungen 

4 

10 

14 

4 

3 

3 

2 

5 

1 

1 

3 

1 

2 

2 

3 

wirksam 

2 

8 

23 

27 

29 

31 

32 

37 

38 

39 

40 

42 

43 

43 

45 


in Kraft 






31 

32 

37 

38 

39 

40 

42 

43 

43 

44 

§ 3 

Anmel- 

dungen 

6 

7 

10 

1 

6 

4 


1 


1 


2 

1 



wirksam 

1 

5 

15 

18 

20 

25 

26 

26 

27 

27 

27 

29 

30 

30 

30 


in Kraft 






24 

22 

22 

23 

23 

19 

20 

20 

19 

19 


Anmel- 
















§§ 2 

düngen 

5 

6 

1 

2 

3 

— 

1 

2 

. — . 

1 

2 

2 

1 

— 

5 

und 3 

wirksam 

1 

7 

10 

10 

12 

13 , 

14 

14 

16 

16 

17 

17 

17 

17 

17 


in Kraft 






13 

14 

12 

14 

14 

14 

13 

13 

13 

13 


Anträge 

'3 

. — 

1 

— 

— 

— 

- — 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 4 

Erlaubnis 
in Kraft 

— 

— 

— 

— 

' — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Anmel- 
















§ 5 

düngen 

2 

— 

— 

1 

— 

1 

1 

2 

1 

— 

— 

3 

— 

— 

— 

Abs. 1 

wirksam 

1 

1 

1 

2 

2 

3 

4 

5 

5 

5 

5 

8 

8 

8 

8 


in Kraft 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

4 

5 

5 

5 

5 

8 

8 

8 

8 

§ 5 
Abs. 2 

Anträge 

3 

4 

3 

1 

1 

1 

2 

11 

3 

— 

1 

— 

1 

1 

— 

Erlaubnis 

— 

— 

— 

1 

3 

3 

5 

11. 

15 

15 

15 

15 

16 

17 

17 

in Kraft 






3 

4 

9 

12 

12 

6 

2 

2 

3 

3 

§ 5 

Anträge 

42 

4 

3 

— 

2 

3 

4 

5 

3 

— 

3 

1 

2 

1 

— 

Abs. 2 

Erlaubnis 

— 

1 

10 

15 

15 

20 

23 

25 

27 

27 

27 

28 

28 

28 

29 

und 3 

in Kraft 






18 

20 

23 

23 

22 

18 

16 

15 

15 

14 

§ 5 a 
Abs. 1 

Anmel- 

dungen 









19 

7 

8 

7 

4 

2 

2 

Satz 1 

wirksam 









13 

21 

32 

37 

43 

43 

45 

in Kraft 









13 

20 

31 

33 

35 

32 

28 

§'5a 

Anmel- 
















Abs. 1 

dungen 









7 

5 

4 

— 

11 

4 

1 

Satz 2 

wirksam 









3 

8 

11 

12 

22 

24 

26 

in Kraft 









3 

8 

11 

12 

22 

22 

23 


Anmel- 
















§ 6 

dungen 

34 

14 

6 

4 

7 

4 

7 

5 

5 

3 

3 

4 

1 

4 

3 

Abs. 1 

wirksam 

9 

33 

39 

44 

50 

55 

61 

70 

76 

81 

85 

89 

90 

92 

94 


in Kraft 






53 

59 

65 

73 

75 

77 

77 

76 

73 

64 

§ 6 
Abs. 2 

Anträge 

4 

5 

7 

1 

1 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Erlaubnis 

1 

3 

5 

9 

10 

10 

10 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

in Kraft 






8 

7 

6 

6 

6 

6 

5 

5 

5 

5 


Anträge 

3 

- — 

— 

2 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

§ 7 

Erlaubnis 

— 

— 

— 

— 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 


in Kraft 






2 

2 

1 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 


Anträge 

3 

— 

— 

— . 

— 

— 

— 

. — . 


— 

1 

— 

— 

1 

— 

§ 8 

Erlaubnis 

— 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

2 

2 

2 

3 


in Kraft 






— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

1 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCkSHChG 7/986 


Einhaltung und Untersdireitung von empfohlenen Preisen 
bei ausgewählten Haarsprays 

(202 besuchte Einzelhandelsgeschäfte) 



3-Wetter- 

Taft 

DM 5,95 
(empf, Preis) 

Gard 

DM 5,95 
(empf. Preis) 

Elidor 

DM 5,95 
(empf. Preis) 

Sham-tu- 

chic 

DM 5,95 
(empf. Preis) 

Riar 

DM 5,95 
(empf. Preis) 

Wella- 

flex 

DM 5,90 
(empf. Preis) 

1. Absolute Zahl der erfaßten 
Produkteinheiten 

126 

170 

105 

111 

47 

72 

11. Zahl der Einhaltungen 







a) absolut 

6 

17 

16 

4 

0 

52 

b) relativ (v. H.) 

4,8 

10,0 

15,2 

3,6 

0,0 

72,2 

III. Zahl der Unterschreitungen 







a) absolut 

120 

153 

89 

107 

47 

20 

b) relativ (v. H.) 

95,2 

90,0 

84,8 

96,4 

100,0 

27,8 

IV. Untersdireitungen 







1. bis unter 20 v. H. 







a) absolut 

18 

3 

2 

0 

0 

8 

b) relativ (v. H.) 

15,0 

2,0 

2,2 

0,0 

0,0 

40,0 

2. um 20 v.H.bis unter 30 v.H. 







a) absolut 

1 

3 

2 

2 

1 

2 

b) relativ (v. H.) 

0,8 

2,0 

2,2 

ho 

2,1 

10,0 

3. um 30 V. H. bis unter 50 v. H. 







a) absolut 

37 

98 

35 

34 

14 

9 

b) relativ (v. H.) 

30,8 

64,0 

39,3 

31,8 

29,8 

45,0 

4. um 50 V. H. imd mehr v. H. 







a) absolut 

64 

49 

50 

71 

32 

1 

b) relativ (v. H.) 

53,4 

32,0 

56,3 

66,3 

68,1 

5,0 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

2,48 bis 
5,95 

2,67 bis 
5,95 

1,98 bis 
5,95 

2,38 bis 
5,95 

2,48 bis 
4,31 

2,86 bis 
5,90 

VL Schwerpunktbereidi der Preis- 
untersdireitungen in DM 

2,50 bis 
2,98 

3,45 bis 
3,98 

2,60 bis 
2,98 

2,49 bis 
2,98 

2,58 bis 
2,98 

um 3,95 
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Drucksache 7/986 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Einhaltung und Unterschreitung von empfohlenen Preisen bei ausgewählten Körpersprays 

(202 besuchte Einzelhandelsgeschäfte) 



Fa Deo Spray 

Re- 

xona 

1 Deo 
Spray 

Spri 

Ban- 
ner 25 
Super 

8x4 

Anti- 

Trans- 

pirant 

Spray 

DO 7 

Bac Spray 

125 q 
DM 5,90 
(empf. 
Preis) 

200 g 
DM 8,90 
(empf. 
Preis) 

175 q 
DM 7,95 
(empf. 
Preis) 

175 q 
DM 5,95 
(empf. 
Preis) 

250 g 
DM 7,95 
(empf. 
Preis) 

175 q 
DM 6,25 
/4,35 
(empf, 
Preis) 

175 q 
DM 8,20 
(empf. 
Preis) 

175 q 
DM 6,25 
(empf. 
Preis) 

125 g 
DM 6,15 
(empf. 
Preis) 

200 q 
DM 9,45 
(empf. 
Preis) 

1. Absolute Zahl der erfaßten 











Produkteinheiten 

95 

77 

87 

118 

57 

98 

98 

129 

124 

86 

II. Zahl der Einhaltungen 











a) absolut 

37 

33 

30 

34 

32 

34 

54 

51 

67 

52 

b) relativ (v. H.) 

1 38,9 

42,8 

34,5 

28,8 

56,1 

34,7 

55,1 

39,5 

54,0 

60,5 

IIL Zahl der Unterschreitungen 











a) absolut 

1 58 

44 

57 

84 

25 

64 

44 

78 

57 

34 

b) relativ (v. H.) 

61 J 

57,2 

65,5 

71,2 

43,9 

65,3 

44,9 

60,5 

46,0 

39,5 

IV. Unterschreitungen 











1 . bis unter 20 v. H. 











a) absolut 

6 

1 

4 

9 

2 

5 

13 

1 

10 

6 

b) relativ (v. H.) 

10,3 

2,3 

7,0 

10,7 

8,0 

7,8 

29,6 

1,3 

17,5 

17,6 

2. um 20 v.H.bis unter 30 v.H. 











a) absolut 

1 

3 

6 

2 

9 

14 

10 

16 

11 

15 

b) relativ (v. H.) 

1,7 

6,8 

10,5 

2,4 

36,0 

21,9 

22,8 

20,5 

19,3 

44,1 

3. um 30 V. H. und mehr v. H. 











a) absolut 

51 

40 

47 

73 

14 

45 

21 

61 

36 

13 

b) relativ (v. H.) 

88,0 

90,9 

82,5 

86,9 

56,0 

70,3 

47,6 

78,2 

63,2 

38,3 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

2,35 

3,65 

3,77 

2,55 

3,65 

2,75 

3,91 

2,50 

2,90 

4,95 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


5,90 

8,90 

7,95 

5,95 

7,95 

6,25 

8,20 

6,25 

6,15 

9,45 

VI. Schwerpunktbereich der Preis- 











unterschreitungen in DM 

2,50 

3,98 

3,95 

3,50 

3,98 

2,98 

4,45 

2,90 

3,45 

6,50 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


2,98 

4,95 

4,95 

3,98 

4,95 

3,98 

4,95 

3,98 

3,98 

7,45 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCksachG 7/986 


Einhaltung und Untersdireitung von empfohlenen Preisen bei ausgewähltem Hautcreme 

(202 besuchte Einzelhandelsgeschäfte) 



Creme 

21 

Creme 

21 

Creme 

21 

Creme 

21 

Nivea 

Nivea 

Nivea 

Nivea 

milk 

Nivea 

milk 

150 ccm 
Dose 

DM 2.90 
(empf. 
Preis) 

250 ccra 
Dose 

DM 4,40 
(empf. 
Preis) 

150 ccm 
Flasdie 
DM 2,75 
(empf. 
Preis) 

300 ccm 
Flasche 
DM 4,90 
(empf. 
Preis) 

100 ccm 
Dose 
DM 2,30 
(empf. 
Preis) 

150 ccra 
Dose 
DM 2,60 
(empf. 
Preis) 

250 ccm 
Dose 
DM 3,90 
(empf. 
Preis) 

150 ml 
DM 2,75 
(empf. 
Preis) 

300 ml 
DM 4,90 
(empf. 
Preis) 

L Absolute Zahl der erhobenen 










Produkteinheiten 

155 

81 

138 

72 

40 

154 

128 

127 

114 

11. Zahl der Einhaltungen 










a) absolut 

73 

42 

77 

46 

38 

74 

55 

94 

65 

b) relativ (v. H.) 

47,1 

51,8 

56,5 

63,9 

95,0 

48,1 

43,0 

74,0 

57,0 

III. Zahl der Unterschreitungen 










a) absolut 

82 

39 

61 

26 

2 

80 

73 

33 

49 

b) relativ (v. H.) 

52,9 

48,2 

43,5 

36,1 

5,0 

51,9 

57,0 

26,0 

43,0 

IV. Unterschreitungen 










1. bis unter 20 V. H. 










a) absolut 

10 

7 

12 

5 

1 

15 

20 

18 

14 

b) relativ (v. H.) 

12,2 

17,9 

19,7 

19,2 

50,0 

18,7 

27,4 

54,5 

28,6 

2. von 20 V. H. bis unter 30 v. H. 










a) absolut 

14 

9 

39 

12 

0 

45 

38 

15 

28 

b) relativ (v. H.) 

17,1 

23,1 

63,9 

46,2 

— 

56,3 

52,1 

45,5 

57,1 

3. 30 v. H. und mehr v. H. 





* 





a) absolut 

58 

23 

10 

9 

1 

20 

15 

0 

7 

b) relativ (v. H.) 

70,7 

59,0 

16,4 

34,6 

50,0 

25,0 

20,5 

— 

14,3 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

1,48 

2,48 

1,65 

2,45 

1,27 

1,45 

2,25 

1,93 

2,95 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


2,90 

4,40 

2,75 

4,90 

2,50 

2,78 

4,20 

3,00 

4,90 

VI. Schwerpunktbereich der Preis- 

1,85 

2,90 

. 1,89 

3,35 


1,70 

2,86 

1,93 

3,45 

untersdireitungen in DM 

bis 

bis 

bis 

bis 


bis 

bis 

bis 

bis 


1,99 

2,99 

1,99 

3,90 


1,99 

3,12 

2,28 

3,98 
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DrUCksaChO 7/986 Peutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Einhaltung und Unterschreitung von empfohlenen Preisen bei ausgewählten Feinseifen 

(202 besuchte Einzelhandelsgeschäfte) 



Frische 

Fa 

CD- 

Bade- 

stück 

Re- 

xona 

Bade- 

stück 

Palm- 

olive 

Ban- 

ner 

Camay 

Frotte 

Deo 

8x4 

Deo 

Seife 

Lux 

Life- 

boy 


150 g 
DM 1,65 

DM2,10 

DM 2,00 

150 q 
DM 1,45 

150 g 
DM 1,90 

150 g 
DM 1,45 

125 q 
DM 1,95 

150 q 
DM 2,00 

150 q 
DM 1,45 

150 q 

DM 1,60 

I. Absolute Zahl der erhobenen 
Einheiten 

162 

141 

157 

157 

152 

89 

65 

109 

161 

90 

II. Zahl der Einhaltungen 











a) absolut 

64 

78 

81 

78 

64 

56 

39 

82 

78 

51 

b) relativ (v. H.) 

39,6 

55,3 

51,6 

49,6 

42,2 

62,9 

60,0 

75,2 

48,5 

56,7 

III. Zahl der Unterschreitungen 











a) absolut 

98 

63 

76 

79 

88 

33 

26 

27 

83 

39 

b) relativ (v. H.) 

60,4 

44,7 

43,4 

50,4 

57,9 

37,1 

40,0 

24,8 

52,5 

43,3 

IV. Unterschreitungen 











1. bis unter 20 V. H. 











a) absolut 

9 

11 

14 

25 

10 

12 

4 

4 

20 

12 

b) relativ (v. H.) ! 

9,2 

27,5 

28,4 

32,5 

22,4 

36,4 

25,3 

24,7 

24,2 

30,8 

1 

2. von 20 V. H. bis unter 30 V. H. 

25 

29 

15 

10 

38 

6 

2 

10 

11 

10 

a) absolut 

b) relativ (v. H.) 

25,5 

46,0 

29,7 

22,7 

43,2 

28,2 

7,7 

37,2 

23,2 

25,6 

3. 30 V. H. und mehr v. H. 











a) absolut 

64 

23 

47 

44 

40 

15 

20 

13 

52 

17 

b) relativ (v, H.) 

65,3 

36,5 

62,9 

55,7 

45,4 

45,4 

77,0 

48,2 

62,7 

43,6 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

0,80 

bis 

1,65 

0,98 

bis 

2,10 

0,70 

bis 

2,10 

0,82 

bis 

1,45 

0,95 

bis 

1,90 

0,71 

bis 

1,45 

0,96 

bis 

2,25 

1,15 

bis 

2,00 

0,75 

bis 

1,45 

0,83 

bis 

1,60 

VI. Schwerpunktbereich der Preis - 
unterschreitungen in DM 

0,95 

bis 

1,15 

1,43 

bis 

1,68 

1,15 

bis 

1,40 

0,89 

bis 

1,18 

1,25 

bis 

1,50 

0,89 

bis 

1,15 

0,96 

bis 

1,36 

1,27 

bis 

1,60 

0,75 

bis 

0,98 

0,88 

bis 

1,12 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/986 


Einhaltung und Unterschreitung von empfohlenen Preisen bei ausgewählter Zahnpasta 

(202 besuchte Einzelhandelsgeschäfte) 



Super 

Colgate 

Super 

Colgate 

Colgate 
Fluor S 

Colgate 
Fluor S 

Ultra 

Weiß 

Signal 

Extra 

Pepso- 

dent 

mit 

Fluor 


105 q 

DM 2,60 
(empf. 
Preis) 

140 g 

DM 3,50 
(empf. 
Preis) 

67,5 ccm 
DM 2,85 
(empf. 
Preis) 

90 ccm 

DM 3,85 
(empf. 
Preis) 

130 g 

DM 2,85 
(empf. 
Preis) 

67,5 ml 

DM 2,85 
(empf. 
Preis) 

67,5 ml 

DM 2,75 
(empf. 
Preis) 

1. Absolute Zahl der erhobenen 








Einheiten 

107 

57 

156 

59 

141 

152 

126 

II. Zahl der Einhaltungen 








a) absolut 

84 

46 

103 

47 

99 

89 

91 

b) relativ (v. H.) 

78,5 

80,7 

66,0 

79,6 

70,2 

58,5 

72,2 

III. Zahl der Unters^chreitungen 








a) absolut 

23 

11 

53 

12 

42 

63 

35 

b) relativ (v. H.) 

21,5 

19,3 

34,0 

20,4 

29,8 

41,5 

27,8 

IV. Unterschreitungen 








1. bis unter 20 V. H. 

a) absolut 

11 

3 

18 

3 

17 

7 

11 

b) relativ (v. H.) 

48 

27 

34 

25 

40 

11 

31 

2. von20v.H. bisunterSOv.H, 

a) absolut 

10 

7 

18 

6 

16 

21 

17 

b) relativ (v. H.) i 

43 

64 

34 

50 

38 

33 

49 

3. 30 V. H. und mehr v. H. 








a) absolut 

2 

1 

17 

3 

9 

35 

7 

b) relativ (v. H.) 

9 

9 

32 

25 

22 

56 

20 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

1,39 

2,15 

1,82 

2,54 

1,55 

1,80 

1,75 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


2,60 

3,50 

2,85 

3,85 

2,85 

2,85 

2,75 

VI. Schwerpunktbereich der Preis- 








unterschreitungen in DM 

1,92 

2,52 

1,98 

2,30 

1,98 

1,85 

1,92 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


2,23 

2,60 

2,28 

2,45 

2,43 

1,98 

2,18 
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Drucksache 7/986 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Einhaltung und Unterschreitung von empfohlenen Preisen bei ausgewählter Zahnpasta 

(202 besuchte Einzelhandels'geschäfte) 



Formel M 

Blend-a-med 

Strahler 70 

Biendax 

Biendax 
fluor super 

67,5 ml 

DM 3,10 
(empf. Preis) 

67,5 ml 

DM 3,45 
(empf. Preis) 

67,5 ml 

DM 2,95 
(empf. Preis) 

Familientube 

DM 2,45 
(empf. Preis) 

Familientube 

DM 2,75 
(empf. Preis) 

I. Absolute Zahl der erhobenen 






Einheiten 

120 

166 

146 

138 

117 

II. Zahl der Einhaltungen 






a) absolut 

79 

108 

90 

105 

82 

b) relativ (v. H.) 

65,8 

65,0 

61,6 

76,1 

70,1 

III. Zahl der Unterschreitungen 






a) absolut 

41 

58 

56 

33 

35 

b) relativ (v. H.) 

34,2 

35,0 

38,4 

25,9 

29,9 

IV. Unterschreitungen 






1 , bis unter 20 v. H. 






a) absolut 

15 

23 

26 

14 

15 

b) relativ (v. H.) 

37 

40 

46 

42 

43 

2. von 20 V. H. bis unter 30 v. H. 






a) absolut 

20 

25 

24 

15 

15 

b) relativ (v. H.) 

49 

45 

43 

46 

43 

3. 30 V, H. und mehr v. H. 






a) absolut 

6 

10 

6 

4 

5 

b) relativ (v, H.) 

14 

17 

11 

12 

14 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

1,98 

1,95 

1,90 

1,59 

1,78 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


3,10 

3,45 

2,95 

2,45 

2,75 

VI. Schwerpunktbereich der Preis- 






unterschreitungen in DM 

2,28 

2,41 

2,09 

1,85 

1,93 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


2,48 

2,78 

2,50 

1,98 

2,25 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/986 


Einhaltung und Unterschreitung von empfohlenen Preisen bei ausgewähltem Pulverkaffee 

(154 besuchte Einzelhandelsgeschäfte) 



Nescafe 

Nescafe Gold 

Jacobs Cronat 

Max- 

well 

Ex- 

quisit 


100 g 
DM 5,95 

(empf. 

Preis) 

200 g 
DM11,75 

(empf. 

Preis) 

100 g 
DM 7,75 

(empf. 

Preis) 

200 g 
DM 15,25 

(empf. 

Preis) 

100 g 
DM 7,75 

(empf. 

Preis) 

200 g 
DM 15,25 

(empf. 

Preis) 

100 g 
DM 7,75 

(empf. 

Preis) 

1. Absolute Zahl der erhobenen 








Einheiten 

121 

92 

137 

91 

110 

59 

51 

II. Zahl der Einhaltungen 








a) absolut 

37 

10 

33 

14 

16 

2 

1 

b) relativ (v. H.) 

30,6 

10,9 

24,1 

15,4 

14,5 

3,4 

2,0 

III. Zahl der Unterschreitungen 








a) absolut 

84 

82 

104 

77 

94 

57 

50 

b) relativ (v. H.) 

69,4 

89,1 

75,9 

84,6 

85,5 

96,6 

98,0 

IV. Unterschreitungen 








1. bis unter 10 V. H. 

a) absolut 

14 

7 

17 

17 

3 

4 

2 

b) relativ (v. H.) 

16,9 

8,5 

16,3 

22,1 

3,2 

7,0 

4,0 

2, von 10 V. H. bis unter 15 v. H. 








a) absolut 

12 

3 

41 

10 

31 

3 

13 

b) relativ (v. H.) 

14,3 

3,5 

39,4 

13,0 

33,0 

5,3 

26,0 

3. von 1 5 V. H. bis unter 20 v. H. 








a) absolut 

45 

20 

22 

27 

24 

18 

5 

b) relativ (v. H.) 

53,6 

24,4 

21,1 

35 J 

25,5 

31,6 

10,0 

4. 20 V. H. und mehr v. H. 








a) absolut 

13 

52 

24 

23 

36 

32 

30 

b) relativ (v. H.) 

15,4 

63,6 

23,2 

29,8 

38,3 

56,1 

60,0 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

3,98 

6,78 

5,45 

9,98 

4,98 

9,98 

4,99 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


5,95 

11,75 

7,75 

15,25 

7,75 

15,25 

7,75 

VI. Schwerpunktbereich der Preis- 








unterschreitungen in DM 

4,50 

7,98 

5,95 

11,95 

5,78 

10,95 

5,48 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


4,98 

8,98 

6,98 

12,95 

6,98 

11,95 

5,95 
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Drucksache 7/986 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Einhaltung und Unterschreitung von empfohlenen Preisen bei ausgewählten Pralinen 

(154 besuchte Einzelhandelsgesdiäfte) 



Sprengel 

Sarotti 

Trumpf 

India Rot 
250 g 

DM 7,50 
(empf. Preis) 

Erfrischungs- 

stäbchen 

75 g 

DM 1,2Ö 
(empf. Preis) 

7 Länder 
Spezialitäten 
250 g 

DM 5,50 
(empf. Preis) 

Edle Tropfen 
in Nuß 

250 g 

DM 6,00 
(empf. Preis) 

Wappen- 

klasse 

400 g 

DM 6,00 
(empf. Preis) 

I. Absolute Zahl der erhobenen 






Einheiten 

57 

93 

64 

71 

44 

11. Zahl der Einhaltungen 






a) absolut 

15 

11 

17 

3 

• 1 

b) relativ (v. H.) 

26,4 

12,0 

26,6 

4,2 

2,3 

111. Zahl der Unterschreitimgen 






a) absolut 

42 

82 

47 

68 

43 

b) relativ (v. H.) 

73,6 

88,0 

73,4 

‘ 95,8 

97,7 

IV. Unterschreitungen 






1. bis unter 10 V. H. 






a) absolut 

7 

1 

5 

4 

1 

b) relativ (v. H.) 

17,0 

1,0 

11,0 

6,0 

2,0 

2. von 10 V. H. bis unter 15 v. H. 






a) absolut 

1 

1 

9 

3 

1 

b) relativ (v. H.) 

2,0 

hO 

19,0 

4,0 

2,0 

3. von 1 5 V. H. bis unter 20 v. H, 






a) absolut 

6 

14 

17 

12 

8 

b) relativ (v. H.) 

14,0 

17,0 

36,0 

18,0 

19,0 

4. 20 V. H. und mehr v. H. 






a) absolut 

28 

66 

16 

49 

33 

b) relativ (v. H.) 

67,0 

81,0 

34,0 

72,0 

77,0 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

4,98 

0,69 

3,87 

3,86 

3,25 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


7,50 

1,20 

5,50 

5,82 

5,98 

VL Schwerpunktbereich der Preis- 






unterschreitungen in DM 

5,65 

0,78 

3,95 

3,95 

3,70 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


5,98 

0,98 

4,65 

4,75 

4,65 
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Einhaltung und Unterschreitung von empfohlenen Preisen 
bei ausgewähltem Weinbrand 

(154 besuchte Einzelhandelsgeschäfte) 



Chantre 

Mariacron 


0,71 

DM 12,95 
(empf. Preis) 

0,7 1 

DM 13,25 
(empf. Preis) 

1. Absolute Zahl der erhobenen 
Einheiten 

124 

132 

11. Zahl der Einhaltungen 



a) absolut 

3 

8 

b) relativ (v. H.) 

2,4 

6,1 

III . Zahl der Unterschreitungen 



a) absolut 

121 

124 

b) relativ (v. H.) 

97ß 

93,9 

IV. Unterschreitungen 



1. bis unter 10 V. H. 



a) absolut 

9 

26 

b) relativ (v. H.) 

7,4 

21,0 

2. von 10 V. H. bis unter 15 v. H. 



a) absolut 

6 " 

12 

b) relativ (v. H.) 

5,0 

9,7 

3. von 1 5 V. H. bis unter 20 v. H. 



a) absolut 

50 

58 

b) relativ (v. H.) 

41,3 

46,7 

4. 20 V. H. und mehr v. H. 



a) absolut 

56 

28 

b) relativ (v. H.) 

46,3 

22,6 

V. Effektive Preisgrenzen in DM 

8,98 bis 12,75 

9,42 bis 13,25 

VL Sdiwerpunktbereidi der Preis- 
unterschreitungen in DM 

9,95 bis 10,95 

10,52 bis 11,98 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nach Wirtschaftsbereichen 


Mineralölerzeugnisse und Kohienwertstoffe 

1. Mineralölerzeugnisse 

Das Bundeskartellamt hatte sich erneut mit den 
Preisen an den Bundesautohahntankstellen (BAT) 
zu befassen (Tätigkeitsbericht 1969 S. 26 f. und 50). 
Im Frühsommer 1972 verzeichneten die rund 200 
Stationen im zusammenhängenden Netz der Bun- 
desautobahn bei beiden Vergaserkraftstoffqualitäten 
je 24 verschiedene Preisstellungen. Sie reichten bei 
Normalbenzin von 60,9 bis 68,4 Pf/1 und bei Super 
von 67,9 bis 74,9 Pf/1. Die Preisabstufungen waren 
weder absatzmäßig begründet noch ergeben sie sich 
aus den unterschiedlichen Entfernungen der BAT zu 
ihren Versorgungsbasen; denn in der Nähe von 
Raffinerien gelegene und zudem noch stark frequen- 
tierte BAT hatten nicht selten höhere Preise als ab- 
satzschwächere oder entferntere Autobahnstationen. 
Für die Wahl der Preishöhe waren vielmehr die An- 
gebotsverhältnisse im Umland der jeweiligen BAT 
ursächlich, weil durchweg die niedrigeren Preise 
solche Stationen notierten, die sich im Einzugsbe- 
reich größerer Städte befinden und die höheren 
Preise vor allem von in weniger dicht besiedelten 
Gebieten gelegenen BAT verlangt wurden. Das 
unterschiedliche Preisverhalten dürfte darauf zu- 
rückzuführen sein, daß BAT in Großstadtnähe we- 
sentlich stärker als andere BAT auch den Regional- 
verkehr zu bedienen haben und daher zu dem rela- 
tiv niedrigeren Preisniveau der massiert vorhande- 
nen Straßentankstellen tendieren, während BAT 
außerhalb von Ballungsgebieten überwiegend den 
Fernverkehr versorgen und auf die Preise der ver- 
einzelten Tankstellen des Umlandes keine oder nur 
bedingt Rücksicht zu nehmen brauchen. Nach Auf- 
fassung des Bundeskartellamtes stellten BAT-Preise, 
die für Normalbenzin 65,9 Pf/1 und für Super 
72,9 Pf/1 überschritten, eine mißbräuchliche Aus- 
nutzung der marktbeherrschenden Stellungen dar, 
über die die Preise festsetzenden Lieferfirmen der 
BAT in Form von Streckenmonopolen verfügen. 
Maßstab für diese Grenzziehung waren die Preise 
jener BAT, die sich in Räumen heftigeren Wettbe- 
werbs zwischen regionalen Straßentankstellen be- 
finden. Da die Notierungen dieser preisgünstigeren 
BAT meistens dennoch über den Preisen sogar mar- 
kenmäßig vergleichbarer Straßentankstellen lagen 
und deshalb möglicherweise schon mißbräuchlich 
waren, schien es gerechtfertigt, die um mehrere 
Pfennige höheren BAT-Preise auf jeden Fall als 
mißbräuchlich überhöht anzusehen. Unter den 32 Mi- 
neralölunternehmen, gegen die Anfang Juni Miß- 
brauchsverfahren nach § 22 mit dem Ziel eingeleitet 
wurden, die über 65,9 Pf/1 bzw. 72,9 Pf/1 liegen- 
den BAT-Preise zu senken, befanden sich einige 
Mineraiölunternehmen, die sich durch eine beson- 


ders aggressive Preispolitik bei den von ihnen be- 
triebenen Straßentankstellen auszeichnen. Die Ver- 
fahren wurden eingestellt, nachdem die BAT-Liefer- 
firmen die Mißbräuche beseitigt und die Preise ent- 
sprechend den Vorschlägen des Bundeskartellamtes 
gesenkt hatten. 


2. Teererzeugnisse 

Die kartellrechtliche Prüfung der Verlängerungsan- 
träge für die Verkaufsvereinigung für Teererzeug- 
nisse (VfT) und den Phenol-Verband (PV) (Tätig- 
keitsbericht 1971 S. 51) hat ergeben, daß die ur- 
sprünglich bestehenden Erlaubnis voraus Setzungen 
durch Änderungen der Zahl und der Marktstellung 
der Kartellmitglieder sowie ihrer Produktionsver- 
hältnisse nicht mehr gegeben sind. Zu den Verände- 
rungen trug wesentlich die Gründung der Ruhrkohle 
Aktiengesellschaft bei. Die Zahl der VfT-Mitglieder 
hat sich von acht auf vier verringert, von denen ein 
Mitglied eine eigene Teerdestillation nicht betreibt 
und lediglich im Wege der Rechtsnachfolge den 
Platz eines früheren Teererzeugnisse herstellenden 
Unternehmens eingenommen hat. Von den drei in 
der VfT verbliebenen Teer aufarbeitenden Unter- 
nehmen hat ein Unternehmen einen überragenden 
Marktanteil bei den Vertragserzeugnissen erreicht. 
Die Zahl der Mitglieder des Phenol- Verbandes hat 
sich zwar nicht verändert. Aber auch hier betreibt 
d^s im Wege der Rechtsnachfolge eingerückte Unter- 
nehmen keine Produktion von Vertragswaren mehr. 
Von den beiden verbleibenden Unternehmen hat 
auch hier, wie in der VfT, ein Unternehmen einen 
überragenden Marktanteil erreicht. Durch diese Ver- 
änderungen ist der Zusammenschluß des Verkaufes 
in Form von Syndikaten nicht mehr geeignet, die 
Leistungsfähigkeit oder Wirtschaftlichkeit aller Kar- 
tellmitglieder in technischer, betriebswirtschaftlicher 
oder organisatorischer Beziehung wesentlich zu he- 
ben. Dies gilt zunächst für das Unternehmen, welches 
eine eigene Teerdestillation nicht betreibt und des- 
halb eigene Teererzeugnisse nicht zu vertreiben hat. 
Für die jeweils verbliebenen wirtschaftlich schwä- 
cheren Kartellmitglieder mit eigener Teerdestilla- 
tion mag sich ein gemeinsamer Verkauf durch ein 
Syndikat nach wie vor vorteilhaft im Sinne der Er- 
laübnisvoraussetzungen des § 5 Abs. 2 auswirken, 
Hinsichtlich des in den Kartellen jeweils dominie- 
renden Mitgliedes ist jedoch nicht festzustellen, daß 
ein syndizierter Verkauf seine Leistungsfähigkeit 
oder Wirtschaftlichkeit wesentlich steigern könnte. 
Denn dieses Unternehmen ist in eine Größenord- 
nung hineingewachsen, die erwarten läßt, daß es 
auch unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Marktes für Teererzeugnisse einen eigenen Verkauf 
in gleicher wirtschaftlicher Weise wie in den Syndi- 
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katen betreiben kann. Angesichts der aus diesen 
Gründen zu erwartenden Ablehnung einer Erlaub- 
nisverlängerung wurden die Verkaufssyndikate auf- 
gelöst. Der Verlängerungsantrag wurde zurückge- 
nommen und die einstweilige Anordnung gegen- 
standslos. 


Steine und Erden 

1. Natursteine 

^ Die Erlaubnis des Gesellschaftsvertrages der Nord- 
bayerischen Basalt-Union GmbH, Würzburg, eines 
Verkaufssyndikats von bisher sieben Unternehmen, 
die erstmalig für 1960, sodann 1963, 1966 und 1969 
erteilt worden war (Tätigkeitsberichte 1960 S. 66? 
1963 S. 20; 1966 S. 25; 1969 S. 50), ist um weitere 
drei Jahre nach § 5 Abs. 2 und 3, § 11 Abs. 2 ver- 
längert worden, da die Erlaubnisvoraussetzungen 
weiterhin bestehen. Im Berichtsjahr sind vier Unter- 
nehmen aus dem Kartell ausgeschieden und ein Un- 
ternehmen beigetreten. Die Anlagen von drei aus- 
geschiedenen Unternehmen sind von dem beigetre- 
tenen Gesellschafter übernommen, die Betriebe des 
vierten Vertragspartners von einem anderen Gesell- 
schafter gepachtet und deshalb der Umfang der 
Wettbewerbsbeschränkung nicht verändert worden. 

2. Zement 

Das Bundeskartellamt hat gegen acht Unternehmen 
der süddeutschen Zementindustrie und gegen 18 Vor- 
standsmitglieder, geschäftsführende Gesellschafter, 
Geschäftsführer und Verkaufsleiter der betroffenen 
Unternehmen Bußgelder in einer Höhe von insge- 
samt 928 000 DM verhängt. Damit wurde die Prak- 
tizierung eines nach § 1 unwirksamen Quotenkar- 
tells geahndet, durch welches die betroffenen Unter- 
nehmen den Zementabsatz in Baden-Württemberg 
und in Teilen der Länder Hessen und Rheinland- 
Pfalz untereinander auf geteilt hatten. Die süddeut- 
schen Zementhersteller vereinbarten 1967 ein Mel- 
deverfahren, durch welches mit Hilfe von Meldun- 
gen und Rückmeldungen der bzw. an die beteilig- 
ten Unternehmen über ihren Zementabsatz in be- 
stimmten Gebieten, gegliedert bis hinunter zu Land- 
kreisen, eine größere Markttransparenz für die ver- 
tragsbeteiligten Unternehmen geschaffen werden 
sollte. Darüber hinaus errichteten die Unternehmen 
der süddeutschen Zementindustrie für den süddeut- 
schen Absatzraum durch Agenturverträge drei ge- 
meinsame Verkaufsstellen, über die die Unterneh- 
men in der Folgezeit einen Teil ihrer Produktion 
absetzten. Die Verträge wurden dem Bundeskartell- 
amt als sogenannte „kartellfreie Lösung" seinerzeit 
zur Kenntnis gebracht. Das Marktverhalten der 
Unternehmen und Hinweise aus Abnehmerkreisen 
nährten frühzeitig den Verdacht, daß im Zusammen- 
hang mit dem Meldeverfahren und den Agenturver- 
trägen eine Marktaufteilung vorgenommen war. 
Eingeleitete Ermittlungen führten zur Sicherstellung 
von Unterlagen, die dem Bundeskartellamt den In- 
dizienbeweis für den Abschluß eines Quotenkartells 


ermöglichten, ohne daß ein schriftlicher Kartellver- 
trag aufgefunden wurde. Das Ausmaß der Wett- 
bewerbsbeschränkung ergibt sich deutlich aus einer 
Gegenüberstellung der Zementverkäufe der betrof- 
fenen Unternehmen von 1968 bis 1971. Diese zeigt 
eine nahezu vollständige Einhaltung der vereinbar- 
ten Quoten. Wenn sich acht Unternehmen auf einem 
geographisch begrenzten Markt Wettbewerb lie- 
fern, können derartige Ergebnisse nicht eintreten. 
Die Ordnungswidrigkeit (§ 38 Abs. 1 Nr. 1) wurde 
in Anbetracht ihrer Auswirkungen und unter Be- 
rücksichtigung dessen, daß es sich bei einem Quo- 
tenkartell um eine der schärfsten Wettbewerbsbe- 
schränkungen handelt, gegenüber einigen Betroffe- 
nen mit der zulässigen Höchstbuße geahndet. Der 
zunächst von den Betroffenen eingelegte Einspruch 
wurde zurückgenommen. Der Bußgeldbescheid ist 
damit unanfechtbar. 

Ebenfalls unanfechtbar ist der Bußgeldbescheid, den 
das Bundeskartellamt in einem Parallelverfahren 
wegen eines in gleicher Weise für den Verkaufs- 
bereich Bayern geschlossenen und praktizierten 
Quotenkartells der süddeutschen Zementindustrie 
erlassen hat. Mit diesem Bußgeldbescheid wurden 
gegen acht Unternehmen, zwei von diesen auch Be- 
troffene des zuvor dargestellten Bußgeldverfahrens, 
Bußgelder in Höhe von insgesamt 300 000 DM fest- 
gesetzt. 

Als Ergebnis der Ermittlungen in den Bußgeldver- 
fahren hat sich die Notwendigkeit ergeben, die ge- 
meinsamen Verkaufsagenturen und das Meldever- 
fahren erneut nach § 1 zu prüfen, um eindeutiger 
als bisher wettbewerbsbeschränkende Praktiken 
künftig auszuschließen. In den Gesellschaftsverträ- 
gen der Agenturen wurden die Bestimmungen über 
eine zentrale Fakturierung und Frachtabrechnung, 
über die Festlegung und Überwachung von Kunden- 
krediten sowie ein zentrales Inkasso durch die 
Agenturen auf die Bedenken des Bundeskartell- 
amtes hin suspendiert. Das gleiche gilt für die Um- 
lage von im Wettbewerb von der Agentur einge- 
räumten Preis- und Konditionenzugeständnissen auf 
alle Gesellschafter. Ferner wurden durch Änderung 
der Verträge die Berücksichtigung von Lieferricht- 
werten in dem Sinn klargestellt, daß bei einer An- 
dienung von größeren Mengen, als die Agentur 
absetzen kann, die einzelnen Gesellschafter nur 
einen Anspruch auf Berücksichtigung bei Lieferung 
von Zement im Verhältnis zu ihren Kapitalanteilen 
an der Agentur haben. Die in den Agenturverträgen 
vorgesehene Bestimmung, daß zu den Aufgaben der 
Agenturen die Erstellung von Statistiken gehört, 
wurde gestrichen und durch eine besondere Verein- 
barung über statistische Arbeiten ersetzt. An dieser 
Vereinbarung sind sämtliche süddeutschen Unter- 
nehmen der Zementindustrie beteiligt. Sie bedienen 
sich für die statistischen Arbeiten nunmehr einer 
neutralen Meldestelle, die die von den Gesellschaf- 
tern zu erstattenden Meldungen nach vielfältigen 
Kriterien, wie Empfangsgebieten, Beförderungsar- 
ten, Sorten usw., nicht jedoch nach Preisen, Ra- 
batten und Konditionen aufarbeitet. Das Bundes- 
kartellamt legte bei der Prüfung dieser Mengen- 
statistik besonderen Wert darauf, daß die Rückmel- 
dungen der Gesellschafter so neutral gehalten wer- 
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den, daß keine Rückschlüsse auf Einzelgeschäfte 
möglich sind, insbesondere kein Abnehmer von Ze- 
ment identifiziert werden kann. Diese Gefahr, die 
bei der bisherigen Monatsstatistik, aufgegliedert 
nach Kreisen und Versandmengen der einzelnen 
Werke, gegeben war, ist dadurch beseitigt worden, 
daß Lieferungen in Gebiete, die mehrere Kreise um- 
fassen müssen, nur mit der gesamten Versandmenge 
aller Gesellschafter rückgemeldet werden dürfen. 
Lieferungen einzelner Gesellschafter in einzelne 
Kreise werden nur halbjährlich mit dreimonatiger 
Verzögerung zurückgemeldet, so daß die Kenntnis 
dieser Versandmengen, die es einem Gesellschafter 
durch seine Marktbeobachtung ermöglichen, auf 
Lieferungen eines anderen Gesellschafters an be- 
stimmte Kunden zu schließen, keine wettbewerb- 
lichen Auswirkungen mehr haben kann. Nach den 
Versandmengen einzelner Werke aufgegliederte 
Rückmeldungen sind nur für geographisch größere 
Einheiten, in der Regel drei bis fünf Landkreise und 
mindestens für den Zeitraum von zwei Monaten 
zulässig. Die Kenntnis derartiger Versandmengen 
hat wegen der Besonderheiten des Marktes keine 
wettbewerblichen Auswirkungen mehr. 

Auf Anregung eines Betonfertigteileherstellers und 
des für ihn Silozement transportierenden Fuhrunter- 
nehmens ist ein Leitspediteursystem süddeutscher 
Zementhersteller nach § 18 geprüft worden. Das 
Betonwerk, sein Transportunternehmen sowie zum 
Verfahren beigeladene Verbände der Beton- und 
Fertigteileindustrie machten geltend, für die Beton- 
werke sei die Möglichkeit der ständigen Selbstab- 
holung von Silozement in eigenen Fahrzeugen oder 
in Fahrzeugen von beauftragten Transportunterneh- 
men von erheblichem wirtschaftlichen Interesse. 
Die Leitspediteurverträge der Zementwerke, durch 
die die Befugnis zur Disposition über die Beladung 
der Fahrzeuge und die Erteilung von Frachtaufträ- 
gen ausschließlich bestimmten Leit Spediteuren über- 
tragen würden, führten zu unbilligen Zugangsbe- 
schränkungen und zu einer wesentlichen Beeinträch- 
tigung des Wettbewerbs. Die Zementhersteller hiel- 
ten dem entgegen, daß die Leitspediteurverträge 
keine Ausschließlichkeitsbindung im Sinne des § 18 
enthielten und die Übertragung der Dispositions- 
befugnis auf die Leitspediteure weder ihre eigene 
autonome Entscheidung über die Versendung von 
Silozement und den Vertriebsweg verändere noch 
die Marktfolgenwirkungen des § 18 habe. Das Bun- 
deskartellamt hat demgegenüber die Leitspediteur- 
verträge als Ausschließlichkeitsverträge nach § 18 
Satz 1 Nr. 2 angesehen, weil sich die Zementwerke 
mit der Übertragung der Dispositionsbefugnis auf 
die Leitspediteure vertraglich darin beschränkten, 
gewerbliche Leistungen von Dritten zu beziehen. 
Es hat eine wesentliche Beeinträchtigung des Wett- 
bewerbs für die gewerblichen Leistungen des Trans- 
portgewerbes bejaht. Eine unbillige Zugangsbe- 
schränkung ist weder für gewerbliche Güterver- 
kehrsbetriebe, soweit sie Zement für Zementwerke 
transportieren, noch für Betonwerke angenommen 
worden. Für die Transportunternehmen ist, obwohl 
sie infolge der Leitspediteurverträge Fracht aufträge 
nur erhalten, wenn sie sich vertraglich den Dispo- 
sitionen des Leitspediteurs bei der Abfertigung un- 


terstellen, hierdurch der Zugang zum relevanten 
Markt, dem Markt für Transportleistungen des 
Silozement-Transportgewerbes, nicht beschränkt. 
Sie können ihre gewerbliche Leistung, Silozement 
in Spezialfahrzeugen für Zementwerke zu fahren, 
weiterhin im Wettbewerb anbieten. Die Einschal- 
tung eines Abfertigungsspediteurs stellt sich ihnen 
gegenüber lediglich als Übertragung der Nachfrage 
der Zementwerke nach Transportleistungen auf den 
Spediteur dar. Aus diesem Grunde ist auch eine we- 
sentliche Beeinträchtigung ihres Nachfragewettbe- 
werbs nach Frachtaufträgen der Zementwerke ver- 
neint worden. Für die Betonwerke ist eine Beschrän- 
kung des Zugangs zu dem für sie relevanten Markt 
ebenfalls verneint worden, weil die Leitspediteur- 
verträge kein Hindernis für den laufenden Bezug 
von Zement und den Vertrieb ihrer Erzeugnisse 
im Wettbewerb am Markt für Betonfertigteile 
bilden. Ihr Wettbewerb untereinander wird durch 
die Leitspediteurverträge ebenfalls nicht wesentlich 
beeinträchtigt. Da gegenwärtig bereits etwa die 
Hälfte des verkauften Silozements an stationäre 
Betriebe geliefert wird und dieser Zementversand 
überdurchschnittliche Zuwachsraten aufweist, ist 
die Beeinträchtigung des Wettbewerbs auf dem 
Markt für Transportleistungen als wesentlich an- 
gesehen worden. Gegenüber dem schütz würdigen 
Interesse des Transportgewerbes konnten die von 
den Zementwerken angeführten Interessen, die 
auf ihrer Verkaufsbedingung beruhen, frachtfrei 
zu liefern und somit außer der Ware auch die 
Fracht zu schulden, aber auch ihr Interesse an 
einer optimalen Abfertigung aller Silozementfahr- 
zeuge, nicht anerkannt werden. Denn diese Inter- 
essen sind durch die Zulassung von Transport- 
unternehmen, die im Auftrag von Betonwerken 
Silozement abholen, nicht gefährdet. Auf Abmah- 
nung haben die Zementwerke die Ausschließlich- 
keitsbindung der Spediteurverträge beseitigt; die 
Zementwerke sind daher durch diese Verträge nicht 
mehr gehindert, die Selbstabholung durch den Ab- 
nehmer in eigener Entscheidung zuzulassen. Das 
Verfahren nach § 18 ist daraufhin eingestellt wor- 
den. Da sich die süddeutschen Zementhersteller wei- 
terhin weigern, Silozement durch Abnehmer oder 
deren beauftragte Fuhrunternehmen abholen zu las- 
sen, wird jetzt geprüft, ob dieses Verhalten als eine 
mißbräuchliche Ausnutzung einer marktbeherrschen- 
den Stellung zu werten ist. 


Eisen und Stahl 

Stahlrohre 

Gegen ein deutsches Unternehmen der Stahlindu- 
strie und einen seiner leitenden Angestellten sind 
Bußgelder in Höhe von insgesamt 85 000 DM ver- 
hängt worden. Das Unternehmen hatte seinen in- 
ländischen Wettbewerbern empfohlen, Röhrenhänd- 
lern auf Handelsrohre bestimmter Arten einen Son- 
derrabatt nach einer festgelegten Staffelung unter 
Mitzählung der Bezüge bei allen inländischen Wer- 
ken zu gewähren. Der empfohlene Gesamtumsatz- 
rabatt sollte der Abwehr von Importen dienen. Der 
Mindestbezugsanteil war in der Empfehlung deshalb 
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so hoch angesetzt, daß nahezu jeder Import einen 
Sonderrabattanspruch gefährden mußte. Die Emp- 
fehlung wurde in wesentlichem Umfang befolgt. 
Hierdurch wurden die Importmöglichkeiten des Han- 
dels eingeschränkt und die Marktverhältnisse be- 
einflußt. Gegen den Bußgeldbescheid ist Einspruch 
nicht eingelegt worden. 

Die Prüfung eines Exportkartells der Eisen- und 
Stahlindustrie im Rahmen der Mißbrauchs auf sicht 
nach § 12 (Tätigkeitsbericht 1971 S. 53) hat Zweifel 
ergeben, ob durch das Exportkartell die deutsche 
Ausfuhr gesichert oder gar gefördert wird. Mit der 
Aufhebung des Kartells ist diesen Bedenken Rech- 
nung getragen worden. 


NE-Metalle und Metallhalbzeug 

1. Aluminium 

Ein Sprecher der deutschen Aluminiumhütten hatte 
wegen der bedrohlichen wirtschaftlichen Lage und 
der schlechten Erträge dieser Industrie einen Appell 
an die konzernungebundenen Abnehmer gerichtet, 
in der Einkaufspolitik die Preise nicht weiter zu 
drücken und nicht in jedem Fall das billigste Aus- 
landsangebot den deutschen Hüttenaluminiumerzeu- 
gern entgegenzuhalten. Der betroffene Sprecher ist 
belehrt worden, daß ein derartiger Appell gegen das 
Empfehlungsverbot des § 38 Abs. 2 Satz 2 verstoßen 
und gegebenenfalls eine mit Bußgeld bedrohte Ord- 
nungswidrigkeit darstellen kann, wenn er ein gleich- 
förmiges Verhalten bewirkt. 

2. Aluminiumhalbzeug 

Das Kammergericht hat mit Urteil vom 3. November 
1972 18 Unternehmen der Aluminiumhalbzeugindu- 
strie wegen Praktizierung eines Preismeldeverfah- 
rens mit Bußgeldern in gleicher Höhe, wie sie im 
Beschluß des Bundeskartellamtes vom 18. November 
1971 verhängt worden waren, belegt (Tätigkeitsbe- 
richt 1971 S. 55) — Erster Abschnitt Nr. 9. 

Wegen Verdachts, Preisabsprachen für bleihaltige 
Aluminiumstangen getroffen zu haben, leitete das 
Bundeskartellamt ein Ermittlungsverfahren gegen 
vier Hersteller von NE-Metallhalbzeug ein. Bei die- 
sen Erzeugnissen war die Erlössituation wegen ge- 
stiegener Kosten für das Primärmetall und infolge 
von Importlieferungen Ende 1971 auf einem Tief- 
punkt angelangt. Deshalb traten die Unternehmen 
Anfang 1972 in einen Erfahrungsaustausch über die 
Marktlage ein, bei dem auch die gegenseitige Bereit- 
schaft zu einer Spezialisierung mit Kollegenlieferun- 
gen getestet werden sollte. Der Versuch, ein Spezia- 
lisierungsabkommen zu treffen, scheiterte. Der Er- 
fahrungsaustausch wurde aber auf Verkaufsleiter- 
ebene fortgesetzt und betraf, weil ein Hersteller 
seine Preise für Pb-Stangen im Mai 1972 überra- 
schend erhöht hatte, im wesentlichen die hierdurch 
entstandene Preissituation. Die anderen Unterneh- 
men zogen mit ihren Preisen nach, wenn auch nicht 
in derselben Höhe und zu demselben Zeitpunkt. Das 
Bundeskartellamt wies die betroffenen Unterneh- 


men darauf hin, daß nicht nur eine nach Zeitpunkt 
und Höhe exakte Preisabsprache und deren Durch- 
führung das Kartellverbot verletzt, sondern auch 
eine bei unterschiedlichen Marktpreisen getroffene 
Vereinbarung über eine gemeinsame Anhebung der 
Grundpreise. Auf Grund der Einlassungen der be- 
troffenen Vorstandsmitglieder und Geschäftsführer 
sowie der Aussagen der Verkaufsleiter als Zeugen 
wurde der Verdacht eines Preiskartells der Unter- 
nehmen nicht völlig ausgeräumt. Den Betroffenen 
ließ sich jedoch nicht widerlegen, daß bei dem Erfah- 
rungsaustausch der für den Verkauf zuständigen An- 
gestellten diese sich nur gegenseitig über die Durch- 
setzung der jeweiligen Preiserhöhung am Markt in 
Kenntnis gesetzt hatten. Da der Nachweis des Ab- 
schlusses eines Kartellvertrages nicht zu führen war 
(vgl. Teerfarbenurteil des BGH- WuW/E BGH 1147), 
ist das Verfahren eingestellt worden. 


Gießereierzeugnisse 

Im Jahre 1969 hatten fünf Gußhütten ein Spezialisie- 
rungskartell für die Fertigung von Formstücken aus 
duktilem Gußeisen nach § 5 a angemeldet, die An- 
meldung aber nach Ankündigung eines Wider- 
spruchs durch das Bundeskartellamt wieder zurück- 
genommen (Tätigkeitsbericht 1969 S. 56). Die von 
den fünf Gußhütten angestrebte Zusammenarbeit hat 
im Berichtsjahr zu einer Vereinbarung über eine Lie- 
ferstatistik für gußeiserne Formstücke geführt. Die 
Meldungen zu dieser Statistik werden von einem 
neutralen Büro ausgewertet. Den Beteiligten wird 
monatlich die kumulierte Versandmenge der Unter- 
nehmen gegliedert nach Typen und untergliedert 
nach Nennwerten zurückgemeldet, so daß die Liefe- 
rungen der einzelnen Werke nicht identifizierbar 
sind. Für Graugußformstücke aus dem noch nicht auf 
das Duktil umgestellten Fabrikationsprogramm er- 
folgt die Rückmeldung der Versandmengen nur vier- 
teljährlich. In beiden Fällen handelt es sich um eine 
reine Marktstatistik, gegen die keine kartellrecht- 
lichen Bedenken bestehen. 


Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke 
und der Stahlverformung 

1. Edelstahlrohre 

Die von 13 lagerhaltenden Edelstahlrohrhändlern 
bewirkte Anmeldung eines Rabatt- und Konditio- 
nenkartells nach §§ 2 und 3 ist aufgrund von Beden- 
ken des Bundeskartellamtes zurückgenommen wor- 
den^), Die Unternehmen vertreiben die betroffenen 
Erzeugnisse auch über eine nachgeordnete Handels- 
stufe, vornehmlich aber unmittelbar an gewerbliche 
Verbraucher im Bereich der Maschinenindustrie und 
der Chemie. Für den Geschäftsverkehr mit der fol- 
genden Handelsstufe, die kein Lagergeschäft be- 
treibt, war ein Rabatt in Höhe von 3 v. H. vorgese- 
hen. Daneben wurden Mindermengenaufpreise fest- 
gelegt. Die Aufpreise bewegten sich zwischen 
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75 V. H. in der untersten und 3 v. H. in der obersten 
Stufe. Die dritte Rabattgruppe enthielt Zuschläge 
für eingeschränkte und überlange Herstellängen, für 
Fix- und Vielfachlängen. Die weiteren Regelungen 
erstreckten sich auf die Verpackungskosten und den 
Legierungszuschlag. Allen diesen Vereinbarungen 
war der Charakter von Mindestbedingungen beige- 
legt worden. Die Umgehungsregelung war nicht ab- 
strakt gefaßt, sondern durch Aufführung beispielhaft 
genannter Vertragsverletzungen konkretisiert. Wäh- 
rend aus der betroffenen Handelsstufe keine Ein- 
wendungen gegen die Kartellregelungen kamen, 
lehnten die Organisationen der gewerblichen Ver- 
braucher in ihren Stellungnahmen das Kartell ab, 
da sie befürchteten, daß es eine starke Anhebung 
der Effektivpreise zur Folge haben werde. Die Be- 
denken des Bundeskartellamtes richteten sich über 
diese Auswirkung hinaus gegen die Ausgestaltung 
der Kartellbestimmungen als Mindestbedingungen 
sowie gegen die Zulässigkeit verschiedener Einzel- 
regelungen. Der Inhalt dieser Regelungen war teils 
quantitativ, teils qualitativ bedenklich. Die Minder- 
mengenaufpreise waren zumindest im untersten Be- 
reich so extrem hoch angesetzt, daß sie schwerlich 
noch als echtes Leistungsentgelt angesehen werden 
konnten. Die Zuschläge für die diversen Rohrlängen 
erwiesen sich bei näherer Prüfung als Bestandteile 
der Bruttopreise. Eine Subsumierung solcher Preis- 
bestandteile unter § 3 ist nicht zulässig. Ähnliche Er- 
wägungen standen auch der Regelung des Legie- 
rungszuschlags entgegen. Es bestanden auch Beden- 
ken gegen die Form der Mindestbedingungen, da sie 
mit den Erfordernissen des Diskriminierungsverbots 
nicht in Einklang steht. Das Kartell hat den Bedenken 
des Bundeskartellamtes in wesentlichen Bereichen 
Rechnung getragen. Es hat die Mindest- in Festrege- 
lungen umgewandelt. Die Mindermengenstaffel ist 
aufgelockert worden, indem die unterste Stufe bis 
19,9 . m/kg mit dem extrem hohen Aufpreis von 
75 V. H. aus der Kartellbindung herausgenommen 
wurde. Sämtliche Zuschläge für die verschiedenen 
Rohrlängen sind gestrichen worden. Für den Bereich 
des Legierungszuschlags wurde lediglich das Berech- 
nungsverfahren festgelegt. Danach blieb allein der 
Verdacht, daß von dem Kartell trotz der vorgenom- 
menen Änderungen immer noch eine den Marktver- 
hältnissen nicht angemessene Verteuerung der Ef- 
fektivpreise ausgehen könnte. Es ist dem Kartell 
nicht gelungen, nach den Vertragsänderungen recht- 
zeitig eine weitere Stellungnahme der gewerblichen 
Verbraucher herbeizuführen, die diesen Verdacht 
ausgeräumt hätte. Prüfungen von Amts wegen 
konnten mit Rücksicht auf die fortgeschrittene Zeit 
nicht mehr in der erforderlichen Breite durchgeführt 
werden, um ein abschließendes Urteil zu gewinnen. 


2. Fahrzeugfedern 

Auf dem Gebiet von Federn für Serien-Straßen- und 
Schienenfahrzeuge sowie von Anhänger- und Ge- 
spannwagen praktizieren 16 Unternehmen ein Preis- 
meldeverfahren. Dessen Gegenstand waren ur- 
sprünglich Angebote. Aufgrund von Bedenken des 
Bundeskartellamtes wurde das Preismeldeverfahren 
bereits vor längerer Zeit eingestellt. Die Unterneh- 


men melden heute die Kundenanfragen, wobei sie 
deren Spezifizierungen mitteilen; Angebotspreise 
nennen sie dabei nicht. Ferner übersenden sie Ko- 
pien ihrer Auftragsbestätigungen und Rechnungen. 
Die Meldestelle erteilt Auskünfte nur auf Anfrage, 
und zwar darüber, wer eine gleichlautende Anfrage 
erhalten hat, ob die betreffenden Federn bereits an- 
derweitig gefertigt worden sind, wenn ja, aus wel- 
chem Material und zu welchem Preis. Der Mitbewer- 
ber, von dem die der Auskunft zugrunde liegenden 
Meldungen stammen, wird dabei nicht genannt. Der 
Markt für die relevanten Federn ist gekennzeichnet 
durch hohe Überkapazitäten und marktmächtige Ab- 
nehmer bei Straßen- und Schienenfahrzeugfedern; 
ein hoher Anteil des Inlandsabsatzes erfolgt im Rah- 
men von Jahresabschlüssen. Auskünfte über Auf- 
tragspreise beim Aushandeln neuer Jahresabschlüsse 
sind deshalb fast ein Jahr alt und in der Regel ver- 
altet. Nach dem Ergebnis der Ermittlungen erreicht 
die von dem Verfahren ausgehende Beeinflussung 
der Marktverhältnisse allenfalls bei Anhänger- 
federn, deren Anteil an den relevanten Erzeugnissen 
geringfügig ist, die Spürbarkeitsgrenze. Das Bundes- 
kartellamt hat deshalb weitere Ermittlungen einst- 
weilen zurückgestellt. 


Stahlbauerzeugnisse 

1. Schienenwege 

Der Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe e. V. 
(VÖV), Köln, der sich seiner Satzung gemäß der 
Förderung des öffentlichen Personenverkehrs wid- 
met, hat sich nach Empfehlungen für den Bau geeig- 
neter Fahrzeuge (Tätigkeitsberichte 1969 S. 61 und 
1970 S. 53) der Konzeption angepaßter Schienen- 
wege zugewendet und entsprechende Oberbau- 
Richtlinien als Normen- und Typenempfehlung nach 
§ 38 Abs. 3 beim Bundeskartellamt angemeldet ^). 
Die Empfehlung richtet sich über den Kreis der Mit- 
gliedsbetriebe hinaus an alle Stellen, die gemeinsam 
mit den Verkehrsbetrieben moderne Schienenver- 
kehrssysteme entwickeln, an Behörden, Verbände 
des In- und Auslandes, die Bauindustrie sowie son- 
stige Interessenten. Es handelt sich um einen um- 
fangreichen technischen Katalog, in dem die aus 
jahrelanger praktischer Erfahrung gesammelten Er- 
kenntnisse sowie die Ergebnisse zahlreicher Gut- 
achten ihren Niederschlag gefunden haben. Sie die- 
nen dem Ziel, ein optimales Zusammenspiel von 
Rad und Schiene seitens des Oberbaus zu gewähr- 
leisten . Die angemeldete Normen- und Typen- 
empfehlung hat die Billigung des Deutschen Nor- 
menausschusses gefunden. Sie entspricht in allen 
Teilen den Erfordernissen des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen. 

2. Kessel 

Zwei Unternehmen, die durch einen Gewinnabfüh- 
rungs- und Beherrschungsvertrag miteinander ver- 
bunden sind, beteiligten sich an einem Gemein- 
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schaftsunternehmen, das bereits erfolgreich auf dem 
Gebiet des Kesselbaus tätig war, indem sie von bei- 
den Gesellschaftern dieses Unternehmens einen Teil 
ihrer Geschäftsanteile erwarben. Der Bereich der 
Fertigung konnte allerdings nicht auf die erweiterte 
Gesellschaft übertragen werden, da sich seine Aus- 
gliederung als unmöglich erwies. Die Unternehmen 
benötigten nämlich die Produktionsstätten gleich- 
zeitig für die Herstellung anderer Erzeugnisse, Die 
Eingliederung der Kesselbauaktivitäten erfolgte da- 
her mit Ausnahme der Fertigung. Die Einzelheiten 
wurden in einem Konsortialvertrag geregelt. Er ent- 
hielt die Verpflichtung der beiden Unternehmen, von 
der Abgabe von Angeboten auf Wasserrohrkessel 
einschließlich Feuerungsbau abzusehen. Da diese 
Beschränkung mit § 1 nicht in Einklang stand, stell- 
ten alle Beteiligten in einem Nachtrag zum Konsor- 
tialvertrag klar, daß diese Bestimmung von Anfang 
an unwirksam war und ist Die Beteiligten bestätig- 
ten gleichzeitig ausdrücklich, daß sie nicht be- 
schränkt seien, auf den genannten Gebieten selb- 
ständig tätig zu werden. 

3. Heizungsbau 

In der Öffentlichkeit war mehrfach kritisch kommen- 
tiert worden, daß Unternehmen der Heizungs- und 
Klimaindustrie dazu übergegangen waren, die den 
Arbeitnehmern nach dem 624-DM-Gesetz gewähr- 
ten Leistungen als einen gesonderten Rechnungs- 
posten auf den Verbraucher abzuwälzen. Es wurde 
der Verdacht geäußert, daß diese Praxis auf eine 
Anregung eines Verbandes zurückgehe. Die Auf- 
klärung des Sachverhalts ergab, daß der Verband 
seinen Mitgliedsunternehmen lediglich ministerielle 
Äußerungen zur Kenntnis gebracht hatte. Diese be- 
ruhten auf einer baupreisrechtlichen Regelung, die 
eine gesonderte Inrechnungstellung von vermögens- 
wirksamen Leistungen vorsieht, und enthielten die 
konkrete Aussage, daß als Kosten für vermögens- 
wirksame Leistungen ein Betrag von 21,04 Pf je 
Arbeitsstunde preisrechtlich angemessen sei. Der 
Verband ist über die Wiedergabe dieser Mitteilung 
nicht hinausgegangen. Er hat weder eine Erhöhung 
dieses Satzes empfohlen noch angeregt, diese Re- 
gelung für den Bereich der Bauvorhaben der öffent- 
lichen Hand auf den privaten Bereich auszudehnen. 
Das kartellrechtliche Empfehlungsverbot in § 38 
Abs. 2 Satz 2 steht einer solchen Weitergabe amtli- 
cher Verlautbarungen nicht entgegen. Das Verfah- 
ren ist eingestellt worden. 


Maschinenbauerzeugnisse 

1. Getränkeindustriemaschinen 

Das Bundeskartellamt hat einem von zwei Unter- 
nehmen angemeldeten Spezialisierungskartellver- 
trag, in dem diese die Herstellung von Getränke- 
industriemaschinen für Brauereien und Mineralwas- 
ser- sowie Softdrinkbetriebe untereinander auftei- 
len, nicht widersprochen^). Jeder Vertragspartner 
verpflichtet sich, die Erzeugnisse, die nach dem Ver- 


trag von dem anderen hergestellt werden sollen, 
selbst nicht mehr herzustellen, sondern von dem 
Partner im Wege der Kollegenlieferung zu beziehen. 
Jedes Unternehmen ist gehalten, den entsprechen- 
den Bedarf des anderen so rasch wie möglich zu 
decken. Das Lieferunternehmen übernimmt dabei 
gegenüber dem Partner die gleiche Mängelhaftung, 
die es seinen übrigen Abnehmern in seinen Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen einräumt. Die Prü- 
fung der Marktverhältnisse ergab, daß wesentlicher 
Wettbewerb auf dem Markt bestehenbleib. Das 
Kartell verfügt — nach den Umsatzzahlen von 1969 
— über einen Marktanteil von etwa 35 v. H. Den 
Kartellmitgliedern stehen mehrere, zum Teil be- 
deutende Mitbewerber gegenüber. 

2. Textilmaschinen 

Ein Unternehmen, das Textilmaschinen herstellt, hat 
einen Webautomaten entwickelt, der in technischer 
Beschaffenheit und Wirtschaftlichkeit besondere 
Vorteile bietet. Im Anschluß an einen über die Ma- 
schine erteilten Großauftrag eines belgischen Ab- 
nehmers, der Matratzenbezugsstoffe herstellt, ist 
diesem die bis zum 31. Dezember 1973 befristete 
Zusage gemacht worden, andere Interessenten, die 
auch diese Bezugsstoffe hersteilen, mit Webmaschi- 
nen dieses Modells oberhalb einer bestimmten 
Nenribreite nur nach vorheriger Konsultation des 
belgischen Partners zu beliefern. Ein englischer Her- 
steller von Matratzenbezugsstoffen, dem mit Rück- 
sicht auf diese Zusage die Belieferung mit den ge- 
nannten Webautomaten verweigert worden ist, hat 
sich an das Bundeskartellamt und an die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften gewandt. Das 
Bundeskartellamt hat nach § 18 geprüft, ob die von 
dem deutschen Hersteller übernommene Beschrän- 
kung in der Belieferung Dritter für unwirksam zu 
erklären war. Dabei hat sich herausgestellt, daß auch 
deutsche Abnehmer von der Beschränkung betrof- 
fen waren. Sachliche Gesichtspunkte für die Recht- 
fertigung einer so weit gehenden Bindung sind nicht 
erkennbar geworden. Eine kartellbehördliche Ent- 
scheidung ierwies sich jedoch als entbehrlich. Im Zu- 
sammenwirken mit der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften konnte erreicht werden, 
daß die beteiligten Unternehmen die Exklusivbin- 
dung des deutschen Herstellers selbst aufhoben. Da- 
mit ist zugleich das der Belieferung des englischen 
Abnehmers entgegenstehende rechtliche Hindernis 
ausgeräumt worden. Der Hersteller hat sich danach 
bereit erklärt, diesen Abnehmer zu beliefern. 

3. Krane und Hebezeuge 

Sechs Hersteller von Kranen und Hebezeugen, also 
von ausgesprochenen heterogenen Erzeugnissen, ha- 
ben seit langem eine Geschäftsstelle eingerichtet, 
die außer mit umfangreichen statistischen Erhebun- 
gen auch mit einzelnen Geschäftsvorgängen der Un- 
ternehmen befaßt wird. Sie hat aufgrund der ein- 
gehenden Kundenanfragen die Unternehmen zu 
unterrichten, welche beteiligten Hersteller ein Nach- 
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frager gleichfalls zur Abgabe eines Angebots auf- 
gefordert hat. Die Unternehmen legen der Ge- 
schäftsstelle vor der Angebotsabgabe ihre Projekt- 
kalkulationen vor, bei denen das für die einzelnen 
Baugruppen veranschlagte Gewicht und der Ange- 
botsendpreis, nicht aber die einzelnen Baugruppen- 
preise aufgeführt sind. Anhand ihrer Archivunter- 
iagen prüft die Geschäftsstelle dann, ob sich diese 
Kalkulationen im Rahmen vergleichbarer früherer 
Objekte halten. Sie hat weiter anderen beteiligten 
Unternehmen nach Auftragsmeldungen mitzuteilen, 
an wen ein Auftrag erteilt worden ist. Schließlich 
muß sie nach Erledigung eines Objektes auf Anfrage 
Auskunft über dessen Angebotspreise und den Auf- 
tragspreis geben. Feststellungen, daß die gegensei- 
tige Unterrichtung der Unternehmen über ihnen 
zugegangene Kundenanfragen zu objektbezogenen 
wettbewerbsbeschränkenden Absprachen, geführt 
hat, konnten nicht getroffen werden. Daß die Kalku- 
lationskontrolle der Geschäftsstelle geeignet ist, die 
Marktverhältnisse über die Spürbarkeitsgrenze hin- 
aus zu beeinflussen, ließ sich bislang nicht feststel- 
len. 

4. Drahtseilschwebebahnen 

Im Fall des internationalen Meldesystems der Her- 
steller von Seilbahnen sah das Bundeskartellamt 
nach dem bis jetzt ermittelten Sachverhalt keine 
Veranlassung zum Einschreiten. Bei diesem Melde- 
verfahren sind die Unternehmen u. a. gehalten, Kun- 
denanfragen, soweit sie voraussichtlich einen ge- 
wissen Wert übersteigen, innerhalb von sieben Ta- 
gen zu melden. Preisangaben werden dabei nicht 
gemacht. Es ist jedoch anzugeben, ob eine Angebots- 
abgabe beabsiitigt ist oder nicht. Aufträge sind 
unverzüglich nach Auftragsbestätigung unter An- 
gabe des Auftragswertes mitzuteilen. Die Melde- 
stelle unterrichtet die Unternehmen, die eine An- 
frage gemeldet haben, über die Mitbeteiligung an- 
derer Mitglieder des Meldeverfahrens und deren 
Absicht, ein Angebot abzugeben. Den Unternehmen, 
die die gleiche Anfrage gemeldet haben, werden 
nach Auftragserteilung der Name des Auftragneh- 
mers und solche Angaben mitgeteilt, die zur Iden- 
tifizierung des Objektes erforderlich sind. Die Auf- 
tragspreise werden ihnen nicht bekanntgegeben. 
Diese werden vielmehr nur im Rahmen einer all- 
gemeinen Statistik ausgewertet. Die Auftragswerte 
werden dabei nur als Gesamtsumme ausgewiesen. 
Der Verdacht, daß diese Anbietermeldestelle wie 
andere derartige Meldeverfahren (Tätigkeitsbericht 
1971 S. 15) zu organisierten Kartellabsprachen miß- 
braucht worden ist, hat sich durch die bisherigen 
Ermittlungen nicht bestätigt. 

5. Armaturen 

In dem Ermittlungsverfahren gegen den Preismelde- 
vertrag Schwerarmaturen, an dem sieben Herstel- 
ler und 44 Großhändler beteiligt sind, hat das Bun- 
deskartellamt die Beteiligten aufgefordert, das Ver- 
fahren aufzugeben. Es sieht in der Vereinbarung 
und Praktizierung des Vertrages einen Verstoß ge- 
gen §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1. Zur Begründung seiner 


Auffassung hat es sich im wesentlichen auf die 
Überlegungen gestützt, die im Fall Aluminium- 
Tuben zur Bußgeldfestsetzung geführt haben (Tätig- 
keitsbericht 1970 S. 64 f.). Der Vertrag Schwerarma- 
turen verpflichtete die Unternehmen, einer Melde- 
stelle ihre Preislisten einschließlich Rabatten, Preis- 
zuschlägen u. ä., ihre Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen, Umsatzboni, Nachlässe und Abweichungen 
aus Jahresabschlüssen, alle Angebote, ersatzweise 
die Auftragsbestätigungen bei in einer Preisliste 
nicht aufgeführten Artikeln durch Übersendung 
einer Durdischrift des Angebots oder der Auftrags- 
bestätigung und schließlich Abweichungen im Ein- 
zelfall von alledem zu melden, auch solche nach- 
träglicher Natur, z. B. aufgrund des Verhaltens der 
Abnehmer. Alle Meldungen müssen schriftlich oder 
fernmündlich vorgenommen werden. Sie sind sofort 
mit der die Meldepflicht auslösenden Handlung zu 
erstatten. Der Vertrag sah vor, daß die Meldestelle 
jedem beteiligten Unternehmen auf Anfrage Aus- 
kunft über jeweils vorliegende Meldungen zu ge- 
ben hat. Im Interesse größerer Praktikabilität hatten 
die Unternehmen demgegenüber schon vor längerer 
Zeit beschlossen, daß die Meldestelle die eingehen- 
den Meldungen zugleich als Anfragen dahin zu wer- 
ten hat, ob von der Meldung abweichende Daten 
anderer Vertragsbeteiligter vorliegen. Die betrof- 
fenen Unternehmen haben auf die Aufforderung hin, 
das Meldeverfahren aufzugeben, und unter dem Ein- 
druck der Entscheidung, des Kammergerichts im 
Falle Aluminium-Tuben beschlossen, bis zum Ab- 
schluß des Verfahrens beim Bundesgerichtshof ihre 
Meldepraxis erheblich zu reduzieren. Die Melde- 
stelle erteilt danach keine automatischen Auskünfte 
sowie keine Auskünfte über generelle Geschäfts- 
daten mehr. Sie darf nur auf Anfrage über einzelne 
abgeschlossene Geschäfte Auskunft geben, also erst 
nach Abschluß eines Liefervertrages oder nach Ab- 
lauf eines Ausschreibungstermins. Angebotsmeldun- 
gen können für Auskünfte vor Abschluß eines Ge- 
schäfts nur verwendet werden, wenn der begründete 
Verdacht der unlauteren Ausspielung seitens eines 
Abnehmers vorliegt. In diesen Fällen soll sich die 
Auskunft darauf beschränken, daß eine unlautere 
Ausspielung vorliegt oder nicht vorliegt. Das Bun- 
deskartelLamt sieht aufgrund dieser Änderungen 
bis zum Abschluß der zur Zeit bei den Gerichten 
anhängigen Verfahren von einer ’E(ußgeldfestset- 
zung gegen die betroffenen Unternehmen und ihre 
Unternehmensangehörigen ab. Es hat ihnen gegen- 
über zum Ausdruck gebrächt, daß auch der verblie- 
bene Rest des Meldeverfahrens noch gegen § 1 ver- 
stößt, weil u. a. eine Auskunftserteilung mit Nen- 
nung der Abnehmer praktiziert wird. Es hat zu- 
gleich angekündigt, daß es später wieder in Ermitt- 
lungen eintreten wird, um sich ein Urteil über das 
Funktionieren der reduzierten Melderegelung 
machen zu können. 


6. Stahlarmaturen 

Acht Hersteller von Stahlarmaturen, darunter 
einige, die zugleich am Preismeldevertrag Schwer- 
armaturen beteiligt sind, praktizieren einen Preis- 
meldevertrag für Stahlarmaturen, der in seinen we- 
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sentlidien Regelungen mit dem beanstandeten Ver- 
trag Schwerarmaturen übereinstimmt. Die betroffe- 
nen Unternehmen haben hier den Abschluß der 
Ermittlungen nicht abgewartet, sondern von sich 
aus die Auskunftspraxis in gleicher Weise wie im 
Fall Schwerarmaturen reduziert. Die abschließende 
Prüfung des Restverfahrens steht noch aus. 


Landfahrzeuge 

1. Kraftfahrzeuge-Ersatzteile 

In dem Mißbrauchsverfahren wegen Aufhebung der 
Preisbindung für acht Kfz-Ersatzteile (Tätigkeits- 
berichte 1970 S. 58, 1971 S. 22) hat der Bundesge- 
richtshof die Beschlüsse des Bundeskartellamtes 
und des Kammergerichts aufgehoben (Erster Ab- 
schnitt Nr. 16). 

2. Kraftfahrzeuge 

Um dem für sie geltenden Gebot der Gleichbehand- 
lung (par conditio concurrentium) zu genügen, sind 
preisbindende Unternehmen gehalten, der gebunde- 
nen Handelsstufe nicht nur einen einheitlichen Ver- 
braucherpreis vorzuschreiben, sondern auch den 
Zeitpunkt des Beginns der Bindung festzulegen. Das 
ist vor allem bei Änderung des gebundenen Preises 
von Bedeutung. Die preisbindenden Unternehmen 
der Automobilindustrie knüpften bislang die Wirk- 
samkeit von Preisänderungen ausnahmslos an den 
Zeitpunkt der Auslieferung des Fahrzeuges. Eine 
entsprechende Regelung hatten alle der Bindung 
unterworfenen Kfz-Händler in ihre Geschäfts- und 
Lieferungsbedingungen aufgenommen. Diese Praxis 
der preisbindenden Unternehmen hat im Falle von 
Preiserhöhungen häufig zu Klagen der Verbraucher 
geführt. Die Regelung konnte jedoch nicht als Miß- 
brauch der Preisbindung nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 erfaßt werden, weil sie neutral ausgestaltet 
war. Sie galt gleichermaßen nicht nur für die An- 
hebung von Preisen nach Abschluß der Kaufver- 
träge, sondern auch für ihre Herabsetzung. Außer- 
dem bewirkte sie eine gesteigerte Anpassungs- 
fähigkeit der Unternehmen an veränderte Markt- 
verhältnisse und verbesserte damit die erforderliche 
Flexibilität im Wettbewerb, Diese Würdigung der 
sogenannten Preisgleitklauseln unter kartellrecht- 
lichen Gesichtspunkten mußte nach der Änderung 
des Preisauszeichnungsrechts durch die Verordnung 
PR Nr. 4/71 vom 25. Oktober 1971 (BGBl. I S. 1689) 
überprüft werden. Danach können Preise mit einem 
Änderungsvorbehalt angegeben werden, wenn für 
Waren oder Leistungen Liefer- oder Leistungsfristen 
von mehr als vier Monaten bestehen. Daher ist bei 
Lieferfristen bis zu vier Monaten der am Tage des 
Vertragsabschlusses ausgezeichnete Preis verbind- 
lich, kann mithin vor ihrer Auslieferung nicht mehr 
geändert werden. Zwar dienen Preisauszeichnungs- 
recht und Kartellrecht verschiedenen Zwecken. Ver- 
änderungen in einem Bereich können jedoch Aus- 
wirkungen haben, die im anderen Bereich berück- 
sichtigt werden müssen. Die Beibehaltung der alten 


Bindungspraxis hätte die Händler daran gehindert, 
bei Auslieferung des Fahrzeuges innerhalb von vier 
Monaten den am Tage des Vertragsabschlusses aus- 
gezeichneten Preis in Rechnung zu setzen, wie es 
sich aus dem neuen Auszeichnungsrecht ergibt. 
Preisbindungen, deren systematische Ausgestaltung 
zu solchen rechtswidrigen Konsequenzen führt, wer- 
den im Sinne von § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 miß- 
bräuchlich gehandhabt. Wegen dieser kartellrecht- 
lichen Bedenken haben die 16 preisbindenden Kfz- 
Hersteller ihre Preisbindungssysteme den Erforder- 
nissen des Auszeichnungsrechts angepaßt, indem 
nunmehr bei Preisänderungen grundsätzlich auf den 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und nicht mehr 
auf die Auslieferung des Fahrzeuges abgestellt wird. 
Soweit auch die zeitliche Geltung der Preisbindung 
in den Reserven geregelt war, sind die Verpflich- 
tungsscheine neu gefaßt und zum Gegenstand einer 
Änderungsanmeldung nach § 16 Abs. 4 Satz 5 ge- 
macht worden. Soweit die Unternehmen in den Re- 
serven eine zeitlich neutrale Bindungsklausel ver- 
wenden, haben sie durch geeignete Unterrichtung 
der Händlerschaft sichergestellt, daß bei Änderung 
der gebundenen Preise das neue Preisauszeichnungs- 
recht beachtet wird. 

Die Entwicklung der Marktverhältnisse bei Mittel- 
klassewagen gab Anlaß, die Preisbindung für be- 
stimmte Typen eines Herstellers wegen Verteue- 
rung nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zu beanstanden. 
Dafür waren mehrere Gründe maßgeblich. Die ge- 
bundenen Preise unterlagen einmal einem zuneh- 
menden Marktdruck, weil ein Wettbewerber die ent- 
sprechenden Modelle aus der Preisbindung entlas- 
sen hatte, was zur Gewährung erheblicher Nach- 
lässe durch die Händler führte. Außerdem war be- 
kannt geworden, daß die Fahrzeuge demnächst 
durch neue Modelle ersetzt werden sollten. Damit 
war für die noch preisgebundenen Wagen die typi- 
sche Situation der Auslaufmodelle gegeben. In die- 
ser Marktlage verlangt der Wettbewerb eine An- 
passung an die Preise der aus der Bindung entlas- 
senen konkurrierenden Fahrzeuge. Die Aufrechter- 
haltung der Preisbindung in alter Höhe führt 
zwangsläufig zu einer Verteuerung der Erzeugnisse, 
da der Handel die Fahrzeuge ohne Bindung verbil- 
ligt abgeben müßte, um der veränderten Marktlage 
Rechnung zu tragen. Die Händler verfügten zudem 
über hohe Lagerbestände der betroffenen Modell- 
reihe und waren auch dadurch gezwungen, dem 
Druck des Marktes nachzugeben. Das Bundeskartell- 
amt hat deshalb den Hersteller aufgefordert, aus 
dieser Situation die erforderlichen Konsequenzen 
zu ziehen. Er hat die beanstandete Preisbindung 
aufgehoben. 


3. Motorroller 

Ein Unternehmen, das die Ab-Werk-Preise seiner 
Erzeugnisse nach § 16 bindet, war dazu übergegan- 
gen, daneben die überführungskosten für das Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland einheitlich zu 
pauschalieren und gesondert der Preisbindung zu 
unterwerfen. Diese Praxis war nach § 17 zu bean- 
standen. Bei Uberführungskosten handelt es sich um 
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das Entgelt für eine Dienstleistung, die Gegenstand 
eines besonderen Vertrages neben dem Kaufvertrag 
ist. Preise für derartige Dienstleistungen sind aber 
der Bindung nach § 16 nicht zugänglich. Das Unter- 
nehmen hat daher die gesonderte Anmeldung 
einer Uberführungskostenpauschale zurückgenom- 
men. Von der Möglichkeit, den Ab-Werk-Preis mit 
der überführungskostenpauschale zu einem einheit- 
lichen Abgabepreis der gebundenen Händler zusam- 
menzufassen, hat das Unternehmen keinen Gebrauch 
gemacht. 


4. Wohn- und Verkaufswagen 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung eines Spe- 
zialisierungskartells zweier Hersteller von Wohn- 
und Verkaufswagen nicht widersprochen^). Gegen- 
stand des Kartellvertrages ist die Rationalisierung 
von Produktion und Vertrieb. Ein Partner beschränkt 
seine Produktion auf die Fertigung von Reiseanhän- 
gern, Wohnwagen und Mobilheimen, der andere 
auf die Fertigung von Verkaufswagen und Verkaufs- 
anhängern. Das eine Unternehmen stellt darüber 
hinaus dem anderen sein bereits ausgebautes und 
bewährtes Vertriebs- und Servicenetz zur Verfü- 
gung. Die der Kooperation zugrunde liegenden Re- 
gelungen beziehen sich ferner auf den Werbeetat so- 
wie auf die technische Weiterentwicklung und die 
Bekanntgabe von Einkaufspreisen und Bezugsquel- 
len. Der Partner, der Verkaufswagen herstellt, kann 
die Listenpreise und Rabatte für den Absatz dieser 
Wagen nur ändern, wenn der andere Partner, der 
die Wagen über sein Vertriebsnetz absetzt, den 
Änderungen zustimmt. Die Spezialisierung hat die 
Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge zur 
Folge, weil jeder Vertragspartner sich auf die Fer- 
tigung des Teiles der Erzeugnisse konzentriert, die 
er nach seinen Erfahrungen und im Hinblick auf 
seine bisherige überwiegende Tätigkeit am kosten- 
günstigsten herstellen kann. Die ergänzenden wett- 
bewerbsbeschränkenden Abreden sind zur Durch- 
führung der Spezialisierung notwendig und damit im 
Rahmen des § 5 a Abs. 1 Satz 2 zulässig. Die Speziali- 
sierung läßt wesentlichen Wettbewerb- auf den für 
die beiden Wagenarten relevanten Märkten beste- 
hen. Die Marktanteile der Beteiligten lagen bei 
Wohnwagen zwischen 15 und 20 v. H., bei Verkaufs- 
wagen in Höhe von etwa 10 v. H, 


Luftfahrzeuge 

Motorsegler 

Zwei Unternehmen des Flugzeugbaus waren über- 
eingekommen, gemeinsam einen Motorsegler zu ent- 
wickeln. Das Entwicklungsergebnis sollte in einer 
arbeitsteiligen Fertigung ausgewertet werden. Für 
die Freistellung vom Verbot des § 1 war eine An- 
meldung nach § 5 a erforderlich, da die Unternehmen 
eine Spezialisierung anstrebten. Bei der Beurteilung 
der Wettbewerbslage und der Marktstellung der 
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beiden Unternehmen war vorab die Frage zu klären, 
ob von einem einheitlichen Großmarkt für Segel- 
flugzeuge, Motorsegler und Motorsportflugzeuge 
oder nur von einem Sondermarkt für Motorsegler 
auszugehen sei. Nach Auswertung der Auskünfte 
von Marktbeteiligten und sachkundigen Instituti- 
onen zeigte sich, daß die verschiedenen Flugzeuge 
wegen ihren Eigenschaften, ihres Verwendungs- 
zwecks und ihrer Preislage vom Verbraucher als 
nicht ohne weiteres austauschbar angesehen wer- 
den. Grundlage der Marktanteilsberechnung war 
daher der Markt für Motorsegler. Auf diesem Markt 
halten die beteiligten Unternehmen zusammen einen 
hohen Anteil. Ob die Wettbewerbsverhältnisse eine 
Freistellung nach § 5 a ermöglicht hätten, brauchte 
nicht abschließend geklärt zu werden, da die Unter- 
nehmen die Kooperation mit Rücksicht auf die 
Marktentwicklung aufgegeben haben. 


Elektrotechnische Erzeugnisse 

1. Starkstromkabel 

Die vier größten Hersteller von Starkstromkabeln 
in der Bundesrepublik haben nach mehreren zwi- 
schen ihnen geführten Besprechungen gemeinschaft- 
lich ein kleineres Starkstromkabel fertigendes Un- 
ternehmen, eine GmbH, erworben. Den über diese 
Besprechungen gefertigten Niederschriften ist zu 
entnehmen, daß die vier Erwerber übereingekom- 
men waren, die Geschäftsanteile dieses Unterneh- 
mens nur gemeinschaftlich und in einer für jeden 
Erwerber festgelegten Höhe zu kaufen. Das erwor- 
bene Unternehmen sollte als reine Betriebsgesell- 
schaft weitergeführt und seine Fertigung ausschließ- 
lich von den Erwerbern ab genommen werden. Fer- 
ner sollte das für die Kabelfertigung erforderliche 
Kupfer nicht mehr von dritten Unternehmen be- 
zogen, sondern von den Erwerbern geliefert werden. 
Der gemeinschaftliche Kauf nach bestimmten Be- 
teiligungsquoten erfolgte, um ein gegenseitiges Aus- 
spielen der Erwerber zu verhindern. Nach Abschluß 
dieser Vereinbarung war keines der beteiligten Un- 
ternehmen mehr frei, die Geschäftsanteile allein 
oder in einer anderen als der festgelegten Höhe zu 
erwerben. Die zwischen den Erwerbern getroffene 
Vereinbarung stellt einen Vertrag dar, der wegen 
seiner Eignung, die Marktverhältnisse für den Ver- 
kehr mit Waren durch Beschränkung des Wettbe- 
werbs zu beeinflussen, nach § 1 unwirksam ist. Weil 
die Geschäftsanteile Vermögenswerte repräsentie- 
ren und veräußert und erworben werden können, 
stellen sie eine verkehrsfähige Ware im Sinne § 1 
dar. Dadurch, daß die Unternehmen den Erwerb 
vereinbarungsgemäß durch Abgabe einer gemein- 
schaftlichen Kaufofferte und Abschluß entsprechen- 
der Geschäftsanteilskauf- und -Übertragungsverträge 
verwirklicht haben, setzten sich die für die handeln- 
den natürlichen Personen vorsätzlich über die Un- 
wirksamkeit der Vereinbarung hinweg. Sie handel- 
ten somit ordnungswidrig im Sinne § 38 Abs. 1 Nr. 1. 
Gegen die natürlichen Personen und nach § 26 
OWiG gegen die Unternehmen selbst sind deshalb 
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Bußgelder in Höhe von insgesamt 141 000 DM nach 
§ 38 Abs. 4 festgesetzt worden. Die Betroffenen 
haben Einspruch eingelegt. 


2. Rundfunkgeräte 

In einer Reihe von Preisbindungsverträgen für elek- 
tronische Erzeugnisse sind Bestimmungen enthalten, 
in denen die gebundenen Händler verpflichtet wer- 
den, die Preisbindung auch beim Weiterverkauf von 
solchen zur Preisbindung angemeldeten Erzeugnis- 
sen einzuhalten, die sie von nicht vertraglich ge- 
bundenen Lieferanten des In- oder Auslandes be- 
ziehen. Nach Ansicht des Bundeskartellamtes sind 
derartige Erstreckungsklauseln nicht nach § 16 lega- 
lisierbar und daher nach § 15 nichtig. Aus § 15 folgt, 
daß „andere Waren" im Sinne dieser Vorschrift 
solche sind, die der bindende Hersteller oder Händ- 
ler dem von ihm in der Preisgestaltung beschränk- 
ten Abnehmer nicht selbst geliefert hat. Im Verhält- 
nis der §§ 15 und 16 zueinander bildet ersterer die 
Grundnorm und letzterer die Ausnahmevorschrift, 
die zwar die Grundnorm voraussetzt, jedoch nur 
einen Teil der nach § 15 nichtigen Beschränkungen 
für legalisierbar erklärt. Nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 
kann ein Unternehmen eine ein- oder mehrstufige 
Preisbindung dadurch einführen, daß es die Abneh- 
mer seiner Markenwaren rechtlich oder wirtschaft- 
lich bindet, bei der Weiterveräußerung bestimmte 
Preise zu vereinbaren oder ihren Abnehmern die 
gleiche Bindung bis zur Weiterveräußerung an den 
letzten Verbraucher aufzuerlegen. Indem hiernach 
dem preisbindenden Unternehmen die von ihm ge- 
bundenen „Abnehmer seiner Markenwaren" und 
diesen wiederum „ihre (ebenfalls gebundenen) Ab- 
nehmer" gegenübergestellt werden, kann es sich 
dabei nur um Abnehmer „gelieferter Waren" im 
Sinne des § 15 handeln, also lediglich um solche Ab- 
nehmer, die entweder von dem preisbindenden 
Unternehmen selbst oder von einem gebundenen 
Zwischenhändler im Wege kaufvertraglicher Bezie- 
hungen (WuW/E BGH 981, 985 und 1121, 1124) be- 
liefert worden sind. Die kaufenden Händler sind 
hierbei, wie es in § 17 Abs. 1 heißt, die „gebundenen 
Abnehmer", die Kaufpreise die „gebundenen Preise" 
und die gekauften Markenwaren sind „die gebunde- 
nen Waren". Das in § 16 Abs. 1 Nr. 1 vorgegebene 
System einer Preisbindung läßt nur die Bindung 
eines vom preisbindenden Unternehmen nicht selbst 
belieferten Abnehmers dann zu, wenn es die für die 
„ Weiterveräußerung" bestimmten Markenwaren von 
einem — wenigstens theoretisch — gebundenen 
Zwischenhändler käuflich erworben hat. Dieses Sy- 
stem schließt aus, auch denjenigen als Abnehmer im 
Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 1 anzusehen, an den von 
einem ungebundenen Händler Ware zu ungebunde- 
nen Preisen verkauft bzw. veräußert worden ist. 
Somit läßt es diese Vorschrift nicht zu, die Preis- 
bindung vertraglich auf Bezüge von nicht gebunde- 
nen Lieferanten des In- oder Auslandes zu er- 
strecken. Das Erfordernis der Lückenlosigkeit recht- 
fertigt nicht eine andere Beurteilung (WuW/E 
BGH 623, 624). 


3. Fernsehgeräte 

Das deutsche Unternehmen, das die grundlegenden 
Patente für das PAL-Farbfernseh-Sende- und Emp- 
fangssystem besitzt, hat von Anfang an allen Fern- 
sehempfänger-Herstellern, die ihren Sitz und ihre 
Produktionsstätten in Ländern haben, in denen die- 
ses System eingeführt ist, unbeschränkte Lizenzen 
gegen eine verhältnismäßig geringe Lizenzgebühr 
gewährt. Dagegen erhalten Unternehmen aus Län- 
dern, die sich für ein anderes Farbfernsehsystem 
entschieden oder bisher überhaupt noch kein Farb- 
fernsehen eingeführt haben, keine Lizenzen. Das 
gilt insbesondere für Japan. Dortigen Unternehmen 
ist es jedoch gellingen, Farbfernsehempfänger mit 
mittleren und kleinen Bildschirmen zu entwickeln, 
die für den Empfang in Deutschland geeignet sind, 
trotzdem aber nach ihrer Ansicht die entscheiden- 
den Patente nicht verletzen. Daraufhin hat sich das 
deutsche Unternehmen bereit erklärt, auch japani- 
schen Unternehmen Lizenzen zu erteilen. Ein japa- 
nischer Hersteller fühlt sich aber dadurch beein- 
trächtigt, daß diese Lizenz erheblich eingeschränkt 
werden soll. Insbesondere dürfen die japanischen 
Hersteller in verhältnismäßig geringen Stückzahlen 
nur kleinere Empfangsgeräte (bis zu 18 Zoll Bild- 
schirmdiagonale) fertigen, so daß die neuen Lizenz- 
nehmer zusammen in keinem Land einen höheren 
Marktanteil als 10 v. H. erreichen können. Außer- 
dem ist die Lizenzgebühr erheblich höher. Auf An- 
regung des japanischen Unternehmens hat das Bun- 
deskartellamt ein Verwaltungsverfahren nach § 22 
eingeleitet. Sollte sich ergeben, daß die Lizenz- 
praxis eine ungerechtfertigt unterschiedliche Be- 
handlung seitens eines marktbeherrschenden Unter- 
nehmens ist (§ 26 Abs. 2), könnte dem deutschen 
Unternehmen durch Verfügung nach § 22 aufge- 
geben werden, dem japanischen Hersteller in glei- 
cher Weise unbeschränkte Lizenzen wie den bis- 
herigen Lizenznehmern zu gewähren. Die Regelung 
des § 15 PatG, die unter anderen Voraussetzungen 
zur Erteilung von Zwangslizenzen führen kann, steht 
der Anwendung der kartellrechtlichen Vorschriften 
nicht entgegen. 


4. Fernseh- und Tonbandgeräte 

Die japanische Elektroindustrie beabsichtigt, je ein 
Exportabkommen für Schwarzweißfernseh- und für 
Tonbandgeräte mit Wirkung ab 15. Juli 1972 auch 
für den deutschen Inlandsmarkt in Kraft zu setzen. 
Nachdem das Bundeskartellamt von diesem Vor- 
haben Kenntnis erlangt hatte, leitete es wegen des 
Verdachts unzulässiger Absprachen Ermittlungen 
ein (Erster Abschnitt Nr. 23). Die beteiligten japani- 
schen Unternehmen haben deshalb ihre Absicht vor- 
erst aufgegeben. 


5. Trockenzellenbatterien 

Japanische Hersteller erstreckten ein bestehendes 
japanisches Exportkartell, das mengenmäßige Be- 
schränkungen für den deutschen Markt enthalten 
soll, auf Trockenzellenbatterien. Das geschah auf- 
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grund einer Anregung japanischer Behörden. Hierin 
sieht das Bundeskartellamt kein Hindernis für die 
Anwendbarkeit des deutschen Kartellrechts (Erster 
Abschnitt Nr. 23). Ermittlungen sind eingeleitet 
worden. 


6. Großantennen/Gemeinschaftsantennen- Anlagen 

Dem Spezialisierungskartell nach § 5 a von zwei 
Unternehmen der elektrotechnischen Industrie, durch 
das jedem Vertragspartner die ausschließliche Fer- 
tigung bestimmter Erzeugnisse der Anlagentechnik 
für den Empfang und die Verteilung von Rundfunk- 
und Fernsehsendungen übertragen wird, ist nicht 
widersprochen worden. Die von der Spezialisierung 
erfaßten Fertigungsbereiche ergänzen sich derge- 
stalt, daß zur Errichtung einer Empfangs- und Ver- 
teilungsanlage Erzeugnisse beider Bereiche zusam- 
mengeschaltet werden müssen. Bis zu einer gewis- 
sen Größenordnung der Anlagen sind die Örtlichen 
technischen Büros eines jeden Unternehmens in der 
Lage, die Projektierung, den Vertrieb und die Mon- 
tage von Groß antennen/Gemeinschaftsantennen- An- 
lagen allein durchzuführen. Wenn die Anlagen je- 
doch eine gewisse Größe und einen bestimmten 
Schwierigkeitsgrad überschreiten, so stehen den ein- 
zelnen Vertragspartnern die technischen Kenntnisse 
und Erfahrungen des anderen Vertragspartners auf 
dessen spezialisiertem Arbeitsgebiet nicht mehr in 
dem Maße zur Verfügung, wie es für eine technisch 
und wirtschaftlich optimale Projektierung und Mon- 
tage erforderlich sein würde. Zur Überwindung die- 
ser Schwierigkeiten haben die Vertragspartner eine 
gemeinsame Tochtergesellschaft gegründet, in der 
nach einer Übergangszeit die Projektierungsgruppen 
beider Unternehmen zusammengefaßt werden sol- 
len, um eine technisch wie wirtschaftlich günstige 
Projektierung und Montage derartiger Antennen- 
anlagen sicherzustellen. Außerdem haben die Un- 
ternehmen vereinbart, auf dem Arbeitsgebiet der 
gemeinsamen Tochtergesellschaft nicht mehr tätig 
zu werden und dieser die der Spezialisierung unter- 
liegenden Ausrüstungsgegenstände zu Meistbegün- 
stigungsbedingungen zu liefern. Beide Verpflich- 
tungen sah das Bundeskartellamt als wettbewerbs- 
beschränkende Vereinbarungen nach § 1 an, welche 
die Kooperationsbereitschaft der Vertragspartner 
möglicherweise zu erhöhen vermögen, die für die 
Durchführung der Spezialisierung hingegen objektiv 
nicht erforderlich sind. Aufgrund der gegen die vor- 
genannten beiden Verpflichtungen erhobenen kar- 
tellrechtlichen Bedenken haben die Kartellmitglieder 
diesen Teil der vertraglichen Regelung zurückge- 
nommen. 


7. Brennkohlen für Bogenlampen 

Die drei deutschen Anbieter von Kohlestiften für 
Kinobogenlampen führten seit Jahren Preislisten 
mit übereinstimmenden Bruttopreisen, auf die sie 
dem Kinofachhandel überwiegend einen einheit- 
lichen Wiederverkäuferrabatt in Höhe von 45 v. H. 
gewährten. Der Nachweis von Absprachen ließ sich 
nicht führen. Dagegen bestand der Verdacht, daß 


diese Unternehmen einzeln dem Empfehlungsverbot 
zuwidergehandelt haben, indem sie dem Fachhan- 
del empfahlen, die auch den Filmtheatern bekann- 
ten Bruttolistenpreise als eigene zu übernehmen und 
sie im Geschäftsverkehr mit diesen Endabnehmern 
entweder zu berechnen oder als Berechnungsgrund- 
lage zu verwenden. Die betroffenen Unternehmen 
beriefen sich darauf, daß es sich bei den Endabneh- 
mern von Kinokohlen nicht um private, sondern um 
gewerbliche Verbraucher handele, denen der Kino- 
fachhandel auf die Bruttopreise als Berechnungs- 
grundlage individuell unterschiedliche Rabatte ein- 
räume. Dennoch liegt ein gleichförmiges Verhalten 
im Sinne des § 38 Abs. 2 Satz 2 vor, weil der Ein- 
zelhandel die ihm gemachten Preisangaben in Form 
von empfohlenen Höchstpreisen gleichförmig als 
Berechnungsgrundlage bei der Rabattgewährung 
verwendet. Da die Unternehmen ihre bisherige Emp- 
fehlungspraxis insgesamt aufgegeben haben und 
zum Nettopreissystem übergegangen sind, ist das 
Ermittlungsverfahren eingestellt worden. 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 
Uhren 


1. Foto-, Projektions- und kinotechnische Erzeug- 
nisse 

Das Bundeskartellamt hat gegen die deutsche Ver- 
triebsgesellschaft eines japanischen Fotoindustrie- 
unternehmens, dessen Geschäftsführer und dessen 
Vertriebsleiter Bußgelder in Höhe von insgesamt 
19 000 DM wegen Zuwiderhandlung gegen § 38 
Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 25 Abs. 1 fest- 
gesetzt. Der Vertriebsleiter hatte einen Einzelhänd- 
ler in einem Schreiben aufgefordert, sich den markt- 
gerechten Preisen für die Erzeugnisse des japani- 
schen Unternehmens anzupassen und im Falle der 
Weigerung „unliebsame Schritte" angekündigt. Da 
der Einzelhändler der Aufforderung nicht nachkam, 
wurde er von weiteren Lieferungen ausgeschlossen. 
Die deutsche Vertriebsgesellschaft hat dadurch dem 
Händler einen fühlbaren Nachteil nicht nur ange- 
droht, sondern durch die unmittelbar folgende Lie- 
fereinstellung auch zugefügt, um ihn zu einem 
gleichförmigen Preisverhalten zu veranlassen, das 
nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen nicht vereinbart werden darf. Damit hat zu- 
nächst der Vertriebsleiter gemäß § 38 Abs. 1 Nr. 8 
in Verbindung mit § 25 Abs. 1, § 9 OWiG ord- 
nungswidrig gehandelt. Auch der Geschäftsführer 
war mit einem Bußgeld zu belegen, da er es fahr- 
lässig unterlassen hat, das kartellrechtlich unzu- 
lässige Verhalten des Vertriebsleiters durch die 
erforderliche Aufsicht zu verhindern (§ 33 Abs. 1 
und 2 OWiG). Als Nebenfolge der Ordnungswidrig- 
keit ist nach § 26 Abs. 1 und 2 OWiG eine Geld- 
buße auch gegen das deutsche Vertriebsuntemeh- 
men festgesetzt worden. Die Betroffenen haben Ein- 
spruch gegen den Bußgeldbescheid eingelegt, über 
den noch nicht entschieden ist. 
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2. Uhren 

Das 1969 durch Anmeldung wirksam gewordene 
Spezialisierungskartell (Tätigkeitsbericht 1969 S. 67), 
durch das sich drei inländische Uhrenhersteller ver- 
pflichtet hatten, elektronische Uhrwerke für Wand-, 
Stilr, Tischuhren und Großwecker gemeinsam zu 
entwickeln, die serienmäßige Herstellung dieser 
Uhrwerke aufzuteilen und sich gegenseitig zu be- 
liefern, ist im Berichtsjahr beendet worden^). 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 

1. Feuerzeuge 

In einem bereits seit längerem anhängigen Miß- 
brauchsverfahren (Tätigkeitsbericht 1971 S. 66) hat 
die preisbindende deutsche Tochtergesellschaft 
eines ausländischen Herstellers von Feuerzeugen 
auf Veranlassung des Bundeskartellamtes einen 
weiteren Teil ihres Sortiments aus der Preisbindung 
entlassen und statt dessen Preisempfehlungen ange- 
meldet, Lediglich ein geringer Teil des Sortiments 
mit überwiegend höherwertigen und weniger gän- 
gigen Erzeugnissen ist noch in der Preisbindung 
verblieben. Das Verfahren ist abgeschlossen worden. 

2. Konservendosen 

Die an der „Vereinbarung über Marktbeobachtung 
für Konservendosen" beteiligten Unternehmen, die 
sich im Jahre 1971 zur Vermeidung weiterer Maß- 
nahmen des Bundeskartellamtes zu einer umfassen- 
den Reduzierung ihrer Meldepraxis entschlossen 
hatten (Tätigkeitsbericht 1971 S. 65), haben die 
zwischen ihnen bestehende Vereinbarung zum 
31. Dezember 1972 gekündigt. Das Meldevef fahren 
ist zu diesem Zeitpunkt ausgelaufen. 

3. Kronenkorken 

Die erst am 1. Oktober 1969 in Kraft getretene 
„Vereinbarung über Marktinformation und Markt- 
statistik" von 17 Herstellern von Kronenkorken 
hatte die Unternehmen verpflichtet, einer Melde- 
stelle die Preislisten, Kopien der Geschäftsabschlüsse 
und Veränderungen der Lieferungs- imd Zahlungs- 
bedingungen zu übersenden. Daneben mußten der 
Meldestelle Listen der Kunden eingereicht werden, 
die Sondervergütungen erhalten. Änderungen die- 
ser Listen waren nachzumelden. Ferner waren die 
beteiligten Hersteller gehalten, der Meldestelle 
laufend von jeder ausgeführten Lieferung von Ver- 
tragswaren Originaldurchschriften der Rechnungen 
zu übersenden. Daraus mußten sich u. a. Künden- 
name, Stückzahl, Bruttopreise, Frachtregelung und 
Zahlungsbedingungen ergeben. Nicht aus den Rech- 
nimgen ersichtliche Nachlässe, Vergütungen, Gut- 
schriften, Gratislieferungen — z. B. auch bei ande- 
ren Waren — , Anerkennungen von Reklamationen 
oder sonstige Zugeständnisse waren auf den Rech- 


*) Bundesanzeiger Nr. 223 vom 29. November 1972 


nungen zu vermerken; bei nachträglicher Gewäh- 
rung waren sie unverzüglich der Meldestelle nach- 
zumelden. Diese erstellte bis zum 15. eines jeden 
Monats eine Übersicht über den höchsten und nied- 
rigsten Nettoverkaufspreis für vergleichbare Er- 
zeugnisse. Sie war ferner verpflichtet, „zur Abwehr 
wahrheitswidriger Ausspielungen durch Abnehmer" 
auf Anfrage eines beteiligten Unternehmens kon- 
krete Auskünfte über Geschäftsdaten von Mitbe- 
werbern zu geben. Die Ermittlungen des Bundes- 
kartellamtes ergaben, daß die Meldestelle bei einer 
Einzelanfrage nicht prüfte, ob ein solcher Fall wahr- 
heitswidriger Ausspielung vorlag; es wurde viel- 
mehr allgemein unterstellt, daß die entsprechende 
Anfrage in diesem Sinne berechtigt ist. In Anbe- 
tracht der relativ kurzen Zeit des Bestehens des 
Meldeverfahrens wurde den beteiligten Unterneh- 
men Gelegenheit gegeben, durch Mitteilxmg wahr- 
heitswidriger Ausspielungsfälle vor Wirksamwer- 
den ihrer Vereinbarxmg darzutun, daß der Vertrag 
zur Bekämpfung solcher. Fälle notwendig ist. Die 
Unternehmen waren dazu nicht in der Lage. Noch 
vor Abschluß der Ermittlimgen haben die beteilig- 
ten Unternehmen aufgrund der ihnen mitgeteilten 
Bedenken nach § 1 am 1. März 1972 beschlossen, 
ihre Vereinbarimg über Marktinformationen mit 
Wirkung vom gleichen Tage aufzugeben. Daraufhin 
ist das Ermittlungsverfahren eingestellt worden. 

4. Metallkurzwaren 

Die an den verschiedenen Preismeldeverfahren der 
Metallkurzwareniildustrie beteiligten Unternehmen 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 18) haben im Verlauf des 
Jahres die Verträge aufgehoben und die Melde- 
und Auskunftspraxis beendet. Im einzelnen handelte 
es sich dabei um die Verträge von Herstellern von 
Polsternägeln, Reißbrettstiften, Metallreißverschlüs- 
sen, Stecknadeln, Segeltuchösen, Uniformknöpfen 
und -äbzeichen, Hosenträgerbeschlägen und von 
Metallzubehör für die Korsett- und Textilindustrie. 
An den einzelnen Verfahren waren zwar jeweils nur 
wenige Unternehmen beteiligt. Da' jedoch auf den 
einzelnen relevanten Märkten nur wenige Herstel- 
ler tätig sind, blieben in der Regel kaum bedeutende 
inländische Außenseiter außerhalb der Melde ver- 
fahren. Der gemeinsame Marktanteil der an ihnen 
beteiligten Unternehmen war demgemäß hoch und 
ist in den vergangenen Jahren nur dort erheblich 
zurückgegangen, wo die Importe von Bedeutung 
waren, z. B. bei Metallreißverschlüssen aufgrund 
japanischer Einfuhren. Die Verträge sahen — im 
wesentlichen übereinstimmend — vor, daß die Un- 
ternehmen einem Treuhänder ihre Preislisten und 
deren Änderungen sowie ihre Lieferbedingungen 
einreichten und ihm alle Abweichungen davon un- 
verzüglich meldeten. Der Treuhänder war verpflich- 
tet, den beteiligten Unternehmen laufend über die 
Marktlage zu berichten. Die eingereichten Preis- 
listen wurden zum Teil automatisch an die übrigen 
Teilnehmer weitergeleitet. Weiter hatte der Treu- 
händer auf Einzelanfrage Auskunft über die von 
anderen beteiligten Unternehmen jeweils angewen- 
deten Preise und sonstigen Bedingungen zu geben. 
Grund für die Aufhebung der Verträge war u. a. die 
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Versdiärfimg des Wettbewerbs, die vor allem auf 
die Preispolitik ausländisdier Mitbewerber zurück- 
ging. Die beteiligten Unternehmen sahen daher in 
den Verträgen nicht mehr das von ihnen beabsich- 
tigte Hilfsmittel. 


5. Aluminium-Folien 

In dem Verfahren gegen die am Preismeldeverfah- 
ren Aluminium-Folien beteiligten Hersteller haben 
die Unternehmen vor Abschluß der Ermittlungen 
beschlossen, daß Angebote und mit Angeboten im 
Zusammenhang stehende Nebenabreden nicht mehr 
Gegenstand der Meldepraxis sein dürfen. Die Un- 
ternehmen sind somit zur Zeit nur noch gehalten, 
Abschluß- und Auftragsbestätigungen binnen vier 
Tagen und jede Abweichung davon der Meldestelle 
mitzuteilen. Diese gibt auf Anfrage Auskunft, in- 
dem sie Ablichtungen der Meldeunterlagen, aus 
denen sich Mitbewerber und Abnehmer ergeben, 
übersendet. Eine Reihe von Herstellern aus ande- 
ren europäischen Staaten ist an dem Meldeverfah- 
ren beteiligt. Das Bundeskartellamt hat die Unter- 
nehmen unterrichtet, daß der Ausschluß von Ange- 
boten aus der Melde- und Auskunftspraxis nicht ge- 
eignet ist, alle kartellrechtlichen Bedenken auszu- 
räumen, das Ermittlungsverfahren folglich fortge- 
setzt werden wird. 


6. Aluminiiimtuben 

Das Kammer gericht hat mit Beschluß vom 24. März 
1972, WuW/E OLG 1253, zehn Betroffene wegen 
Praktizierens des Preismeldevertrages mit Buß- 
geldern in gleicher Höhe belegt, wie sie im Be- 
schluß des Bundeskartell amtes vom 14. Mai 1971 
festgesetzt worden waren (Tätigkeitsbericht 1970 
S. 64 f., 1971 S. 67) ^ Erster Abschnitt Nr. 9. Die 
Betroffenen haben Rechtsbeschwerde gegen den 
Beschluß eingelegt, über die der Bundesgerichtshof 
noch nicht entschieden hat. 


Schmuckwaren 

Das Bundeskartellamt hat gegen ein Unternehmen, 
das Prägungen aller Art herstellt und vertreibt, und 
gegen seinen Geschäftsführer Geldbußen in Höhe 
von insgesamt 2 500 DM wegen Verstoßes gegen 
§ 38 Abs. 2 Satz 2, § 38 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung 
mit § 25 Abs. 1 festgesetzt. Seit Mitte Juni 1971 
befand sich eine Preisliste des Unternehmens im 
Verkehr, in der Preise für Wiederverkäufer ohne 
Unverbindlichkeitsvermerk angegeben waren. Fer- 
ner enthielt die Preisliste die Aufforderung, die 
genannten Preise einzuhalten, und die Drohung, die 
Wiederverkäufer im Falle der Nichteinhaltung von 
der Belieferung auszuschließen. Das Unternehmen 
hatte weder Preisbindungen noch Preisempfehlun- 
gen beim Bundeskartellamt angemeldet. Es hat mit 
der Bekanntgabe von Wiederverkaufspreisen und 
der Aufforderung, diese Preise einzuhalten, Emp- 
fehlungen ausgesprochen, die eine Umgehung des 


in § 15 enthaltenen Verbotes bewirkt haben und 
damit eine Ordnungswidrigkeit nach § 38 Abs. 2 
Satz 2 begangen. Durch die Ankündigung, die Lie- 
ferungen einzustellen, falls die von ihm genannten 
Preise nicht eingehalten werden, hat das Unter- 
nehmen darüber hinaus den belieferten Händlern 
einen Nachteil angedroht, um sie zu einer Preis- 
gestaltung zu veranlassen, die nadi dem Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen nicht verein- 
bart werden darf. Damit hat zunächst der Ge- 
schäftsführer gemäß § 38 Abs. 1 Nr. 8 in Verbin- 
dung mit § 25 Abs. 1, § 10 OWiG ordnungswidrig 
gehandelt. Da er die geahndeten Handlungen als ver- 
tretungsberechtigtes Organ des Unternehmens, einer 
GmbH, beging, war als Nebenfolge seiner Ord- 
nungswidrigkeit nach § 26 OWiG auch gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße festzusetzen. Die Be- 
troffenen haben Einspruch gegen den Bußgeldbe- 
scheid eingelegt, über den noch nicht entschieden 
ist. 


Chemische Erzeugnisse 


1. Tedinisdie Phosphate 

Hersteller von Di- und Trinatriumphosphat hand- 
habten bis September 1972 ein Preismeldeverfah- 
ren. Die Beteiligten waren u. a. verpflichtet, alle 
Preise, Rabatte und Geschäftsbedingungen an ein 
Treuhandbüro zu melden, die automatische Über- 
mittlung dieser Unterlagen durch das Treuhandbüro 
an die übrigen Vertragsbeteiligten zu dulden, fer- 
ner „alle Abweichungen von den allgemein festge- 
legten Preisen und Bedingungen im Einzelfall zu 
melden und zu gestatten, daß das Treuhandbüro 
den übrigen Vertragspartnern auf konkrete Anfrage 
Auskunft über alle zur Beurteilung der abweichen- 
den Angebote und Geschäftsabschlüsse erforder- 
lichen Einzelheiten erteilt. Das Bundeskartellamt hat 
die Vertragspartner aufgefordert, das Preismelde- 
verfahren einzustellen, weil dieses gegen § 1 ver- 
stößt. Daraufhin haben die betroffenen Unterneh- 
men erklärt, sie hätten unter Wahrung ihres ab- 
weichenden Rechtsstandpunktes die Durchführung 
des Meldeverfahrens ab 1. September 1972 bis zur 
Klärung der Rechtsfragen aufgrund vergleichbarer, 
bereits vor dem Bundesgerichtshof und dem Kam- 
mergericht anhängigen Verfahren ausgesetzt. 

2. Pharmazeutika 

Eine pharmazeutische Großhandlung war von einer 
größeren Zahl der bedeutendsten Arzneimittelher- 
steller nicht beliefert worden, obgleich sie hinsicht- 
lich des Sortiments der lieferwilligen Hersteller 
ebensogut sortiert ist wie vergleichbare vollsor- 
tierte Großhandlungen. Nach Auffassung des Bun- 
de skartellamtes sind durch die Nichtbelieferung die 
Voraussetzungen des § 22 Abs. 1 und 3 in Verbin- 
dung mit § 26 Abs. 2 für ein Eingreifen der Kartell- 
behörde erfüllt. Jeder Hersteller ist für jede seiner 
Arzneimittelspezialitäten gegenüber dem Großhan- 
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del marktbeherrschend und nutzt diese marktbe- 
herrschende Stellung durch die Nichtbelieferung 
des Großhandelsunternehmens mißbräuchlich aus. 
Nachdem das Bundeskartellamt den Fall mit den 
Herstellern erörtert hatte, nahmen, von einem Un- 
ternehmen abgesehen, alle die Belieferung auf. Die- 
ses eine Unternehmen ist nach § 22 Abs. 4 Satz 2 
aufgefordert worden, die Belieferung aufzunehmen 
(Tätigkeitsbericht 1971 S. 68). Das Unternehmen hat 
der Aufforderung entsprochen, so daß nunmehr alle 
pharmazeutischen Hersteller die pharmazeutische 
Großhandlung beliefern. 

In einem anderen Fall hatten die bedeutendsten 
pharmazeutischen Hersteller fast einhellig die Be- 
lieferung einer pharmazeutischen Großhandlung 
verweigert. Das Bundeskartellamt hielt die Nicht- 
belieferung jedoch anfänglich nicht im Sinne von 
§ 22 Abs. 3 in Verbindung mit § 26 Abs. 2 für 
mißbräuchlich, weil die Großhandlung in bezug auf 
vollsortierte Großhandlungen nicht gleichartig war. 
Sie betätigte sich nämlich überwiegend im Ver- 
sandgeschäft, wobei ein wesentlicher Teil ihrer Um- 
sätze auf den Vertrieb von Stapelware mit großer 
Umschlagshäufigkeit zu in der Branche unüblich 
hohen Rabatten fiel. Die pharmazeutische Groß- 
handlung hat ihr Vertriebssystem jedoch inzwischen 
bei gleichzeitigem Abbau des Versandgeschäfts auf 
volle Sortierung umgestellt. Damit wurde sie hin- 
sichtlich anderer vollsortierter Großhandlungen im 
Sinne von § 26 Abs. 2 gleichartig und die Verwei- 
gerung der Belieferung dieser Großhandlung durch 
die pharmazeutischen Hersteller nach § 22 Abs. 3 
mißbräuchlich. Das Bundeskartellamt unterrichtete 
die pharmazeutischen Hersteller, welche eine Be- 
lieferung der Großhandlung verweigert hatten, von 
dieser durch die veränderten tatsächlichen Verhält- 
nisse bedingten Änderung der rechtlichen Beurtei- 
lung. Die Hersteller haben daraufhin die Beliefe- 
rung aufgenommen. 


2. Fußbodenbeläge 

Im Verfahren gegen zwei Hersteller von Linoleum 
und Feltbase und gegen insgesamt vier leitende 
Unternehmensangehörige hat das Kammergericht 
durch Urteil vom 28. November 1972 — Kart 4/72 — 
Bußgelder in Höhe von insgesamt 1 009 500 DM 
festgesetzt (Erster Abschnitt Nr. 12). 

Das Bundeskartellamt hat wegen Beteiligung an 
der Aufteilung des Inlandmarktes für den Fußboden- 
belag Feltbase nach Quoten gegen ein weiteres Un- 
ternehmen eine Geldbuße in Höhe von 35 000 DM 
und gegen den Vorstandsvorsitzenden dieses Unter- 
nehmens eine Geldbuße in Höhe von 2 500 DM 
festgesetzt. Hiergegen ist Einspruch eingelegt, über 
den das Kammergericht noch nicht entschieden hat. 


3. Körperpflegemittel 

Durch Ermittlungen hat das Bundeskartellamt fest- 
gestellt, daß die tatsächlichen Preise für verschie- 
dene Körperpflegemittel, für die Preisempfehlungen 


entsprechend § 16 Abs. 4 angemeldet worden sind, 
verbreitet und erheblich unter den empfohlenen 
Preisen liegen. Daraufhin sind zunächst sieben Her- 
steller entsprechend § 17 Abs. 2 aufgefordert wor- 
den, zur Vermeidung einer Unzulässigkeitserklä- 
rung entsprechend § 17 ihre Preisempfehlungen bei 
Haarspray und Hautcreme, deren Marktpreise um 
etwa 34 bis 50 v. H. bzw. 20 bis 30 v. H. unter den 
empfohlenen Preisen liegen, aufzugeben und ab- 
zumelden. Zugleich ist ihnen eröffnet worden, daß 
unter diesen Umständen Handelsempfehlungen nicht 
geduldet werden können. Nach ständiger Verwal- 
tungspraxis des Bundeskartellamtes müssen auch 
empfohlene Preise in etwa den Marktpreisen ent- 
sprechen (WuW/E BKartA 1103), Die Preisempfeh- 
lungen wirken verteuernd, wenn Teile des Handels 
— und nach den getroffenen Feststellungen beson- 
ders der Fachhandel — sich über die tatsächlichen 
Marktverhältnisse hinwegsetzen und die empfohle- 
nen Preise von den Verbrauchern verlangen. Zu- 
gleich wird die Preisempfehlung mißbräuchlich ge- 
handhabt, weil viele nicht informierte Verbraucher 
getäuscht werden und die in Betracht kommenden 
Erzeugnisse in Unkenntnis der tatsächlichen Markt- 
verhältnisse zu den jeweils empfohlenen Preisen 
kaufen. Die Verfahren sind noch nicht abgeschlos- 
sen. 

Die Preisbindungen für 27 von insgesamt 50 Ver- 
kaufseinheiten (u. a. für Haarwasser, Friesiercreme, 
Rasierwasser und -creme sowie Gesichts- und 
Körperlotion) eines Herstellers für Körperpflege- 
mittel sind für unwirksam erklärt worden. Das 
Unternehmen, das die Erzeugnisse sowohl über den 
Großhandel als auch unmittelbar über den Einzel- 
handel vertreibt, gewährt bei Lieferung über beide 
Handelsstufen in der Regel maximal mögliche Ge- 
samthandelsspannen, die niedriger als die des 
direkt belieferten Einzelhandels sind. Eine derartige 
Rabattgestaltung verletzt das Diskriminierungs- 
verbot des § 26 Abs. 2 und stellt zugleich eine 
mißbräuchliche Handhabung der Preisbindungen 
nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 dar. Der Einzel- 
handel wird bei Kenntnis der günstigeren Einkauf- 
möglichkeiten die Ware regelmäßig beim preisbin- 
denden Unternehmen selbst und nicht beim Groß- 
handel beziehen. Durch diese Rabattgestaltung wird 
der Großhandel somit unbillig behindert. Zugleich 
werden jeweils gleichartige Unternehmen, nämlich 
die beim preisbindenden Unternehmen direkt ein- 
kaufenden Einzelhändler, gegenüber den über den 
Großhandel beziehenden Einzelhändlern, ohne sach- 
lich gerechtfertigten Grund unterschiedlich behan- 
delt. Darüber^ hinaus ist auch ein Teil der Preis- 
bindungen als verteuernd nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 angesehen worden. Für diese Erzeugnisse, 
die keiner besonderen Service- oder Beratungs- 
tätigkeit des Verkaufspersonals bedürfen, werden 
an den direkt belieferten Einzelhandel maximal 
mögliche Gesamthandelsspannen von rund 50 bis 
fast 54 V. H. der jeweils gebundenen Endverbrau- 
cherpreise gewährt. Zu derartigen Handelsspannen 
kaufen erfahrungsgemäß vor allem Großabnehmer 
ein, die wirtschaftlich in der Lage sind, die Ware 
zu sehr viel niedrigeren als den gebundenen Prei- 
sen an Endverbraucher abzugeben. Durch die Preis- 
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bindungen werden sie aber rechtlidi daran gehin- 
dert. über die gegen die Verfügung des Bundes- 
kartellamtes eingelegte Beschwerde ist noch nicht 
entschieden worden. 

Die Beschwerde gegen die Unwirksamerklärung 
eines Teils der Preisbindnungen für verschiedene 
Haarpflegemittel eines Unternehmens (Tätigkeits- 
bericht 1971 S. 72) hat sich dadurch erledigt, daß 
der Vertrieb für die in Betracht kommenden Er- 
zeugnisse eingestellt worden ist ^). 

Ein Hersteller von verschiedenen Körperpflegemit- 
teln wie Hautcreme, Gesichtswasser, Seifen und 
Puder, der mit seinen Erzeugnissen sämtliche Han- 
delsformen beliefert, hatte für die kleinen Ver- 
kaufseinheiten Preisbindungen, für die großen Ver- 
kauf seinheiten der gleichen Erzeugnisse jedoch 
Preisempfehlungen angemeldet. Nach den getroffe- 
nen Feststellungen wurden die preisempfohlenen 
Erzeugnisse verbreitet zu sehr viel niedrigeren als 
den empfohlenen Preisen an Endverbraucher abge- 
setzt. Dadurch näherten sie sich sehr den gebunde- 
nen Preisen für die sehr viel kleineren Verkaufs- 
einheiten. Da der Handel durch die Preisbindungen 
aber an einer entsprechenden Senkung der gebun- 
denen Preise gehindert war, bestand der Verdacht 
der Verteuerung der entsprechenden Waren durch 
die Preisbindungen (§17 Abs. 1 /Satz 1 Nr. 3). Das 
Unternehmen hat auf Bedenken des Bundeskartell- 
amtes hin für sein gesamtes Sortiment auf Preis- 
bindungen verzichtet und Preisempfehlungen ange- 
meldet. 

In einer unanfechtbar gewordenen Entscheidung 
sind die Preisbindungen für insgesamt vier Ver- 
kaufseinheiten eines Herstellers von Mundwasser 
für unwirksam erklärt worden 2). Das Unternehmen 
war nach Aufgabe der zuvor auf den Fachhandel 
beschränkten Vertriebsbindung nicht in der Lage, 
die daraufhin in erheblichem Umfang aufgetretene 
Lückenhaftigkeit der Preisbindungen in einer ange- 
messenen Frist zu beseitigen. 


4. Parfüm 

Mehrere ausländische Hersteller haben es bei der 
Anmeldung von Preisbindungen nach § 16 unter- 
lassen, Angaben über die Abgabepreise des Her- 
stellers und die Handelsspanne des inländischen 
Importeurs der Anmeldung beizufügen. In diesen 
Fällen ist die Preisbindung nach § 15 nichtig, weil 
die Anmeldung nach § 16 Abs. 4 Satz 2 unvollstän- 
dig ist und deshalb nach § 16 Abs. 4 Satz 6 als nicht 
bewirkt gilt. Die Durchführung einer solchen Preis- 
bindung ist nicht nur mißbräuchlich nach § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, sondern erfüllt auch den Tatbestand 
einer Ordnungswidrigkeit nach §§ 15, 38 Abs. 1 
Nr. 1. In zwei Fällen haben die anmeldenden Un- 
ternehmen den Beanstandungen des Bundeskartell- 
amtes durch Ergänzung der Anmeldung Rechnung 
getragen. Mehrere weitere Verfahren sind noch 
nicht abgeschlossen. 


Bundesanzeiger Nr. 141 vom 1. August 1972 
2) Bundesanzeiger Nr. 201 vom 24. Oktober 1972 


5. Reinigungsmittel 

Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluß vom 20. Ja- 
nuar 1972 die Rechtsbeschwerde der Betroffenen 
gegen den Beschluß des Kammergerichts vom 
7. April 1970 (Tätigkeitsbericht 1970 S. 69) verwor- 
fen. Durch ihn waren Geldbußen von 3 000 DM 
gegen den Geschäftsführer und von 40 000 DM 
gegen das nebenbeteiligte Unternehmen wegen 
Handhabung einer nicht angemeldeten und daher 
nach §§ 15 und 38 Abs. 1 Nr. 1 ordnungswidrigen 
Preisbindung für ein Reinigungsmittel festgesetzt 
worden. 

6. Autopflegemittel 

Nach den getroffenen Feststellungen vertrieb ein 
Hersteller ein bestimmtes Autopflegemittel zugleich 
preisgebunden unter firmeneigener Markenbezeich- 
nung als auch nicht preisgebunden unter den Fir- 
mennamen zweier Mineralölgesellschaften über de- 
ren Tankstellen zu sehr viel niedrigeren als den 
gebundenen Preisen. Der daraufhin erfolgte Ab- 
mahnung nach § 17 Abs. 2 wegen Verteuerung und 
zugleich wegen Preisspaltung ist das Unternehmen 
durch Übergang zur Preisempfehlung für seine 
sämtlichen vier preisgebundenen Autopflegemittel 
nachgekommen. 

7. Chemische Fasern 

Das Bundeskartellamt hat nach mehrjährigen Un- 
tersuchungen gegen neun Unternehmen und 19 per- 
sönlich Betroffene wegen ordnungswidriger Beteili- 
gung an Kartellabsprachen durch vier Bußgeldbe- 
scheide Geldbußen von insgesamt 48,85 Millionen 
DM verhängt. Die Ermittlungen hatten ergeben, 
daß die betroffenen Unternehmen — acht Chemie- 
faserhersteller in der Bundesrepublik, die in- oder 
ausländischen Chemiekonzernen angehören, und in 
einem Falle die gemeinsame Vertriebsgesellschaft 
der Hersteller — in unterschiedlicher Beteiligung 
auf. nationaler, europäischer und weltweiter Ebene 
wettbewerbsbeschränkende Absprachen vereinbart 
und praktiziert haben. Der Wettbewerb auf den 
Inlandsmärkten für vier verschiedene Chemiefasern 
war hierdurch in den Jahren 1968 bis 1970 weit- 
gehend eingeschränkt. Die ordnungswidrigen Ab- 
sprachen wurden zum Teil unter dem Deckmantel 
legalisierbarer, beim Bundeskartellamt angemelde- 
ter Verträge oder von Einrichtungen durdigeführt, 
die dem Bundeskartellamt als Organe einer kartell- 
freien Zusammenarbeit dargestellt wurden. Unter 
den persönlich Betroffenen, gegen die das Bundes- 
kartellamt Geldbußen von insgesamt 410 450 DM 
verhängt hat, befinden sich neben Vorstandsmit- 
gliedern, Verkaufsleitern und leitenden Angestell- 
ten auch die Leiter der Rechtsabteilungen von drei 
der beteiligten Unternehmen. Sie waren einerseits 
für den rechtlichen Rahmen der verbotenen Abspra- 
chen verantwortlich, andererseits haben sie durch 
die Art der Beratung der Vorstände ihrer Unter- 
nehmen an der Unterlassung der erforderlichen 
Aufsichtsmaßnahmen durch die zuständigen Vor- 
standsmitglieder (§ 33 OWiG) mitgewirkt. In zwei 
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Fällen wurde ein Angestellter einer Treuhandgesell- 
schaft, die mit der Abwicklung eines nicht legali- 
sierten Exportförderungsverfahrens beauftragt war, 
mit einer Geldbuße belegt. Das Bundeskartellamt 
hat die Geldbußen von insgesamt 48 440 000 DM 
gegen die jeweils beteiligten Hersteller in drei der 
vier Bußgeldbescheide nach § 38 Abs. 4 auf der 
Grundlage des durch die Zuwiderhandlungen er- 
zielten Mehrerlöses festgesetzt. Der Mehrerlös ist 
von der unteren Grenze des wirtschaftlichen Vorteils 
aus ermittelt worden, den die Betroffenen aus den 
Ordnungswidrigkeiten gezogen haben (§13 Abs. 4 
OWiG). Als wirtschaftlicher Vorteil ist unter Be- 
rücksichtigung verschiedener Umstände zugunsten 
der Betroffenen ein Mindestbetrag festgestellt wor- 
den. Dieser errechnet sich grundsätzlich aus der 
Differenz zwischen den Nettopreisen der jeweiligen 
Fasertypen vor Beginn des Zeitraums der Zuwider- 
handlungen und den aufgrund der Absprachen er- 
höhten Nettopreisen, multipliziert mit den Mengen, 
die zu den erhöhten Nettopreisen abgesetzt worden 
sind. Aufgrund der Marktlage — das Angebot über- 
stieg die Nachfrage zum Teil erheblich — sowie 
anhand von Vergleichen mit der Preisentwicklung 
auf Märkten, auf die sich die Vereinbarungen nicht 
erstreckten, wurde festgestellt, daß die Nettopreise 
sich ohne die ordnungswidrigen Absprachen nicht 
in dem eingetretenen Umfang erhöht hätten. Die 
Betroffenen haben gegen die Bußgeldbescheide Ein- 
spruch eingelegt. 

Gleichzeitig mit den Bußgeldbescheiden wegen kar- 
tellrechtlicher Ordnungswidrigkeiten gegen Chemie- 
faserhersteller hat das Bundeskartellamt mit vier 
Verwaltungsentscheidungen Verträge der Chemie- 
faserhersteller in vollem Umfang oder hinsichtlich 
einzelner Bestimmungen für unwirksam erklärt und 
den Abschluß gleichartiger Vereinbarungen unter- 
sagt. Gegen sämtliche Entscheidungen sind Be- 
schwerden eingelegt, über die noch nicht entschie- 
den ist. 


8. Polyamid 

Vier Hersteller von Polyamidfasern (Perlon und 
Nylon) haben sich an zahlreichen Absprachen be- 
teiligt, die in der Zeit zwischen Oktober 1967 und 
Anfang 1970 zu einer durch Wettbewerbsbeschrän- 
kungen verursachten Überhöhung des Preisniveaus 
auf dem Inlandsmarkt führten. Gemeinsam mit an- 
deren westeuropäischen Herstellern vereinbarten 
sie mit einer Gruppe japanischer Hersteller, die 
jeweiligen Interessensphären beider Gruppen zu 
respektieren. Unter anderem waren Lieferungen in 
die Heimatmärkte der anderen Gruppe untersagt. 
Auf europäischer Ebene führten die seit langem be- 
stehenden engen Kontakte der Produzenten, an 
deren Abwicklung eine Treuhandgesellschaft in der 
Schweiz mitwirkte, im Herbst 1967 zu einer Verein- 
barung über eine einheitliche Mindestpreisliste für 
die EWG-Länder. Diese Regelung löste das vorher 
praktizierte System des Heimatschutzes ab, das die 
Einhaltung der vereinbarten Preise der nationalen 
Hersteller bei Lieferungen in den jeweiligen Markt 
vorsah und die zulässigen Preisunterbietungen 


durch ausländische Anbieter begrenzte. An der 
Einengung des zulässigen Preisvorsprungs für aus- 
ländische Lieferanten auf den nationalen Märkten 
hielt die Vereinbarung über die einheitliche Mindest- 
preisregelung fest. Die Preise der EWG-Mindest- 
preisliste wurden zwischen April 1968 und April 
1970 wiederholt — teils allgemein, teils für be- 
stimmte Sorten — erhöht. Die aus den internationa- 
len Beschlüssen resultierenden Preise teilten drei 
der beteiligten Hersteller jeweils ihrer gemeinsamen 
Vertriebsstelle in der Bundesrepublik als Mindest- 
preise mit. Dem Bundeskartellamt war die Tätigkeit 
dieser Vertriebsstelle vor ihrer Gründung im Jahre 
1965 so dargestellt worden, als handele es sich um 
eine Verkaufsgesellschaft ohne Andienungspflicht. 
Inzwischen hatte diese Gesellschaft jedoch ihre 
Verkaufstätigkeit eingestellt und fungierte nur noch 
als Rechnungsbüro und Kartellmeldestelle. In den 
Jahren 1965 bis 1967 praktizierten die drei an der 
Verkaufsgesellschaft beteiligten Unternehmen unter 
deren Mitwirkung ein Gesamtumsatzrabattsystem 
in der Bundesrepublik, das beim Bundeskartellamt 
nicht angemeldet wurde. An die Stelle dieses Rabatt- 
systems trat im Herbst 1967 im Zusammenhang mit 
der EWG-Mindestpreisregelung eine einfachere 
Klassifizierung der Kunden nach ihrer Bedeutung. 
Sie sah Rabatte von 1 bis 5 v. H., gestaffelt nach 
Abnahmemengen bei den beteiligten westeuro- 
päischen Herstellern vor. Um den inländischen Ver- 
atbeitern von Polyamidfasern im Wettbewerb auf 
Auslandsmärkten einen gewissen Ausgleich für 
das — weitgehend durch die ordnungswidrigen Ab- 
sprachen verursachte — überhöhte Preisniveau auf 
dem Heimatmarkt für das Vorprodukt zu gewähren, 
praktizierten die deutschen Hersteller seit 1965 ein 
Exportförderungsverfahren; sie gewährten Abneh- 
mern bei Nachweis des Exports von Fertigerzeug- 
nissen, in denen von ihnen geliefertes Vormaterial 
verarbeitet ist, Preiszugeständnisse in der Form 
günstigerer Nachbezugspreise. Entgegen der dem 
Bundeskartellamt bei Einführung dieses Verfahrens 
gegebenen Darstellung dewährten die Beteiligten die 
Exportförderung nicht aufgrund autonomer Ent- 
schlüsse, sondern auf der Basis von Absprachen, die 
nach den Feststellungen des Bundeskartellamtes 
seit 1967 auch im Kreise der westeuropäischen Her- 
steller einheitlich für verschiedene Exportmärkte 
getroffen wurden. Wegen Beteiligung an den fest- 
gestellten Ordnungswidrigkeiten wurden gegen 14 
Personen — Vorstandsmitglieder, Verkaufsleiter, 
Angehörige der Rechtsabteilungen und leitende 
Angestellte der beteiligten Produzenten, der Ver- 
kaufsgesellschaft und einer mit der Abwicklung der 
Exportförderung beauftragten deutschen Treuhand- 
gesellschaft — Geldbußen in Höhe von insgesamt 
158 000 DM wegen fortgesetzten Verstoßes gegen 
§ 38 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 1, zum Teil in 
Tateinheit mit fortgesetzten Ordnungswidrigkeiten 
nach § 33 OWiG verhängt. Den vier beteiligten Her- 
stelleruntemehmen wurden nach § 26 OWiG in Ver- 
bindung mit § 38 Abs. 4 GWB unter Berücksichtigung 
der erzielten Mehrerlöse Geldbußen von insgesamt 
41 Millionen DM (im einzelnen: 18,75 Millionen, 
9,75 Millionen, 7,5 Millionen und 5 Millionen DM) 
auferlegt. 
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9. Zellwolle — Modal 

Vier Hersteller und eine Verkaufsgesellschaft waren 
an der Praktizierung von wettbewerbsbeschränken- 
den Absprachen für Zellwolle und Modalfasern be- 
teiligt, die zum Teil neben oder in Abänderung von 
beim Bundeskartellamt angemeldeten Regelungen 
verwirklicht wurden. Auch in diesem Falle be- 
standen Abkommen der westeuropäischen Hersteller 
mit japanischen Produzenten über die Nichtbeliefe- 
rung der jeweiligen Heimatmärkte. Die westeuro- 
päischen Hersteller legten 1966/67 Höchstmengen 
für die Lieferungen in ihre jeweiligen Heimatmärkte 
fest. Die beteiligten deutschen Hersteller teilten die 
im Rahmen dieser Absprache auf ihre Gruppe ent- 
fallenden Exportlieferungen untereinander auf. Sie 
legten ferner Anfang 1967 ihre Anteile am deutschen 
Markt für Zellwolle und Modal fest und lenkten die 
Lieferungen durch eine gemeinsame Verkaufsgesell- 
schaft. Neben einem als Rabattkartell angemeldeten 
Exportförderungsverfahren für Zellwolle verein- 
barten die Unternehmen 1967 eine nicht angemeldete 
entsprediende Förderung von Abnehmern, die 
Modalfasern in Fertigprodukten exportieren. Im 
Rahmen der angemeldeten Exportförderung Zell- 
wolle einigten sie sich auf die nicht angemeldete 
Regelung, daß jedes beteiligte Unternehmen von 
den Aufwendungen für Exportförderung nur den 
Anteil übernahm, der seinen Inlandsverkäufen ent- 
sprach. Schließlich hat das Bundeskartellamt festge- 
stellt, daß die beteiligten Hersteller im Rahmen 
eines nach § 6 Abs. 1 legalisierten Exportkartells 
außer den Absprachen mit japanischen Produzenten 
an weiteren über den angemeldeten Vertrag hinaus- 
gehenden Beschlüssen mitgewirkt hatten und diese 
verwirklichten. Sie praktizierten ein Verbot, Zell- 
wolle an Händler im Inland zu verkaufen, und 
hielten sich an einen Beschluß, nicht ausgenutzte 
Quoten für bestimmte Auslandsmärkte nur zu be- 
stimmten Preisen abzutreten. Wegen der festge- 
stellten und fortgesetzten Ordnungswidrigkeiten 
nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 1, die 
zum Teil in Tateinheit mit fortgesetzten Ordnungs- 
widrigkeiten nach § 33 OWiG begangen worden 
sind, hat das Bundeskartellamt gegen 13 Angehörige 
der beteiligten Unternehmen und einen Angestellten 
einer mit der Durchführung der Exportförderung 
beauftragten deutschen Treuhandelsgesellschaft 
Geldbußen in Höhe von insgesamt 185 050 DM fest- 
gesetzt. Gegen die nebenbetroffenen Unternehmen 
sind nach § 26 OWiG in Verbindung mit § 38 Abs. 4 
GWB — davon in drei Fällen unter Berücksiditigung 
erzielter Mehrerlöse — Geldbußen von insgesamt 
5,55 Millionen DM (im einzelnen: 2,3 Millionen, 1,75 
Millionen, 1,4 Millionen, 80 000 DM und 20 000 DM) 
verhängt worden. 


10. Zellwolle 

Auch die 1960 vom Bundeskartellamt in sinnge- 
mäßer Anwendung des § 3 als Rabattkartell erlaubte 
„Vereinbarung über die Exportförderung Zellwolle" 
enthält eine Klausel über die Unvereinbarkeit von 
Eigenveredelungsverkehr und Exportförderung. Die 
Abnehmer von Zellwolle, die Exportförderung in 


Anspruch nehmen, müssen auf zollfreie aktive 
Eigenveredelungsverkehre mit ausländischer Zell- 
wolle, auch in be- oder verarbeiteter Form, verzich- 
ten. Das Bundeskartellamt hat diese Bestimmung des 
Kartellvertrages als mißbräuchlich im Sinne des 
§12 Abs. 1 Nr. 1 angesehen und sie für unwirksam 
erklärt. Ein Mißbrauch, der durch Freistellung von 
§ 1 erlangten Stellung am Markt ist zunächst darin 
gesehen worden, daß die Kartellmitglieder unter 
Ausnutzung ihrer Marktmacht ohne sachliche Not- 
wendigkeit die Exportförderung von dem Verzicht 
auf die Vergünstigungen, welche der zollfreie Eigen- 
veredelungsverkehr bietet, abhängig machten und 
damit den zum Teil gesetzwidrigen Wettbewerbs- 
beschränkungen für Zellwolle-Modal eine weitere 
hinzufügten. Die Feststellung des Mißbrauchs ist 
aus den zur Exportförderung Textil-Reyon ge- 
nannten Gründen auch auf § 26 Abs. 2 gestützt. Zu- 
sätzlich ist die Verfügung mit § 3 Abs. 4 begründet, 
da die Regelung zu einer ungerechtfertigt unter- 
schiedlichen Behandlung von Abnehmern im Sinne 
des § 3 Abs. 1 führt. Die Entscheidung beruht ferner 
auf § 18. Die Verpflichtung, auf die Teilnahme am 
zollfreien aktiven Veredelungsverkehr zu verzichten, 
enthält eine Beschränkung nach § 18 Satz 1 Nr. 2; 
für ausländische Kartellaußenseiter wird durch diese 
Bindung der Abnehmer der Zugang zum deutschen 
Markt in unbilliger Weise beeinträditigt. 

Der einzige deutsche Hersteller von Festzellwolle 
gewährt seinen Abnehmern Exportförderung auf- 
grund von Vereinbarungen, die eine Klausel über 
den Verzicht auf zollfreie aktive Eigenveredelungs- 
verkehre bei Inanspruchnahme der Exportförderung 
enthalten, wie sie sich auch in den Kartellverein- 
barungen über die Exportförderung für Textil-Reyon 
und Zellwolle findet. Das Bundeskartellamt hat diese 
Klausel aus den zur Exportförderung Zellwolle ge- 
nannten Gründen nach § 18 ebenfalls für unwirksam 
erklärt. 

Die gemeinsame Vertriebsgesellschaft von Zellwolle- 
Herstellern in der Bundesrepublik untersagt ihren 
Abnehmern in den Allgemeinen Verkaufs- und 
Lieferungsbedingungen, die Ware in unverändertem 
Zustand ohne ihre Zustimmung weiterzuveräußern. 
Nach den Feststellungen des Bundeskartellamtes 
dient diese Geschäftsbedingung dazu, in der Bundes- 
republik zur Absicherung des in internationalen Kar- 
tellabsprachen vereinbarten Heimatschutzes beizu- 
tragen. Das Bundeskartellamt hat diese Bindung, die 
die Abnehmer darin beschränkt, die gelieferte Ware 
an Dritte abzugeben, nach § 18 für unwirksam er- 
klärt und die Anwendung neuer, gleichartiger Bin- 
dungen verboten. Die Bindung engt den Marktzu- 
gang für Unternehmen ein, die von der Vertriebs- 
gesellschaft nicht direkt beliefert werden. Bei der 
Abwägung der Interessen der beteiligten Unter- 
nehmen, die zur Feststellung der Unbilligkeit der* 
Beschränkung führte, konnte das Interesse der 
deutschen Zellwolle-Hersteller, den mit den Grund- 
sätzen des Gesetzes unvereinbaren Schutz der Hei- 
matmärkte durch die Verhinderung unkontrollierter 
Lieferungen in die Märkte der ausländischen Kar- 
tellpartner abzusichern, nicht zu ihren Gunsten be- 
rücksichtigt werden. 
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11. Azetat 

Für Azetat besteht seit 1960 eine Konvention, an der 
alle wesentlichen Hersteller auf dem europäischen 
Kontinent beteiligt sind. Im Rahmen dieser Konven- 
tion hat das Bundeskartellamt folgende Absprachen 
festgestellt: Lieferungen in den jeweiligen Heimat- 
markt der Vertragspartner sind mengenmäßig be- 
schränkt und dürfen nur zu von dem oder den natio- 
nalen Produzenten festgelegten Preisen erfolgen. 
Für Drittmärkte werden Preise, deren Einhaltung 
vereinbart ist, in „Ländertarifen" festgelegt. Ab 
Januar 1970 waren Lieferungen an Händler ver- 
boten; ausländischen Abnehmern war die Weiter- 
veräußerung der Ware in unverarbeitetem Zustand 
untersagt. Für Lieferungen in bestimmte Drittmärkte 
trat nur ein Partner als Anbieter auf, die Interessen 
der anderen Beteiligten waren durch die Festsetzung 
von Lieferquoten und die Schaffung eines Ertrags- 
pools gewahrt. Nachdem gelegentliche Lieferungen 
japanischen Ursprungs nach Europa beobachtet 
worden waren, vereinbarten die europäischen und 
japanischen Hersteller im März 1970, daß beide 
Gruppen Lieferungen in die Heimatmärkte der an- 
deren Gruppe unterlassen. Derartige Lieferungen 
sind danach unterblieben. An diesen Absprachen 
waren drei Unternehmen in der Bundesrepublik, 
sämtliche Toditergesellschaften ausländischer Grup- 
pen, beteiligt, von denen eines nur die Produktion 
einer ausländischen Schwestergesellschaft vertrieb. 
Das Bundeskartellamt hat gegen vier Angehörige 
der beteiligten Unternehmen — ein Vorstandsmit- 
glied, zwei Geschäftsführer und einen Verkaufs- 
leiter — wegen fortgesetzter Ordnungswidrigkeiten 
nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 1 und 
nach § 33 OWiG Geldbußen von insgesamt 38 000 
DM verhängt. Bei der Festsetzung der Geldbußen 
von insgesamt 1,76 Millionen DM (im einzelnen: 
1,265 Millionen, 410 000 DM und 85 000 DM) gegen 
die beteiligten Unternehmen nach § 26 OWiG in 
Verbindung mit § 38 Abs. 4 hat das Bundeskartell- 
amt zugunsten der Nebenbetroffenen nur die im 
Jahre 1970 erzielten Mehrerlöse herangezogen. 


12. Textil-Reyon 

Im Zuge der Ermittlungen des Bundeskartellamtes 
im Bereich der Chemiefasern wurde auch die Exi- 
stenz einer seit Jahren bestehenden Absprache mit 
japanischen Herstellern über gegenseitigen Heimat- 
schutz und die Respektierung der Interessensphären 
auf Drittmärkten, die den Heimatmärkten gleich- 
gestellt wurden, für Textil-Reyon auf gedeckt. Das 
Bestehen von Vereinbarungen dieser Tragweite mit 
japanischen Konkurrenten war bei der Anmeldung 
eines Exportkartells der europäischen Hersteller 
beim Bundeskartellamt im Jahre 1962 nicht mitge- 
teilt worden. Das Bundeskartellamt hat gegen fünf 
Angehörige von zwei beteiligten Herstellern in der 
Bundesrepublik — Vorstandsmitglieder und Ver- 
kaufsleiter sowie den Leiter der Rechtsabteilung 
eines der beiden Unternehmen — wegen der in die- 
sem Zusammenhang begangenen fortgesetzten Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 in Ver- 


bindung mit § 1 sowie nach § 33 OWiG in Verbin- 
dung mit § 38 Abs. 1 Nr. 1, § 1 Geldbußen von insge- 
samt 29 300 DM festgesetzt. Gegen die beiden Unter- 
nehmen wurden nach § 26 OWiG in Verbindung mit 
§ 38 Abs. 4 Nr. 1 Geldbußen (ohne Mehrerlös) von 
90 000 DM und von 40 000 DM verhängt. 

Für ein Kartell deutscher Textil-Reyon-Hersteller 
zur Förderung des Exports von Textil-Reyon hatte 
das Bundeskartellamt auf einen Erlaubnisantrag 
nach § 6 Abs. 2 im Jahre 1960 unter Beurteilung des 
Vertrages als Rabattkartell (§ 3) die Erlaubnis er- 
teilt. Diesen Kartellvertrag hat das Bundeskartell- 
amt jetzt nach § 3 Abs. 4 und § 12 Abs. 2 Nr. 3 in 
vollem Umfang für unwirksam erklärt. Der Kartell- 
vertrag verpflichtete die Mitglieder — zuletzt drei 
Hersteller — , ihren weiterverarbeitenden Abneh- 
mern von Textil-Reyon günstigere Nachbezugspreise 
in dem Umfang zu gewähren, in dem Exporte von 
Produkten, in denen Textil-Reyon verarbeitet ist, 
nachgewiesen wurden. Die gegenüber den Listen- 
preisen niedrigeren Nachbezugspreise wurden vom 
Kartell unmittelbar festgelegt. Anlaß zu dieser Ex- 
portförderung war das gegenüber dem Weltmarkt- 
preis häufig höhere Preisniveau für Textil-Reyon 
im Inland. Die Kartellmitglieder hatten weiter ver- 
einbart, in die Verträge mit ihren Abnehmern über 
die Exportförderung eine Klausel aufzunehmen, 
wonach zollfreier aktiver Eigen- oder Lohnverede- 
lungsverkehr und die Gewährung einer Exportför- 
derung sich gegenseitig ausschließen. Die Teilnahme 
am aktiven zollfreien Veredelungsverkehr ist eine 
bedeutende Form des Imports zollpflichtiger Roh- 
stoffe. Die Klausel über die Unvereinbarkeit der 
Teilnahme an der Exportförderung und am aktiven 
zollfreien Veredelungsverkehr hat bewirkt, daß 
diese Form des Imports von Textil-Reyon stark be- 
hindert wurde. Normale Importe aus Nicht-EWG- 
Ländern sind wegen des hohen EWG-Außenzolls 
kaum möglich. Das Bundeskartellamt hat den Kar- 
tellvertrag nach § 3 Abs. 4 in Verbindung mit § 3 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 für unwirksam erklärt, weil die 
unmittelbare Festsetzung der Nachbezugspreise 
durch Kartell Vereinbarung keine Regelung über 
Preisnachlässe (Rabatte im Sinne des § 3), sondern 
über Preise selbst darstellt. Die Verfügung ist auch 
auf § 12 Abs. 2 Nr. 3 gestützt, da in dem Vertrag 
und der Art seiner Durchführung ein Mißbrauch im 
Sinne des § 12 Abs. 1 Nr. 1 gesehen wurde. Der 
Charakter der Absprache als eines Preiskartells 
wurde noch durch die im Erlaubnis verfahren nicht 
genannte Teilnahme derjenigen europäischen Her- 
steller von Textil-Reyon an der Exportförderung 
verdeutlicht, die mit ihren deutschen Partnern Mit- 
glieder eines internationalen Exportkartells sind. 
Hinsichtlich der Klausel über den Ausschluß des 
aktiven zollfreien Veredelungs Verkehrs hat das 
Bundeskartellamt seine Entscheidung zusätzlich auf 
§ 12 in Verbindung mit § 26 Abs. 2 gestützt; die 
exportierenden Abnehmer werden durch das Verbot 
der Teilnahme am aktiven zollfreien Veredelungs- 
verkehr unbillig behindert und ohne sachliche Recht- 
fertigung gegenüber gleichartigen Unternehmen, die 
keinen derartigen Veredelungs verkehr unterhalten, 
unterschiedlich behandelt. 
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Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte 
und -einrichtungen 
Elektronische Tischrechner 

Das Bundeskartellamt ist durch Presseberichte und 
andere Informationen auf Maßnahmen aufmerksam 
gemacht worden, die auf eine Beeinflußung des 
Marktes für elektronische Tischrechner durch Ver- 
minderung japanischer Importe gerichtet sind. Die 
daraufhin eingeleitete Prüfung hat ergeben, daß 
japanische Hersteller von elektronischen Tisch- 
rechnern auf der Grundlage des japanischen Export- 
und Importgesetzes ein im Juni 1972 wirksam ge- 
wordenes Exportkartell beschlossen haben, das durch 
Verordnung des japanischen Außenhandels- und 
Industrieministeriums (MITI) auch auf die Kartell- 
außenseiter ausgedehnt worden ist und als Instru- 
ment der Politik des „orderly marketing" anzusehen 
ist. Der Kartellvertrag legt zwei Anwendungsge- 
biete fest, nämlich den als Zone 1 näher gekenn- 
zeichneten amerikanischen Raum und die als Zone 2 
zusammengefaßten 13 europäischen Länder, zu denen 
die Bundesrepublik Deutschland gehört. Für jede 
Zone sind unterschiedliche Exporthöchstquoten 
festgelegt. Die Ermittlungen sind noch nicht abge- 
schlossen. 


Feinkeramische Erzeugnisse 

Prospekte und Zeitschriftenanzeigen mehrerer Her- 
steller enthielten — zum Teil ohne Unverbindlich- 
keitsvermerk — Verbraucherpreise für Geschirr. 
Die Preise waren nicht gebunden; Preisempfeh- 
lungen hatten die Hersteller beim Bundeskartellamt 
nicht angemeldet. Auf die Unzulässigkeit nicht an- 
gemeldeter Preisempfehlungen hingewiesen, ver- 
traten die Hersteller die Auffassung, ihre Preisan- 
gaben stellten keine Preisempfehlungen dar. Die 
Preise entsprächen den Vorstellungen des Handels 
und seien daher als dessen Preise anzusehen, sie 
würden auch nur auf Wunsch der Händler in die 
Prospekte eingedruckt. Diese Auffassung der Her- 
steller ist unzutreffend. Da den Händlern durch die 
Bekanntgabe von Verbraucherpreisen seitens der 
Hersteller nahegelegt wurde, einheitlich diese Preise 
von den Verbrauchern zu verlangen, liegen unzu- 
lässige Empfehlungen (§ 38 Abs, 2 Satz 2 in Verbin- 
dung mit §§ 15, 38 Abs. 1 Nr. 1) vor. Inzwischen 
haben die Unternehmen für einen Teil ihres Sor- 
timents Preisempfehlungen beim Bundeskartellamt 
ange'meldet und erklärt, sie würden im übrigen auf 
die Angabe von Verbraucherpreisen verzichten oder 
sich auf nur dem Handel zur Kenntnis gelangende 
Preisempfehlungen beschränken. 


Holzwaren 

1. Büro- und Zimmermöbel 

Der Spezialisierungsvertrag nach § 5 a für ein 
Schranksystem (Tätigkeitsbericht 1967 S. 63) ist zum 
31. Dezember 1972 gekündigt worden. 


2. Einrichtungsgegenstände für den 
naturwissenschaftlichen Unterricht 

Dem Konditionenkartell der Konditionen- Vereini- 
gung Einrichter naturwissenschaftlicher Unterrichts- 
räume, der sechs Unternehmen angehören, ist nicht 
widersprochen worden ^). Die Verkaufs-, Lieferungs- 
und Zahlungsbedingungen dieser Vereinigung, die 
mit Erteilung des Auftrages als anerkannt und 
rechtsverbindlich gelten, regeln im einzelnen u. a. 
die Auftragserteilung, Lieferungsart und Lieferungs- 
zeiten, das Transportrisiko, die Gewährleistungs- 
übernahme durch die Lieferanten, die Beanstandung 
erkennbarer Mängel an den gelieferten Waren und 
die Haftung der Lieferanten hierfür. 

3. Bürsten und Besen 

Sämtliche Preisbindungen für verschiedene Bürsten- 
und Besenarten, Wäschetrockner und -klammern 
eines Unternehmens sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 in Verbindung mit § 26 Abs. 2 für unwirksam 
erklärt worden. Das Unternehmen, das mit seinen 
Erzeugnissen sowohl Groß- und Einzelhandel als 
auch den Einzelhandel direkt beliefert, gewährt auf 
der Großhandelsstufe dem Haushaltswaren-Groß- 
handel einen Grundrabatt von 55 v. H. und dem 
Lebensmittel-SB-Großhandel lediglich einen von 49 
V. H. auf die jeweils gebundenen Preise. Darüber 
hinaus erhält der Lebensmittel-SB-Großhandel 
einen gestaffelten Wertrabatt, der andererseits nicht 
dem Haushaltswaren-Großhandel gewährt wird. Auf 
der Einzelhandelsstufe bekommen Waren- und Ver- 
sandhäuser einen Grundrabatt von 49 v. H., jedoch 
keinen Wertstaffelrabatt. Der dem sonstigen Einzel- 
handel eingeräumte Grundrabatt beträgt dagegen 
nur 40 v. H.; darüber hinaus erhält er einen gestaf- 
felten Wertrabatt. Diese unterschiedliche Rabattge- 
staltung ist diskriminierend und die Handhabung 
der Preisbindung daher mißbräuchlich. Zwischen dem 
LebensmittehSB-Großhandel mit Haushaltswaren- 
sortiment und dem Haushaltswaren-Großhandel be- 
steht Gleichartigkeit im Sinne von § 26 Abs. 2. Beide 
Großhandelsformen erbringen auf dem Markt die 
gleiche Vermittlungsleistung zwischen dem Her- 
steller und dem Einzelhandel. Dabei werden Unter- 
schiede in der Leistung gegenüber dem Einzelhan- 
del — z. B. daß der Lebensmittel-SB-Großhandel in 
der Regel mit dem Prizip des Warentransports durch 
seine Kunden und der Barzahlung arbeitet — nicht 
übersehen. Da aber der Begriff „gleichartig" keine 
völlige Identität der Merkmale verlangt, muß auf 
die Grundfunktion des Großhandels, im Verteilungs- 
prozeß Mittler zwischen Hersteller und Einzelhänd- 
ler zu sein, abgestellt werden. Der Unterschied 
zwischen dem niedrigeren Grundrabatt des Lebens- 
mittel-SB-Großhandels und dem höheren Grundra- 
batt des Haushaltswaren-Großhandels kann auch 
nicht durch den Wertstaffelrabatt, der ausschließlich 
dem Lebensmittel-SB-Großhandel gewährt wird, 
ausgeglichen werden. Während der Grundrabatt für 
die vom Abnehmer dem Hersteller gegenüber er- 
brachte Verteilerleistung gewährt wird, ist der Wert- 
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Staffelrabatt ein Mengenrabatt, der für den Bezug 
einer bestimmten Warenmenge gegeben wird. Der 
Ausschluß des Haushaltswaren-Großhandels von der 
Gewährung des Wertstaffelrabatts stellt im übrigen 
auch eine selbständige Diskriminierung dieser Han- 
delssparte dar, weil bei einem Mengenrabatt bereits 
in der Tatsache des Bezuges einer bestimmten 
Warenmenge der Leistungsnachweis liegt. Daher 
muß der für eine bestimmte Bezugsmenge vorge- 
sehene Mengenrabatt grundsätzlich allen Abneh- 
mern, die eine bestimmte Menge beziehen, ohne 
Rücksicht auf ihre Vertriebsform eingeräumt wer- 
den. Was den Einzelhandel betrifft, so stellt die 
Gewährung eines im Verhältnis zu den Waren- und 
Versandhäusern niedrigeren Grundrabatts an den 
allgemeinen Einzelhandel durch das preisbindende 
Unternehmen ebenfalls eine Diskriminierung dieser 
Handelssparte dar, da es sich ebenso um gleichartige 
Unternehmen handelt. Waren- und Versandhäuser 
sowie der sonstige Einzelhandel erfüllen als Mittler 
zwischen Hersteller oder Großhändler einerseits und 
Verbraucher andererseits beim Warenvertrieb die 
gleiche Funktion, so daß auch hier allein die Tat- 
sache der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Ver- 
triebsform keine bevorzugte Rabatteinräumung 
rechtfertigen kann. Schließlich ist beanstandet wor- 
den, daß Waren- und Versandhäuser von der Ge- 
währung des Wertstaffelrabattes durch das preisbin- 
dende Unternehmen ausgeschlossen sind. Auch eine 
derartige Rabattgestaltung ist diskriminierend, da 
jeder Abnehmer — unabhängig von der Handels- 
form — durch die Abnahme einer bestimmten 
Warenmenge die für die Einräumung des Wertstaf- 
felrabattes maßgebliche Leistung erbringt. Nach 
Erlaß der Entscheidung hat das Unternehmen eine 
geänderte Preisbindung angemeldet und dabei den 
Beanstandungen Rechnung getragen. 

4. Zahnbürsten 

Die Preisbindungen für insgesamt 15 Verkaufsein- 
heiten von Zahnbürsten von zwei Unternehmen sind 
wegen verbreiteter Lückenhaftigkeit für unwirksam 
erklärt worden. Während die eine Entscheidung 
unanfechtbar geworden ist ^), hat das Kammergericht 
mit inzwischen rechtskräftig gewordenem Beschluß 
vom 29. iSeptember 1972 der Beschwerde des ande- 
ren Unternehmens mit der Begründung stattgegeben, 
die Lückenhaftigkeit sei nicht hinreichend nachge- 
wiesen worden. 


Papier- und Pappewaren 

1. Tapeten 

Durch Beschluß vom 17. Mai 1972 hat das Bundes- 
kartellamt dem Gesamtumsatzrabattkartell der In- 
teressengemeinschaft der deutschen Tapetenfabri- 
kanten aufgegeben, in die Bemessung des Gesamt- 
umsatzrabattes auch solche Außenseiterware einzu- 
beziehen, die Abnehmer der Kartellmitglieder reinen 
Importhändlern abkaufen. Bestimmend hierfür wa- 
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ren Gesichtspunkte des echten Leistungsentgeltes 
(§ 3 Abs. 1), des Diskriminierungsverbotes (§ 3 
Abs. 1, § 26 Abs. 2), der offensichtlich schädlichen 
Wirkung für den Handel und für eine angemessene 
Versorgung der Verbraucher (§ 3 Abs. 3 Nr. 2) und 
des Mißbrauchs der durch Freistellung von § 1 er- 
langten Stellung am Markt (§ 12). Bislang zählte 
das Kartell nur solche von Außenseitern hergestellte 
Ware mit, die seine Abnehmer entweder von Kar- 
tellmitgliedern oder unmittelbar von in- oder aus- 
ländischen Außenseiterherstellern oder von inlän- 
dischen Niederlassungen ausländischer Hersteller 
oder von ausläadischen Händlern erwerben. Da- 
gegen blieb diejenige im Ausland hergestellte Au- 
ßenseiterware unberücksichtigt, die ein Kunde des 
Kartells bei einem Händler kauft, der ausschließlich 
ausländische Tapeten importiert. Das Kartell hat 
diese unterschiedliche Behandlung damit begründet, 
daß es als mit dem Gesamtumsatzrabatt zu entgel- 
tende Leistung lediglich den Erstbezug vom Herstel- 
ler oder den Erstimport aus dem Ausland betrachte. 
Sei die Ware erst einmal auf dem Inlandsmarkt im 
Handel, habe sich diese Leistung erschöpft. Wer von 
einem reinen Importhändler erwerbe, erbringe also 
keine derartige Leistung. Demgegenüber hat das 
Bundeskartellamt im Anschluß an die Entscheidung 
des Kammergerichts zum Gesamtumsatzrabattkartell 
Baukeramik (WuW/E OLG 831) den Standpunkt ver- 
treten, die von einem Abnehmer des Kartells bei 
einem reinen Importhändler gekaufte Ware komme 
dem Kartell im Sinne dieser Entscheidung ebenso 
zugute wie andere Außenseiterware. Denn nach die- 
ser Entscheidung wird mit dem Gesamtumsatzrabatt 
die Anstrengung des Abnehmers dafür belohnt, daß 
er das Erzeugnis — gleichgültig von wem bezo- 
gen — auf dem Markt unterbringt, seinen Absatz 
und seine Marktgeltung insbesondere im Verhältnis 
zu Substitutionsgütern durch Werbung, Aufklärung 
und Anleitung zu seiner Verwendung fördert. Der 
Beschluß ist unanfechtbar geworden. Das Kartell hat 
eine der Auflage entsprechende Ergänzung seiner 
Außenseiterklausel angemeldet. 

Zwei Änderungen und einer Ergänzung des Gesamt- 
umsatzrabattkartells für Tapeten hat das Bundes- 
kartellamt nicht widersprochen. Zum einen wurden 
die Umsatzstufen der Mengenrabattstaffel um 
50 V. H. erhöht, die Rabatte also entsprechend ge- 
kürzt. Der rabattberechtigte Umsatz der Abnehmer 
war seit der letzten Änderung im Mai 1967 durch 
Erhöhung des Durchschnittspreises für Tapeten und 
durch Einbeziehung der Bezüge von ausländischen 
Außenseitern um etwa 50 v. H. gestiegen, der men- 
genmäßige Umsatz hingegen etwa konstant geblie- 
ben. Die Anhebung der Umsatzstufen gleicht diese 
rein wertmäßige Umsatzsteigerung aus. Aus der Be- 
sorgnis, der Handel werde angesichts einer Ver- 
schlechterung der Ertragslage seine Präsentations- 
leistungen mindern, aber auch zur Angleichung an 
ausländische Wettbewerber haben die Kartellmit- 
glieder zum zweiten beschlossen, auf Musterrollen 
künftig 25 v. H. Rabatt zu gewähren. Bisher mußten 
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Musterrollen, die zu Abschnitten in Musterbüchern 
(Fabrikkarten und Händlerkarten) verschnitten wer- 
den, vom Handel wie reguläre, zum Weiterverkauf 
bestimmte Ware voll bezahlt werden. Zum dritten 
wurde der Lagerrabatt in allen Umsatzstufen um 
1,9 Punkte angehoben, um dem Kostenanstieg Rech- 
nung zu tragen und den Anreiz zur Lagerhaltung zu 
verstärken. Die Abnehmerverbände haben diesen 
Regelungen zugestimmt. Sie halten sich im Rahmen 
der einem Rabattkartell zustehenden Bewertungs- 
freiheit und entsprechen dem Gebot des echten Lei- 
stungsentgeltes. 


2. Schrankpapier 

Gegen die Unwirksamerklärung der Preisbindung 
für Sdirankpapier (Tätigkeitsbericht 1971 S. 76) hat 
der Hersteller Beschwerde beim Kammergericht in 
Berlin eingelegt, diese jedoch nach mündlicher Ver- 
handlung zurückgenommen. Er hat inzwischen Preis- 
empfehlungen entsprechend § 16 beim Bundeskartell- 
amt angemeldet. Da weitere Hersteller von Schrank- 
papier ihre Preisbindungen schon vorher nach Bean- 
standungen durch das Bundeskartellamt aufgehoben 
hatten, bestehen auf dem Markt für Schrankpapier 
keine Preisbindungen mehr. 


3. Filtertüten 

Durch Beschluß des Bundesgerichtshofs vom 27. Fe- 
bruar 1969 — KVR 5/68 (WuW/E BGH 990, Tätig- 
keitsbericht 1969 S. 76) sind Verfügungen des Bun- 
deskartellamtes rechtswirksam geworden, mit de- 
nen dieses unter anderem Preisbindungen für Kaf- 
feefiltertüten wegen fehlenden Preiswettbewerbs 
mit gleichartigen Waren anderer Hersteller oder 
Händler für unwirksam erklärt hat (§17 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 16 Abs. 1 Nr. 1). Der Hersteller 
dieser Kaffeefiltertüten hat daraufhin hierfür beim 
Bundeskartellamt Preisempfehlungen angemeldet. 
Dieses hat ihn im Jahre 1970 in entsprechender An- 
wendung von § 17 Abs. 2 aufgefordert, die Preis- 
empfehlungen aufzugeben, weil sie wegen fehlen- 
den Preis Wettbewerbs mit gleichartigen Waren an- 
derer Hersteller oder Händler unzulässig sind (§16 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1). Der Hersteller hat der Auffor- 
derung nicht entsprochen. Er meint, die für Preis- 
bindungen geltende Voraussetzung eines Preiswett- 
bewerbs mit gleichartigen Waren anderer Hersteller 
oder Händler sei auf Preisempfehlungen nicht analog 
anwendbar, weil diese, anders als vertikale Preis- 
bindungen, den Preiswettbewerb auf der Handels- 
stufe nicht ausschalten. Das Bundeskartellamt hat 
daraufhin den Markt für Kaffeefiltertüten weiter be- 
obachtet und Ermittlungen über die Einhaltung der 
Preisempfehlungen angestellt. Diese Untersuchun- 
gen haben ergeben, daß die empfohlenen Preise weit- 
gehend eingehalten werden. Das Bundeskartellamt 
ist der Auffassung, daß jedenfalls unter diesen Um- 
ständen die für Preisbindungen geltende Voraus- 
setzung eines Preiswettbewerbs mit gleichartigen 
Waren anderer Hersteller oder Händler auf Preis- 
empfehlungen analog anwendbar ist. Die Voraus- 
setzung dient bei der Preisbindung als Ausgleich für 


die fast völlige Ausschaltung der Konkurrenz in 
den nachfolgenden Handelsstufen (Schriftlicher Be- 
richt des Ausschusses für Wirtschaftspolitik, Deut- 
scher Bundestag, 2. Wahlperiode 1953, ^ Druck- 
sache 3644 S. 21). Sie hat entsprechend für Preis- 
empfehlungen zu gelten, wenn durch diese der 
Preiswettbewerb auf der Handelsstufe wesentlich 
beeinträchtigt wird. Das Bundeskartellamt hat des- 
halb dem Hersteller mitgeteilt, daß es die Auffor- 
derung, die Preisempfehlungen aufzugeben, auf- 
rechterhält, und hat hierfür eine Frist gesetzt. 


Lederwaren und Schuhe 


1. Schuhe 

Das Bundeskartellamt hat im Berichtsjahr eine 
Untersuchung der Wettbewerbs- und Marktverhält- 
nisse auf dem deutschen Schuhmarkt unter besonde- 
rer Berücksichtigung der Preisempfehlungen von 
Herstellern und Schuh-Einkaufsvereinigungen durch- 
geführt. Die Auswertung der von den befragten 
Unternehmen eingereichten Unterlagen und Anga- 
ben hat ergeben, daß die empfohlenen Verbraucher- 
preise für Schuhe bisher nicht selbständig kalkuliert 
wurden, sondern allgemein auf einer wechselseiti- 
gen Abstimmung der Marktbeteiligten beruhten. 
Diese Praxis widerspricht den Vorschriften des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Das Bun- 
deskartellamt hat daher zunächst allen Schuhher- 
stellern, die in die Untersuchung einbezogen waren, 
mitgeteilt, daß es in Zukunft schon aus diesem 
Grunde gegen alle nicht angemeldeten und entspre- 
chend § 16 angemeldeten Preisempfehlungen für 
Schuhe Vorgehen werde. Daraufhin haben alle 
Schuhhersteller ihre noch geltenden Preisempfeh- 
lungen zurückgenommen und — mit einer Aus- 
nahme — ■ zunächst keine neuen Preisempfehlungen 
mehr ausgesprochen. Es wurde ferner festgestellt, 
daß die beiden größten Schuheink auf sver einigun- 
gen, die Nord- West-Ring Schuh-Einkaufsgenossen- 
schaft, Frankfurt, und die Deutsch-Europäische 
Schuh-Einkaufsvereinigung eGmbH, Düsseldorf, re- 
gelmäßig und in großem Umfang ihren Mitgliedern 
in Katalogen bestimmte Verkaufspreise empfehlen, 
während die übrigen vier deutschen Schuh-Einkaufs- 
vereinigungen bisher nur gelegentlich oder in ge- 
ringem Umfang oder im Rahmen bestimmter Werbe- 
aktionen Preisempfehlungen ausgesprochen haben. 
Demgemäß wurde zunächst den beiden genannten 
Einkaufsvereinigungen mitgeteilt, daß ihre Preis- 
empfehlungen gegen das Empfehlungsverbot nach 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 verstoßen und — entgegen ihrer 
Auffassung — in dieser Form unter den gegebenen 
Marktverhältnissen auch nicht als „Mittelstands- 
empfehlungen" im Sinne des § 38 Abs. 2 Satz 3 an- 
zusehen sind. Sie wurden aufgefordert, ihre Preis- 
empfehlungen für die Verkaufssaison Herbst/ Winter 
1972 zurückzunehmen und in Zukunft derartige 
Preisempfehlungen zu unterlassen; andernfalls müß- 
ten sie mit Verfolgung ihrer Preisempfehlungen als 
Ordnungswidrigkeiten nach § 38 Abs. 2 Satz 2 rech- 
nen. Die Einkaufsvereinigungen sind dieser Auf- 
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forderung nachgekommen, haben aber ihre gegen- 
teilige Rechtsauffassung aufrechterhalten. Die mit 
den Preisempfehlungen zusammenhängenden Fra- 
gen waren anschließend Gegenstand eingehender 
Besprechungen mit den beiden genannten Ein- 
kaufsvereinigungen, an denen auch der Zentralver- 
band der Genossenschaftlichen Großhandels- und 
Dienstleistungsunternehmen (ZENTGENO) betei- 
ligt war, sowie mit der Garant-Schuhgilde eGmbH, 
Düsseldorf. Danach bestehen weiterhin unterschied- 
liche Auffassungen darüber, ob die allgemeinen, für 
alle Mitglieder der Einkaufsvereinigungen im ge- 
samten Bundesgebiet geltenden, einheitlichen Preis- 
empfehlungen der Einkaufsvereinigungen nach § 38 
Abs. 2 Satz 3 von dem kartellrechtlichen Empfeh- 
lungsverbot ausgenommen sind. Die Einkaufsver- 
einigungen werden aber prüfen, ob sie, einer An- 
regung des Bundeskartellamtes entsprechend, in 
Zukunft Preisempfehlungen nur noch im Rahmen 
bestimmter, gezielter Werbeaktionen und Ver- 
kaufsprogramme aussprechen. Eine abschließende 
Klärung dieser Frage ist zu Beginn des Jahres 1973 
zu erwarten. 

Dem Konditionenkartell der Deutschen Schuhindu- 
strie sind drei Unternehmen beigetreten. Dem Kar- 
tell gehörten am Ende des Berichtsjahres 78 von 
insgesamt etwa 485 deutschen Schuhherstellern an. 


2. Sportschuhe 

Der Deutsche Fußballbund (DFB) hat sich gegenüber 
einem Hersteller von Sportschuhen verpflichtet, nur 
Erzeugnisse dieses Herstellers für die Ausrüstung 
der Auswahlmannschaften zu verwenden. Als Ge- 
genleistung erhält der DFB während der vierjähri- 
gen Laufzeit des Vertrages insgesamt mindestens 
700 000 DM und erhebliche Mengen kostenlos gelie- 
ferter Ausrüstungsgegenstände. Auf Anregung ei- 
nes anderen Unternehmens, das als einziger weite- 
rer bedeutender Anbieter entsprechender Sport- 
schuhe auf dem deutschen Markt ist, hat das Bun- 
deskartellamt das Verhalten des DFB überprüft. 
Obwohl überwiegend im sportlichen, nicht wirt- 
schaftlichen Bereich tätig, handelt der DFB hin- 
sichtlich der Werbung für die Erzeugnisse seines 
Vertragspartners als Unternehmen im kartellrecht- 
lichen Sinne, da er insoweit am marktwirtschaft- 
lichen Leistungsaustausch (Zurverfügungstellung 
von Werbemöglichkeiten gegen Entgelt) über das 
Ausmaß privater Haushalte hinaus teilnimmt. Inso- 
weit steht der DFB auch keinem wesentlichen Wett- 
bewerb gegenüber, da er sein Marktverhalten — 
insbesondere seine Preisforderungen gegenüber dem 
werbenden Unternehmen — ohne Rücksicht auf an- 
dere Werbeträger festlegen und durchsetzen kann. 
Die Werbung des DFB für den Hersteller ist zwar 
nicht insgesamt unzulässig, aber insoweit miß- 
bräuchlich im Sinne des § 22 Abs. 3, als der DFB 
aufgrund des Vertrages bei jedem öffentlichen Auf- 
treten der Auswahlmannschaften durch die Verwen- 
dung von deutlich als Erzeugnisse des Vertragspart- 
ners gekennzeichneten Sportschuhen für diesen 
wirbt. Er beteiligt sich dadurch an einer Manipula- 
tion der privaten Sportschuhnachfrager, die bewußt 


oder unbewußt Fabrikate als besonders geeignet 
bevorzugen, die von bekannten Spitzenmannschaf- 
ten verwendet werden. Tatsächlich entscheiden aber 
regelmäßig nicht die einzelnen Spieler selbst nach 
Qualitätsgesichtspunkten, sondern die Vereins- oder 
Verbandsführung nach der Höhe des von den Her- 
stellern gebotenen Entgelts. Unter den besonderen 
Umständen des Einzelfalles führt die einseitige Par- 
teinahme des DFB für einen Hersteller zu einer er- 
heblichen Wettbewerbsverzerrung. Schließlich sind 
die Interessen einzelner Spitzenspieler beeinträch- 
tigt, die in persönlichen Gesdiäftsbeziehungen zu 
dem anderen Sportschuhhersteller stehen. Da der 
DFB auf Abmahnung hin nicht bereit war, das be- 
anstandete Verhalten aufzugeben, wurde er durch 
Beschluß vom 28. November 1971 verpflichtet, den 
festgestellten Mißbrauch dadurch abzustellen, daß 
er entweder den Spielern die Wahl der Sportschuhe 
freistellt oder sie einheitlich in neutralen Sportschu- 
hen auftreten läßt. Der DFB und sein Vertragspart- 
ner haben Beschwerde gegen diese Verfügung ein- 
gelegt. 

3. Sattler- und Feinsattlerwaren 

Ein Unternehmen, das sich in seinen Katalogen mit 
einem reichhaltigen Angebot an Hundesportartikeln 
selbst als „absolut marktführend" bezeichnet und 
über einen Marktanteil von 50 bis 60 v. H, verfügt, 
hat mit Abnehmern Ausschließlichkeitsverträge 
nach § 18 vereinbart. In diesen Verträgen verpflich- 
ten sich die Abnehmer, alle Warengruppen des 
Unternehmens bzw. deren wesentliche Artikel zu 
führen, sie nicht durch andere Fabrikate zu erset- 
zen und, sofern zusätzlich Waren anderer Hersteller 
geführt werden, durch Herausstellung der Erzeug- 
nisse des Unternehmens zu erreichen, daß der Um- 
satz in diesen Waren gesichert bleibt. Dafür ver- 
pflichtet sich das Unternehmen, den vertragsbetei- 
ligten Abnehmern zusätzliche Rabatte sowie kosten- 
lose Werbe- und Verkaufshilfen zu gewähren. Die 
Prüfung dieses Vertrages hat ergeben, daß die 
Voraussetzungen für eine Unwirksamkeitserklä- 
rung nach § 18 nicht gegeben waren, weil diese 
Vereinbarungen nur mit 3 bis 5 v. H. der insge- 
samt 4 000 Abnehmer des Unternehmens getroffen 
wurden. Die Befürchtung eines Wettbewerbers, daß 
durch die „Exklusivbindung" zugunsten des Unter- 
nehmens für ihn und andere Wettbewerber ein er- 
heblicher Teil der in Betracht kommenden Händler 
mit Hundesportartikeln als Abnehmer ausfallen 
könnte, war demnach unter den gegebenen Ver- 
hältnissen nicht begründet. 


Textilien und Bekleidung 

16 Konditionenkartelle der Textil- und Bekleidungs- 
industrie, deren Gegenstand die „Einheitsbedin- 
gungen der Deutschen Textil- und Bekleidungsindu- 
strie" sind, haben die bisherige Transportkosten- 
regelung, wonach bei Bahnversand das Rollgeld von 
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der Fabrik zum Versandbahnhof nicht beredinet 
wird, wie folgt geädert: Bei Bahnversand wird Roll- 
geld bzw. Flächenfracht von der Fabrik zum Stüdc- 
gutbahnhof nidit berechnet. Diese Änderung war 
durdi die Stückgutreform der Deutschen Bundesbahn 
ausgelöst worden. Die betroffenen Abnehmer hatten 
keine Bedenken erhoben. Die Änderungen sind 
wirksam geworden. 

1. Scheuertücher 

Die drei Spezialisierungskartelle, zu denen sich je- 
weils zwei Hersteller von Staub-, Polier-, Spül- und 
Scheuertüchern zusammengeschlossen hatten (Tätig- 
keitsbericht 1966 S. 55), haben sich aufgelöst. Die 
Fusion von zwei Herstellern, die verschiedenen Spe- 
zialisierungskartellen angehörten, führte zur Auf- 
lösung dieser beiden Spezialisierungskartelle. Die 
anschließende Auflösung auch des dritten Speziali- 
sierungskartells ging darauf zurüdc, daß die beiden 
beteiligten Unternehmen nach Fortfall der umsatz- 
steuerlidaen Vergünstigung für Kollegenlieferungen 
innerhalb von Spezialisierungskartellen kein In- 
teresse mehr hatten, das Kartell fortzusetzen. 


2. Bettwäsche 

Ein Bettwäschehersteller, der einen Teil seiner Pro- 
duktion als preisgebundene Markenware und den 
anderen Teil ohne Preisbindung vertreibt, gewährte 
seinen Abnehmern einen Jahresbonus, der nach der 
Gesamtabnahme in preisgebundener und nicht preis- 
gebundener Ware berechnet wurde, sowie einen 
Werbekostenzuschuß in Höhe von 3 v. H. des Rech- 
nungsbetrages, den jeder Abnehmer unabhängig 
von seinen tatsächlichen Werbeaufwendungen er- 
hielt. Weder der Jahresumsatzbonus noch der 
Werbekostenzuschuß waren in der Preisbindungsan- 
meldung angegeben worden. Das Bundeskartellamt 
hat dies beanstandet, weil nach § 16 Abs. 4 Satz 2 
der Preisbindungsanmeldung vollständige Angaben 
über alle vom Hersteller den nachfolgenden Stufen 
berechneten Abgabepreise beizufügen sind. Der 
Jahresumsatzbonus wirkt sich auf die Handels- 
spanne des preisgebundenen Artikels aus, gleich- 
gültig, ob er auf der Grundlage des Bezugs in preis- 
gebundener Markenware oder des Gesamtbezugs des 
betreffenden Abnehmers errechnet wird. Ein Werbe- 
kostenzuschuß, der nicht tatsächlich entstandene 
Werbekosten, die im Interesse des betreffenden 
preisbindenden Herstellers aufgewendet worden 
sind, ganz oder teilweise abgedeckt, sondern unab- 
hängig von Werbeaufwendungen als prozentualer 
Nachlaß auf den Rechnungsbetrag gewährt wird, ist 
als Bestandteil des Abgabepreises anzusehen. Das 
preisbindende Unternehmen hat unverzüglich die 
Gewährung des Jahresumsatzbonus eingestellt und 
den Werbekostenzuschuß nach § 16 Abs. 4 ange- 
meldet. 


3. Miederwaren 

Ein preisbindendes Unternehmen hatte die Artikel- 
bezeichnung seiner preisgebundenen Markenware 


geändert und dies dem Bundeskartellamt formlos 
mitgeteilt. Das Bundeskartellamt hat mit folgen- 
der Begründung auf einer formellen Anmeldung 
bestanden. Die Artikelbezeichnung ist notwendiger 
Bestandteil der in § 16 Abs. 4 Satz 1 vorgesehenen 
Preisbindungsanmeldung. Denn sie ist das Binde- 
glied zwischen der einzelnen Verkaufseinheit und 
dem für diese gebundenen Preis und dient so der 
Identifizierung der Markenartikelpreisbindung. Wird 
für eine Verkaufseinheit, die auch noch unter der 
bisherigen Artikelbezeichnung — • beispielsweise bis 
zum Ausverkauf der noch auf Lager befindlichen 
Restbestände — vertrieben wird, eine neue Artikel- 
bezeichnung eingeführt, so ist eine Neuanmeldung 
erforderlich. Denn nur so ist sichergestellt, daß für 
diese Verkaufseinheit unter beiden Artikelbezeich- 
nungen eine wirksame Preisbindung besteht. Wenn 
keine mit der alten Artikelbezeichnung gekennzeich- 
nete Ware mehr auf dem Markt ist, genügt eine 
Anderungsanmeldung, die das neue identifizierte 
Merkmal festlegt, indem sie klarstellt, durch welche 
Artikelbezeichnung künftig die betreffende Ver- 
kaufseinheit dem für sie gebundenen Preis zugeord- 
net wird. Das preisbindende Unternehmen hat die 
Änderung der Artikelbezeichnung angemeldet. 

Ein Miederwarenhersteller hatte es abgelehnt, seine 
preisgebundenen Erzeugnisse an ein Einzelhandels- 
unternehmen zu liefern, dessen Verkaufsstätten als 
Selbstbedienungskaufhäuser geführt werden. Die 
Lieferverweigerung wurde damit begründet, daß in 
den Selbstbedienungskaufhäusern weder die erfor- 
derliche Kundenberatung noch eine angemessene 
Warenpräsentation gewährleistet sei. Das Einzel- 
handelsunternehmen hat demgegenüber auf die 
Tatsache verwiesen, daß Miederwaren sogar von 
Versandhäusern im Kataloggeschäft vertrieben wür- 
den und im Hinblidc hierauf die Kundenberatung 
beim Miederwarenkauf nicht als ausschlaggebend 
angesehen werden könne. Im übrigen seien die 
Miederwarenabteilungen in seinen . Selbstbedie- 
nungskaufhäusern ähnlich organisiert und ausgestat- 
tet wie die entspredaenden Abteilungen in den Fi- 
lialen der Warenhauskonzerne. Das Bundeskartell- 
amt hat die Gleichartigkeit mit den übrigen vom 
preisbindenden Unternehmen belieferten Einzel- 
handelsunternehmen bejaht und sich nach Besichti- 
gung eines der Selbstbedienungskaufhäuser auf den 
Standpunkt gestellt, daß die dort gehandhabte Form 
des Warenvertriebs kein sachlich gerechtfertigter 
Grund für eine unterschiedliche Behandlung ist. Das 
preisbindende Unternehmen hat daraufhin die Belie- 
ferung aufgenommen. 


4. Pelzbekleidung 

Das Konditionenkartell der Pelzbekleidungsindu- 
strie (Tätigkeitsbericht 1963 S. 49) ist durch Beschluß 
der Mitgliederversammlung aufgelöst worden, weil 
die Einhaltung der einheitlichen Zahlungs- und Lie- 
ferungsbedingungen nicht mehr gewährleistet wer- 
den konnte. 
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Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

1. Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse 

Ende Oktober 1972 wurden vier Regionalkartelle 
der Mühlenwirtschaft nach den §§ 2 und 3 ange- 
meldet ^), die sich insgesamt über das ganze Bundes- 
gebiet einschließlich West-Berlin erstrecken. Gesell- 
schafter dieser Kartelle sind die Mehrzahl der in der 
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Handelsmühlen, 
Bonn, zusammengeschlossenen industriellen Han- 
delsmühlen. Als Ziel der beabsichtigten Wettbe- 
werbsbeschränkungen wird angeführt, durch Ver- 
einheitlichung der Geschäftsbedingungen eine grö- 
ßere Markttransparenz beim Absatz der für Bach- 
betriebe bestimmten Mühlenprodukte zu erreichen. 
Nach der Beendigung der nach § 8 für eine über- 
gangsfrist genehmigten Mühlenkartelle der indu- 
striellen Handelsmühlen und der handwerklichen 
Mühlen am 31. Juli 1971 (Tätigkeitsbericht 1969 S. 5) 
kam Bewegung in die bislang kartellmäßig regulier- 
ten Preise. So weisen die Jahresabschlüsse der nam- 
haften publizitätspflichtigen Handelsmühlen aus, 
daß es seitdem zu einem Preiswettbewerb gekom- 
men ist, der zu Preissenkungen und Erlöseinbußen 
geführt hat. Trotz dieser Marktauflockerung läuft 
das Marktgeschehen am Mehlmarkt noch insofern 
in gelenkten Bahnen, als der Gesetzgeber wegen 
vorhandener Überkapazitäten mit dem „Gesetz über 
abschließende Maßnahmen zur Schaffung einer lei- 
stungsfähigen Struktur des Mühlengewerbes (Müh- 
lenstrukturgesetz)" vom 22. Dezember 1971 (BGBl. I 
S. 2098) eine zweite Stillegungsaktion beschlossen 
hat (erste Stillegungsaktion 1957), die einen wei- 
teren Kapazitätsabbau von 15 v. H. der derzeitigen 
Gesamtvermahlung vorsieht. Auf diese Weise soll 
nach dem Willen des Gesetzgebers durch bessere 
Auslastung die Wettbewerbsfähigkeit der verblei- 
benden Betriebe erhöht und eine ausgewogene Müh- 
lenstruktur zwischen Groß- und Mittelbetrieben er- 
reicht werden. Die Stillegungsaktion wird ergänzt 
durch einen bis Ende 1975 geltenden Vermahlungs- 
plafond (= zulässige Höchstvermahlungsmenge), 
der das bisherige Errichtungs- und Erweiteningsver- 
bot ablöst. Der Inhalt der vier Kartellverträge 
stimmt weitgehend überein. Dabei handelt es sich 
einmal um die Lieferungs- und Zahlungsbedingun- 
gen für Mühlenprodukte vom 1. Dezember 1952 in 
der Fassung vom 15. Dezember 1965. In „Ergän- 
zenden Geschäftsbedingungen für Mehl- und Back- 
schrot" sind die seitherigen Änderungen festgehal- 
ten. Gegenstand dieser Ergänzenden Geschäftsbe- 
dingungen sind insbesondere Vereinbarungen über 
eine Preisbasis, über Preisabschläge für bestimmte 
Mehltypen, über einen Preisabschlag für Lieferung 
netto lose im Tankwagen gegenüber einer Lieferung 
in Papier Säcken und über Abreden hinsichtlich der 
Frachterstattung bei Selbstabholung. 

2. Diätetisdie Nährmittel 

Der Verband der Diätetischen Lebensmittelindu- 
strie e. V., der zwischenzeitlich seinen Namen in 
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Bundesverband der Diätetischen Lebensmittelindu- 
strie e. V. geändert hat, hatte im Jahre 1968 beim 
Bundeskartellamt Änderungen und Ergänzungen 
seiner eingetragenen Wettbewerbsregeln angemel- 
det (Tätigkeitsberichte 1964 S. 39 und 1968 S. 70). 
Nachdem der Verband auf Anregung des Bundes- 
kartellamtes einige der neu angemeldeten Re- 
geln geändert hatte ^), wurde seinem Antrag durch 
Beschluß vom 18. Juli 1972 entsprochen. Gegenstand 
der angemeldeten Änderungen und Ergänzungen 
ist die Wahrheit der Werbung in Verbraucher- und 
Fachkreisen sowie die Einschränkung übermäßigen 
Werbeaufwandes. Die neuen Regeln bezeichnen als 
unzulässige Werbung die Verwendung akademi- 
scher Titel, soweit sie geeignet ist, eine Sachkunde 
des Titelinhabers für die Herstellung oder Beurtei- 
lung der in Betracht kommenden Erzeugnisse vor- 
zutäuschen, die Abgabe von Warenproben an Ver- 
braucher und im Gesundheitswesen tätige Personen 
in größeren als für eine Erprobung notwendigen 
Mengen und die Gewährung von Vorteilen bei 
Werksbesichtigungen sowie anderen Werbeveran- 
staltungen, die geeignet sind, die Entscheidungsfrei- 
heit der als Empfehler in Betracht kommenden Be- 
sucher zu beeinträchtigen. Ferner bestimmen sie die 
zulässigen Höchstmengen bei Warenproben und ent- 
halten eine der wirtschaftlichen Entwicklung ent- 
sprechende Erhöhung der Wertgrenzen für Werbe- 
geschenke. 

3. Frucht- und Gemüsesäfte 

Ein Unternehmen hatte der Anmeldung seiner Preis- 
bindungen nach § 16 Abs. 4 ein Muster des für die 
Preisbindung verwendeten Vertrages beigefügt, das 
nicht den Formvorschriften des § 34 entsprach, weil 
es nur die Unterschrift des Abnehmers vorsah. Die 
Formvorschrift des § 34 ist nur dann gewahrt, wenn 
Preisbindungsverträge beiderseits handschriftlich 
unterzeichnet werden (Tätigkeitsberichte 1968 S. 70 
und 1969 S. 86). Nicht formgerecht abgeschlossene 
Preisbindungsverträge sind nichtig und machen die 
Handhabung der Preisbindung nach § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 mißbräuchlich, weil es an dem erforder- 
lichen Aufbau eines gedanklich lückenlosen Preis- 
bindungssystems fehlt und das preisbindende Unter- 
nehmen nicht in der Lage ist, etwaige Preisunterbie- 
tungen seiner Abnehmer durch einen vertraglich ge- 
sicherten Anspruch auf Unterlassung gerichtlich zu 
verfolgen. Nachdem das Unternehmen den Miß- 
brauch in angemessener Zeit durch formgerechte 
Neuverpflichtung der Abnehmer abgestellt hatte, 
ist das Verfahren eingestellt worden. 

4. Eiskrem 

Die vom Bundesverband der Deutschen Süßwaren- 
industrie — Vereinigung der Schokolade- und Süß- 
warenfabrikanten e. V. — für die Fachsparte Eis- 
krem aufgestellten Wettbewerbsregeln (Tätigkeits- 
bericht 1971 S. 78) sind nach Änderung einiger Re- 
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geln in das Register für Wettbewerbsregeln einge- 
tragen worden^). Die Wettbewerbs regeln sollen 
einem den Grundsätzen des lauteren Wettbewerbs 
zuwiderlaufenden Verhalten entgegenwirken und 
dazu beitragen, daß in dieser Branche ein leistungs- 
gerechter Wettbewerb sichergestellt wird. Die Re- 
geln wenden sich gegen unzulässige Zugaben in 
Form von Verpackungen der Ware und von mitgelie- 
ferten Bedarfsgegenständen sowie gegen sonstige 
unzulässige Zuwendungen im Wettbewerb. Danach 
stellen Verpackungen und Bedarfsgegenstände, die 
zur Benutzung oder zum Verbrauch der Ware mit- 
geliefert werden, kein handelsübliches Zubehör im 
Sinne der Zugabeverordnung dar, wenn sie über den 
eigentlichen Verpackungszweck hinaus einer weite- 
ren Verwendung dienen sollen oder wenn sich der 
Aufwand für Werkstoff und Ausstattung mit ihrem 
Verwendungszweck nicht rechtfertigen läßt. Als un- 
zulässige Zuwendungen sind anzusehen die Gewäh- 
rung von Darlehen und Krediten zu Zinssätzen, die 
die üblichen Bankzinsen wesentlich unterschreiten, 
die Gewährung von Geld- und Sachleistungen bei 
der Einrichtung und Renovierung von Verkaufs- 
stellen und Ladenlokalen, sofern dabei nicht der 
Werbezweck überwiegt, die schenkungsweise oder 
gegen Scheinentgelt erfolgende Überlassung von 
Tief kühlmöbeln und von Stromgeld für Tiefkühl- 
möbel, die entgeltliche Zurücknahme unberechneter 
Verpackungen und das Überlassen von Arbeitskräf- 
ten ohne angemessenes Entgelt. Die Gestellung von 
Leih-Tiefkühlmöbeln sowie der zeitweilige Einsatz 
von Werbekräften durch den Hersteller bleiben un- 
berührt. Die Wettbewerbsregeln gehen von der 
Überlegung aus, daß für den Kaufentschluß des Ab- 
nehmers Preis, Qualität und Lieferungsbedingungen 
maßgebend sein sollen. Sie wollen den Wettbewerb 
der Eiskremhersteller von übertriebenen Nebenlei- 
stungen befreien und auf die Hauptleistung konzen- 
trieren. 

Die Prüfung des Wettbewerbs- und Beteiligungsver- 
bots im Gesellschaftsvertrag der Milchhof-Eiskrem 
GmbH & Co. KG, Mettmann, ergab, daß die Tatbe- 
standsvoraussetzungen des § 1 als erfüllt angesehen 
wurden (Tätigkeitsbericht 1971 S. 87). Dem steht 
nicht entgegen, daß das Wettbewerbs- und Beteili- 
gungsverbot zur Erreichung des Zweckes der neu- 
gegründeten Gesellschaft notwendig sei. Bei der 
Milchhof-Eiskrem GmbH & Co, KG handelt es sich 
um eine Gesellschaftsform, bei der sich die gesell- 
schaftliche Treue- und Förderungspflicht der Kom- 
manditisten in der Einbringung der gezeichneten 
Bareinlagen erschöpft. Jedenfalls bestehen zwischen 
den Kommanditisten einerseits und dem persön- 
lich haftenden Gesellschafter andererseits nicht die 
engen Bindungen, wie diies in der Regel unter Ge- 
sellschaftern einer offenen Handelsgesellschaft der 
Fall ist. Die Kommanditisten siind nicht an der Ge- 
schäftsführung beteiligt. Nach § 165 HGB findet auf 
die Kommanditisten das Wettbewerbsverbot der 
§§ 112, 113 HGB keine Anwendung (WuW/E BGH 
519 ff. „Kino"). Mit der ersatzlosen Streichung des 


’) Bundesanzeiger Nr. 10 vom 15. Januar 1972 und Nr. 
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beanstandeten Wettbewerbs- und Beteiligungs Ver- 
bots hat sich das Verfahren erledigt. 

Mit gleicher Begründung wurde ein Wettbewerbs- 
und Beteiligungsverbot im Gesellschaftsvertrag der 
Molkerei-Zentrale Süd GmbH & Co. KG, Nürnberg, 
einem 1972 erfolgten Zusammenschluß von zwei süd- 
deutschen Molkerei-Zentralen, beanstandet. Auch 
hier wurde der Beanstandung durch Streichung Rech- 
nung getragen. 


5. Butter 

Im Sommer 1971 hat das Bundeskartellamt von dem 
Exportkartell Butter-Export-Kontor der Gesellschaft 
deutscher Butter^Exporteure GmbH & Co. KG und 
deren Organgesellschaft, die Gesellschaft deutscher 
Butter-Exporteure GmbH, beide mit Sitz lin Ham- 
burg, Kenntnis erlangt. Gesellschafter sind neben 
der Milch-Fett- und Eier-Kontor GmbH, Hamburg, 
Unternehmen des Buttergrößhandels. In beiden Ge- 
sellschaftsverträgen sind gleichlautend wettbewerbs- 
beschränkende Vereinbarungen enthalten, die sich 
am Inlandsmarkt und auf dem Exportmarkt aus- 
wirken unid nach § ■ 1 unw)irksam sind. Danach sind 
die Gesellschafter verpflichtet, alle Butterexporte 
mittelbar- oder unmittelbar zu unterlassen und sie 
der Gesellschaft oder einem von der Gesellschaft 
Beauftragten zu übertragen. Ferner verzichten die 
Gesellchafter ausdrücklich auf den Bezug von Inter- 
ventionsbutter von der Einfuhr- und Vorratsstelle 
für den Export zugunsten der Gesellschaft oder des 
Beauftragten der Gesellschaft. Da sich die Vertrags- 
partner nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 über die Unwirksam- 
keit dieser Vereinbarungen hinweggesetzt haben, 
wurden gegen 13 Unternehmen und 15 vertretungs- 
berechtigte Organe bzw. vertretungsberechtigte Ge- 
sellschafter Geldbußen in Höhe von insgesamt 
48 600 DM verhängt. Hauptbetroffene sind die 
Milch-Fett- und Eier-Kontor GmbH und deren Ge- 
schäftsführung. Die Milch-nFett- und Eier-Kontor 
GmbH ist mit 58 v. H. bzw. 50 v. H. an den beiden 
Gesellschaften des Butter-Exportkartells beteiligt 
und wickelt die Butterexporte ab. Gegen die Ent- 
scheidung haben die Betroffenen Einspruch einge- 
legt. Sämtliche Einsprüche sind später zurückgenom- 
men worden, so daß der Bußgeldbescheid rechtskräf- 
tig geworden ist. 


6. Kondensmilch 

Die Preisbindungen eines Herstellers von Kondens- 
vollmilch mit 10 v. H. Fettgehalt wurden nach § 17 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mit sofortiger Wirkung für 
unwirksam erklärt, weil die gebundenen Verkaufs- 
preise vom Handel weitgehend unterboten wurden. 
Das Unternehmen sah sich angesichts ides festgestell- 
ten Umfangs der Durchbrechungen seiner Preisbin- 
dungen nicht in der Lage, die Lückenlosigkeit des 
Preisbindungssystems in angemessener Zeit wieder- 
herzustellen. Damit hat auch der letzte große Her- 
steller kondensierter Vollmilch in der Bundesrepu- 
blik die Preisbindung aufgegeben. 
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7. Trockenmilcherzeugnisse 

Das Deutsche Milch-Kontor GmbH (DMK), Ham- 
burg, das Anfang 1972 die wesentlichen mildiwirt- 
schaftlichen Bereiche der in stiller Abwicklung be- 
findlichen Milch-Fett- und Eier-Kontor GmbH über- 
nahm, hat eine Übereinkunft mit der Vereinigten 
Milchindustrie GmbH (MIG), ebenfalls Hamburg, 
den Zusammenschluß der Hersteller von Trocken- 
mi'lcherzeugnissen des Bundesgebietes, geschlossen, 
Gegenstand dieser Übereinkunft ist der Vertrieb 
von Trockenmilcherzeugnissen der Gesellschafter 
der MIG über das DMK und in diesem Zusammen- 
hang die hinreichende Repräsentanz der MIG in den 
Organen der DMK. Es wurde sichergestellt, daß 
kein Andienungszwang auf die MIG und ihre Ge- 
sellschafter ausgeübt wird. Ein solcher Andienungs- 
zwang würde über den Anwendungsbereich des 
§ 100 hinausgehen; denn Gesellschafter der MIG 
slind nicht nur landwirtschaftliche Erzeugerbetriebe 
und deren Vereinigungen, sondern darüber hinaus 
auch Privatmolkereien mit Trockenmilchbetrieben. 
Die im Entwurf dieser überöinkunft enthaltene 
Empfehlungen an die MIG und deren Gesellschafter, 
ihren Absatz über das DMK zu tätigen, wurde im 
Hinblick auf § 38 Abs. 2 Satz 2 ersatzlos gestrichen. 
Die Übereinkunft sieht ausdrücklich vor, daß gege- 
benenfalls erforderliche wettbewerbsbeschränkende 
Absprachen bei Exportlieferungen nach § 6 Abs. 1 
oder 2 legalisiert und darüber hinaus die Vorschrif- 
ten des Artikels 85 EWG-Vertrag beachtet werden. 


8. Margarine, öle und sonstige Fette 

Ein Hersteller von Speiseöl hatte neben seinen 
preisgebundenen Kleinpackungen Speiseöl unter 
gleicher Marke nicht preisgebundene Großgebinde 
für gewerbliche Abnehmer vertrieben. Nach Fest- 
stellungen des Bundeskartellamtes wurden die 
Großgebinde zu relativ günstigeren Preisen auch 
an Endverbraucher verkauft. Damit ergab sich der 
Verdacht der Preisspaltung sowie einer durch die 
gesamtwiirtschaftlichen Verhältnisse nicht gerecht- 
fertigten Verteuerung der gebundenen Klein- 
packungen nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3. 
Nachdem das Unternehmen den Vertrieb dieser 
Großgebinde eingestellt und die Preise der Klein- 
packungen gesenkt hatte, ist das Verfahren einge- 
stellt worden. 


9. Bier 

Im Oktc^ber und November 1972 hat eine größere 
Anzahl nordrhein-westfälischer Brauereien Preiser- 
höhungen durchgeführt oder angekündigt. Die Tat- 
sache, daß diese Preiserhöhungen in kurzen zeit- 
lichen Abständen und in fast gleichen Ausmaßen 
erfolgten sowie dem Bundeskartellamt hierüber zu- 
gegangene Informationen begründeten den Ver- 
dacht, daß diesen Preiserhöhungen eine Absprache 
der beteiligten Unternehmen zugrunde lag. Da 
außerdem zu vermuten war, daß sich an diesem 
Vorgehen der nordrhein-westfälischen Brauereien, 
wie in früheren Jahren, auch diesmal Brauereien 


aus anderen Bundesländern beteiligen würden, die 
Bier nach Nordrhein- Westfalen liefern, hat das Bun- 
deskartellamt im Rahmen seiner Zuständigkeit Ord- 
nungswidrigkeitenverfahren zunächst gegen nord- 
rhein-westfälische Brauereien eingeleitet. Die Er- 
mittlungen sind noch nicht abgeschlossen. Viele 
Gastwirte sind durch langfristige ausschließliche 
Bierbezugsverpflichtungen an bestimmte Brauereien 
gebunden, die für sie oftmals zu wirtschaftlichen 
Nachteilen im Wettbewerb führen. Auch im Be- 
richtsjahr haben sich daher wiederholt Gastwirte 
an das Bundeskartellamt gewandt und beantragt, 
die sie belastenden Bierlieferungsverträge nach § 18 
für unwirksam zu ei'klären. Es war jedoch in keinem 
Fall möglich festzustellen, daß der Wettbewerb we- 
sentlich beeinträchtigt wurde. 

Eine Brauerei hatte eine von ihr belieferte Groß- 
handlung aufgefordert, einen größeren Supermarkt 
nicht mehr mit Flaschenhier zu beliefern, weil in 
diesem der Kasten Bier zu einem Preis verkauft 
wurde, der dem Brauereiabgabepreis für Wiederver- 
käufer entsprach. Aus diesem Grunde hätten, wie 
die Brauerei erklärte, einige Abnehmer den Bezug 
ihres Bieres von ihr eingestellt und statt dessen 
das Bier auf dem Supermarkt erworben. Das Bun- 
deskartellamt hat gegen die Brauerei ein Ordnungs- 
widrigkeitenverfahren nach § 38 Abs. 1 Nr. 8 in Ver- 
bindung mit § 25 durchgeführt. In diesem Verfahren 
machte die Brauerei zunächst geltend, daß sie die 
Belieferung der Großhandlung mit Bier endgültig 
eingestellt habe. Dies traf jedoch nicht zu. Da die 
Brauerei daraufhin der Forderung des Bundeskartell- 
amtes entsprechend die Androhung der Liefersperre 
gegenüber dem Biergroßhändler zurückgenommen 
und ausdrücklich erklärt hat, daß sie in Zukunft 
keinen Einfluß auf die Preisgestaltung der Wieder- 
verkäufer ihres Bieres mehr nehmen würde, konnte 
in diesem Falle von der Festsetzung einer Geldbuße 
abgesehen werden. 


10. Spirituosen 

In dem Beschwerdeverfahren des Spirituosenherstel- 
lers, dessen Preisbindungen vom Bundeskartellamt 
nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 für unwirksam 
erklärt wurden (Tätigkeitsbericht 1971 S. 80), hat das 
Kammergericht auf Antrag des Beschwerdeführers 
die Hauptsache für erledigt erklärt. Das Gericht hat 
u. a. die Auffassung vertreten, zum Inhalt der Preis- 
bindung gehörten nicht nur die von einem preisbin- 
denden Unternehmen gesetzten Bedingungen, son- 
dern auch die allgemeinen Marktverhältnisse, die 
sich durch die Erhöhung der Branntweinsteuer zum 
1. Januar 1972 und die nachfolgenden allgemein 
unterschiedlich gestaffelten Preisänderungen aller 
Spirituosenhersteller wesentlich verändert hätten. 
Selbst wenn der Beschwerdeführer seine bisherigen 
Preise beibehalten hätte, wären seine Preisbindun- 
gen durch die geänderte Marktsituation unwieder- 
bringlich entfallen. Daher sei eine Erledigung in der 
Hauptsache auch insoweit eingetreten, als dem Be- 
schwerdeführer durch den Beschluß des Bundeskar- 
tellamtes die Anwendung neuer gleichartiger Preis- 
bindungen untersagt worden sei (WuW/E OLG 1244). 
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In dem zweiten wegen späterer Änderungen der für 
unwirksam erklärten Preisbindungen anhängigen 
Beschwerdeverfahren, in dem das Bundeskartellamt 
zunächst durch eine vom Beschwerdeführer bean- 
tragte einstweilige Anordnung des Kammergerichts 
angewiesen wurde, den Eingang der Änderungsan- 
meldungen nach § 16 Abs. 4 Satz 1 zu bestätigen 
(Tätigkeitsbericht 1971 S. 21, 80, 81, WuW/E OLG 
1239), hat das Gericht entschieden, daß das Bundes- 
kartellamt verpflichtet sei, die Eingangsbestätigung 
zu erteilen (Vierter Abschnitt Nr. 1). 

Ob die Rechtslage bei offenbarem Mißbrauch der 
Preisbindungsbefugnis anders zu beurteilen wäre, 
brauche nicht entschieden zu werden. Weder die 
bisherigen Preisbindungen noch die Neuanmeldun- 
gen des Beschwerdeführers seien offensichtlich miß- 
bräuchlich. Insbesondere könne dem Beschwerde- 
führer nicht vorgeworfen werden, daß er eine Erhö- 
hung der Preise angemeldet habe, obwohl das Bun- 
deskartellamt bereits die bisherigen Preise für ver- 
teuernd gehalten und daher für unwirksam erklärt 
habe. Denn er habe die Preiserhöhungen mit einer 
Änderung der Marktverhältnisse begründet, deren 
Auswirkungen noch nicht zu überblicken seien. 
Jedenfalls liege eine Verteuerungs Wirkung nicht 
offen zutage (WuW/E OLG 1241). Das Bundeskartell- 
amt hat gegen die beiden Beschlüsse des Kammer- 
gerichts beim Bundesgerichtshof nach § 73 Rechts- 
beschwerde eingelegt, über die noch nicht entschie- 
den ist. 

1 1 . Obst- und Fruchtschaumwein 

Zwölf Hersteller von Obst- und Früchts chaumwein, 
die einen Marktanteil von etwa 90 v. H. repräsen- 
tieren, hatten sich verpflichtet, ausschließlich Obst- 
und Früchts chaumweine herzustellen, abzufüllen 
und zu vertreiben, die bei + 20° Celsius mindestens 
3 atü Kohlensäuredruck aufweisen. Der Zweck dieses 
Vertrages bestand darin, Wettbewerbsvorteile für 
solche Hersteller zu verhindern, die Obst- und 
Früchts chaumweine mit einem geringeren Kohlen- 
säuredruck als 3 atü bei + 20° Celsius hersteilen 
und vertreiben, um dadurch die nach Artikel 1 des 
Gesetzes zur Änderung des Schaumweinsteuergeset- 
zes vom 4. Juni 1971 ^BGBl. I S. 475) in Verbindung 
mit § 1 Abs. 1 des Schaumweinsteuergesetzes in der 
Fassung vom 26. Oktober 1958 (BGBl. I S. 764) zu 
entrichtende Schaumweinsteuer in Höhe von 0,30 DM 
je Vi-Flasche einzusparen. Nachdem das Bundes- 
kartellamt die Hersteller darauf hingewiesen hatte, 
daß der Vertrag nach § 1 unwirksam und seine 
Durchführung nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 ordnungswidrig 
ist, erklärten diese, sie würden den Vertrag nicht 
anwenden. Das Verfahren ist eingestellt worden. 

12. Einzelhandel mit Kantinenwaren 

In der Bundeswehr wurden bisher etwa 630 Kan- 
tinen von den Standortverwaltungen durch Einzel- 
pachtverträge den jeweiligen Kantinenpächtern zur 
selbständigen Bewirtschaftung überlassen. Da diese 
Kantinenorganisation nach den Feststellungen des 
Bundesminister der Verteidigung seit längerer Zeit 


insbesondere wegen angeblich oder tatsächlich über- 
höhter Preise für Kantinenwaren allgemein von den 
Soldaten kritisiert worden war, hatte dieser ange- 
ordnet, im Rahmen eines Truppengroßversuches für 
eine begrenzte Zeit zunächst in den Wehrbereichen 
IV und VI eine Neuordnung des Kantinenwesens 
durchzuführen. Danach werden in diesen Wehrberei- 
chen alle Truppenkahtinen vom 1. Juli 1972 bzw. 

1. Januar 1973 bis zum 30. Juni 1974 an die auf Ver- 
anlassung des Bundesministers der Verteidigung ge- 
gründete Kantinenbetriebs-Gesellschaft mbH (KBG) 
verpachtet, die wiederum verpflichtet ist, die einzel- 
nen Kantinenbetriebe an selbständige Gewerbetrei- 
bende weiter zu verpachten. Ziel des Großversuchs 
ist es, 

1. den Einkauf aller Kantinen zu zentralisieren, um 
in den einzelnen Kantinen einheitlichere und 
günstigere Verkaufspreise zu erreichen, ohne da- 
bei das Einkommen der Pächter zu schmälern, 

2. die Selbständigkeit der einzelnen Pächter zu 
erhalten, 

3. durch Zentralisierung der Buchführung, durch 
zentrale Rechnungsbegleichung, durch Straffung 
des Warensortiments und weitere Rationalisie- 
rungsmaßnahmen die Leistungsfähigkeit der Kan- 
tinenbetriebe zu heben, 

4. die Bewirtschaftung aller Kleinkantinen, mobile 
Kantinenversorgung und Bevorratung für den 
Verteidigungsfall zu erreichen. 

Um durch Zentralisierung des Einkaufs, Abschluß 
von Rahmenverträgen und Großabnahme günstigere 
Einkaufspreise zu erreichen, sollten die Kantinen- 
pächter verpflichtet werden, bestimmte Waren nur 
bei den vom Generalpächter benannten Lieferanten 
zu beziehen und zu den vom Verpächter festgesetz- 
ten und von der Wehrbereichs Verwaltung genehmig- 
ten Preisen anzubieten. Insbesondere gegen diese 
Verpflichtungen und gegen die im Rahmen der Neu- 
regelung geschaffene überragende Marktstellung der 
zentralen Kantinenbetriebsgesellschaft richtete sich 
die scharfe Kritik des wirtschaftlich beteiligten Groß- 
und Einzelhandels, der befürchtete, von der Beliefe- 
rung der Kantinen ausgeschlossen zu werden, sowie 
der bisherigen Kantinenpächter, die den Verlust 
ihrer wirtschaftlichen Selbständigkeit befürchteten. 
Die kartellrechtliche Prüfung der Neuordnung des 
Kantinenwesens durch das Bundeskartellamt führte 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Ver- 
teidigung zu zwei Änderungen des ursprünglichen 
Entwurfs eines Musterpachtvertrages. Einmal wurde 
die zunächst vorgesehene grundsätzliche Bezugs- 
pflicht der Pächter gelockert, indem sie nunmehr 
auf schriftlichen Antrag auch von anderen Lieferan- 
ten Waren beziehen können, wenn diese bereit sind, 
Delkrederevereinbarungen mit der KBG abzuschlie- 
ßen und Waren gleicher Qualität zu nicht höheren 
Preisen zu liefern als die bereits vom Verpächter 
benannten Lieferanten; zum anderen hat der Bundes- 
minister der Verteidigung auf die ursprünglich in 
den Pachtverträgen vorgesehene Preisbindung ver- 
zichtet. Statt dessen ist der Verpächter berechtigt, 
den Kantinenpächtern für den Verkauf der Waren 
Preise zu empfehlen. Falls die Pächter von diesen 
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Preisen abweidien, sind sie verpflichtet, dem Ver- 
pächter bzw. der Wehrbereichs- oder Standortver- 
waltung auf Verlangen die Gründe hierfür anzu- 
geben. Aufgrund der praktischen Erfahrungen aus 
dem Großversuch soll die Neuordnung des Kantinen- 
wesens zu gegebener Zeit nochmals in Zusammen- 
arbeit mit dem Bundesminister der Verteidigung 
kartellrechtlich geprüft werden. 


Tabakwaren 

1. Zigaretten 

Die preisbindenden Zigarettenhersteller gewähren 
denjenigen Abnehmern, die ihre Lieferrechnungen 
im Bankeinzugsverfahren begleichen, eine Vergü- 
tung von 0,3 V. H. Diese Regelung ist kartellrechtlich 
nicht zu beanstanden. Sie bedeutet — entgegen der 
Auffassung von Tabakwareneinzelhändlern — keine 
Diskriminierung derjenigen Abnehmer, die ihre Zah- 
lungsverbindlichkeiten nicht durch Bankeinzug der 
Hersteller, sondern durch Bankscheck oder Barzah- 
lung erfüllen und aus diesem Grunde eine etwas 
geringere Vergütung von den Herstellern erhalten. 
Denn das Bankeinzugsverfahren ermöglicht den 
Herstellern durch den Einsatz der Datenverarbeitung 
eine rationellere Abrechnung und damit eine Kosten- 
ersparnis beim Einzug ihrer Forderungen. Mit der 
dafür gewährten Vergütung geben sie einen Teil 
ihrer Kostenersparnis an den Handel weiter. Wenn 
ihnen demgegenüber bei Abnehmern, die ihre Ver- 
bindlichkeiten aus Zigarettenlieferungen in der bis- 
her üblichen Weise durch Scheck oder Barzahlung 
erfüllen, höhere Abrechnungskosten entstehen als 
bei anderen Abnehmern, so ist es sachlich gerecht- 
fertigt, diese ungleichen Abnehmerleistungen auch 
unterschiedlich zu vergüten. 

Das Bundeskartellamt hatte die Frage zu prüfen, 
ob eine Genossenschaft berechtigt ist, von ihren 
Mitgliedern unterschiedliche Preise für preisgebun- 
dene Zigaretten zu fordern. Dies ist zu bejahen. Wie 
die anderen preisgebundenen Tabakwaren-Groß- 
händler so sind auch Genossenschaften nicht nur be- 
rechtigt sondern verpflichtet, nur diejenigen Mit- 
glieder zum Fabrikpreis mit Zigaretten zu beliefern, 
deren Betriebe die Voraussetzungen eines Tabak- 
warenfachgeschäfts nach den in der Entscheidung des 
Kammergerichts vom 30. Januar 1968 (WuW/E OLG 
877) angeführten Kriterien erfüllen und ihr Direkt- 
bezugsrecht durch eine entsprechende Bescheinigung 
des preisbindenden Herstellers nachweisen können. 

2. Rauch- und Kautabak 

Das seit dem Jahre 1960 wirksame Gesamtumsatz- 
rabattkartell der Gemeinschaft der Deutschen Rauch- 
und Kautabak-Hersteller (RUV) hat seinen Namen 
durch Änderungsanmeldung nach §§ 2, 9 Abs. 2 ge- 
ändert in „Rabatt-Umsatz- Vereinigung Rauchtabak 
(RUV)" 1). Mitglied des Kartells kann nunmehr 


Bekanntmachung Nr. 54/72 vom 11. September 1972, 
Bundesanzeiger Nr. 181 vom 26. September 1972 


außer den im Bundesgebiet und West-Berlin ansäs- 
sigen Rauch- und Kautabak-Herstellern auch jedes 
Unternehmen werden, das in diese Gebiete Tabak- 
waren importiert. Gleichzeitig wurde der Kartell- 
beschluß vom 8. Juni 1960 ^) geändert; in Zukunft 
werden bei der Ermittlung der Gesamtbezugs- 
menge die Bezüge von allen in- und ausländischen 
Außenseitern mitgezählt. Außenseiter sind Herstel- 
ler ohne Rücksicht auf ihren Sitz sowie Rauch- und 
Kautabak-Importeure, soweit sie nicht Mitglied der 
RUV sind. Damit hat das Kartell einer Forderung 
des Bundeskartellamtes entsprochen. Gegen die an- 
gemeldeten Änderungen wurde kein Widersprudi 
erhoben, so daß sie rechtswirksam geworden sind. 
Im übrigen sind im Berichtsjahr wieder zwei Unter- 
nehmen als Kartellmitglieder ausgeschieden. 


Bauwirtschaft 

23 deutsche Unternehmen, die sich in wesentlichem 
Umfang mit Arbeiten zur Herstellung von Pfahlgrün- 
dungen beschäftigten, hatten nach §§ 2 und 9 
Abs. 2 ein Konditionenkartell angemeldet ^). Damit 
sollte „zur Vermeidung eines existenzbedrohenden 
und unbilligen Risikos die Haftung durch Normie- 
rung der wesentlichen Punkte der allgemeinen Ge- 
schäfts- und Vertragsbedingungen angemessen be- 
schränkt werden". Den Kartellmitgliedern kommt 
es also in erster Linie darauf an, ein einheitliches 
Verhalten gegenüber den Auftraggebern im Hin- 
blick auf die Verteilung des Risikos aus Gründungs- 
arbeiten zu erreichen. Aufgrund von Bedenken des 
Bundeskartellamtes hat der Kartellvertreter die An- 
meldung vor Ablauf der dreimonatigen Wider- 
spruchsfrist zurückgenommen ^), gleichzeitig aber 
die Anmeldung eines geänderten Kartellvertrages 
angekündigt. 

Eine Anzahl von Bauunternehmen, die Massiv-Fer- 
tighäuser herstellen und verkaufen, beabsichtigt, 
wegen der Entwicklung der Technologie im Bereich 
der Fertigbauweise sowie der Schwierigkeiten der 
Marktbehauptung mUtelständischer Unternehmen in 
diesem Produktions- und Vertriebssektor eine stän- 
dige, langfristige und wirksame Kooperation mit 
dem besonderen Ziel der Entwicklung neuer Syste- 
me durchzuführen. Zu diesem Zweck wollen die be- 
teiligten Unternehmen eine Gesellschaft gründen; 
Gegenstand des Gemeinschaftsunternehmens soll 
die Zusammenarbeit der Gesellschafter bei der Fer- 
tigung und dem Vertrieb von Massiv-Fertigbauten 
aller Art sein. Insbesondere soll sich diese Zusam- 
menarbeit erstrecken auf 

a) Austausch der jetzigen und künftigen Kennt- 
nisse und Erfahrungen der Gesellschafter im Be- 
reich der Fertigung und des Vertriebs von Mas- 
siv-Fertigbauten, 


Bekanntmachung Nr. 82/60 vom 9. Juni 1960, Bundes- 
anzeiger Nr. 117 vom 22. Juni 1960 
Bekanntmachung Nr. 65/72 vom 9. Oktober 1972, Bun- 
desanzeiger Nr. 196 vom 17. Oktober 1972 
Bundesanzeiger Nr. 240 vom 22. Dezember 1972 
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b) Erarbeitung und Weitergabe des Marketings 
durch die Gesellschaft an die Gesellschafter, 

c) Erwerb von Schutzrechten oder Lizenzen durdi 
die Gesellschaft und Lizenzvergabe an die Ge- 
sellschafter, 

d) Koordinierung der technischen Forschung und 
Entwicklung der Gesellschafter, 

e) Planung und Durchführung einer überregionalen 
Werbung. 

Das Bundeskartellamt hat einige Vertragsänderun- 
gen angeregt, im übrigen aber gegen das Vorhaben, 
soweit es sich nach Art und Umfang aus dem einge- 
reichten Entwurf des Gesellschaftsvertrages ergibt, 
keine kartellrechtlichen Bedenken erhoben. 

Der Fachverband Hausschornsteinbau e. V., Bonn, 
hatte am 23. März 1970 nach § 28 Abs. 3 den Antrag 
auf Eintragung von Wettbewerbsregeln gestellt 
(Tätigkeitsbericht 1970 S. 80). Während des Verfah- 
rens hat er die Wettbewerbsregeln § 7 und § 8 ge- 
ändert und am 31. Dezember 1971 beantragt, sie in 
der neuen Fassung zusammen mit den anderen 
Wettbewerbsregeln in das Register einzutragen ^). 
über den Antrag wurde im Berichtsjahr noch nicht 
entschieden, weil der Fachverband, um eine teil- 
weise Zurückweisung seines Antrages wegen kar- 
tellrechtlicher Bedenken des Bundeskartellamtes zu 
vermeiden, angekündigt bat, auch noch die Wett- 
bewerbsregel § 4 Abs. 1, die das unlautere Anbie- 
ten von Bauleistungen unter den Selbstkosten (Preis- 
scbleuderei) betrifft, und nochmals die Wettbe- 
werbsregel § 8 zu ändern. 


Handel und Handelshilfsgewerbe 

1. Messe- und Ausstellungswesen 

Ein Unternehmen hatte sich seit mehreren Jahren 
vergeblich um die Zulassung zu der regelmäßig 
stattfindenden, angeblich konkurrenzlosen Offen- 
bacher Lederwarenmesse bemüht. Die Messegesell- 
schaft hatte die Zulassung mit dem Hinweis abge- 
lehnt, alle Ausstellungsstände seien fest vergeben 
und eine Erweiterung der Ausstellungsfläche nicht 
möglich. Das Bundeskartellamt hatte auf Anregung 
des Unternehmens mit der Prüfung begonnen, nach 
welchen Grundsätzen die Messegesellschaft in der 
Vergangenheit frei gewordene Ausstellungsstände 
neu vergeben hat. Ein Verstoß gegen das Diskrimi- 
nierungsverbot des § 26 Abs. 2 wäre nämlich nur 
zu verneinen gewesen, wenn die Messegesellschaft 
einen frei werdenden Ausstellungsstand jeweils 
demjenigen Unternehmen zugeteilt hätte, das sich 
am längsten um die Beteiligung bemüht. Noch be- 
vor die Erteilung der entsprechenden Auskünfte 
durch einen nach § 46 ergangenen Beschluß erzwun- 
gen wurde, hat die Messegesellschaft dem bisher ab- 
gewiesenen Unternehmen einen Messestand mit der 
Begründung angeboten, nunmehr stehe es auf der 


1) Bekanntmachung Nr. 4/72 vom 14. Januar 1972, Bun- 
desanzeiger Nr. 18 vom 27. Januar 1972 


Warteliste an erster Stelle. Nach Abschluß des 
Standmietvertrages ist das Verwaltungsverfahren 
eingestellt worden. 

In den Ausstellungsbedingungen für eine regel- 
mäßig stattfindende Textilmesse war die Bestim- 
mung enthalten, daß nur solche Hersteller als Aus- 
steller zugelassen werden, die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat der EWG oder EFTA, in einem euro- 
päischen OECD-Mitgliedstaat, in den USA oder in 
Kanada haben und die auszustellenden Waren dort 
herstellen. Dadurch waren insbesondere Hersteller 
aus den mit der EWG assoziierten Ländern ausge- 
schlossen; ein Unternehmen aus einem assoziierten 
Land hatte sich schon längere Zeit um die Zulassung 
bemüht. Nachdem das Bundeskartellamt eine Prü- 
fung dieser Teilmarktbeschränkung nach § 22 ein- 
geleitet hatte, erweiterte die Ausstellungsgesell- 
schaft nach Anhörung des aus Vertretern deutscher 
Unternehmen bestehenden Beirats die Ausstellungs- 
bedingungen dahin gehend, daß nun auch Hersteller 
aus den mit der EWG assoziierten Ländern und aus 
den mit der EWG durch besondere Präferenzabkom- 
men verbundenen Ländern zugelassen werden. Da- 
mit war der Anlaß für die Durchführung des Ver- 
waltungsverfahrens entfallen. Mangels konkreter 
Teilnahmewünsche von Herstellern aus weiterhin 
ausgeschlossenen Ländern bestand kein Grund, das 
Verfahren in dieser Hinsicht fortzusetzen. 


2. Plakatwerbung 

Die Deutsche Städtereklame, an der neben vielen 
Städten der Bundesrepublik Deutschland auch Mün- 
chen und Kiel als Gesellschafter beteiligt sind, hatte 
im Rahmen einer Sonderregelung aus Anlaß der 
Olympischen Spiele 1972 für die Belegung seiner 
Plakat-Anschlagstellen die Preise in München um 
200 V. H. und im Einzugsgebiet um 100 v. H. erhöht. 
Für Kiel mit Einzugsgebiet hatte das Unternehmen 
eine Erhöhung um teils 150 v. H., teils 133 v. H. vor- 
genommen. Bis auf ein anderes Unternehmen, das 
seine Bogenanschlagpreise in München bei der Ge- 
samtabnahme von vier Dekaden während der Olym- 
pischen Spiele um ein Drittel erhöht hatte, hatten 
die Mitbewerber keinerlei Preiserhöhungen für die 
Zeit der Olympischen Spiele vorgenommen. Die 
Preiserhöhung hat das Bundeskartellamt als miß- 
bräuchliche Ausnutzung einer marktbeherrschenden 
Stellung beanstandet und eine Rückführung der ver- 
einbarten Preise auf eine Preishöhe verlangt, die 
die normalerweise geforderten Preise um nicht mehr 
als 70 V. H. überstiegen. Die Deutsche Städterekla- 
me war für die Zeit der Spiele in den genannten 
Gebieten marktbeherrschend, weil in der in Frage 
kommenden Zeit wegen der Spiele die Nachfrage 
das Angebot so weit überstieg, daß das Unterneh- 
men in seiner Preisgestaltung praktisch frei, also 
ohne wesentlichen Wettbewerb war. Hinzu kam, daß 
das Unternehmen in den hier in Betracht kommen- 
den Orten im Gegensatz zu anderen Plakatanschlag- 
untemehmen allein über die auf öffentlichem Grund 
und Boden errichteten Anschlagstellen verfügt. Da 
während der Spiele der Werbewert des Bogenan- 
schlags in diesen Orten ohne jeden Zweifel größer 
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war als vorher und nachher, konnte nicht ausge- 
schlossen werden, daß sich auch im Wettbewerb ein 
höherer Preis hätte durchsetzen können. Die genaue 
Mißbrauchsgrenze war nicht feststellbar. Das Bun- 
deskartellamt hielt aber einen um mehr als 70 v. H. 
erhöhten Preis auf jeden Fall für mißbräuchlich. Das 
Mißbrauchsverfahren konnte ohne Verfügung äbge- 
schlossen werden, weil das Unternehmen nach der 
öffentlichen mündlichen Verhandlung am 11. Juli 
1972 die für den Zeitraum der Olympischen Spiele 
1972 mit seinen Vertragspartnern vereinbarten 
Preise für den Bogenanschlag in München und Kiel 
einschließlich Einzugsgebieten der Aufforderung des 
Bundeskartellamtes entsprechend gesenkt hat. 


Kulturelle Leistungen 

1. Theater 

Die Intendanten mehrerer Bühnen hatten in einer 
Gagenkonvention die Honorare für Gastspielver- 
pflichtungen bestimmter Künstler äbgestimmt. Zu 
prüfen war, ob diese Praxis gegen §§ 1, 38 Abs. 1 
Nr. 1 verstößt. Für diese Frage war entscheidend, 
ob die Gagenkonvention Entgelte für „gewerbliche 
Leistungen" im Sinne des § 1 regelt oder ob es sich 
um eine Vereinbarung von Arbeitgebern über die 
Löhn- und Arbeitsbedingungen von Arbeitnehmern 
handelt, auf die § 1 keine Anwendung findet. Eine 
generelle Abgrenzung erscheint unangemessen, da 
es auf den Inhalt und die Auslegung des einzelnen 
Gastspielvertrages ankommt. Ob der auf Gastspiel- 
vertrag engagierte Bühnendarsteller seine Leistung 
als Unternehmer oder als Arbeitnehmer erbringt, 
hängt davon ab, ob das Dienstverhältnis als „frei" 
oder „abhängig" anzusehen ist und ob mit dem En- 
gagement eine Eingliederung in den Bühnenbetrieb 
verbunden ist. Das Bundeskartellamt folgt in der 
Beurteilung dieser Frage der neueren arbeitsrecht- 
lichen Lehre und Praxis, in der sich die Auffassung 
durchgesetzt hat, daß nicht nur aufgrund des Nor- 
malvertrages fest angestellte Bühnenmitglieder, son- 
dern auch Gastschauspieler in der Regel Arbeitneh- 
mer sind. Diese Auffassung stützt sich darauf, daß 
auch Gastschauspieler in der Regel sich dem durch 
die Theaterregie bestimmten Zusammenspiel im En- 
semble einfügen müssen, was insbesondere in der 
Probenverpflichtung zum Ausdruck kommt. Auf- 
grund der Ermittlungen konnte von diesem Regel- 
fall auch hinsichtlich der Gastspielverträge ausge- 
gangen werden, auf die sich die Gagenkonvention 
bezieht. Die von den beteiligten Bühnen abgeschlos- 
senen Gastspielverträge enthalten, wie die verwen- 
deten Vertragsmuster ergeben, die Verpflichtung 
des Gastes, an den von der Bühnenleitung für not- 
wendig erachteten Proben teilzunehmen. Diese Ver- 
pflichtung begründet, wenn auch nur für kurze Zeit, 
eine Eingliederung in den Bühnenbetrieb, die es 
rechtfertigt, die betreffenden Schauspieler rechtlich 
als Arbeitnehmer anzusehen. Diese für den Regel- 
fall zutreffende Beurteilung schließt nicht aus, daß 
ein Gastspielvertrag auch ein unabhängiges Dienst- 
verhältnis zum Gegenstand haben kann, was 
namentlich dann in Betracht kommt, wenn der Gast 


seine Aufgabe ganz nach eigenem künstlerischen 
Ermessen gestalten darf. Diese denkbaren Ausnah- 
men, für die im vorliegenden Fall Anhaltspunkte 
nicht ersichtlich waren, rechtfertigten nicht den Ver- 
dacht, daß die Praxis der Gagenkonvention den Tat- 
bestand der §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 erfüllt. Das Ver- 
fahren ist deshalb eingestellt worden. 

2. Verlagserzeugnisse 

In der Marktstruktur des Großhandels auf dem Ge- 
biet der Zeitungen und Zeitschriften zeichnen sich 
erhebliche Veränderungen ab, die dadurch gekenn- 
zeichnet sind, daß Großverlage durch Beteiligungen 
an Grosso-Unternehmen in die Vertriebsstufe des 
Zeitungs- und Zeitschriftenmarktes Vordringen. Ver- 
lagsbeteiligungen am Pressegroßhandel in Hamburg 
und Berlin deuten auf eine fortschreitende Entwick- 
lung, durch die in städtischen Großräumen verlags- 
abhängige Grosso-Unternehmen an die Stelle des 
unabhängigen Großhandels treten. Diese Struktur- 
veränderung erhöht die Gefahr, daß kleineren und 
neu hinzukommenden Verlagen der Zugang zu 
einem Vertriebsmarkt erschwert werden kann, der 
zunehmend von Groß Verlagen beherrscht wird. Die- 
sem Konzentrationsvorgang, dessen Bedeutung für 
das Problem der Pressefreiheit nicht zu unterschät- 
zen ist, kann wirksam nur mit einer auf die beson- 
deren Verhältnisse des Pressemarktes zugeschnitte- 
nen Fusionskontrolle begegnet werden. 

Mit dem Strukturwandel beim Großhandel mit Zei- 
tungen und Zeitschriften hängt das Bestreben des 
verlagsunabhängigen Großhandels zusammen, die 
Geschäftsbeziehungen mit den Verlegern durch den 
Abschluß von Verträgen zu regeln, die den Groß- 
händlern mehr Sicherheit bieten. Zu diesem Zweck 
haben die Interessenverbände der Grosso-Unterneh- 
men und der Verleger aufgrund von Verhandlun- 
gen gemeinsam einen „Grosso-Rahmenvertrag" aus- 
gearbeitet, der als Vertragsmuster für den Abschluß 
von Einzelverträgen zwischen Verlegern und 
Grosso-Unternehmen dienen sollte. Danach waren 
unter anderem eine bestimmte Kündigungsfrist so- 
wie eine befristete Garantie der Handelsspanne als 
Regelinhalt der künftigen Grossoverträge vor- 
gesehen. Durch den „Grosso-Rahmenvertrag" wer- 
den wettbewerbserhebliche Vertragsbedingungen 
für den Inhalt der zwischen den Verbandsmitglie- 
dern beider Marktseiten abzuschließenden Einzel- 
verträge auf Verbandsebene und daher zu einem 
gemeinsamen Zweck einheitlich festgelegt. Der Vor- 
gang ist als Kartellbildung oder als Empfehlung zu 
beurteilen, je nachdem, ob das zwischen den Ver- 
bänden erzielte Verhandlungsergebnis (Muster-Ver- 
trag) für die Mitglieder verbindlich ist oder ihnen 
nahegelegt wird, Einzelverträge entsprechend dem 
„Grosso-Rahmenvertrag" zu schließen. Die beteilig- 
ten Verbände bzw. ihre Mitglieder handeln daher 
ordnungswidrig (§§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1, § 38 Abs. 2 
Satz 2), wenn aufgrund dieses Mustervertrages ent- 
sprechende Einzelverträge abgeschlossen werden. 
Das Bundeskartellamt hat die beteiligten Verbände 
und ihre Mitglieder auf diese Rechtslage hingewie- 
sen und zugleich die Möglichkeit angedeutet, daß ein 
Teil des Grosso-Rahmenvertrages als Gegenstand 
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eines Konditionen'kartells nach § 2 legalisiert wer- 
den könnte. 

Der Arbeitskreis „Angleidiung der Zeitungsfor- 
mate" hat Normen- und Typenempfehlungen gemäß 
§ 38 Abs. 3 beim Bundeskartellamt angemeldet. Dem 
Arbeitskreis gehören Vertreter mehrerer Verbände 
an, welche die Interessen der Verleger von Zeitun- 
gen und Zeitschriften, der Werbewirtschaft, des Zei- 
tungsdrucks sowie der Hersteller von Druck- und 
Papiermaschinen vertreten. Der Arbeitskreis 
empfie'hlt drei Zeitungsformate mit bestimmten 
Maßen für den Satzspiegel, ferner einheitliche Satz- 
maße für Spaltenbreite und Spaltenzwischenschlag 
bei Zeitungsanzeigen. Die empfohlene Vereinheit- 
lichung der Formate und Satzmaße dient dem Ziel, 
die Zusammenarbeit zwischen der werbungtreiben- 
den Wirtschaft und den Zeitungsverlagen sowie 
Zeitungsdruckereien bei dem Einschalten von An- 
zeigen in Zeitungen zu erleichtern. Die angemelde- 
ten Empfehlungen entsprechen den gesetzlichen Vor- 
aussetzungen der Freistellung vom Empfehlungsver- 
bot. Der Fachnormenausschuß Druck- und Repro- 
duktionstechnik im Deutschen Normenausschuß hat 
als Rationalisierungsverband den Empfehlungen 
seine Zustimmung gegeben. Der Arbeitskreis „An- 
gleichung der Zeitungsformate" konnte entgegen 
seiner Auffassung nicht als Rationalisierungsver- 
band im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 3 anerkannt wer- 
den, weil seine Aufgabe sich in einem einmaligen 
Normungsvofhaben erschöpft. Die nach dem Gesetz 
erforderliche satzungsmäßige Aufgabe, Normungs- 
und Typungsvorhaben durchzuführen, setzt dem Ge- 
setzeszweck nach voraus, daß diese Aufgabe als ein 
auf Dauer gerichteter Verbandszweck in einer unbe- 
stimmten Vielzahl von Normungsvorhaben verfolgt 
wird. 

Nach Feststellungen des Bundeskartellamtes ist im 
Sortimentsbuchhandel in letzter Zeit zunehmend die 
Praxis verbreitet, bei Einzelbestellungen preisge- 
bundener Bücher dem Kunden Beschaffungskosten 
zu berechnen, wenn das gewünschte Buch beim Ver- 
lag bestellt werden muß. Diese Beschaffungskosten 
werden, zum Teil in pauschaler Höhe, zusätzlich zum 
gebundenen Preis berechnet. Das Bundeskartellamt 
hat den Börsenverein des Deutschen Buchhandels 
darauf hingewiesen, daß diese Praxis mit dem Recht 
der Preisbindung grundsätzlich nicht vereinbar ist. 
Die Kosten der Beschaffung des Buches beim Verlag 
oder Zwischenbudihandel sind durch den gebunde- 
nen Preis abgegol'ten. Das gilt grundsätzlich auch 
dann, wenn das am Lager des Buchhändlers nicht 
vorrätige Buch auf Bestellung des Kunden beim Ver- 
lag besorgt werden muß. Führt dagegen der Buch- 
händler auf Wunsch des Kunden eine Bestellung 
aus, die Kosten über das übliche Maß hinaus verur- 
sacht, so können die dadurch entstandenen beson- 
deren Auslagen, z. B. Telefongebühren bei Eilbestel- 
lungen, dem Kunden nach besonderer Vereinbarung 
in Rechnung gestellt werden. Von diesen Ausnahme- 
fällen abgesehen überschreitet der Buchhändler den 
gebundenen Preis, wenn er dem Kunden Beschaf- 
fungskosten berechnet. Derartige Preisüberschrei- 
tungen können, wenn sie verbreitet Vorkommen, 
die Aufhebung der Preisbindung gemäß § 17 Abs. 1 


Nr. 2 wegen mißbräuchlicher Handhabung rechtferti- 
gen. 

3. Zeitungsverleger 

Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger 
e. V. hat nach § 28 Abs. 3 Satz 1 die Eintragung von 
Wettbewerbsregeln für den Vertrieb von Zeitungen 
in das Register für Wettbewerbsregeln beantragt^). 
Nach diesen Regeln sollen die Verlage sich vor der 
Einstellung eines Bezieherwerbers sorgfältig über 
ihn informieren und sich Zeugnisse über seine frü- 
here Tätigkeit verlegen lassen. Außerdem haben 
die Verlage die Werber vor der Einstellung schrift- 
lich zur Einhaltung bestimmter, in den Wettbe- 
werbsregeln enthaltenen Vorschriften für die Durch- 
führung der Werbung zu verpflichten. Werber, die 
trotz schriftlicher Abmahnung wiederholt gegen 
diese Vorschriften verstoßen, sollen entlassen wer- 
den. Darüber hinaus verbieten die Wettbewerbsre- 
göln sittenwidrige Formen der Abwerbung von 
Werbern, Trägern und Vertriebsagenturen. Sie ent- 
halten ferner Beschränlkungen der Lieferung oder 
Verteilung von Werbe- und Freiexemplaren sowie 
der kostenlosen Vorauslieferung bei abgeschlosse- 
nem Abonnement. Für die Nachsendung von Zeitun- 
gen Ist dem Bezieher nach den Wettbewerbsregeln 
mindestens eine angemessene Kostenpauschale in 
Rechnung zu stellen. Vorzugspreise und Zugaben 
werden auf das nach dem Rabattgesetz und der 
Zugabeverordnung Zulässige begrenzt. 

Schließlich enthalten die Wettbewerbsregeln ein- 
schränkende Bestimmungen über die Werbung mit 
Sachprämien. Es wird geprüft, ob die Eintragungs- 
voraussetzungen erfüllt sind. 


Freie Berufe 

1. Zahnärzte 

Der Landesverband Nordrhein des Freien Verban- 
des Deutscher Zahnärzte hat an seine Mitglieder 
sowie einige weitere Zahnärzte einen „Leitfaden zur 
Erstellung von Liquidationen" versandt. Er enthält 
ein Verzeichnis zahnärztlicher Leistungen sowie für 
jede Leistung drei Preise, die als „Mindestrichtsatz", 
„Mittelsatz" und „Höchstsatz" bezeichnet sind. In 
einem unter Mitwirkung der Bundesorganisation die- 
ses Verbandes verfaßten Begleitschreiben wurde 
den Empfängern nahegelegt, bei mittleren Einkom- 
mensverhältnissen des Patienten und mittlerem 
Schwierigkeitsgrad den „Mittelsatz" zu berechnen 
und in anderen Fällen den „Mindestsatz" nicht 
zu unterschreiten. Der „Mindestsatz" entspricht in 
der Regel etwa dem 2,2fachen, der „Mittelsatz" 
dem 3,4fachen und der „Höchstsatz" dem 6fachen 
der Sätze der staatlichen Gebührenordnung für 
Zahnärzte (GOZ) vom 18. März 1965. Das Bundes- 
kartellamt hat die Herausgabe des Leitfadens als 
ordnungswidrige Preisempfehlung nach § 38 Abs. 2 
Satz 2 beanstandet. Der den Zahnärzten vom Ge- 
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setzgeber gewährte Wettbewerbsspielraum — inner- 
halb des von der GOZ vorgesdiriebenen Vergü- 
tungsrähmens oder beim Abschluß einer Honorar- 
vereinbarung — genießt den Schutz des GWB, so 
daß Absprachen in diesen Grenzen gegen § 1 ver- 
stoßen würden. Das eingeleitete Verfahren ist ein- 
gestellt worden, nachdem der Verband unter Hin- 
weis auf die Beanstandungen des Bundeskartellam- 
tes die Honorarverzeichnisse zurückgefordert und 
die zurückgesandten Exemplare vernichtet hatte. 

2. Wirtschaftsprüfer 

Das Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland 
e. V. hat am 22. Juli 1971 ein Verzeichnis von „Ge- 
bühren" der Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprii- 
fungsgesellschaften herausgegeben. Darin werden 
nach einem Hinweis auf die Notwendigkeit, die 
Sätze einer früheren „Gebührenfeststellung" an die 
gestiegenen Kosten anzupassen, Zeitgebühren nach 
Stunden- und Tagessätzen sowie eine Tabelle von 
Wertgebühren veröffentlicht, die für die Bemessung 
des Honorars der Wirtschaftsprüfer, qualifizierten 
Mitarbeiter und Assistenten bei der Durchführung 
von Abschlußprüfungen maßgebend sein soll. Nach 
Einleitung eines Bußgeldverfahrens wegen Ver- 
dachts einer Ordnungswidrigkeit nach § 38 Abs. 2 
Satz 2 haben Vorstand und Verwaltungsrat des In- 
stituts ihre Bereitschaft erklärt, die „Gebührenfest- 
stellungen" nicht mehr herauszugeben und noch 
vorhandene Exemplare zu vernichten. Von dieser 
Entscheidung hat das Institut seine Mitglieder durch 
Rundschreiben unterrichtet und dabei die Beanstan- 
dungen des Bundeskartellamtes erläutert. Das Ver- 
fahren ist daraufhin eingestellt worden. 

Ebenso hat das Bundeskartellamt ein von der Ver- 
lagsbuchhandlung des Instituts der Wirtschaftsgüter 
GmbH herausgegebenes Honorarverzeichnis mit 
dem Titöl „Düsseldorfer Gebühren-Berater für 
Steuerberatung, Prüfung und Treuhandwesen" als 
Empfehlung im Sinne von § 38 Abs. 2 Satz 2 bean- 
standet. Dieses Verzeichnis enthält auf über 90 Sei- 
ten Berechnungsrichtlinien für die Bemessung von 
Honoraren. Auch in diesem Falle konnte das Ver- 
fahren eingestellt werden, nachdem die Betroffenen 
sich bereit erklärt hatten, den Vertrieb einzustellen 
und noch vorhandene Exemplare zu vernichten, und 
diese Zusage in einem Rundschreiben des Instituts 
der Wirtschaftsprüfer öffentlich bekanntgegeben 
worden war. 


3. Patentanwälte « 

Gegen den Vorstand der Patentanwaltskammer ist 
ein Bußgeldverfahren wegen Verdachts einer Ord- 
nungswidrigikeit nach § 38 Abs. 2 Satz 2 auf Empfeh- 
lung von Honoraren eingeleitet worden. Bereits im 
Jahre 1968 hatte das Bundeskartellamt die von def 
Patentanwaltskammer herausgegebene Gebühren- 
ordnung für Patentanwälte als ordnungswidrige 
Preisempfehlung beurteilt, das Verfahren aber einst- 
weilen nicht weiter verfolgt, weil der Erlaß einer 
gesetzlichen Gebührenregelung in naher Zukunft 
erwartet wurde. Gleichwohl hat die Patentanwalts- 


kammer später in zwei Fällen einzelne in diesem 
Gebührenverzeichnis empfohlene Honorare erhöht. 
Das daraufhin erneut eingeleitete Verfahren ist 
eingestellt worden, nachdem die Patentanwaltskam- 
mer sich bereit erklärt hatte, Preisempfehlungen der 
beanstandeten Art nicht mehr auszusprechen. Ein 
weiteres Bußgeldverfahren, das die Herausgabe der 
für Patentanwälte als verbindlich bezeichneten „Ge- 
bührenordnung für Patentanwälte im Verkehr mit 
Patentanwälten außerhalb der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft" zum Gegenstand hat, ist aus- 
gesetzt worden, bis ein beim Bundesgerichtshof an- 
hängiges anderes Verfahren (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 54) abgeschlossen ist, in dem eine Klärung dar- 
über erwartet wird, unter welchen Voraussetzungen 
die Praktizierung einer nicht nach § 6 Abs. 1 und § 9 
Abs. 2 beim Bundeskartellamt angemeldeten Export- 
vereinbarung ordnungswidrig ist. 


Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, 
Fischerei und Jagd 

1. Trinkmilch 

Ende Juni 1972 wurde der Trinkmilchmarkt (Tätig- 
keitsbericht 1971 S. 87/88) von der letzten noch vor- 
handenen hoheitlichen Preisregelung befreit, indem 
durch Rechtsverordnung die Mindestpreisregelung 
aufgehoben wurde (BGBl. I S. 987). Dabei ging die 
Bundesregierung davon aus, daß eine quantitativ 
und qualitativ ausreichende Versorgung der Bevöl- 
kerung auch in Zükunft gewährleistet sei, nachdem 
sich die Erlöse der Molkereien aus der Trinkmilch- 
produktion inzwischen vom Mindestpreisniveau ab- 
gehoben hatten. Die Preisentwicklung am Trink- 
milchmarkt seit Aufhebung der Festpreisregelung 
(1. Februar 1971) hat inzwischen zu einer öffent- 
lichen Diskussion geführt, in die sich insbesondere 
die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher e. V., 
Bonn, eingeschaltet hat; denn seither sind die Trink- 
milchpreise buhdesweit viermal angehoben worden, 
wobei die Molkereiäbgabepreise um mehr als 
30 V. H. erhöht worden sind. Auf eine entsprechende 
Anfrage im Bundestag hat sich die Bundesregierung 
dahin gehend geäußert, dem Wettbewerb auf dem 
Trinkmilchmarkt seien auf Grund der produktspezi- 
fischen Eigenschaften Schranken gesetzt. Deshalb 
werde der örtliche Markt überwiegend von den ge- 
bietsansässigen Molkereien beliefert (Deutscher 
Bundestag — 6. Wahlperiode — 197. Sitzung vom 
20. September 1972 S. 11610/11). Das Bundeskartell- 
amt hat ein Verfahren nach ,§ 22 gegen ein namhaf- 
tes Molkereiunternehmen eingeleitet, um zu prü- 
fen, ob die Trinlkmllchpreise und -Preiserhöhungen 
mißbräuchlich sind. 


2 , Eier und Geflügel 

Die beiden Stabilisierungsfonds im Eier- und Ge- 
flügelsektor, die Mastgeflügel-Stabilisierungsfonds 
Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH und die 
Eier-Stabilisierungs-Vermögensverwaltungsgesell- 
sdiaft mbH, beide Bonn, haben Anfang 1972 ihre 
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Tätigkeit auf genommen (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 85/86). Die ersten 'Selbsthilfemaßnahmen zur An- 
passung des Angebots an die Nachfrage wurden — 
abgesehen von einer Starthilfe aus Haushaltsmitteln 
des Bundes — aus Beiträgen der Gesellschafter 
finanziert. Dabei zielten die inzwischen gefaßten Be- 
schlüsse in erster Linie auf die Milderung der Ursa- 
chen der Überproduktion ab (z. B. Beschränkung der 
Bruteiereinlagen und der Auslieferung und Einstal- 
lung von Jungmastgeflügel-Küken). Diese produk- 
tionsbezogenen Beschlüsse wurden durch Beschlüsse 
ergänzt, die darauf abheben, den Angebotsdruck 
vorhandener Produktionsüberschüsse im Absatzsek- 
tor zu mildern. So wurden in einem bestimmten Um- 
fang Konsumeier zu Eiprodukten verarbeitet und 
Legehennen vorzeitig geschlachtet. Im Mastgeflü- 
gelsektor wurde der Export gefördert. Die vorste- 
henden Beschlüsse sind auf ihre Vereinbarkeit mit 
den §§ 100, 104 geprüft worden. Die Beschlüsse er- 
strecken sich ohne Preisbindung auf die Erzeugung 
oder den Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse. 
Da mit ihnen zwar eine gewisse Marktentlastung, 
jedoch keine spürbare Preisanhebung durch Ange- 
botsverknappung verbunden war, stellen sie keinen 
Mißbrauch im Sinne des § 104 Abs. 1 Nr. 1 dar. 


Verkehrs- und Fernmeldewesen 
Seeschiffahrt 

Mit Beschluß vom 9. Juni 1972 hat das Kammer- 
gericht die Entscheidung des Bundeskartellamtes 
vom 10. September 1971 aufgehoben, in der zwei 
inländischen Konferenzreedern aufgegeben war, die 
Gewährung von Treuerabatten im Rahmen der 
Schiffahrtskonferenzen nach Fernost nicht mehr da- 
von abhängig zu machen, daß kein Außenseiter- 
reeder beauftragt wird; das Bundeskartellamt hatte 
ferner die Kontraktzeichnungen mit diesen Konfe- 
renzreedern insoweit für unwirksam erklärt, als die 
Verladung mit Außenseitern untersagt ist (Tätig- 
keitsbericht 1971 S. 29, 88). Das Kammergericht geht 
in seiner Begründung zwar grundsätzlich davon aus, 
daß sich die Mißbrauchs aufsicht nach § 104 auch auf 
Verladerbeschrärikungen in Verträgen der grenz- 
überschreitenden Seeschiffahrt (§ 99 Abs. 2 Nr. 1) 
erstreckt. Maßnahmen der Mißbrauchsaufsicht seien 
jedoch hicht bereits gerechtfertigt, wenn im Sinne 
des § 18 durch solche Bindungen der Zugang zu 
einem Markt unbillig beschränkt oder der Wettbe- 
werb wesentlich beeinträchtigt werde. Es müßten 
bei Anwendung des § 104 weitere zu mißbilligende 
Umstände hinzutreten. Das Gericht hat sie nicht als 
gegeben angesehen. Nach seiiner Ansicht führen die 
Verladerbeschränkungen nicht zu einem völligen 
oder fast völligen Ausschluß des Wettbewerbs. Wei- 
ter verneint es ein mißbräuchliches Verhalten der 
Konferenzreeder wegen Verstoßes gegen § 26 

Abs. 2. Verladerbindungen dieser Art seien zur Er- 
haltung ordentlicher Liniendienste notwendig. Das 
besondere Schutzbedürfnis der Konferenzreeder 
rechtfertige daher die von den Verladerbindungen 
ausgehende Behinderung der Außenseiterreeder und 
die unterschiedliche Behandlung der Verlader. Das 
Bundeskartellamt hat gegen den Beschluß des Kam- 


mergerichts Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichts- 
hof etingelegt. 

Kreditwirtschaft 

Nach vorangegangenen Besprechungen im Bundes- 
kartellamt hat die Commerzbank AG das Koopera- 
tionsabkommen mit Credit Lyonnais und Banco di 
Roma (Tätigkeitsbericht 1971 S. 89) nach § 102 zur 
Legalisierung gemeldet. Im einzelnen haben die 
drei Banken eine enge internationale Zusammen- 
arbeit im Bankgeschäft auf der Grundlage gegensei- 
tiger Meistbegünstigung vereinbart. 

Auch für das Inlandsgesdiäft sind neben dem an- 
haltenden Trend zur Fusion Kooperationsabkom- 
men nach § 102 gemeldet worden. So haben sich 
die Bayerische Hypotheken- und Wechselbank und 
die Bayerische Landesbank (früher Bayerische Ge- 
meindebank) gegenseitige Unterstützung und Rück- 
sichtnahme sowie Erfahrungsaustausch zugesagt. 

Es wird geprüft, ob und in welchem Umfang durch 
den Wegfall bisher vorhandenen Wettbewerbs und 
eine von der Kooperation erweiterte Marktstärke 
die Wettbewerbsverhältnisse im süddeutschen Raum 
beeinträchtigt werden. 

Zu Beginn des Berichtsjahres hat der Zentrale Kre- 
ditausschuß festgestellt, daß eine Zinssenkung für 
Spareinlagen um V 2 v. H. marktgerecht erscheint. 
Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband, der 
Bundesverband deutscher Banken und der Bundes- 
verband der Deutschen Volks- und Raiffeisen- 
banken haben dies den ihnen angeschlossenen 
Instituten mitgeteilt und unter Hinweis auf örtliche 
Konkurrenzverhältnisse anheimgestellt, die Zinsen 
für Spareinlagen mit gesetzlicher bzw. vereinbarter 
einjähriger Kündigungsfrist entsprechend herabzu- 
setzen. Die Mißbrauchsaufsicht hat keinen Anlaß zu 
Eingriffen gegen diese in entsprechender Anwen- 
dung von § 102 gemeldeten Verbandsempfehlungen 
ergeben. 

Weitere Freistellungsmeldungen betrafen Verände- 
rungen des Barikverkehrs untereinander und mit 
dem Kunden. So wurden die Kreditrichtlinien des 
Deutschen Genossenschaftsverbandes (Schulze-De- 
litzsch) u. a. dahin geändert, daß ein bestimmtes 
Kreditvolumen nicht überschritten werden soll. Den 
Spai^kassen ist empfo(hlen worden, automatenge- 
rechte Überweisungsvordrucke zu verwenden und 
entsprechend auszufüllen. Der Bundesverband deut- 
scher Banken hat das im November 1972 in Kraft 
gesetzte „Abkommen zum automatisierten Zah- 
lungsverkehr durch Datenträgeraustausch (Magnet- 
band-Clearing-Verfahren)" mit den entsprechenden 
Bedingungen für die Beteiligung der Kunden gemel- 
det. Mißbrauchsbeanstandungen waren bisher in kei- 
nem Fall erforderlich. 

Im Vorgriff auf die neue Verordnung über Preisan- 
gaben sind die Kreditverbände im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Fi- 
nanzen und der Arbeitsgemeinschaft der Verbrau- 
cher übereingekommen, das „Merkblatt zur ein- 
heitlichen Gestaltung des Aushanges von Regelsät- 
zen im standardisierten Mengengeschäft der Kredit- 
institute mit privaten Kunden" zum Aushang in den 
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Schalterräumen bekanntzumachen. Aus dem auf die- 
ser Grundlage aufbauenden Preis- und Konditionen- 
verzeichnis können die Kunden jetzt leichter Unter- 
schiede der Relationen zwischen Dienstleistung und 
Entgelt bei den fast 8 000 Bankinstituten verglei- 
chen. Mit der so erhöhten Markttransparenz wird 
eine weitere Belebung des Wettbewerbs im Kredit- 
gewerbe angestrebt. Da im Merkblatt Zahlenbei- 
spiele genannt sind, wird geprüft, ob es sich dabei 
um über zulässige Kalkulationshilfen hinausgehende 
Wettbewerbsbeschränkungen und damit um einen 
meldepflichtigen Tatbestand handelt. 

Zahlreiche Beschwerden galten der Einführung von 
Gebühren für Lohn- und Gehaltskonten. Viele Kon- 
teninhaber sahen nach den früheren Ankühdigun- 
gen, diese Konten würden für die Zukunft gebüh- 
renfrei geführt, in der Gebührenbelastung die Folge 
einer Absprache der Kreditinstitute oder einen Miß- 
brauch ihrer Marktmacht, dem die Gehaltsempfän- 
ger kaum ausweichen könnten. Unter diesen Aspek- 
ten hat das Bundeskartellamt Ermittlungen durchge- 
führt, aber weder unzulässige Wettbewerbsbe- 
schränkungen durch Kartellvereinbarungen oder 
Empfehlungen noch ein mißbräuchliches Verhalten 
der Kreditwirtschaft oder einzelner ihrer Organisa- 
tionen feststellen können. Zwei Verbände haben 
ihren Instituten zwar umfangreiche Analysen über 
die wirtschaftlichen Gründe, über die allgemeinen 
Tendenzen sowie über das durchschnittliche Kosten- 
gefüge und sonstige statistische Zahlen in ihrem 
Bereich als Entscheidungshilfe für das einzelne In- 
stitut übersandt und dies dem Bundesaufsichtsamt 
für das Kreditwesen mitgeteilt. Das Bundeskartell- 
amt hat diese Verbandsarbeit trotz gewisser Zweifel 
als noch im Rahmen des Zulässigen liegende Mit- 
gliederinformation beurteilt, die somit keiner Frei- 
stellungsmeldung zur Abwendung eines Bußgeld- 
verfahrens bedarf. Der Überblick über die Gebüh- 
ren für Lohn- und Gehaltskonten zeigt im übrigen 
eine Vielfalt von Variationen: Viele Institute erhe- 
ben weiterhin keine Gebühr; der Rahmen zwischen 
geringeren und höheren Gebühren ist groß; die 
Zahl der vielfach gewährten Freibuchungen pro Mo- 
nat oder Quartal differiert stark. Deshalb kann vom 
Fehlen wesentlichen Wettbewerbs auf diesem Teil- 
markt nicht gesprochen werden (§ 22). Bei Abwä- 
gung der Motive (ungleich starke Inanspruchnahme 
bei gestiegenen Kosten, zu geringe Bodensätze, 
scharfer Zinswettbewerb nach Zinsfreigabe) wäre 
auch ein Mißbrauch nicht nachzuweisen. Die im 
Zentralen Kredit ausschuß zusammenarbeitenden 
Spitzenverbände haben einen umfassenden Bericht 
über den letzten Stand der Gebührenpraxis zuge- 
sagt. Als Ergebnis von Besprechungen aktueller 
kartellrechtlicher Probleme informieren sie das Bun- 
deskartellamt darüber hinaus jetzt generell und lau- 
fend über ihre Tätigkeit und wettbewerblich interes- 
sierende Fragen des Kreditgewerbes. 

Zwei bedeutende Bausparkassen haben gemeinsam 
mit einer Unternehmensgruppe für Fertighäuser 
Verträge über eine Zusammenarbeit abgeschlossen, 
wonach Einzelheiten über die Entwicklung, Produk- 
tion und Lieferikontingente für Sondermodell eines, 
Fertighauses vereinbart wurden, das ausschließlich 


an die Sparer beider Bausparkassen verkauft wer- 
den soll. Sie haben neben sonstiger Werbung ihren 
Außendienst für die Verkaufsvermittlung des Mo- 
dells einzusetzen und sodann dem Käufer die Kauf- 
preisfinanzierung anzubieten. Die Bausparkassen 
und die Baugruppe haben sich gegenseitig verpflich- 
tet, ohne ausdrückliche Zustimmung der jeweils an- 
deren Seite keine ähnlichen Kooperationen mit 
Wettbewerbern der Partner einzugehen. Die hori- 
zontale Bindung zwischen den Bausparkassen ist 
durch Meldung hach § 102 legalisiert worden. An- 
haltspunkte für ein mißbräuchliches Verhalten haben 
sich bisher nicht gezeigt. 

Auf Anregung einer Baufinanzierungsbank hat das 
Bundeskartellamt geprüft, ob die Deutsche Bau- und 
Boden AG den Bestimmungen des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen unterliegt, soweit sie 
über zweckgebundene öffentliche Mittel für be- 
stimmte Baufinanzierungen verfügt. Nach § 21 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes ist der Bundesmini- 
ster für Städtebau und Wohnungswesen ermächtigt, 
bestimmte öffentliche Mittel für Zwecke der Vor- 
und Zwischenfinanzierung des Baues von Familien- 
heimen und Eigentumswoihnungen im sozialen Woh- 
nungsbau bereitzustellen. Weitere öffentliche Mittel 
sind für die Zinsverbilligung von Krediten zur Bau- 
landbeschaffung und -erschließung vorgesehen. In 
beiden Fällen werden die öffentlichen Förderungs- 
mittel nach entsprechenden Richtlinien des Bundes- 
ministers für Städtebau und Wohnungswesen aus- 
schließlich der Deutschen Bau- und Bodenbank AG 
zur Verfügung gestellt, die über Anträge von Kre- 
ditnehmern auf Gewährung von Darlehen und über 
die Zinsverbilligung von Krediten zu entscheiden 
hat. Das Bundeskartellamt hat ;zur Frage seiner 
Sachkompetenz und zu dem von dem Anreger ge- 
gen die Deutsche Bau- und Bodenbank AG erhobe- 
nen Vorwurf der mißbräuchlichen Ausnutzung der 
marktbeherrschenden Stellung und der Verletzung 
des Diskriminierungsverbotes folgende Auffassung 
vertreten: Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen erfaßt alle faktischen und vertraglichen Be- 
schränkungen des Wettbewerbs im Geschäftsver- 
kehr mit Wirtschaftsgütern und gewerblichen Lei- 
stungen. Das Gesetz findet keine Anwendung auf 
öffentlich-rechtliche Rechtsverhältnisse; es erstreckt 
sich daher nicht auf Leistungen, die aufgrund hoheit- 
licher Bestimmungen gegeben oder gefordert wer- 
den (Amtliche Begründung zu § 1 Nr. 3 b und c zum 
RegE Bundestags-Drucksache 1158 Anlage 1; Tätig- 
keitsbericht 1959 S. 14; 1961 S. 50; WuW/E BGH 
448 „Gummistrümpfe''). Entsprechend dieser Grund- 
konzeption des Gesetzes war die Bereitstellung der 
öffentlichen Mittel zur Vor- und Zwischenfinanzie- 
rung von Wohnbauten im sozialen Wohnungsbau 
nach § 21 Abs. 2 WoBauG und ihre Übertragung 
auf die Deutsche Bau- und Bodenbank AG dem 
öffentlich-rechtlichen Bereich zuzurechnen, weil für 
diese Förderungsmaßnahmen der öffentlichen Hand 
die dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vorgehende gesetzliche Sonderregelungen des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes beste’ht. In diese durch 
Sondergesetz geregelten Rechtsbeziehungen zwi- 
schen Bund und Kreditbank kann das Bundeskartell- 
amt nicht eingreifen. Dagegen stellt sich die Gewäh- 
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rung von Darlehen durch die Deutsche Bau- und 
Bodenbank AG an Kreditnehmer, die Familienheime 
oder Eigentumswohnungen im sozialen Wohnungs- 
bau errichten; als privatwirtschaftliche Teilnahme 
am geschäftlichen Verkehr auf einem bestimmten 
Markt für gewerbliche Leistungen dar, weil die 
Bank in eigener Verantwortung über Bewilligung 
oder Ablehnung der Darlehensanträge entscheidet 
und die Darlehen auf privatrechtlicher Grundlage 
nach ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen ge- 
währt. Wie andere Kreditinstitute, die ihre Leistun- 
gen auf dem Markt für Baufinanzierungen anbieten, 
unterliegt die Deutsche Bau- und Bodenbank AG 
auch im Bereich dieser öffentlichen Förderungsmaß- 
nahme den Vorschriften des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen. Im Falle der Zinsverbilli- 
gung von Krediten zur Beschaffung und Erschlie- 
ßung von Baugelände für Wohnungsbauten ist 
ebenfalls die Bereitstellung der Haushaltsmittel als 
öffentlich-rechtlicher Sektor, die Durchführung der 
Zinsverbilligung selbst als privatwirtschaftliche Tä- 
tigkeit der Deutschen Bau- und Bodenbank AG an- 
gesehen worden. Bei der gebotenen Trennung der 
Vergabe der iSubventionsmittel in einen öffentlich- 
rechtlichen und einen privatwirtschaftlidien Bereich 
konnte die von dem Anreger erhobene Forderung 
einer anderweitigen Verteilung der Mittel, zum Bei- 
spiel einer Aufteilung nach Kontingenten an weitere 
Kreditinstitute, nicht zum Gegenstand einer kartell- 
rechtlichen Prüfung gemacht werden. Die Feststellung, 
daß die Deutsche Bau- und Bodenbank AG sowohl 
bei der Vor- und Zwischenfinanzierung als auch bei 
der Zinsverbilligung eigener und fremder Kredite 
als Unternehmen im Sinne des Gesetzes tätig ist, 
führte wegen des erhobenen Vorwurfes zu der wei- 
teren Prüfung, ob sie eine durch die ausschließliche 
Verfügungsgewalt über die Bundesmittel entstan- 
dene marktbeherrschende Stellung mißbräuchlich 
ausnutzt und/oder das Diskriminierungs verbot ver- 
letzt. Das Bundeskartellamt brauchte die Frage der 
marktbeherrschenden Stellung der Deutschen Bau- 
und Bodenbank AG in beiden Geschäftsbereichen 
nicht abschießend zu beurteilen. Denn dem hinsicht- 
lich der Vor- und Zwischenfinanzierung erhobenen 
Vorwurf, andere Kreditinstitute würden nicht oder 
zu spät darüber unterrichtet, zu welchem Zeitpunkt 
und in welcher Höhe der Bund jeweils Mittel bereit- 
stelle, so daß es wegen der Bearbeitung der Kredit- 
anträge nach Eingang zu Nachteilen für die Kredit- 
kunden dieser Banken komme, wird die Deutsche 
Bau- und Bodenbank AG durch Bekanntgabe des 
Zeitpunktes der Zuweisung und der Höhe der Mittel 
begegnen. Der andere Vorwurf richtete sich dage- 
gen, daß bei der Zinsverbilligung für Kredite zur 
Baulandbeschaffung und -erschließung das Verhält- 
nis der Förderung eigener Kreditkunden gegenüber 
Kreditnehmern anderer Ban!ken eine mißbräuchliche 
Bevorzugung der Deutschen Bau- und Bodenbank 
AG erkennen lasse. Die Prüfung des Bundeskartell- 
amtes, die sich auf Geschäftsvorfälle eines längeren 
Zeitraumes erstreckte, ergab, daß der Deutschen 
Bau- und Bodenbank AG weder ein mißbräuchliches 
Verhalten aufgrund bevorzugter Behandlungen eige- 
ner Kreditkunden und Ablehnung von Kreditneh- 
mern fremder Banken nachzuweisen noch ein Ver- 


stoß gegen das Diskriminierungsverbot vorzuwerfen 
war. 


Versicherungswesen 

Der überwiegende Bereich der Versicherungswirt- 
schaft war 1972 weiterhin durch das Bestreben ge- 
kennzeichnet, über Prämienanhebungen und flan- 
kierende Maßnahmen mit der Schaden ent Wicklung 
Schritt zu halten. Nachdem für den Bereich der 
Sachversicherung und sonstigen Vermögensscha- 
denversicherung im Jahre 1970 mit einer Schadens- 
quote von 80,8 V. H. ein absoluter Höhepunkt er- 
reicht war und im Jahr 1971 nur durch außerordent- 
liche Bemühungen der deutschen Versicherungswirt- 
schaft die Schadensquote auf 75 v. H. gesenkt wer- 
den konnte, waren 1972 weitere Maßnahmen erfor- 
derlich, die Prämieneinnahmen zu den Schadenslei- 
stungen in ein besseres Verhältnis zu bringen. 
Trotzdem arbeiten einzelne Sparten nach wie vor 
mit Verlust und ein Ende der Sanierungsbemühun- 
gen in der Versicherungswirtschaft zumindest für 
einzelne Sparten ist noch nicht abzusehen. 

Das Bundeskartellamt hat die Auswirkungen der 
einzelnen Maßnahmen sorgfältig verfolgt. Aufgrund 
einer Vielzahl von Anfragen einzelner Versiche- 
rungsnehmer ist die Berechtigung von hohen Prä- 
mienerhöhungen nachgeprüft worden. Soweit in Ein- 
zelfällen unverhältnismäßig hohe Mehrbeträge ge- 
fordert wurden, war dies stets darauf zurückzufüh- 
ren, daß die Prämien dieser Verträge in der Vergan- 
genheit z. T. wegen des langfristigen Laufs der Ver- 
träge nicht in dem erforderlichen Maß angehoben, 
die in einzelnen Bereichen in den letzten Jahren 
eingeführten Gefahrenzuschläge noch nicht erhoben 
oder nicht mehr vertretbare Rabatte gewährt wor- 
den waren. Das Bundeskartellamt konnte weder bei 
den linearen Prämienanhebungen für einzelne Spar- 
ten noch bei der Festsetzung der Prämien für ein- 
zelne Policen im Berichtszeitraum einen zu bean- 
standenden Mißbrauch feststellen. 

Trotzdem gibt das für einzelne Sparten eingetretene 
bessere Ergebnis im Verhältnis zwischen Prämien- 
einnahmen und Schadensleistung und der für andere 
Sparten in Zukunft zu erwartende bessere Verlauf 
Anlaß zu einer kritischen Betrachtung der auf die 
Gesamtsanierung gerichteten Wettbewerbsbeschrän- 
kungen, die jede für sich bisher nicht zu beanstan- 
den waren. Das Bundeskartellamt wird in erster 
Linie nunmehr prüfen, ob bei einem besseren Ver- 
hältnis von Prämieneinnahmen und Schadenslei- 
stung einzelne Wettbewerbsbeschränkungen in bis- 
herigem Umfang aufrechtei^halten bleiben müssen. 
Hiervon sind in erster Linie solche kollektiven Maß- 
nahmen der Versicherer betroffen, die Wettbe- 
werbsbeschränkungen auch empfehlenden Charak- 
ters mit der Zielrichtung der sog. Einzelsanierung 
enthalten. Dies sind Maßnahmen, die von dem Ver- 
sicherer beschlossen oder empfohlen worden sind, 
um schlecht zu verlaufende Einzelverträge dem Ge- 
samtschadensverlauf anzupassen. Hierunter fallen 
auch Maßnahmen, die den Versicherern ein Einwir- 
ken auf die Prämienhöhe des Einzelvertrages ge- 
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statten. Der Wettbewerb um den einzelnen Ver- 
sicherungsnehmer darf auf Dauer seine Wirksam- 
keit nicht verlieren. 

In zweiter Linie wird das Bundeskartellamt prüfen, 
ob durch das errichtete System von Wettbewerbs- 
beschränkungen nicht auf Dauer dem Wettbewerb 
immanente :Strukturwii"kungen abgeschnitten wer- 
den. Eine Vielzahl von Versicherungsunternehmen 
ist mangels Bestandes nur sehr schwer in der Lage, 
für einzelne Sparten eine eigene Kalkulation ihres 
Prämienbedarfs aufgrund der eingetretenen Scha- 
densfälle durchzuführen. Diese Versicherer benutzen 
global ermittelte und empfohlene „Grundsätze für 
die Tarifierung" als Grundlage der eigenen Prä- 
mienberechnung. • Auf diese Weise kommt es nicht 
nur zu einer weitgehenden Prämiengleichheit am 
Mai^kt, sondern auch im Schatten der kollektiven 
Maßnahmen zu einer Zementierung der derzeitigen 
Struktur der Versicherungswirtschaft. Damit würde 
die Auslesefunktion des Wettbewerbs mit dem Er- 
gebnis von leistungsstarken im Wettbewerb selb- 
ständig und verantwortlich handelnden Unterneh- 
men zumindest gemindert, wenn nicht gar beseitigt 
werden. Die so am Markt verbleibenden Unterneh- 
men wären möglicherweise auf Dauer auf kollek- 
tive Wettbewerbsbeschränkungen angewiesen, weil 
sie mangels Bestandes zu eigener verantwortlicher 
Kalkulation der Prämien nicht in der Lage wären. 
Würden kollektive Wettbewerbsbeschränkungen in 
der Versicherungs Wirtschaft zu diesem Ergebnis 
führen, müßten sie abgebaut werden. Denn die von 
der privatwirtschaftlich strukturierten Versiche- 
rungswirtschaft übernommenen marktwirtschaft- 
lichen Aufgaben lassen sich auf Dauer nur von ge- 
sunden und leistungsstarken Unternehmen bewäl- 
tigen. Soweit die Versicherungsunternehmen den 
kollektiven Anihebungsmaßnahmen der Prämien so- 
wohl hinsichtlich der generellen als auch der indi- 
viduellen Sanierung gemeinsam erarbeitete Zählen- 
wei^ke Über die Berechnung des zukünftigen Scha- 
densbedarfs zugrunde gelegt haben, haben die Ver- 
sicherer bisher dieses Zahlenwerk als ihr Geschäfts- 
geheimnis betrachtet und die Herausgabe der Zah- 
len an die betroffenen Versicherungsnehmer ver- 
weigert. Die Zahlen wurden lediglich der Aufsichts- 
behörde und dem Bundeskartellamt zur vertrau- 
lichen Kenntnisnahme übergeben. Das Bundeskar- 
tellamt hat den Versicherern gegenüber die Auf- 
fassung vertreten, daß ein kollektiv erarbeitetes 
Zahlenwerk, das zur Begründung von kollektiv ein- 
geführten Wettbewerbsbeschränkungen dienen soll, 
aus Sinn und Zweck des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen nicht als Geschäftsgeheimnis 
der die Wettbewerbsbeschränkungen in Anspruch 
nehmenden Unternehmen angesehen werden kann. 
Es hat in mehreren Verfahren die Weitergabe die- 
ser Zahlen an die betroffenen Versicherungsnehmer 
verlangt und wird dies auch in Zukunft tun, sofern 
der Kreis der Versicherungsnehmer oder ihre Ver- 
tretung und die Zahlen genügend repräsentativ sind. 
Die Versicherungsnehmer sollen die Möglichkeit er- 
halten, die den kollektiven Wettbewerbsbeschrän- 
kungen zugrunde liegenden Zahlenwerke über den 
Schadensverlauf der vergangenen Zeit mit ihren 


eigenen Zahlen zu vergleichen. Die Versicherer 
haben hierzu ihr Einverständnis erklärt. 

Soweit in einzelnen Sparten kollektive Wettbe- 
werbsbeschränkungen einen bestimmten Kreis von 
Versicherungsnehmern betreffen, wird es entgegen 
der bisher geübten Praxis notwendig sein, daß die 
Versicherer die Betroffenen vor der Einführung der 
Wettbewerbsbeschränkung anhören. Das Bundes- 
kartellamt hat insoweit die Auffassung vertreten, 
daß für den Ausnähmebereich des § 102 nicht an- 
dere Maßstäbe gelten können als für die anderen 
Ausnahmevorschriften des § 1. Unternehmen, die 
z. B. ein Rabatt- oder Konditionenkartell legalisie- 
ren möchten, sind gezwungen, vor Anmeldung des 
Kartells beim Bundeskartellamt die Betroffenen in 
angemessener Weise zu hören. Nur so ist eine ziel- 
gerechte und systemkonforme Mißbrauchsaufsicht 
möglich. Schon im Stadium der Entstehung einer 
Wettbewerbsbeschränkung muß die Marktauswir- 
kung geprüft werden. § 102 sollte nicht die allein 
auf kollektive Mai^ktmacht gegründete Möglichkeit 
eröffnen, den Wettbewerb ohne Rücksicht auf die 
Marktgegenseite zu beschränken. 

Die Sanierungsmaßnahmen der Industriefeuer- und 
FBU- Versicherer (Tätigkeitsbericht 1971 S. 90) sind 
nunmehr zum größten Teil wirksam geworden. 
Durch Einführung von Prämienrabatten bis zu 
25 V. H, und Abzugsfranchisen versucht dieser Ver- 
sicherungszweig, idie Industrie zu intensiverem vor- 
beugenden und abwehrenden Brandschutz anzurei- 
zen. Das fast einheitliche Befolgen der Sanierungs- 
empfehlungen des Verbandes der Sachversicherer 
und der bisher wenig erkennbare Außenseiter- und 
Auslandswettbewerb hat das Bundeskartellamt ver- 
anlaßt, den Verband mehrfach darauf hinzuweisen, 
daß die Industriefeuer- und FBU- Versicherer nicht 
nur der Mißbrauchsaufsicht nach § 102 unterliegen, 
sondern sich auch als marktbeherrschendes Oligopol 
beurteilen lassen müßten. Marktbeherrscher, die die 
Rechtswohltat der Ausnahmevorschriften des Ge- 
setzes (in Anspruch nehmen, unterlägen aber bei 
wettbewerbsbeschränkendem Marktverhalten er- 
höhter Darlegungslast und müßten deshalb in Streit- 
fällen repräsentativen Zusammenschlüssen von Ver- 
sicherungsnehmern ihre Verbandsstatistiken und 
Kalkulationsgrundlagen offenlegen, soweit dabei 
die Geschäftsgeheimnisse der einzelnen Versicherer 
gewahrt blieben. Der Verband der Sachversicherer 
hat mit dieser Offenlegung begonnen. Weiter hat 
er aufforderungsgemäß seine Tarifierungsgrundsätze 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 82) dahin geändert, daß 
im Neugeschäft die Prämien und Bedingungen für 
Policen unter 50 Millionen DM vor Angebotsabgabe 
der Tarifierungskommission nicht mehr anzuzeigen 
sind. Nach Erfüllung dieser Forderungen hat das 
Bundeskartellamt wegen des zur Zeit noch anzu- 
erkennenden Sanierungsbedürfnisses von weiteren 
Mißbrauctismaßnahmen abgesehen. 

Die von den deutschen professionellen Rückver- 
sicherern seit 1968 ausgebrachten Sanierungsmaßnah- 
men (Tätigkeitsbericht 1968 S. 83; 1969 S. 93; 1970 
S. 88; 1971 S. 90) sind nunmehr nach Erörterung im 
Bundeskartellamt als Empfehlungen in entsprechen- 
der Anwendung von § 102 Abs. 1 beim Bundesauf- 
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sichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen 
gemeldet worden. Die Durchführung dieser Klauseln 
unterliegt damit der Mißbrauchs auf sicht nach Ab- 
satz 2 der Vorschrift. Da ihre Verluste aus dem Indu- 
striefeuer- und FBU-Geschäft in den Jahren 1969, 
1970 und 1971 ca. 15,38 und 56 Millionen DM betru- 
gen, wobei die Zahl der Großschäden (ab 500 000 DM) 
wächst und 1971 bereits letwa die Hälfte der gesam- 
ten Schadensumme ausmachte, ist in den jetzt ge- 
meldeten Sanierungsmaßna'hmen der Rückversiche- 
rer keine mißbräuchliche Ausnutzung der Freistel- 
lung vom Empfehlungsverbot zu erkennen gewesen 
(§ 102 Abs. 2). 

Das vorläufig fortbestehende Provisionskartell der 
Rothenburger Vereinigung (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 91) hat mach § 102 Änderungen seiner Ausfüh- 
rungsbestimmungen gemeldet. Dadurch ist die über- 
weisungspro Vision für Vertreter des führenden Ver- 
sicherungsunternehmens jetzt dem Provisionssatz 
für einen hauptberuflichen Vermittler ohne Ab- 
schlußvollmacht angeglichen worden, und zwar auch 
bei Jahresprämien unter 10 000 DM. Weiter gelten 
jetzt die Provisionshöchstsätze der Staffel II für 
Vermittlungsgeschäfte und den Überweisungsver- 
kehr im Industriefeuer- und FBU-Geschäft auch für 
Jahresprämien über 1,5* Millionen DM. Mit diesen 
Zugeständnissen werden die Provisionskürzungen 
des Vorjahres gemildert. Anlaß zur Einleitung 
eines Mißbrauchsverfahrens bestand nicht. 

Der Wiesbadener Vereinigung als Organisation der 
Versicherungswirtschaft zur Anwendung des „Ab- 
kommens zur Durchführung rechtlich begründeter 
Provisionsregelungen" (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 89/90) haben sich inzwischen über 200 Ver- 
sidierungsunternehmen angeschlossen. Die paritäti- 
sche Kommission der Vereinigung, die satzungs- 
gemäß die Einhaltung des Abkommens regelt und 
überwacht, hat in ihrer konstituierenden Sitzung 
allgemeine Verfahrensbestimmungen für ihre fünf 
ständigen Ausschüsse aufgestellt. Im Berichtsjahr 
hat sich keim Anlaß für die Annahme von Mißbräu- 
chen bei der Durchführung des -durch Meldung nach 
§ 102 vom Kartellverbot freigestellten Abkommens 
ergeben. 

Der Arbeitskreis Transportversicherung hat nach 
der vorjährigen Einführung des Risikoerschwernis- 
zuschlages (Tätigkeitsbericht 1971 S. 91) die Erhe- 
bung neuer linearer Zuschläge zurückgestellt und 
dafür beschlossen, daß Prämien auch bei gutem 
Verlauf eines Vertrages vorläufig nicht gesenkt 
werden sollen und sie bei individueller Sanierung 
so erhöht werden, daß die Schadenquote in der un- 
gegliederten Drei-Jahres-Statistik höchstens 55 v. H. 
betragen würde. Die Kostenordnung als Grundlage 
für die Provisionierung der Versicherungsvermittler 
gilt bis Ende des Jahres 1973 weiter. Neue Zeich- 
nungsvollmächten sollen weiterhin nicht erteilt wer- 
den. Wegen des Sanierungsbedarfs der Transport- 
versicherung sind gegen die nach § 102 Abs. 3 ge- 
meldeten Beschlüsse keine Mißbrauchsmaßnahmen 
getroffen worden. 

Gegen den Leiter des größten deutschen Vermitt- 
leruntemehmens für Transportversicherungen ist 


ein Bußgeld in Höhe von 10 000 DM wegen Ver- 
stoßes gegen § 25 festgesetzt worden. Das Unter- 
nehmen vermittelt eine von ihm entwickelte Ver- 
sicherungspolice für die Speditions- und Rollfuhr- 
versicherung. Als ein neu auf den Markt gekomme- 
ner Transportversicherer ihm mit einer eigenen 
ähnlichen Verkehrshaftungs Versicherung Wettbe- 
werb machte, trat der Betroffene an die Rückver- 
sicherer dieses Konkurrenten heran und informierte 
sie mündlich und durch Übersendung eines achtseiti- 
gen Dossiers über die Geschäftspraxis des Konkur- 
renten, unter Hinweis auf die von ihm ausgehenden 
erheblichen Marktstörungen. Dabei warnte er sie 
zur Vermeidung angeblich drohender Verluste drin- 
gend davor, ihre Rückversicherungsverträge mit 
dem Wettbewerber zu verlängern. Zugleich bot der 
Betroffene dem einen Versicherer an, die mit ihm 
bestehende eigene Geschäftsverbindung auszuwei- 
ten, dem anderen, neue Geschäftsverbindungen an- 
zuknüpften. Damit hat er diesen Rückversicherern 
geschäftliche Vorteile versprochen, um sie zur ein- 
heitlichen Kündigüng ihrer Rückversicherungsver- 
träge mit dem Konkurrenzunternehmen zu veran- 
lassen und ihn nach Wegfall seines Rückversiche- 
rungsschutzes zur Aufgabe seines Wettbewerbs- 
kampfes zu zwingen. Gegen den Bußgeldbescheid ist 
Einspruch eingelegt worden, über den das Kammer- 
gericht noch nicht entschieden hat. 

Der Verlauf der Seekasko-Versicherung war nach 
Einführung des Trendzuschlages von 10 v. H. (Tätig- 
keitsbericht 1971 S. 91) durch eine niedrigere Scha- 
denquote gekennzeichnet, die auf der Grundlage 
Bruttoprämie X Vorauszählungsrabatt 70,7 v. H. 
betrug (Vorjahr ca. 88 v. H.). Allerdings war inner- 
halb der insgesamt etwas zurückgegangenen Scha- 
denmeldungen das weitere Anwachsen der größe- 
ren Schäden (über 100 000 DM) festzustellen. Dem- 
gegenüber hat die Gewährung der Prämienrabatte 
als Anreiz für mehrjährigen schadenarmen Seever- 
kehr leicht zugenommen. Der Reparaturkostenindex 
hat sich von Anfang 1965 bis Mitte 1972 um über 
77 V. H. und dabei allein zwischen 1968 und Mitte 
1972 um ca. 60 v. H. erhöht. Die Seekasko-Versiche- 
rer haben errechnet, daß in den letzten zwei Jah- 
ren weitere Policen mit ca. 10 v. H. des gesamten 
Prämienaufkommens der Sparte auf den britischen 
Markt abgewandert sind. Sie haben sich unter die- 
sen Umständen auf die Erhöhung der Abzugsfran- 
chise sowie die Einführung eines Selbstbehalts von 
10 V. H. bei Maschinendefekten durch Bedienungs- 
fehler und von Prämienminderungen für Stillegun- 
gen beschränkt. Beanstandungen nach § 102 Abs. 2 
sind nicht erfolgt. 

Die Interessengemeinschaft Flußkasko (Tätigkeits- 
bericht 1971 S. 91) hat weitere Änderungen des 
Flußkaskoabkommens beschlossen und sie nach 
§ 102 Abs. 1 gemeldet. Nach Einführung eines allge- 
meinen Trendzuschlages im Vorjahr beginnen nun- 
mehr die Prämienerhöhungssätze nicht erst bei 
Policen mit einer Schadenquote von 70 v. H., son- 
dern bereits bei 60 v. H. der Bruttoprämie, wobei 
in Stufen die Grundprämie zwischen 10 und 100 v. H. 
erhöht wird. Zusätzlich ist ab Januar 1973 eine 
obligatorische Abzugsfranchise für Partikuliere von 
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250 DM, für Flotten von vier und mehr Schiffen von 
500 DM eingeführt worden. Bei Flotten mit zehn und 
mehr Schiffen ist die Abstimmungspflicht der Kar- 
tellmitglieder für Prolongationen verschärft wor- 
den. Prämienermäßigungen können erfolgen, wenn 
die Schadenquote in einer statistischen Periode we- 
niger als 55 V. H. erreicht (bisher 65 v. H.). Das 
Kartell soll bis Ende 1973 fortgesetzt werden. In 
Erörterungen mit Vertretern des Kartells und der 
Reeder von der Marktgegenseite unter Teilnahme 
des Bundesaufsichtsamtes ist die zukünftige Kar- 
tellpraxis erörtert worden. Die Interessengemein- 
schaft wird in Zukunft vor der Beschlußfassung 
neuer Kartellregelungen die betroffenen Versiche- 
rungsnehmer anhören. Das Bundeskartellamt hat 
mit dem Bundesaufsichtsamt wegen des fortdauern- 
den schlechten Verlaufs der Flußkasko-Versiche- 
rung in den bisherigen Sanierungsmaßnahmen kei- 
nen Mißbrauch erblicken können, der Untersagungs- 
verfügungen nach § 102 Abs. 2 rechtfertigen würde. 
Es hat jedoch für eine Objektivierung der Kartell- 
praxis gesorgt. In Zukunft muß im Rahmen der all- 
gemeinen Abschlußprüfung durch den Wirtschafts- 
prüfer die Richtigkeit auch jener Zahlen festgestellt 
werden, die von den Versicherungsunternehmen 
der Interessengemeinschaft zur Erstellung der Ver- 
bandsstatistik Über den Schadenbedarf gemeldet 
werden. 

Auf die Beanstandungen des Bundeskartellamtes 
haben die drei im Vorjahr gegründeten Gemein- 
schaften für eine zusätzliche Krankentagegeldver- 
sicherung zugunsten der Mitglieder von RVO-Kas- 
sen (Tätigkeitsbericht 1971 S. 91) ihre Mitversiche- 
rungsverträge zur Vermeidung von angekündigten 
Ordnungswidrigkeitsverfahren nach § 102 gemeldet. 
Der Mitversicherungsgemeinschaft für die Mitglieder 
der AOK gehören 17, der für die Betriebskranken- 
kassen 14 und der für die Innungskrankenkassen 
zehn Versicherungsunternehmen an. Die Prüfung, 
ob die Durchführung der Mitversicherungsverträge 
und der Vereinbarungen mit den jeweils beteiligten 
gesetzlichen Kassen insbesondere wegen der Auf- 
spaltung von Versicherungsmärkten je nach den 
Trägern der Sozialversicherung Anlaß für eine Un- 
tersagungsverfügung wegen Mißbrauchs der Frei- 
stellung von § 1 oder von Marktbeherrschung recht- 
fertigt, ist noch nicht abgeschlossen. 

Die Kooperation zwischen den beiden größten Er- 
satzkassen und vier Krankenversicherungsunterneh- 
men (Tätigkeitsbericht 1971 S. 92) ist nicht weiter 
fortgeführt worden. Die Zivilprozesse zwischen den 
Teilnehmern an der Kooperation und außenstehen- 
den Krankenversicherern dauern an. Die Ersatzkas- 
sen und die beteiligten vier Krankenversicherer 
haben inzwischen vor den Gerichten er*klärt, auf die 
Fortsetzung der Zusammenarbeit in der ursprünglich 
geplanten Weise zu verzichten. In den Verfahren 
hat das Bundeskartellamt nach § 90 zu der kartell- 
rechtlichen Problematik der Kooperation — insbe- 
sondere zu § 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 Nr. 1 
und § 26 Abs. 2 — schriftlich Stellung genommen 
und seine Auffassung, daß diese Vorschriften wäh- 
rend der Durchführung der Kooperation verletzt 
worden seien und daraus nach § 35 zivilrechtliche 


Ansprüche für geschädigte Konkurrenten entstan- 
den sein könnten, in den Verhandlungen vorgetra- 
gen. 

Die Landeskartellbehörde Baden-Württemberg hat 
einen im Jahr 1970 von Apothekervereinen und 
Landesverbänden von RVO-Kassen nach § 375 RVO 
abgeschlossenen neuen Rahmenvertrag für die Ver- 
sorgung der gesetzlich Versicherten nach § 18 inso- 
weit für unwirksam erklärt, als generell Arznei- 
und Pflegemittel für die Versicherten nur noch von 
Apotheken geliefert werden und die Krankenkassen 
zukünftig Arznei- und Pflegemittel nicht mehr selbst 
an ihre Mitglieder abgeben dürfen. Die Apotheker- 
vereine und Kassen-Landesverbände seien Unter- 
nehmen, weil sie durch das Aushandeln und Verein- 
baren von Lieferbedingungen über normale Ver- 
bandsaufgaben hinaus für ihre Mitglieder typische 
kaufmännische Funktionen wahrgenommen hätten. 
§ 18 erfasse ein Vertragssystem, das zu einheit- 
lichem Marktverhalten und zu marktordnendem Ein- 
fluß auf alle beteiligten Krankenkassen und Apothe- 
ken führte. Dadurch werde eine Marktsperre für 
Hersteller und Drogerien errichtet, die nun nicht 
mehr die Versicherten unmittelbar und (durch das 
Selbstabgabeverbot) auch nicht mehr mittelbar über 
die Krankenkassen beliefern dürften. Dieser Markt- 
ausschluß sei unbillig, da die Hersteller und Droge- 
rien damit auf den Bedarf der Privatpatienten an 
nicht apothekenpflichtigen Mitteln verwiesen wer- 
den sollten, hier aber auf die ohnehin bestehende 
Konkurrenz der Apotheken stießen. Auch die Kran- 
kenkassen seien durch den Vertrag in ihrer Wahl 
und Ausweichmöglichkeit erheblich beschränkt, 
weil zahlreiche Anbieter wegfielen. Die Apotheken 
seien andererseits bei den Pflichtversicherten nur 
noch dem Wettbewerb untereinander ausgesetzt 
und bei den Privatversicherten sei die Position der 
betroffenen Hersteller und Drogerien zur Belebung 
eines funktionsfähigen Wettbewerbs zu schwach. 
Durch die Neufassung des Lieferungsvertrages 
werde der Wettbewerb auf diesem Markt insgesamt 
wesentlich beeinträchtigt. Das Bundeskartellamt hat 
als gesetzlich Beteiligter (§ 51 Abs. 3) aus recht- 
licher und wirtschaftlicher Sicht Stellung genommen. 
Die Apothekervereine haben gegen die Verfügung 
Beschwerde eingelegt, über die das Oberlandesge- 
richt Stuttgart noch nicht entschieden hat. 

Die Apothekervereine in Hessen und Rheinland- 
Pfalz haben mit den Landesverbänden der RVO- 
Kassen im Jahre 1971 einen Arzneilieferungsver- 
trag über die Versorgung der Kassenmitglieder mit 
Krankenpflegeartikeln abgeschlossen. Danach soll- 
ten sich die betreffenden Apotheken nach Ablauf 
einer Frist verpflichten, ihre Abrechnungsblätter zur 
Abrechnung mit den Krankenkassen grundsätzlich 
beim Apothekenabrechnungszentrum (ARZ) nach 
bestimmten rechnerischen Erfordernissen und Auf- 
gliederungen einzureichen; das ARZ steht im wirt- 
schaftlichen Eigentum der Apothekervereine. Nach 
den Verträgen sollte eine andere Abrechnungs- 
methode nicht mehr möglich sein. Das Bundeskar- 
tellamt und die für den hessischen Vertrag zustän- 
dige Landeskartellbehörde Hessen haben in Über- 
einstimmung mit der Landeskartellbehörde Rhein- 
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land-Pfalz in mehreren Anhörungsterminen und in 
schriftlichen Stellungnahmen betont, daß diese zu- 
künftige Abrechnungspflicht eine Verfügung nach 
§18 nach sich ziehen würde. Die Apotheker dürften 
zukünftig nicht mehr mit den Krankenkassen direkt, 
sondern nur noch über das AZR abrechnen. Damit 
würden jedoch die neben dem AZR bestehenden 
kleineren Verrechnungsstellen von der Teilnahme 
am herkömmlichen Abrechnungsmarkt ferngehalten. 
Sie könnten nur noch codieren, d. h. den Rezept- 
endbetrag und den Versichertenstatus in die Codier- 
spalte der Abrechnungsblätter eintragen und die 
Krankenkassensortierung besorgen. Demgegenüber 
tritt das Interesse der Krankenkassen an zentraler 
und nach ihren Wünschen aufgearbeiteter Abrech- 
nung zurück. Außerdem sind die Krankenkassen 
ohnehin zur genauen Prüfung der Abrechnungsblätter 
auf sachliche und technische Richtigkeit, Irrläufer 
und Codierfehler gezwungen. Durch die Mobilität 
der Versicherten entfällt im übrigen ein wesentlicher 
Teil der Abrechnungsvorgänge auf Apotheken 
außerhalb des Vertragsgebietes, so das auch hieraus 
kein entscheidender Rationalisierungserfolg für die 
Krankenkassen durch das ARZ ersichtlich ist. Die 
Abrechnungsgestaltung in anderen Ländern beweist, 
daß mögliche Rationalisierungsvorteile auch ohne 
Ausschließlichkeitsbindungen an eine zwischen- 
geschaltete Abrechnungszentrale erreichbar sind. 
Das Ausmaß der Wettbewerbsbeschränkungen be- 
einträchtigt den Wettbewerb auf dem Abrechnungs- 
markt somit wesentlich. Den Apothekervereinen 
ist eine Verfügung nach § 18 angedroht worden, falls 
die beanstandete Klausel des Arzneilieferungsver- 
trages in Kraft tritt. Sie haben daraufhin erklärt, 
daß sie von ihren Mitgliedern vorläufig nicht ver- 
langen, das ARZ in Anspruch zu nehmen. 


Versorgungswirtschaft 

Im Berichtszeitraum sind 972 Verträge nach § 103 
Abs. 1 beim Bundeskartellamt angemeldet worden, 
von denen 964 als Verträge von nur regionaler Be- 
deutung an die für die weitere Bearbeitung der An- 
meldungen zuständigen Landeskartellbehörden ab- 
gegeben worden sind; acht überregionale Verträge 
wurden vom Bundeskartellamt bearbeitet. Damit 
hat sich die Gesamtzahl der seit Inkrafttreten des 
Gesetzes angemeldeten versorgungswirtschaftlichen 
Verträge auf 41 414 erhöht. Insgesamt werden hier- 
von 37 899 von den La'ndeskartellbehörden und 3 515 
vom Bundeskartellamt bearbeitet. In diesen Zahlen 
sind nicht nur neu abgeschlossene Verträge, son- 
dern auch Vertragsänderungen enthalten. Diese wa- 
ren im Berichtszeitraum wiederum in zunehmen- 
dem Maße vor allem auch Vertragsverlängerungen. 
639 Verträge nach § 103 Abs. 1 wurden im Berichts- 
zeitraum in das Kartellregister eingetragen, davon 
auf Ersuchen der Landeskartellbehörden 557 und 
durch Verfügung des Bundeskartellamtes 82. Dane- 
ben wurden insgesamt 1 979 Ergänzungseintragun- 
gen, im wesentlichen Vertragsverlängerungen, vor- 
genommen. Von diesen entfallen 1 964 auf die Lan- 
deskartellbehörden und 15 auf das Bundeskartell- 
amt. Zu einem Teil betreffen die im Berichtszeit- 


raum vorgenommenen Eintragungen noch in den 
Vorjahren vorgenommenen Anmeldungen. 

In Durchführung der Entschließungen der Kartell- 
referenten des Bundes und der Länder vom 
lO./ll. Juni 1965 (Tätigkeitsbericht T 965 S. 61) und 
16./17. November 1967 (Tätigkeitsbericht 1967 S. 85) 
haben die Landeskartellbehörden wegen des Ver- 
dachts des Mißbrauchs eines Gebietsschutzvertrages 
nach § 103 Abs. 1 Nr. 1 im Berichtszeitraum gegen 
drei letztverteilende Stromversorgungsunternehmen 
Verfahren nach § 104 eingeleitet, an denen sich das 
Bundeskartellamt nicht nur gesetzlich beteiligt hat. 
Das Bundeskartellamt hat selbst im Berichtszeit- 
raum gegen ein Versorgungsunternehmen ein Ver- 
fahren nach § 104 eingeleitet. Insgesamt sind damit 
in Verfolg der in den vorgenannten Entschließun- 
gen verlautbarten Verwaltungspraxis der Kartell- 
behörden 401 Verfahren eingeleitet worden. Einige 
von diesen richteten sich gegen das Verhalten von 
Gasversorgungsunternehmen. Von den von den 
Kartellbehörden nach § 104 eingeleiteten Verfahren 
konnten bisher 313 ohne Mißbrauchsverfügung ab- 
geschlossen werden. In allen diesen Fällen haben 
sich die Letztverteiler überwiegend den Preisen 
ihrer Vorlieferanten bzw. denen der von ihnen 
demarkierten Unternehmen im wesentlichen ange- 
paßt. 

Die im Vergleich zu in früheren Berichtszeiträumen 
niedrigere Anzahl der von den Kartellbehörden 
eingeleiteten Mißbrauchsverfahren hat folgende 
Gründe: Einmal hat die bisherige Mißbrauchsauf- 
sicht bereits zum Abbau einer großen Zahl miß- 
bräuchlicher Preisgestaltungen geführt und zum 
anderen mußten von den Kartellbehörden hinsicht- 
lich der Einleitung von Mißbrauchsverfahren die 
Auswirkungen der im folgenden dargestellten Ent- 
scheidung des Bundesgerichtshofes geprüft werden. 
In einem Verfahren nach §§ 104, 22 (Tätigkeitsbe- 
richt 1971 S. 93 f.) hat der Bundesgerichtshof die 
Entscheidung des Beschwerdegerichts aufgehoben 
und die Sache zur erneuten Entscheidung zurückver- 
wiesen. In seinem Beschluß hat der Bundesgerichts- 
hof an seine frühere Rechtsprechung anknüpfend 
hinsichtlich Umfang und Reichweite der Mißbrauchs- 
aufsicht nach § 104 herausgestellt, daß ein Versor- 
gungsunternehmen die durch die Freistellung vom 
Verbot des § 1 erlangte Monopolstellung nicht zum 
Nachteil der Verbraucher ausnutzen soll. Zur Fest- 
stellung eines solchen Mißbrauchs müsse von einem 
fiktiven Wettbewerb ausgegangen werden. Von den 
die Preisgestaltung beeinflussenden Faktoren müß- 
ten diejenigen berücksichtigt werden, die ein fik- 
tiver Wettbewerber ebenfalls der Kalkulation sei- 
ner Strompreise zugrunde lege. In den Strompreisen 
hätten daher diejenigen Umstände ihren Nieder- 
schlag zu finden, die auf den tatsächlichen Gege- 
benheiten des Versorgungsgebietes desjenigen Ver- 
sorgungsunternehmens beruhen, dem ein Mißbrauch 
vorgeworfen wird. Weise dessen Gebiet ungünstige 
strukturelle Verhältnisse auf, so könne die Berück- 
sichtigung der zu deren Überwindung erforderlichen 
Kosten bei der Gestaltung der Abgabepreise nicht 
als mißbräuchlich angesehen werden. Diese Auffas- 
sung des Bundesgerichtshofes deckt sich mit der Ver- 
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waltungspraxis der Kartellbehörden. Denn diese 
tragen den vom Bundesgerichtshof derart umschrie- 
benen strukturellen Besonderheiten eines Versor- 
gungsgebietes bei der Prüfung Rechnung, ob im 
Falle gedachten Wettbewerbs ein anderes benach- 
bartes Versorgungsunternehmen in der Lage wäre, 
im Gebiet desjenigen Unternehmens, dessen Preise 
kartellrechtlich überprüft werden, billiger zu versor- 
gen. Dagegen sind nach dem Bundesgerichtshof im 
Rahmen eines Strompreisvergleiches diejenigen 
Kostenfaktoren nicht zu berücksichtigen, die auf den 
individuellen Eigenheiten des Versorgungsunter- 
nehmens (Untemehmensstruktur) beruhen, dem 
ein Mißbrauch vorgeworfen wird. Der Bundesge- 
richtshof verneint so einen Anspruch der Versor- 
gungsunternehmen auf Gewinn oder Kostendeckung 
und damit ausdrücklich einen allgemeinen Bestands- 
schutz. Allerdings rechnet er zur individuellen 
Unternehmensstruktur Marktgegebenheiten wie 
Finanzkraft und Größe des Unternehmens und will 
diese nicht berücksichtigt wissen. Diese Faktoren 
spielen jedoch im Wettbewerb eine erhebliche Rolle. 
So fragt sich, ob nicht doch auf diesem Wege ein 
Bestandsschutz für Versorgungsunternehmen erhal- 
ten bleibt. Der Bundesgerichtsihof hat den Rechts- 
streit in der Sache zurückverwiesen, obwohl er die 
die Beschwerdeentscheidung tragenden Gründe als 
unerheblich angesehen hat. Dies beruht darauf, daß 
der Bundesgerichtshof größere Anforderungen an 
einen Strukturvergleich von Versorgungsgebieten 
bei der Prüfung stellt, ob ein benachbartes, demar- 
kiertes Versorgungsuntemehmen in der Lage wäre, 
im Gebiet des durch Demarkation geschützten Un- 
ternehmens billiger zu versorgen. Es bleibt abzu- 
warten, ob die Mißbrauchsaufsicht der Kartellbehör- 
den nach § 104 hierdurch erschwert wird. 

Die Preisentwicklung im Berichtszeitraum für Erd- 
gas hat das Bundeskartellamt erneut veranlaßt, 
ihren Ursachen nachzugehen. Dabei hat sich gezeigt, 
daß ein großer Teil der vorgenommenen Preisanhe- 
bungen unter Anwendung der in Erdgasverträgen 
vereinbarten, auf den Preis für schweres Heizöl be- 
zogenen Preisanpassungsklauseln erfolgte. Mit Hilfe 
derartiger Anpassungsklauseln ist der Erdgaspreis 
regelmäßig zu 70 v. H. an den Preis für schweres 
Heizöl gebunden. Die Preisanpassung erfolgt dabei 
auf der Grundlage der Jahresdurchschnittspreis- 
notierung des Statistischen Bundesamtes für schwe- 
res Heizöl. In Zukunft wird sogar mit Heizölklau- 
seln zu rechnen sein, die bis zu 100 v. H. an die 
Preise für schweres Heizöl gebunden werden. Bei 
der Prüfung dieses Komplexes sind nicht nur kar- 
tellrechtliche Fragen zu lösen. Die Problematik ist 
auch insgesamt unter energiewirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten zu sehen. Insoweit sind nicht nur 


Untersuchungen bei den Erdgaslieferanten und den 
Abnehmern erforderlich. 

Der Versorgung der Verbraucher mit Strom und 
Gas liegen Allgemeine Versorgungsbedingungen 
zugrunde. Deren Wortlaut erweckt den Eindruck, 
daß „Nachlässe und Schadensersatz in keinem Falle 
. . . gewährt" werden. An dieser Formulierung 
wurde vielfach von Verbraucher seite Kritik geübt. 
Die Kritik wurde dabei mit der marktbeherrschen- 
den Stellung der Versorgungsunternehmen begrün- 
det. Das Bundeskartellamt ist dieser Kritik im Rah- 
men seiner Mißbrauchsaufsicht nachgegangen 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 95). Die allgemeinen Ver- 
sorgungsbedingungen der Energieversorgungsunter- 
nehmen, durch die der Haftungsausschluß bei der 
Versorgung der Tarifabnehmer mit Strom und Gas 
vorgenommen wird, entsprechen zwar einer Muster- 
formulierurig, die der Gesetzgeber 1942 für allge- 
meinverbindlich erklärt hat. Diese sog. Freizeich- 
nungsklausel ist aber durch die Rechtsprechung im 
Laufe der Jahre unter Beachtung wettbewerbsrecht- 
licher Gesichtspunkte eingegrenzt worden. Freizeich- 
nungsklauseln des durch die Rechtsprechung ein- 
geschränkten Inhalts sind kartellrechtlich nicht zu 
beanstanden. Im Wortlaut der gebräuchlichen Frei- 
zeichnungsklauseln kommt diese Eingrenzung 
jedoch nicht zum Ausdruck. Das hat zu Mißver- 
ständnissen über den Inhalt und Umfang der Frei- 
zeichnung und zu der an die Landeskartellbehörden 
und das Bundeskartellamt herangetragenen Kritik 
geführt. Angesichts der bereits angelaufenen Bemü- 
hungen des Verordnungsgebers, die Musterformu- 
lierung der in Tarifabnehmerverträgen gebräuch- 
lichen Freizeichnungsklausel redaktionell zu verän- 
dern und der durch die Rechtsprechung gesteckten 
materiellen Reichweite des möglichen Haftungs- 
ausschlusses anzupassen, hat das Bundeskartellamt 
eine Information der Verbraucher mit Hilfe einer 
Pressemitteilung für erforderlich aber auch ausrei- 
chend angesehen. In dieser Information wurde zum 
Ausdruck gebracht: daß Versorgungsunternehmen 
sich von der Haftung für vorsätzlich herbeigeführte 
Schäden nicht freizeichnen können; daß kartellrecht- 
lich dagegen nicht ein Haftungsausschluß zu bean- 
standen ist für Schäden, die sich aus den typischen 
mit der Versorgung mit Strom und Gas verbunde- 
nen Betriebsgefahren herleiten; daß die Möglichkeit 
des Haftungsausschlusses allerdings nicht gegeben 
ist, wenn die Versorgungsunternehmen selbst die 
typischen Betriebsgefahren erhöht haben, indem sie 
die zur Sicherheit und Zuverlässigkeit der Versor- 
gung nach heutigen Kenntnissen möglichen und 
notwendigen Vorkehrungen unterlassen haben. Für 
den Bereich der Versorgung mit Wasser gilt dieses 
entsprechend (Tätigkeitsbericht 1969 S. 95). 
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DRITTER ABSCHNITT 

Lizenzverträge 


I. Lizenzverträge und Kartellverträge 

In Mehrfachlizenzverträgen ausländischer Lizenz- 
geber mit deutschen Maschinenbauunternehmen 
wurden den Lizenznehmern, die jeweils nur eine 
einfache Lizenz erhalten hatten, Mitspracherechte 
über spätere Lizenzvergaben eingeräumt. Die Zu- 
stimmung der Lizenznehmer zu einigen weiteren 
Lizenzerteilungen an bestimmte Lizenzbewerber 
wurde bereits im Vertrag selbst ausgesprochen. Fer- 
ner war als Preis- und Konditionenbindung unter- 
einander vereinbart, daß alle Lizenznehmer u. a. 
ihre Inlandsbruttopreise stets an den Preisen auszu- 
richten hätten, die das führende Lizenznehmer-Un- 
ternehmen für alle Maschinentypen von sich aus 
festsetzte (Verbot der Preisunterbietung). Das Bun- 
deskartellamt wendete auf diese Vertragsbestand- 
teile nach § 20 Abs. 4 den § 1 an. Das gemeinsame 
Mitbestimmungsrecht aller Vertragsbeteiligten über 
weitere Lizenzvergaben ist ein Vertrag zwischen 
Unternehmen zu einem gemeinsamen Zweck, der 
geeignet ist, die Marktverhältnisse auf dem Lizenz- 
Nachfragemarkt durch Wettbewerbsbeschränkung 
zu beeinflussen (z. B. gemeinsam vereinbarter Aus- 
schluß von unerwünschten Wettbewerbern als 
Lizenzsucher). Die gemeinschaftliche Preisvereinba- 
rung, die jeweiligen Preise eines preisführenden 
Lizenznehmers nicht zu überschreiten, verstößt als 
Preiskartell ebenfalls gegen § 1 mit der Folge, daß 
bei derartigen Horizontalvereinbarungen die ver- 
tikale Freistellungsvorschrift für Preisstellungsbin- 
dungen der Lizenznehmer durch den Lizenzgeber 
20 Abs. 2 Nr, 2) keine Anwendung finden kann. 
Nach der Aufforderung zur ersatzlosen Streichung 
dieser und weiterer gegen § 1 verstoßender wett- 
bewerbsbeschränkender Vereinbarungen wurden 
alle insoweit in Betracht kommenden Vertragsteile 
von den Parteien sofort aufgehoben. Sie sind nach 
dem Ergebnis späterer Nachprüfungen auch weder 
in dieser noch in abgeänderter Form durchgeführt 
worden. 


II. Anwendung und Auslegung der §§ 20, 21 
Abs. 1 im Einzelfall 

1. § 20 Abs. 1 erster Halbsatz 

Anwendbarkeit auf Vergleichsabschlüsse 

Auch ein vor Gerichten oder Schiedsgerichten ge- 
schlossener Vergleich (gerichtlicher oder außerge- 
richtlicher Vergleich zur Beendigung eines Recht- 
streits) fällt unter § 20, soweit Vereinbarungen über 
„Erwerb oder Benutzung von Patenten, Gebrauchs- 
mustern oder Sortenschutzrechten" vorliegen. Im 
Fall eines Prozeßvergleichs vor einem ausländi- 


schen Gericht fand § 20 deshalb Anwendung, weil 
im Vergleichswege eine Patentlizenz von einem 
deutschen Unternehmen gegen die Zusage des aus- 
ländischen Unternehmens vergeben wurde, bis zur 
Änderung der Patentansprüche die auf Patentrück- 
nahme gerichtete Widerklage ruhen zu lassen. Nach 
§ 98 Abs. 2 lagen zwar Inlandsauswirkungen vor, 
jedoch hielten sich die im Vergleich ausgesproche- 
nen Beschränkungen im zulässigen Rahmen des 
§ 20 Abs. 1 zweiter Halbsatz. 

Über den Inhalt des Schutzrechts hinausgehende 
Beschränkungen 

Bei der Prüfung von Schutzrechts-Lizenzverträgen 
über Patente, Gebrauchsmuster und Sortenschutz- 
rechte fordert das Bundeskartellamt nunmehr regel- 
mäßig den Nachweis im Vertragsgebiet bestehender, 
dem Ausmaß auferlegter Beschränkungen inhaltlich 
entsprechender Schutzrechte. Mehrfach wurde fest- 
gestellt, daß Lizenznehmer vom Wegfall eines oder 
mehrerer Vertragsschutzrechte nicht in Kenntnis ge- 
setzt oder nach dem Vertragsinhalt über angebliche 
Schutzrechte, die im Vertragsgebiet jedoch nicht 
vorhanden waren, irregeführt worden sind. In einem 
Fall war eine Inlands-Patentlizenz nur aufgrund 
einer im Inland unbeachtlichen Auslands-Patentan- 
meldung erteilt. Die Beanstandungen oder Hinweise 
des Bundeskartellamtes führten in allen Fällen zur 
entsprechenden Vertragsbereinigung. 

a) Wettbewerbsverbote 

In einem Patentlizenzvertrag mit einem ausländi- 
schen Gerätehersteller hatte die deutsche Lizenz- 
geberin zwar Herstellung und Vertrieb ausländi- 
scher Wettbewerbserzeugnisse nicht ausdrücklich 
untersagt. Für derartige nicht gegen die Vertrags- 
patente verstoßende Erzeugnisse kam der spätere 
Export in die Bundesrepublik Deutschland schon bei 
dem Vertragsabschluß in Betracht. Die ausländische 
Lizenznehmerin wurde jedoch — ■ als Vertragspflicht 
— vor die Entscheidung gestellt, entweder nur den 
Lizenzvertrag auszuüben oder sich für lizenzfreie 
ausländische Konkurrenzgeräte zu entscheiden. Für 
den Fall, daß die Lizenznehmerin Herstellung und 
Vertrieb ausländischer Wettbewerbserzeugnisse 
während der Dauer des Lizenzvertrags aufnehmen 
sollte, hatte sich die Lizenzgeberin ein Kündigungs- 
recht mit Monatsfrist ausbedungen. Das Bundeskar- 
tellamt sah in dieser Vereinbarung, zumal in einer 
früheren Vertragsfassung ein ausdrückliches Wett- 
bewerbsverbot bestanden hatte, eine wettbewerbs- 
verbotsartige Umgehungsform. Da dieses gegen 
unlizenzierte Auslandsgeräte gerichtete Wettbe- 
werbsverbot geringeren Grades auch nicht durch 
§ 20 Abs. 2 Nr. 1 gerechtfertigt war, lag ein Verstoß 
gegen § 20 Abs. 1 erster Halbsatz vor. Diese noch 
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nidit durdigeführte Vereinbarung wurde gestridien 
und durch einen die Patentlage klarstellenden Kenn- 
zeichnungsvermerk zur Meidung der Verwechs- 
lungsgefähr ersetzt. Danach kann der ausländische 
Lizenznehmer neben Lizenzherstellung und -ver- 
trieb auch ausländische Konkurrenzerzeugnisse her- 
steilen und u. a. in der Bundesrepublik Deutschland 
vertreiben. 

Ein umfassendes, auch nachvertragliches Wettbe- 
werbsverbot war einem deutschen Lizenznehmer 
von einem ausländischen Lizenzgeber in einem 
Lizenzvertrag über Herstellung und Vertrieb von 
Apparaturen auferlegt. Das Tätigkeitsverbot neben 
der Lizenzausübung umfaßte jedwedes Wettbe- 
werbserzeugnis gleich welcher Art und Ausfüh- 
rungsform, Es schloß auch Beteiligungsverbote und 
das Tätigwerden über Dritte ein. Auf die Beanstan- 
dung des Bundeskartellamtes wurde die gesamte 
Vereinbarung ersatzlos gestrichen. 

In einem kurz vor der Unterzeichnung dem Bundes- 
kartellamt vorgelegten Lohnfertigungsvertrag über 
Schwermaschinen, dem technische Betriebsgeheim- 
nisse im Sinne des § 21 Abs. 1 zugrunde lagen, war 
neben weiteren Beschränkungen des Lohnfertigers 
ein weitreichendes Wettbewerbsverbot vorgesehen. 
Danach sollte es dem Lohnfertigungsunternehmen 
noch fünf Jahre nach Vertragsende untersagt sein, 
schlechthin alle Maschineribaugruppen und Maschi- 
nenarten, die nach Art und Beschaffenheit als mög- 
liche Wettbewerbserzeugnisse in Betracht kommen 
könnten, ohne Rücksicht auf deren Konstruktionsart 
oder Funktionsunterschiede herzustellen und/oder 
zu vertreiben. Das Kortkurrenzverbot sollte auch 
dann gelten, wenn überhaupt kein technisches 
Know-How des Auftraggebers bei derartigen Wett- 
bewerbserzeugnissen angewendet würde. Das Bun- 
deskartellamt erklärte dem Lohnfertigungs-Auftrag- 
geber, der zu Vertragsänderungen nicht bereit war, 
nach Abschluß und Durchführung dieses Vertrages 
werde entsprechend der Rechtsprechung des BGH 
(Entscheidungen Schweißbolzen, Silobehälter und 
Frischhaltegefäße) § 21 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 20 auf diesen Lohnfertigungsvertrag über tech- 
nische Betriebsgeheimnisse angewendet und wegen 
der vielfältigen Beschränkungen des Lohnfertigers, 
insbesondere wegen des weit gefaßten Wettbe- 
werbsverbotes, ein Bußgeldverfahren nach § 21 

Abs. 1, §§ 20, 38 Abs, 1 Nr.l eingeleitet. Da hierauf 
Verhandlungen über abgeänderte Vertragstexte 
zwischen den Unternehmen zu keinem Erfolg führ- 
ten, unterblieb der Vertragsabschluß, ohne daß von 
der Möglichkeit eines Erlaubnis antrages nach § 20 
Abs. 3 Gebrauch gemacht wurde. 

b) Lizenzgebühren-Beschränkungen 

In einem Lizenzvertrag über Landwirtschaftsmaschi- 
nen wurde vom Bundeskartellamt beanstandet, daß 
bei einer Bündellizenz über etwa 50 in- und auslän- 
dische Lizenzpatente von technisch und wirtschaft- 
lich vollständig unterschiedlicher Bedeutung volle 
Pauschal-Lizenzgebühren bis zum Wegfall des letz- 
ten (!) Vertragsschutzrechtes zu zahlen waren. Die 
Vertragsbestimmung wurde dergestalt neu gefaßt, 
daß auf die tatsächliche Benutzung für die Lizenz- 
herstellung vertragswesentlicher Schutzrechte hin- 


sichtlich der — gegebenenfalls angemessen zu ermä- 
ßigenden — ■ Lizenzgebührenzahlung abgestellt 
wurde. 

2. § 20 Abs. 2 Nr. 1 

Bezugsverpflichtungen in Lizenzverträgen sind nach 
wie vor typische und häufige vertragliche Lizenz- 
nehmer^Beschränkungen. Auf sie trifft nur im Aus- 
nahmefall die Freistellungsvorschrift des § 20 Abs. 2 
Nr. 1 zu, die den Nachweis des Interesses des 
Lizenzgebers an einer technisch einwandfreien Aus- 
nutzung des Schutzrechtsgegenstandes fordert. Fast 
durchweg stehen im In- und Ausland zahlreiche 
gleichwertige Bezugsquellen für technisch einwand- 
frei und funktionsgerecht zu verarbeitende Roh- 
stoffe, Rohmaterial, Vorprodukte, Halbfertigerzeug- 
nisse, Einbauteile usw. zur Verfügung. Auch in 
Abfüll-Lizenzverträgen sind Bezugsverpflichtungen 
nicht immer zwingend technisch geboten, da die 
Konzentrate, deren Bezug vom Lizenzgeber und 
Hersteller dem Lizenznehmer auferlegt wird, auf- 
grund lizenzierter Rezepturen auch vom Lizenzneh- 
mer sach- und fachgerecht hergestellt werden könn- 
ten. Fast ausnahmslos dient die Direktbezugspflicht 
vom Hersteller und Lizenzgeber nur der für § 20 
Abs. 2 Nr, 1 außer Betracht bleibenden Wahrung 
wirtschaftlicher Interessen des Lizenzgebers, da 
Dauerbezüge des Lizenznehmers wesentlich lohnen- 
der sind, als Lizenzgebühren für sich allein. 

3. §20Abs. 2Nr. 2 

Als Bindungen der Lizenznehmer „hinsichtlich der 
Preisstellung für den geschützten Gegenstand" sind 
auch Preisvorschriften zulässig, die lediglich ziffern- 
mäßig bestimmte Höchst- oder Mindestpreise für 
die Erstveräußerung der Lizenzerzeugnisse vor- 
schreiben. Die Preisstellungsbindung einschließlich 
etwaiger Preislisten als Vertragsanlage muß Ver- 
tragsgegenstand in iSchriftform nach § 34 sein. 

Mehrfach sind in Lizenzverträgen Beschränkungen 
der Lizenznehmer hinsichtlich aufzuwendender Wer- 
bekosten nach § 20 Abs. 1 erster Halbsatz beanstan- 
det und danach von den Parteien aufgehoben oder 
abgeändert worden. Derartige Verpflichtungen über- 
schreiten den Schutzrechtsinhalt und wirken sich im 
Regelfall als Beschränkungen der Lizenznehmer in 
ihrem Geschäftsverkehr aus. Auf § 20 Abs. 2 Nr. 2 
können Werbekostenvereinbarungen (z. B. die Fest- 
setzung von Werbeaufwendungen in Prozentsätzen 
vom Nettoerlös öder bestimmter Summen pro Jahr 
und Erzeugnis) nicht gestützt werden. Sie fallen 
nicht unter den Begriff „Bindungen . . . der Preisstel- 
lung für den geschützten Gegenstand", da sie unab- 
hängig von der Preisstellung der Lizenzerzeugnisse 
zusätzliche Aufwendungen (z. B. Kosten für Wer- 
bung und Marketing-Maßnahmen) betreffen. Der 
Lizenznehmer muß unter Marktrücksichten frei über 
die Art und Weise seiner Werbung und der für sie 
angemessenen Werbekosten entscheiden können. 
Anderenfalls könnte er vom Lizenzgeber gezwungen 
werden, weit über die für den Absatz der Lizenz- 
erzeugnisse notwendigen Werbeaufwendungen hin- 
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aus für den good will des Unternehmens des Lizenz- 
gebers und dessen Waren auf eigene Kosten einen 
gesteigerten Werbeaufwand leisten zu müssen. 

4. § 20 Abs. 2 Nr. 3 

Die hinsichtlich der Rücklizenz zu enge Fassung des 
§ 20 Abs. 2 Nr. 3 läßt nur — unter der Vorausset- 
zung gleichartiger Verpflichtungen des Patentinha- 
bers oder Lizenzgebers — dem Lizenznehmer auf- 
erlegte Vertragspflichten „zur Gewährung von 
Lizenzen auf Verbesserungs- oder Anwendungs- 
erfindungen" zu. Mit diesen abhängigen Erfindun- 
gen (vgl. Definition im Tätigkeitsbericht 1960 S. 49 
zu b) wird aber nur ein Bruchteil aller in Betracht 
kommenden wirtschaftlich gerechtfertigten Rück- 
lizenzfälle erfaßt. Da die Patentinhaber und Lizenz- 
geber regelmäßig sämtliche künftigen eigenen ver- ! 
tragsgegenständlichen Erfindungen oder Verbesse- 
rungen ohne Lizenzgebührenerhöhung mitlizenzie- 
ren, erwarten sie die entsprechenden Gegenleistun- 
gen auch vom Lizenznehmer, zumal sie nach Lage 
der Sache von diesem voraussichtlich nur im gerin- 
geren Umfang erbracht werden können. Da der Ge- 
setzgeber jedoch die nach § 20 Abs. 2 Nr. 3 zuläs- 
sige Rücklizenz nur auf den seltenen Fall abhängiger 
Verbesserungs- oder Anwendungserfindungen" be- 
schränkt hat, muß das Bundeskartellamt in einer 
Vielzahl von Fällen die durch § 20 Abs. 2 Nr. 3 
gebotene Einschränkung der Rücklizenz des Lizenz- 
nehmers verlangen. Das führt aber regelmäßig zu 
einem Ungleichgewicht der Leistungen zu Lasten 
der nach Inhalt und Umfang weitergehenden Ver- 
pflichtungen des Lizenzgebers. Die Folgen treffen 
den Lizenznehmer, da der Lizenzgeber entweder 
seine eigenen künftigen kostenlosen Nachlizenzie- 
rungen entsprechend einschränkt oder für sie geson- 
derte Lizenzgebühren fordert. Obwohl § 20 Abs. 2 
Nr. 3 vom Gesetzgeber als Schutzbestimmung für 
den Lizenznehmer gedacht ist, bringt diese zu eng 
gefaßte Ausnahmebestimmung den Lizenznehmern 
mehr Nachteile als Vorteile. Die Vielzahl der nach 
§ 20 Abs. 1 erster Halbsatz unwirksamen Rück- 
lizenzvereinbarungen zeigt, daß diese gesetzliche 
Regelung nicht mit einer wirtschaftlich sinnvollen 
Vertragspraxis in Einklang zu bringen ist. Im Fall 
eines großen Lizenznehmer-Unternehmens im Ma- 
schinenbaubereich, das nach eigener Einschätzung 
zu seinen Gunsten die Verpflichtung eingegangen 
war, gegenseitig kostenlos alle die Vertragsschutz- 
rechte betreffenden späteren „Erfindungen und Ver- 
besserungen" zu lizenzieren, konnten die nachteili- 
gen Folgen abgewendet werden. Diese weite Fas- 
sung der die Lizenznehmerin treffenden Rücklizenz- 
pflidit ging über den vom Gesetz nur zugelassenen 
Ausnahmefäll „der Verbesserungs- oder Anwen- 
dungserfindungen" erheblich hinaus. Auf die Bean- 
standung des Bundeskartellamtes hin gelang es der 
Lizenznehmerin als der wirtschaftlich stärkeren Ver- 
tragspartnerin, bei der Lizenzgeberin durchzusetzen, 
daß diese ihre eigenen, wesentlich weitergehenden 
Leistungen ohne Lizenzgebührenerhöhung aufrecht- 
erhält, obwohl die Gegenleistung der Lizenzneh- 
merin nach § 20 Abs. 2 Nr. 3 zum Nachteil der 
Lizenzgeberin wesentlich verkürzt wurde. Im Re- 


gelfall muß jedoch der vom Lizenzgeber abhängige 
Lizenznehmer bei der Durchsetzung des § 20 Abs. 2 
Nr. 3 durch die Kartellbehörden mit dem Nachteil 
der entsprechenden Lizenzgeb ührenerhöhung oder 
der Einstellung von Mehrleistungen des Lizenzge- 
bers wenn nicht mit der Auflösung des Vertrages 
rechnen. § 20 Abs. 2 Nr. 3 sollte daher in kartell- 
rechtlich vertretbarer Weise und den wirtschaft- 
lichen Erfordernissen entsprechend etwa wie folgt 
geändert werden: „. . . oder zur Gewährung von 
Rücklizenzen auf Neuerungen oder Verbesserungen 
des Vertragsgegenstandes mit Ausnahme von Pa- 
ralleierfindungen, sofern diesen gleichwertige Ver- 
pflichtungen des Patentinhabers oder Lizenzgebers 
entsprechen." 

5. §20Abs. 2Nr. 4 

In entsprechender Anwendung der Freistellung von 
Schutzrechts-Nichtangriffsvereinbarungen nach § 20 
Abs. 2 Nr. 4 ist in einem Betriebsgeheimnis-Lizenz- 
vertrag über Maschinenteile folgende Vertrags- 
pflicht zum Schutz technischen Betriebsgeheimnis- 
wissens der in § 21 Abs. 1 genannten Art als zu- 
lässige Nichtangriffsbeschränkung des Lizenzneh- 
mers angesehen worden: Der Lizenznehmer hat 
sämtliche ihm vertragsgemäß vom Lizenzgeber über- 
lassenen Konstruktionen, technischen Kenntnisse, — 
Erfahrungen und — Unterlagen, soweit und solange 
sie nicht zu dem der Allgemeinheit frei zugäng- 
lichen Stand der Technik gehören oder ohne Ein- 
wirkung des Lizenznehmers während der Vertrags- 
dauer nicht offenkundig geworden sind, vertraulich 
zu behandeln und betriebsfremden Dritten nicht 
ohne Zustimmung des Lizenzgebers zugänglich zu 
machen. 

Die in einem Patentlizenzvertrag über Spezialwerk- 
zeuge enthaltene Nichtangriffsverpflichtung ging 
über § 20 Abs, 2 Nr. 4 hinaus: Der Lizenznehmer 
verpflichtet sich, gegen den Bestand der lizenzierten 
Patente sowie Gebrauchsmuster und/oder andere, 
vertragsfreie Schutzrechte des Lizenzgebers keine 
Nichtigkeits- oder Löschungsklage zu erheben, sich 
an einer derartigen Klage nicht zu beteiligen und 
auch nicht Dritte zu einer solchen Klage zu veranlas- 
sen. Die Fxeistellungsvorschrift des § 20 Abs. 2 Nr. 4 
betrifft nur lizenzierte Schutzrechte, nicht aber die 
in diese Nichtangriffsverpflichtung zusätzlich aufge- 
nommenen „anderen Schutzrechte" des Lizenzge- 
bers, die unlizenziert geblieben sind. In diesem 
Falle wurde, auch wegen weiterer nach § 20 unwirk- 
samer, erlaubnisbedürftiger Vereinbarungen, ein 
Erlaubnisantrag nach § 20 Abs. 3 gestellt. 

6. §20Abs. 2Nr. 5 

Bei einem Patentlizenzvertrag eines deutschen 
Lizenzgebers mit mehreren ausländischen Lizenz- 
nehmern ist § 20 Abs. 2 Nr. 5 (Auslandsfreistellung) 
auf eine sich nur im Ausland, außerhalb der EWG- 
Mitgliedstaaten auswirkende pauschale Lizenzge- 
bührenerhebung angewendet worden, obwohl bei 
dieser Bündellizenz für die Gerätehersteilung offen- 
blieb, ob die Auslandslizenznehmer bei Herstellung 
oder Vertrieb überhaupt von den Vertragspatenten 
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Gebrauch maditen oder Gebrauch machen konnten. 
Hinsichtlich der auch bei § 20 Abs. 2 Nr. 5 notwen- 
digen Beziehung zum gesdiützten Gegenstand reicht 
es aus, daß mit der pauschalen Lizenzgebührenrege- 
lung zumindest die theoretische Möglichkeit etwai- 
ger Patentausübung im Ausland abgegolten wird. 

7. § 20 Abs. 3 

Für einen Lizenzvertrag auf dem Gebiet des Ma- 
sdiinenbaues ist eine Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 
ohne Beschränkungen, Bedingungen oder Auflagen 
(§ 20 Abs. 3 Satz 2, § 11 Abs. 3) erteilt worden. Die 
Lizenznehmerin war verpfliditet, an allen während 
der Vertragsdauer hinsichtlich des Lizenzgegenstan- 
des gemachten Erfahrungen, Erfindungen und er- 
worbenen Schutzrechten der Lizenzgeberin kosten- 
lose Mitbenutzungsredite einzuräumen, und zwar 
mit dem Redit der Lizenzgeberin zur Unterlizenzver- 
gabe. Diese Lizenznehmer-Beschränkungen gingen 
zudem über die Laufzeit des Vertrages hinaus. Die 
Freistellungsvorschrift des § 20 Abs. 2 Nr. 3 war 
nicht anzuwenden, da die lizenzvertragliche Rück- 
lizenzierungsverpflichtung ihrem Inhalt und Um- 
fang nach über den Freistellungsbereich dieser Vor- 
schrift hinausging. Es bestanden insoweit auch keine 
„gleichartigen Verpflichtungen des . . . Lizenzge- 
bers". Die Erlaubnis wurde erteilt, weil die wirt- 
schaftliche Bewegungsfreiheit der Lizenznehmerin 
nicht unbillig eingeschränkt war, andere Unterneh- 
men insoweit außer Betracht blieben und der Wett- 
bewerb auf dem hier in Betradit kommenden Markt 
nicht wesentlich beeinträchtigt wird. Bei der Unbil- 
ligkeitsprüfung war im schutzwürdigen Interesse 
der Lizenzgeberin zu berücksichtigen, daß vertrags- 
gemäß auf lange Dauer in den Konstruktions ab tei- 
lungen ihres Unternehmens Ingenieure der Lizenz- 
nehmerin ausgebildet wurden. Auf diese Weise 
hatte die Lizenznehmerin allgemeinen Zugang zu 
den Entwidclungsarbeiten der Lizenzgeberin, die in 
allen Einzelheiten ihre technischen Betriebsgeheim- 
nisse vertragsgemäß offenlegte. Im Hinblick auf 
diese technischen Vorleistungen der Lizenzgeberin 
und im Interesse der Sicherstellung des Schutzes 
der zur Benutzung überlassenen technischen Be- 
triebsgeheimnisse war die kostenlose Rüddizenzie- 
rungspflicht der Lizenznehmerin in diesem Fall nicht 
als unbillig anzusehen. Unter Berücksichtigung des 
nicht erheblidien Marktanteiles und der -nur im ge- 
ringen Umfang denkbaren Auswirkungen dieser 
Rücklizenzpflicht auf dem einschlägigen Markt be- 
stand auch kein hinreichender Anhaltspunkt für 
eine wesentliche Wettbewerbsbeeinträchtigung auf 
dem Markt im Sinne des § 20 Abs. 3 Satz 1. 

8. § 21 Abs. 1 

Technische Betriebsgeheimnisse 

a) Rücklizenzierung nicht geschützter Verbesse- 
rung s- oder Anwendungserfindungen (§21 Abs. 1 
mit § 20 Abs. 2 Nr. 3) 

In einem Lizenzvertrag über Kunststofferzeugnisse 
sollte die Lizenznehmerin nach einem Änderungs- 


entwurf der Lizenzgeberin im Rahmen einer Gegen- 
seitigkeitsvereinbarung verpfliditet werden, alle 
Verbesserungs- oder Anwendungserfindungen hin- 
sichtlich der Vertragsgegenstände kostenlos rückzu- 
lizenzieren, und zwar „gleichgültig, ob diese sdiutz- 
fähig sind oder nicht". Das Bundeskartellamt wider- 
sprach dieser Textfassung, da Wortlaut und Inhalt 
des § 20 Abs. 2 Nr. 3 der entsprechenden Anwen- 
dung entgegenstehen. Diese Vorsdirift stellt auf 
„Verbesserungs- oder Anwendungserfindungen", 
d. h. auf abhängige Erfindungen ab. Notwendige 
Analogievoraussetzung ist daher das Tatbestands- 
element des § 21 Abs. 1, eine gesetzlich nicht ge- 
schützte Erfindungsleistung, die eine Verbesserungs- 
oder Anwendungserfindung im Sinne des § 20 Abs. 2 
Nr. 3 sein muß. Es darf somit nicht, wie die Ver- 
tragsparteien meinten, gleichgültig sein, ob die der 
Rücklizenz unterliegenden technischen Gegenstände 
schutzfähig sind oder nidit. Was nicht schutzfähig 
ist, kann keine Erfindung (§ 20 Abs. 2 Nr. 3) oder 
Erfindungsleistung (§ 21 Abs. 1) sein. Auf die An- 
regung des Bundeskartellamtes wurde die Vereinba- 
rung sinngemäß wie folgt neu gefaßt: Die Vertrag- 
schließenden lizenzieren sich im Wege der gegen- 
seitigen einfadien und kostenlosen Lizenz alle Ver- 
besserungs- oüer Anwendungserfindungen hinsicht- 
lich der Vertragsgegenstände, gleichgültig, ob diese 
Verbesserungs- oder Anwendungserfindungen zum 
Patent angemeldet werden oder im Sinne des § 21 
Abs. 1 GWB gesetzlich nicht geschützte Erfindungs- 
leistungen sind, die Betriebsgeheimnisse darstellen. 

b) Know-How und technische Betriebsgeheimnisse 

In der Mehrzahl der dem Bundeskartellamt vorlie- 
genden Lizenzverträge wird nicht unterschieden, ob 
es sich bei dem offengelegten, zur Benutzung dem 
Lizenznehmer überlassenen Know-How um ein- 
faches, allgemein zugängliches, betriebliches Erfah- 
rungswissen handelt oder ob die Tatbestandsvoraus- 
setzungen des § 21 Abs. 1 vorliegen. Bei einigen 
dieser Lizenzverträge waren Lizenznehmerbesdirän- 
kungen nach Gebiet, Umfang, Menge und zugleich 
Preisstellungsbindungen ausgesprochen, obwohl 
keine ungeschützten Erfindungsleistungen (Kon- 
struktionen, Fabrikationsverfahren oder derglei- 
chen) oder sonstige, die Tedinik bereichernde Lei- 
stungen im Sinne des § 21 Abs. 1 Vorlagen. Es han- 
delte sich vielmehr um Nachbau- und Anlernver- 
träge, die lediglich technische Kenntnisse vermittel- 
ten, die dem Durchschnittsfachmann zugänglich sind 
und allgemein angewendet wurden. Bei einigen die- 
ser Verträge stand für den „Lizenzgeber" offensicht- 
lich im Vordergrund, über § 21 Abs. 1 dem „Lizenz- 
nehmer" die vielfältigen, nach § 20 zulässigen Be- 
schränkungen, vor allem die Preisstellungsbindung 
nach § 20 Abs. 2 Nr. 2 auferlegen zu können. Das 
Bundeskartellamt prüft daher die Voraussetzungen 
für technische Betriebsgeheimnisse nach § 21 Abs 1 
im einzelnen besonders genau, wenn nur Know-How 
allein oder in Verbindung mit für die Vertragsge- 
genstände unwichtigen, mitunter gar nicht ausgeüb- 
ten Patenten oder Patentanmeldungen, lizenziert 
wird. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Verfahrensfragen 


1 . Das Kamme rgericht hat in dem Beschluß vom 
11. Februar 1972 (WuW/E OLG 1241; ebenso die im 
gleichen Verfahren ergangenen -Entscheidungen vom 
17. Dezember 1971, WuW/E OLG 1239, und 30. De- 
zember 1971) die Auffassung vertreten, die Bestä- 
tigung des Eingangs einer Anmeldung nach § 16 
Abs. 2 sei eine Verfügung im Sinne des § 62, die von 
dem Anmelder ohne ausdrückliche Erklärung schon 
allein mit der Übersendung der ausgefüllten An- 
meldeformulare beantragt werde (siehe auch unten 
Nr. 8). Da die Eingangsbestätigung Voraussetzung 
für die Wirksamkeit einer Preisbindung sei, müsse 
der Rechtsweg eröffnet sein für den Fall, daß das 
Bundeskartellamt den Eingang nicht schriftlich be- 
stätigt. Wenn die Prüfung der Vollständigkeit und 
Richtigkeit der Angaben des Anmelders keine Bean- 
standungen ergäbe, habe der Anmelder einen mit 
der Untätigkeitsbeschwerde durchsetzbaren An- 
spruch auf Erteilung der Eingangsbestätigung; ma- 
terielle Einwendungen gegen die Preisbindung 
könnten nur in einem anschließenden Mißbrauchs- 
verfahren nach § 17 nachgeprüft werden. Diese 
Frage ist deswegen von erheblicher Bedeutung, weil 
bei der Versagung der Eingangsbestätigung für miß- 
bräuchliche Preisbindungen die Durchführung sol- 
cher Wettbewerbsbeschränkungen bis zur letztin- 
stanziellen Entscheidung verhindert werden könnte. 
Mißbrauchs Verfügungen nach § 17 können dagegen 
mit aufschi ebender Wirkung angefochten werden, 
die nach der Praxis des Kammergerichts allenfalls 
in Ausnahmefällen durch einstweilige Anordnung 
suspensiert werden kann. Gerade darauf stützt das 
Gericht seine Auffassung, indem . es ausführt, die 
Regelung über die aufschiebende Wirkung der 
Rechtsmittel dürfe nicht durch eine materielle Prü- 
fung einer angemeldeten Preisbidung vor Erteilung 
der Eingangsbestätigung ausgehöhlt werden. Aus- 
drücklich offengelassen hat das Gericht die Frage, 
ob wenigstens bei offensichtlich mißbräuchlichen 
Preisbindungen die Eingangsbestätigung versagt 
werden kann. 

2. Im gleichen Zusammenhang hat sich das Kam- 
mergericht mit der Frage befaßt, unter welchen 
Voraussetzungen sich Kartellverwaltungsverfahren 
in der Hauptsache erledigen. Nachdem das Bundes- 
kartellamt eine Preisbindung für Spirituosen nach 
§ 17 für unwirksam erklärt hatte, war im Laufe des 
Beschwerdeverfahrens die Erhöhung der Brannt- 
weinsteuer zum 1. Januar 1972 in Kraft getreten. 
Zum gleichen Zeitpunkt hatte das betroffene Unter- 
nehmen die Fabrikabgabepreise und die gebundenen 
Endverbraucherpreise erhöht. In dem Beschluß vom 
10. März 1972 (WuW/E OLG 1244) stellte das Kam- 
mergericht die Erledigung der Hauptsache in diesem 
Fall fest, da eine wesentliche Änderung der gesam- 


ten Marktsituation eingetreten sei. Auch andere Spi- 
rituosenhersteller hätten ihre Fabrikabgabepreise 
zum gleichen Zeitpunkt erhöht, so das noch völlig 
offen sei, ob erhebliche Unterschiede der Handels- 
spannen, auf die sich das Bundeskartellamt gestützt 
hatte, nach der Änderung der Marktverhältnisse 
fortbestünden. Das Kammergericht hat die Erledi- 
gung auch auf denjenigen Teil der Mißbrauchsver- 
fügung des Bundeskartellamtes erstreckt, durch den 
neben der Aufhebung der bestehenden Preisbindung 
die Anwendung neuer gleichartiger Preisbindungen 
untersagt worden war. Das Gericht hat dazu aus- 
geführt, eine der bisherigen Handhabung gleich- 
artiger Preisbindung könne es schon deswegen nicht 
mehr geben, weil sich die allgemeinen Marktverhält- 
nisse durch die Erhöhung der Branntweinsteuer und 
die nachfolgenden Preiserhöhungen der iSpirituosen- 
hersteller entscheidend geändert haben. Selbst wenn 
das Unternehmen die ursprünglich gebundenen 
Preise beibehalten hätte, wäre die Preisbindung 
wegen der veränderten Marktverhältnisse nicht die 
gleiche geblieben. In demselben Beschluß hat das 
Kammergericht weiter ausgeführt, die Kartellbe- 
hörde könne als Beschwerdegegner der einseitigen 
Erledigungserklärung des Beschwerdeführers nur 
widersprechen, wenn sie ein schutzwürdiges rechtli- 
ches Interesse an der gerichtlichen Feststellung hat, 
daß die Beschwerde von Anfang an unbegründet 
war. Das Gericht wendet damit § 70 Abs. 2 ent- 
sprechend auf den Beschwerdegegner an und führt 
zur Begründung aus, die Durchführung der regel- 
mäßig erforderlichen umfangreichen Ermittlungen 
sei aus prozeßökonomischen Gründen nur vertret- 
bar, wenn eine der beiden Parteien ein berechtigtes 
Interesse an der weiteren Durchführung des Be- 
schwerdeverfahrens hat. In dem entschiedenen Fall 
hat das Kammergericht ein entsprechendes Interesse 
beider Parteien verneint, da wegen der veränder- 
ten Marktverhältnisse Feststellungen über die 
Mißbräuchlichkeit in der Zeit vor der Preiserhö- 
hung nicht ohne weiteres auf die neue Sachlage 
übertragen werden könnten. Das Interesse beider 
Parteien an der Klärung einiger rechtlicher Grund- 
satzfragen zur Mißbrauchsaufsicht nach § 17 kann 
nach Auffassung des Gerichts nicht berücksichtigt 
werden. 

3 . Eine für die Rechtsstellung des Bundeskartell- 
amtes in Kartellverwaltungsverfahren der Landes- 
kartellbehörden wichtige Entscheidung hat der 
Bundesgerichtshof in dem Beschluß vom 31. Mai 
1972 („Stromtarif" WuW/E BGH 1221) getroffen. 
Nach der ausdrücklichen Regelung des § 62 Abs. 2 
hat das Bundeskartellamt die Möglichkeit, gegen die 
Verfügung einer Landeskartellbehörde Beschwerde 
einzulegen. Nach der Entscheidung des Bundesge- 
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richtshofes gilt dies auch für die Rechtsbeschwerde, 
und zwar ohne die Einschränkung des § 75 Abs. 1. 
Da die Einschaltung des Bundeskartellamtes in die 
Verfahren der Landeskartellbehörden der einheit- 
lichen Gesetzesanwendung diene, würde es mach 
Auffassung des Bundesgerichtshofes dem Gesetzes- 
zweck zuwiderlaufen, für die Rechtsbeschwerdebe- 
rechtigung des Bundeskartellamtes den Nachweis 
einer Beeinträchtigung von Rechten im Sinne des 
§ 75 Abs. 1 zu fordern. 

4 , Das Kammergericht hat in dem Beschluß vom 29. 
September 1972 (WuW/E OLG 1321) zum Umfang 
der von den Beschwerdegerichten von Amts wegen 
vorzunehmenden Ermittlungen Stellung genommen. 
Danach kann es sich nur um ergänzende Ermitt- 
lungen handeln. Hat es die Kartellbehörde wegen 
abweichender rechtlicher Beurteilung überhaupt 
unterlassen, den nach Auffassung des Beschwerde- 
gerichts zu klärenden Sachverhalt festzustellen, 
sollen die Ermittlungen nicht vom Gericht nachge- 
holt werden, das sonst Funktionen der Behörde 
nach sich ziehen würde. Demnach muß in solchen 
Fällen die Verfügung der Behörde durch das Gericht 
aufgehoben werden und nach Durchführung der Er- 
mittlungen eine neue Verfügung ergehen. 

5 , In einem Bußgeldermittlungsverfahren hat sich 
das Kammergericht für unzuständig erklärt, über 
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach § 62 
OWiG — im vorliegenden Fall gerichtet gegen einen 
vom Bundeskartellamt erlassenen Ordnungsstraf- 
beschluß wegen unberechtigter Aussageverweige- 
rung — zu entscheiden und den Antrag dem ört- 
lich zuständigen Amtsgericht vorgelegt. Dieses hat 
dementsprechend über den Antrag entschieden 
(Amtsgericht Tiergarten in Berlin, Beschluß vom 
26. Juni 1972, 353 OWI 1.72). Derartige Entschei- 
dungen sind nicht mit der weiteren Beschwerde an- 
fechtbar (LG Berlin, Beschluß vom 17. August 1972, 
506 Os 46/72). 

6 , In zahlreichen Entscheidungen hat das Kammer- 
gericht wiederum zu Einzelfragen des Kartellge- 
bührenrechts auf der Grundlage der Neuregelung 
durch das Gesetz zur Änderung von Kostenermäch- 
tigungen und zur Überleitung gebührenrechtlicher 
Vorschriften vom 22. Juli 1969 (BGBl. I S. 901) und 
der Verordnung über die Kosten der Kartellbehör- 
den vom 16. November 1970 (BGBl. I S. 1535) Stel- 
lung genommen. So hat das Kammergericht in dem 
Beschluß vom 17. August 1972 (Kart 13/72) entschie- 
den, daß die Anmeldung einer Änderung eines An- 
meldekartells keinen zusätzlichen gebührenpflich- 
tigen Vorgang darstellt, wenn die Änderung einige 
Zeit nach der Erstanmeldung erfolgt, um einer Bean- 
standung der Kartellbehörde zu entsprechen, 

7 , In Fortführung seiner Rechtsprechung zur nahe- 
zu uneingeschränkten Rückwirkung der gebühren- 
rechtlichen Neuregelung hat das Kammergericht im 
Beschluß vom 14. Januar 1972 die Auffassung des 
Bundeskartellamtes bestätigt, daß auch ein Unter- 
nehmen, das seinerzeit durch seine Verfassungsbe- 
schwerde die Entscheidung des Bundesverfassungs- 


gerichts vom 11. Oktober 1966 (WuW/E VG 197) 
über die Nichtigkeit der ursprünglichen Gebühren- 
regelung herbeigeführt hatte, Gebühren nach der 
neuen Regelung rückwirkend bis zum 1. Januar 1958 
zu zahlen hat. Demnach sind zu Recht diejenigen 
Gebühren neu festgesetzt worden, die dem Unter- 
nehmen ursprünglich nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zurückgezahlt worden 
sind. In diesem Zusammenhang hat das Kammerge- 
richt die Auffassung verworfen, die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts auf die Verfassungs- 
beschwerde hin stehe der Anwendung des neuen 
Gebührenrechts auf die Tatbestände, die die Grund- 
lage des Rechtsstreits über die Gültigkeit der alten 
Regelung gebildet hatten, entgegen. Außerdem er- 
streckt sich nach Auffassung des Kammergerichts 
die Rückwirkung nach Artikel 9 Abs. 2 des Gesetzes 
vom 22, Juli 1969 auch auf diejenigen Fälle, in denen 
Gebühren zwar bereits einmal nach den früheren 
Vorschriften erhoben, aufgrund der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts aber anschließend wie- 
der zurückgezahlt worden sind. Das Unternehmen 
hat dagegen neuerdings Verfassungsbeschwerde er- 
hoben, die jedoch vom Bundesverfassungsgericht 
wegen fehlender Erfolgsaussicht nicht zur Entschei- 
dung angenommen worden ist (Beschluß vom 5. Ok- 
tober 1972, 1 BvR 93/72). 

8 . Der Bundesgerichtshof hat neuerdings die von 
ihm bereits früher vertretene Auffassung (Beschluß 
vom 6. Dezember 1962, WuW/E BGH 547) bestätigt, 
daß Beschwerdeentscheidungen der Oberlandesge- 
richte, soweit sie die Festsetzung von Gebühren für 
die Anmeldung von Preisbindungen nach § 16 be- 
treffen, nicht mit der Rechtsbeschwerde angefochten 
werden können (Beschluß vom 28. Dezember 1972, 
KVZ 1/72). Dies beruht auf der Einschränkung des 
§ 73 Abs. 1, wonach die Rechtsbeschwerde nur gegen 
in der Hauptsache erlassene Beschwerdeentschei- 
dungen zulässig ist. Dabei hat der Bundesgerichtshof 
die Eingangsbestätigung nach § 16 Abs. 4 Satz 1 
als Hauptsache des durch die Anmeldung ausge- 
lösten Verfahrens bezeichnet. 

9 . In zwei Sonderfällen hat das Kammergericht die 
Anwendung der neuen Gebührenvorschriften auf ab- 
geschlossene Verfahren abgelehnt. In dem Beschluß 
vom 14. Januar 1972 (WuW/E OLG 1294) hat das 
Gericht die Anwendbarkeit des § 80 Abs. 2 Nr. 2 
neuer Fassung auf Einspruchsverfahren verneint, 
die früher aufgrund der inzwischen aufgehobenen 
§§59 bis 61 durchgeführt worden sind und nach der 
ursprünglichen Gebührenregelung nicht gebühren- 
pflichtig waren. Die Einbeziehung von Amtshand- 
lungen, die nur aufgrund früherer Fassungen des 
Gesetzes vorgenommen werden konnten, hätte nach 
Auffassung des Kammergerichts einer ausdrück- 
lichen Erwähnung bedurft. In dem Beschluß vom 
8. Februar 1972 (WuW/E OLG 1295) lehnt das Kam- 
mergericht die rückwirkende Festsetzung einer Ge- 
bühr für eine Anmeldung aus dem Jahre 1960 des- 
wegen ab, weil das Bundeskartellamt nach Abschluß 
der Prüfung der Anmeldung im Jahre 1961 von der 
Festsetzung von Gebühren für diese Anmeldung 
ausdrücklich abgesehen hatte. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Anwendung des EWG-Vertrages 


1. Sonderbericht über die Wettbewerbspolitik 

Aufgrund einer Entschließung des Europäischen Par- 
laments vom 7. Juni 1972 hat die Kommission einen 
ersten Sonderbericht über die Entwicklung der Wett- 
bewerbspolitik vorgelegt, der dem Fünften Gesamt- 
bericht über die Tätigkeit der Gemeinschaften bei- 
gefügt ist. Der Bericht behandelt die gesamte Ent- 
wicklung der gemeinschaftlichen Wettbewerbspoli- 
tik bis 1971 und nennt als gegenwärtige Akzente 
dieser Politik die vorrangige Verfolgung sich gegen 
die Einheit des Gemeinsamen Marktes richtender 
Kartelläbsprachen, die Verhängung empfindlicher 
Geldbußen gegen die Verbraucher Interessen schwer- 
wiegend beeinträchtigende verbotene Kartelle, die 
Intensivierung der Anwendung des Artikels 86 
EWGV einschließlich der Auslotung seiner Anwend- 
barkeit auf Konzentrationsvorgänge, die Förderung 
positiv zu beurteilender Formen der Unternehmens- 
kooperation vor allem kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen im Interesse der Stärkung ihrer Wettbe- 
werbsfähigkeit gegenüber größeren Unternehmen 
und schließlich die Nichtanwendung des Artikels 85 
auf solche Beschränkungen, die keinen spürbaren 
Einfluß auf den Gemeinsamen Markt haben. 

2. Erlaß von Gruppenfreistellungsverordnungen 
der Kommission 

Mit der Verordnung Nr. 2591/72 vom 8. Dezember 
1972 zur Änderung der Verordnung Nr. 67/67/EWG 
vom 22. März 1967 (ABIEG Nr. L 276/15 vom 9. De- 
zember 1972) hat die Kommission die Freistellung 
bestimmter Gruppen von Alleinvertriebsvereinba- 
rungen vom Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV 
um zehn Jahre verlängert. Sie hat ferner von der 
Ermächtigung der Verordnung (EWG) Nr. 2821/71 
des Rates (Tätigkeitsbericht 1971 S. 103) Gebrauch 
gemacht und die Verordnung Nr. 2779/72 über die 
Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 EWGV auf Grup- 
pen von Spezialisierungsvereinbarungen (ABIEG 
Nr. L 292/23 vom 29. Dezember 1972) erlassen. Die 
Verordnung stellt Spezialisierungsvereinbarungen 
frei, wenn der Martkanteil der an der Vereinbarung 
beteiligten Unternehmen für die spezialisierten und 
gleichartigen Produkte in keinem Mitgliedstaat mehr 
als 10 V. H. beträgt und ihr gemeinsamer Gesamt- 
umsatz 150 Millionen Rechnungseinheiten nicht 
übersteigt. Ferner darf die Spezialisierungsverein- 
barung nur bestimmte wettbewerbseinschränkende 
Verpflichtungen enthalten: Spezialisierungsverein- 
barungen mit dritten Unternehmen über gleiche 
oder gleichartige Waren nur mit Zustimmung der 
Vertragspartner abzuschließen, Kollegenlieferungen 
vorzunehmen und Mindestqualitäten einzuhalten, 
vertragsgegenständliche Waren nur von Vertrags- 




Partnern zu beziehen, sofern nicht günstigere ander- 
weitige Bezugsbedingungen bestehen und die Ver- 
tragspartner nicht in diese eintreten, sowie Ver- 
tragspartnern den Alleinvertrieb für vertragsgegen- 
ständliche Waren zu übertragen, sofern Parallelim- 
porte dadurch nicht erschwert werden. 

3. Vorschlag einer Verordnung über die Verfol- 
gungs- und Vollstreckungs Verjährung 

Die Kommission hat einen Vorschlag für eine Ver- 
ordnung des Rates über die Verfolgungs- und Voll- 
streckungsverjährung im Bereich des Verkehrs- und 
Wettbewerbsrechts der EWG veröffentlicht (ABIEG 
Nr. C 43/1 vom 29. April 1972). Danach soll die Ver- 
jährungsfrist für die Verfolgung von Zuwiderhand- 
lungen gegen das Auskunft- oder Nachprüfungsrecht 
der Kommission drei Jahre, bei allen anderen Zu- 
widerhandlungen fünf Jahre betragen. Die Verjäh- 
rungsfrist für Vollstreckungshandlungen soll drei 
Jahre betragen. Zu dem Vorschlag der Kommission 
haben der Wirtschafts- und Sozialausschuß (Tagung 
am 28. und 29. Juni 1972, ABIEG Nr. C 89/21 vom 
23. August 1972) und das Europäische Parlament 
(Entschließung in der Sitzung vom 13. November 
1972, ABIEG Nr. C 129/10 vom 11. Dezember 1972) 
vorbehaltlich einiger Änderungen zustimmend Stel- 
lung genommen. 

4. Entscheidungen der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften nach Artikel 85 und 86 
EWGV 

Im Berichtsjahr hat die Kommission elf Verfahren 
durch Entscheidungen nach Artikel 85 EWGV und 
ein Verfahren durch Entscheidung nach Artikel 86 
EWGV abgeschlossen. Gegen das amerikanische 
Unternehmen Commercial Solvents Corporation 
(CSC) und seine Tochtergesellschaft Istituto Chemio- 
therapico Italiano (ICI) hat die Kommission wegen 
mißbräuchlicher Lieferverweigerung eine Entschei- 
dung nach Artikel 86 EWGV erlassen (Entscheidung 
vom 14. Dezember 1972 — IV/26.911 „ZOJA/CSC- 
ICT', ABIEG Nr. L 299/51 vom 31. Dezember 1972). 
CSC besitzt ein weltweites faktisches Monopol für 
die Grundstoffe eines Medikaments zur Tuberkulo- 
sebekämpfung. Nachdem ein Versuch von ICI, ZOJA 
zu übernehmen, gescheitert war und ICI die Her- 
stellung dieses Medikaments selbst aufgenommen 
hatte, gelang es dem italienischen Arzneimittelher- 
steller ZOJA nicht mehr, sich diesen Grundstoff zu 
beschaffen, den er in den Jahren zuvor in größeren 
Mengen von ICI bzw. anderen Händlern bezogen 
hatte. Die Kommission sieht in der Nichtbelieferung 
von ZOJA eine mißbräuchliche Ausnutzung einer 
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beherrschenden Stellung und hat CSC und ICI zur 
sofortigen Lieferung einer bestimmten Menge sowie 
zur Vorlage eines Programms für die weitere Belie- 
ferung von ZOJA verpflichtet. Für den Fall, daß die 
Erstlieferung nicht binnen eines Monats erfolgt und 
das Lieferprogramm nicht binnen zwei Monaten vor- 
gelegt wird, wird den Unternehmen für jeden Ver- 
zugstag ein gesamtschuldnerisch zu zahlendes 
Zwangsgeld in Höhe von 1 000 Rechnungseinheiten 
angedroht. Darüber hinaus hat die Kommission ge- 
gen die beiden Unternehmen als Gesamtschuldner 
eine Geldbuße in Höhe von 200 000 Rechnungsein- 
heiten festgesetzt. 

Gegen die französische Schallplattenfirma WEA- 
Filipacchi Music S. A. hat die Kommission eine 
Geldbuße in Höhe von 60 000 Rechnungseinheiten 
wegen einer nach Artikel 85 verbotenen Absprache 
festgesetzt (Entscheidung vom 22, Dezember 1972 — 
IV/26.992, ABIEG Nr. L 303/52 vom 31. Dezember 
1972). Infolge des beträchtlichen Unterschiedes zwi- 
schen den Abgabepreisen dieses Unternehmens in 
Frankreich und den Abgabepreisen seines deut- 
schen Schwesterunternehmens ergab sich für franzö- 
sische Händler ein Anreiz, von WEA-Filipacchi be- 
zogene Schallplatten nach Deutschland zu exportie- 
ren. Zur Verhinderung dieser Exporte versandte 
Filipacchi im Februar 1972 an seine französischen 
Abnehmer ein Rundschreiben, in dem darauf hinge- 
wiesen wurde, WEA-Filipacchi müsse garantieren, 
daß keine Exporte durch Dritte erfolgten. Der Auf- 
forderung, das Rundschreiben unterschrieben zu- 
rückzusenden, kamen achtzehn Händler nach. Die 
Kommission hat hierin eine nach Artikel 85 Abs. 1 
EWGV verlbotene Vereinbarung gesehen. Die — ge- 
messen am Umsatz — verhältnismäßig hohe Geld- 
buße wurde damit begründet, daß WEA-Filipacchi 
auf der Unterzeichnung des Schreibens bestanden 
habe, obwohl mindestens drei Händler auf den Ver- 
stoß gegen das EWG-Kartellrecht hingewiesen hat- 
ten. 

Gegen die Pittsburgh Corning Europe S. A. (P. C. E.) 
ein Schaumglas für Isolierzwecke herstellendes bel- 
gisches Tochterunternehmen zweier amerikanischer 
Unternehmen, ist eine Geldbuße in Höhe von 
100 000 RE wegen verbotener abgesprochener Preis- 
diskriminierung festgesetzt worden (Entscheidung 
vom 23. November 1972 — IV/26.894 u. a. „Pitts- 
burgh Corning Europe'', ABIEG Nr. L 272/35 vom 
5. Dezember 1972). Um die deutsche Tochter der 
P. C. E. vor billigeren Parallelimporten aus Belgien 
und den Niederlanden zu schützen, gewährten die 
belgischen und niederländischen Alleinvertreter von 
P. C. E. in der Zelt vom 1. Oktober 1970 bis 1. Juni 
1972 einen Rabatt von 20 v. H. auf den „Normal- 
preis", wenn das bezogene Schaumglas im Inland 
verwendet wurde. Die Kommission sah darin von 
P. C. E, veranlaßte abgestimmte Verhaltensweisen, 
die zu Preisdiskriminierungen je nach Bestimmungs- 
land des Erzeugnisses und zu erheblichen schädli- 
chen Auswirkungen auf den zwischenstaatlichen 
Handel führten. 

In mehreren Fällen hat die Kommission Zuwider- 
handlungen gegen Artikel 85 festgestellt und eine 
Verpflichtung zur Abstellung der Zuwiderhandlung 


ausgesprochen, von der Festsetzung einer Geldbuße 
jedoch abgesehen. Zwei dieser Fälle betreffen den 
belgischen und niederländischen Zementmarkt. 
Durch Entscheidung vom 18. Dezember 1972 in der 
Sache „Cementregeling voor Nederland" (C. R. N.) 
(IV/581, ABIEG Nr. L 303/7 vom 31. Dezember 1972) 
wurde der Nachfolgeregelung für den 1971 aufge- 
hobenen niederländischen „Noordwijks-Cement- 
Accord" (N. C. A.), die eine diesem gegenüber auf- 
gelockerte Quotenaufteilung zwischen niederländi- 
schen, belgischen und deutschen Zementherstellern 
vorsah, die beantragte Freistellung verweigert und 
die Abstellung des Kartells angeordnet. 

Damit sind alle Zementkartelle auf dem niederlän- 
dischen Markt von der Kommission als Verstoß ge- 
gen Artikel 85 beurteilt und zur Auflösung ver- 
pflichtet worden (siehe auch Tätigkeitsbericht 1971 
S. 106). Ebenso hat die Kommission die Freistellung 
des Kartells der belgischen Zementindustrie abge- 
lehnt und die Abstellung der festgestellten Zuwider- 
handlungen angeordnet (Entscheidung vom 22. De- 
zember 1972 — IV/243— 245 „Cimbel", ABIEG 
Nr. L 303/24 vom 31. Dezember 1972). Gegenstand 
der Kartellvereinbarung waren im wesentlichen Lie- 
ferquoten für den Gemeinsamen Markt, die Ver- 
pflichtung zur Einhaltung einheitlicher Preise und 
Verkaufsbedingungen für Verkäufe in Belgien, ein 
Erlösausgleich bei Abweichungen von den verein- 
barten Quoten sowie Beschränkungen bei Kapazi- 
tätserweiterimg, Veräußerung von Produktionsstät- 
ten und Errichtung neuer Betriebe. 

Durch Entscheidung vom 20, Oktober 1972 — IV/496 
u. a., ABIEG Nr. L 264/22 vom 23. November 1972 
in der Sache „Zentralheizung" hat die Kommission 
festgestellt, daß eine Vereinbarung des Verbandes 
belgischer Hersteller von Heizkesseln und Stahl- 
und Gußradiatoren (CSM) mit der Berufsvereini- 
gung der belgischen Zentralheizungsinstallateure 
(UBIC) gegen Artikel 85 verstößt und die beantragte 
Freistellung verweigert. Die Vereinbarung ver- 
pflichtete die Installateure, nur solche Geräte zu 
kaufen und zu installieren, die von einem aus bei- 
den Verbänden paritätisch besetzten Ausschuß zu- 
gelassen worden waren. Während die Mitglieder 
der CSM die Zulassung sofort ohne Prüfung ihrer 
Erzeugnisse erhielten, war für andere Hersteller ein 
zeitraubendes, detailliertes Prüfungsverfahren vor- 
gesehen. Die Kommission hat ferner für einen be- 
reits aufgehobenen Vertrag, der ausschließliche 
Liefer- und Bezugspflichten vorsah, eine Erklärung 
nach Artikel 7 Abs. 1 VO 17 nicht abgegeben. 

Zur Abstellurug verschiedener wettbewerbsbeschrän- 
kender und -verfälschender Bestimmungen einer 
Preis- und Verkaufsregelung auf dem niederländi- 
schen Markt für Sanitärartikel hat die Kommission 
eine niederländische Großhändlervereinigung ver- 
pflichtet (Entscheidung vom 22. Dezember 1972 — 
IV/89 — 26.349 „Beschlüsse der Unternehmensver- 
einigung G. 1. S. A.", ABIEG Nr. L 303/45 vom 
31. Dezember 1972). Die G. I. S. A., über deren Mit- 
glieder rund 75 v. H. des Absatzes sanitärer Arti- 
kel auf dem niederländischen Markt abgewickelt 
werden, setzt für ihre Mitglieder in der „G. I. S. A.- 
Preisregelung" einheitliche Verkaufspreise und -be- 
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dingungen fest und schreibt für bestimmte Produkte 
gestaffelte „Umrechnungsfaktoren" vor, die die Mit- 
glieder auf die Bruttoverkaufspreise der Hersteller 
aufschlagen müssen und deren Höhe sich unter Be- 
rücksichtigung des Ursprungslandes oder des Na- 
mens des Herstellers nach der Wert-Kategorie be- 
stimmt, in die das betreffende Produkt von der 
G. 1. S. A. eingeordnet wird. Diese Regelungen neh- 
men den Händlern nach Auffassung der Kommission 
die Möglichkeit, Preise und Verkaufsbedingungen 
nach eigenem Ermessen festzusetzen, behindern die 
Hersteller in ihren Absatzmöglichkeiten und be- 
nachteiligen Hersteller hochwertiger Artikel. Die 
Kommission hat darüber hinaus in denjenigen — in- 
zwischen aufgehobenen — Bestimmungen der 
G. I. S. A. einen Verstoß gegen Artikel 85 Abs. 1 
EWGV gesehen, nach denen die Mitglieder der 
G. 1. S. A. verpflichtet waren, den der FABRISAN 
angehörenden niederländischen Herstellern von Sa- 
nitätsartikeln Mindestabnahmequoten im Verhältnis 
zu den jährlichen Gesamtkäufen der betreffenden 
Artikel zu reservieren. 

In zwei Fällen hat die Kommission Spezialisierungs- 
vereinbarungen nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV frei- 
gestellt. Die eine Freistellung betrifft eine Verein- 
barung zwischen den Lastkraftwagenherstellern 
MAN und SAVIEM. Diese sieht die Entwicklung, 
die Fertigung und den Vertrieb einer gemeinsamen 
Typenreihe von Lastkraftwagen über 7,5 t vor, wo- 
bei SAVIBM für die Entwicklung der mittleren und 
MAN für die Entwicklung der schweren Typenreihe 
(über 12 1) zuständig ist (Entscheidung vom 
17. Januar 1972 — IV/26.612, ABIEG Nr. L 31/29 
vom 4. Februar 1972). Beim Absatz darf MAN Last- 
kraftwagen der gesamten Typenreihe in Frankreich 
und solche der mittleren Typenreihe im Regelfall in 
anderen Ländern als in Deutschland nicht vertrei- 
ben, während es SAVIEM untersagt ist, Lastkraft- 
wagen der gesamten Typenreihe in Deutschland 
und solche der schweren Reihe im Regelfall in an- 
deren Ländern als in Frankreich abzusetzen. Für die 
Freistellung war unter anderem maßgebend, daß 
MAN ohnehin schwerpunktmäßig im Bereich der 
schweren und SAVIEM schwerpunktmäßig im Be- 
reich der mittleren Lastkraftwagentypen tätig ist, 
beide Unternehmen noch keine kostenoptimalen Se- 
riengrößen erreicht haben, die Aufteilung des Ver- 
triebes dem schon vorhandenen Kundendienstnetz 
entspricht und den Vertragspartnern noch eine 
Reihe weiterer Wettbewerber mit zum Teil bedeu- 
tenden Marktanteilen gegenübersteht. Die Freistel- 
lung, die bis 1978 gilt, ist an die Auflage geknüpft, 
der Kommission alle drei Jahre die wichtigsten 
Kooperationsmaßnahmen, die ungefähren Marktan- 
teile und die wettbewerbsrelevanten Vereinbarun- 
gen mitzuteilen, die die Vertragspartner unterein- 
ander oder mit dritten Automobilherstellern schlie- 
ßen. 

Die zweite Freistellung betrifft ein Kartell von fünf 
französischen Feinpapierherstellern, das die Spe- 
zialisierung für die Herstellung von Zigaretten-, 
Kohle-, Durchschlag- und Schreibmaschinenpapier 
vorsieht und den Vertrieb der beteiligten Unterneh- 
men in außereuropäischen Ländern koordiniert (Ent- 


scheidung vom 26. Juli 1972 — IV/642 „Feinpapier", 
ABIEG Nr. L 182/24 vom 10. August 1972). Obwohl 
die Partner der Spezialisierungsvereinbarungen für 
Zigarettenpapier in den EWG-Ländern einen Markt- 
anteil von mehr als 50 v. H., in Frankreich von fast 
80 V. H. haben, hat die Kommission die Vorausset- 
zungen des Artikels 85 Abs. 3 EWGV bejaht. In- 
folge der starken Stellung der Abnehmer, des po- 
tentiellen Wettbewerbs unter den Vertragspartnern 
und des Wettbewerbsdrucks, der von den Produzen- 
ten in anderen EWG-Ländern und in Drittländern 
ausgehe, sei nicht zu befürchten, daß der Wettbe- 
werb für einen wesentlichen Teil der betreffenden 
Erzeugnisse auf dem Gemeinsamen Markt ausge- 
schaltet werde. Die bis 1975 befristete Freistellung 
ist an Auflagen gebunden, die es der Kommission 
ermöglichen sollen, Anwendung und Durchführung 
der Spezialisierungsvereinbarung zu überwachen 
und rechtzeitig von Verflechtungen unter den Ver- 
tragspartnern oder mit dritten Unternehmen Kennt- 
nis zu erlangen. 

In zwei Entscheidungen hat die Kommission ihre 
Entscheidungspraxis zu Patentlizenzverträgen fort- 
gesetzt und erneut hervorgehoben, daß gewerbliche 
Schutzrechte nicht als Mittel der Marktaufteilung 
eingesetzt werden dürfen. In dej: Sache „Davidson 
Rubber Co." (Entscheidung vom 9. Juni 1972 — 
IV/17.545 u. a., ABIEG Nr. L 143/31 vom 23. Juni 
1972 WuW/E EV 408), deren Gegenstand mehrere 
Patent- und Know-how-Lizenzverträge zur aus- 
schließlichen Herstellung nahtloser Armlehnen und 
Polsterkörper für Kraftfahrzeuge waren, hat sie 
eine Freistellung erteilt. Die Verträge fielen nach 
ihrer Auffassung deswegen unter Artikel 85 Abs. 1 
EWGV, weil die Vergabe ausschließlicher Lizenzen 
den Lizenzgeber in der Erteilung weiterer Lizenzen 
beschränke und Dritte gehindert seien, dieses Ver- 
fahren innerhalb der EWG anzuwenden. Die Kom- 
mission hat die Lizenzverträge aber freigestellt, 
nachdem die Klauseln gestrichen worden waren, die 
es den Lizenznehmern in der EWG verboten, nach 
dem Davidson-Verfahren hergestellte Erzeugnisse 
in andere EWG-Mitgliedstaaten auszuführen. 

In der Sache „Raymond/Nagoya" hat die Kommis- 
sion ein Negativattest erteilt (Entscheidung vom 
9. Juni 1972 — IV/26.813, ABIEG Nr. L 143/39 vom 
23. Juni 1972, WuW/E EV 413). Die Entscheidung 
betrifft eine von der deutschen Niederlassung des 
französischen Unternehmens Raymond dem japani- 
schen Unternehmen Nagoya für Japan erteilte Li- 
zenz zur Herstellung der von Raymond entwickel- 
ten Befestigungselemente aus Kunststoff, die im 
Fahrzeugbau verwandt werden. Nagoya darf diese 
Prodükte, die nicht genormt sind, sondern jeweils 
für bestimmte Kraftfahrzeugmodelle entwickelt wer- 
den, nicht in die EWG einführen, soweit sie nicht in 
japanischen Kraftfahrzeugen eingebaut sind. Die 
Kommission hat in diesem Fall eine Wettbewerbs- 
beschränkung innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
verneint, da eine Lieferung der von Nagoya gelie- 
ferten Befestigungselemente in den Gemeinsamen 
Matkt wenig wahrscheinlich erscheine, wenn die 
gleichen Erzeugnisse ohne Schwierigkeiten von 
Raymond direkt bezogen werden könnten. 
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Ein weiteres Negativattest hat die Kommission für 
die Vereinbarung der beiden französischen Ver- 
triebsgesellschaften des Schweizer Unternehmens 
WILD und des deutschen Unternehmens LEITZ über 
Absatz technische Beratung und Kundendienst von 
Mikroskopen erteilt (Entscheidung vom 23. Februar 

1972 — IV/26.844 „WILD/LEITZ", ABIEG Nr. L 01/27 
vom 13. März 1972). Da sich die Vereinbarung nur 
auf hochwertige für spezifische Bedürfnisse kon- 
struierte Mikroskope mit unterschiedlichen techni- 
schen Merkmalen beschränkt, die in der Fabrikation 
des Partners keine gleichwertigen Erzeugnisse 
haben, stehen nach Auffassung der Kommission die 
beiden Unternehmen hinsichtlich dieser Erzeugnisse 
nicht miteinander im Wettbewerb. Die Kommission 
geht davon aus, daß die Zusammenarbeit auch 
keine nennenswerte Auswirkungen auf den Absatz 
der von beiden Vertragspartnern hergestellten ein- 
facheren und substituierbaren Mikroskopen hat. 

5, Sonstige Entscheidungen der EG-Kommission 

In der Sache „GEMA'' hat die Kommission ihre Ent- 
scheidung vom 2. Juni 1971 (Tätigkeitsbericht 1971 

5, 32, 103) auf Antrag der GEMA in einem Punkt er- 
gänzt (Entscheidung vom 6. Juli 1972 — IV/26.760; 
ABIBG Nr. L 166/22 vom 24. Juli 1972). Die Kom- 
mission hatte in der Entscheidung vom 2. Juni 1971 
einen Mißbrauch nach Artikel 86 EWGV unter an- 
derem in der übermäßigen Bindung der Mitglieder 
an die GEMA gesehen und zur Abstellung des Miß- 
brauchs eine jährliche Kündigungsmöglichkeit ver- 
langt. Nach der Entscheidung vom 6. Juli 1972 kann 
die GEMA nunmehr alternativ eine dreijährige Min- 
destdauer der Mitgliedschaft in ihre Satzung auf- 
nehmen, wenn sie ihren Mitgliedern gleichzeitig 
„eine größere Freiheit in der Verfügung über die 
einzelnen Nutzungsarten der Urheberrechte" ein- 
räumt. 

In insgesamt 62 Fällen hat die Kommission von 
ihrer Befugnis nach Artikel 11 Abs. 5 VO 17 Ge- 
brauch gemacht und von Unternehmen, die Allein- 
vertriebsverträge mit absolutem Gebietsschutz bei 
der Kommission angemeldet hatten, schriftliche Aus- 
künfte durch Entscheidung angefordert (Entscheidun- 
gen vom 28. September 1972, ABIEG Nr. L 267/17 
und 20 vom 28. November 1972). 

6. Entscheidungen der Gerichte 

aj Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
hat in acht Urteilen vom 14. Juli 1972 (Rechtssachen 
48, 49, 51, 52, 53, 55, 56, 57, 59/69, — WuW/E 
EWG/MUV 269) die Klagen von acht Teerfarben- 
herstellern gegen die Entscheidung der Kommis- 
sion im Teerfarbenfall (Tätigkeitsbericht 1969 S. 104) 
als unbegründet abgewiesen. In einem weiteren 
Urteil vom 14. Juli 1972 (Rechtssache 57/69 = AWD 

1973 S. 100 f.) hat er unter Abweisung der Klage im 
übrigen die von der Kommission gegen das italieni- 
sche Unternehmen ACNA festgesetzte Geldbuße 
von 40 000 auf 30 000 Rechnungseinheiten herab- 
gesetzt, da ACNA lediglich an der Preiserhöhung 


im Jahre 1964, nicht aber an den beiden anderen 
Preiserhöhungen beteiligt war. Der Gerichtshof hat 
die Auffassung der Kommission, daß die in den 
Jahren 1964, 1965 und 1967 erfolgten Preiserhöhun- 
gen für Teerfarben verbotene abgestimmte Verhal- 
tensweisen waren, bestätigt (hierzu Erster Ab- 
schnitt, Nr. 8). Ferner hat sich der Gerichtshof in den 
die englischen und Schweizer Kläger betreffenden 
Urteilen mit der Frage befaßt, inwieweit Artikel 85 
EWGV auf Unternehmen mit Sitz außerhalb der 
Gemeinschaft Anwendung findet. Nach Auffassung 
des Gerichtshofes war im vorliegenden Fall das Ver- 
halten der Unternehmen innerhalb des Gemeinsa- 
men Marktes „zutage getreten". Da die streitigen 
Preiserhöhungen auf dem Gemeinsamen Markt vor- 
genommen worden seien und den Wettbewerb zwi- 
schen auf diesem Markt tätigen Herstellern betrof- 
fen hätten, lägen Verhaltensweisen vor, die unmit- 
telbar innerhalb des Gemeinsamen Marktes ver- 
wirklicht worden seien. 

Aufgrund ihrer Weisungsbefugnisse gegenüber den 
im Gemeinsamen Markt ansässigen Tochtergesell- 
schaften hätten die Unternehmen ihren Beschluß 
auf diesem Markt durchsetzen können. Die Mutter- 
gesellschaften müßten sich das Verhalten ihrer Toch- 
tergesellschaften zurechnen lassen, wenn die Toch- 
tergesellschaften, wie im vorliegenden Fall, trotz 
eigener Rechtspersönlichkeit ihr Verhalten nicht 
autonom bestimmten, sondern im wesentlichen Wei- 
sungen der Muttergesellschaften befolgten. Auch in 
der Zustellung von ausländischen Muttergesellschaf- 
ten betreffenden Dokumenten an inländische Toch- 
tergesellschaften sowie darin, daß solche Doku- 
mente den ausländischen Müttern direkt durch die 
Post zugeschickt wurden, sieht der Gerichtshof 
keine Rechtsverstöße. Der Gemeinschaft könne nicht 
unter Berufung auf das Völkerrecht die Befugnis 
abgesprochen werden, das Erforderliche zu tun, um 
die Wirksamkeit ihrer Maßnahmen gegen wettbe- 
werbsbeeinträchtigende Handlungen, die innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes zutage getreten seien, 
auch dann zu gewährleisten, wenn die Urheber die- 
ser Handlungen ihren Sitz in einem Drittland hät- 
ten. Daher sei die gemäß den Vorschriften des Ge- 
meinschaftsrechts vorgenommene Zustellung der 
Beschwerdepunkte wirksam, sofern sie dem Empfän- 
ger die Möglichkeit gebe, von den gegen ihn in 
Betracht gezogenen Beschwerdepunkten tatsächlich 
Kenntnis zu nehmen, und dadurch ihren Zweck er- 
reiche. Im übrigen berührten Unregelmäßigkeiten 
bei der Zustellung einer Entscheidung die Entschei- 
dung selbst nicht und beeinträchtigten daher auch 
nicht deren Rechtmäßigkeit. Dadurch werde allen- 
falls verhindert, daß die Klagefrist zu laufen be- 
ginne. 

Durch Urteil vom 17. Oktober 1972 (Rechtssache 
8/72) hat der Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften die Klage der Vereiniging van Cementhan- 
delaren gegen die Entscheidung der Kommission 
vom 16. Dezember 1971 (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 106) als unbegründet abgewiesen. 

Er hat festgestellt, daß auch die Festsetzung bloßer 
Richtpreise den Wettbewerb einschränke, da sie den 
an der Vereinbarung Beteiligten erlaube, mit hin- 
reichender Sicherheit die von den Konkurrenten 
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verfolgte Preispolitik vorherzusehen. Diese Sicher- 
heit werde durch ergänzende Vertragsbestimmun- 
gen, insbesondere die Pflicht, nur zu gewinnbringen- 
genden Preisen zu verkaufen, und durch die rigo- 
rose interne Verbandsdisziplin noch erhöht. Die Eig- 
nung zur Beeinträchtigung des zwischenstaatlichen 
Handels leitet der Gerichtshof daraus ab, daß eine 
Vereinbarung, die sich auf das gesamte Gebiet eines 
Mitgliedstaates erstrecke, schon ihrer Natur nach 
die Abschottung der nationalen Märkte verfestige; 
dadurch werde die vom EWGV gewollte wirtschaft- 
liche Durchdringung verhindert und die nationale 
Produktion geschützt. Inbesondere die Verpflich- 
tung der an der Vereinbarung beteiligten Händler, 
nur von der V.C.H. anerkannte Wiederverkäufer zu 
beliefern, erschwere es Herstellern und Verkäufern 
aus anderen Mitgliedstaaten, in den niederländi- 
schen Markt einzudringen. 

In einem Urteil vom 14. Dezember 1972 (Rechts- 
sache 7/72) hat der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften die Klage der Boehringer Mann- 
heim GmbH gegen die Entscheidung der Kommis- 
sion vom 25. November 1971 (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 107) als unbegründet abgewiesen. Die Kommis- 
sion hatte es in dieser Entscheidung abgelehnt, eine 
in den Vereinigten Staaten wegen Beteiligung am 
internationalen Chininkartell gezahlte Geldstrafe 
auf die in der Entscheidung vom 16. Juli 1969 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 103) wegen Verstoßes ge- 
gen Artikel 85 EWGV festgesetzte Geldbuße anzu- 
rechnen. Nach Auffassung des Gerichtshofes ist die 
Kommission verpflichtet, bei der Zumessung einer 
Geldbuße die einem Unternehmen für dieselbe Tat 
bereits auferlegten Sanktionen zu berücksichtigen, 
wenn es sich um Sanktionen wegen Zuwiderhand- 
lungen gegen das Kartellrecht eines Mitgliedstaates 
— also im Gebiet der Gemeinschaft — begangene 
Rechtsverletzungen handele. Dagegen hat der Ge- 
richtshof die Frage, ob die Kommission auch zur 
Anrechnung einer von Behörden eines Drittstaates 
verhängten Sanktion verpflichtet ist, offengelassen, 
da im vorliegenden Fall die geahndeten Handlun- 
gen nicht identisch seien. Die Klägerin habe die 
Identität der Handlungen darzutun. Dies sei ihr 
nicht möglich, da das amerikanische Urteil gegen sie 
im Unterwerfungsverfahren ergangen sei, so daß 
Zweifel hinsichtlich der Tragweite des Urteils be- 
stünden. Außerdem seien in dem Urteil des Ge- 
richtshofes der Europäischen Gemeinschaften nicht 
die Kartellabsprachen selbst, sondern im Einklang 
mit Artikel 85 EWGV nur die Durchführungshand- 
lungen der Kartellabsprache berücksichtigt worden, 
die den Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes verfälschten. Die Klägerin habe nicht dar- 
getan, daß die Verurteilung in den Vereinigten 
Staaten sich auf Durchführungshandlungen und Aus- 
wirkungen der Kartellabsprache außerhalb dieses 
Landes erstreckt hätte. 

b) Deutsche Gerichte 

In dem Rechtsstreit eines deutschen Herstellers von 
Eiskonfekt mit seinem französischen Alleinvertriebs- 
händler über die Wirksamkeit des zwischen ihnen 
geschlossenen ausschließlichen Alleinvertriebsver- 
trages hat der Bundesgerichtshof unter Hinweis auf 


die Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europä- 
ischen Gemeinschaften betont, bei der Entscheidung 
darüber, ob eine Vereinbarung von der Verbotsvor- 
schrift des Artikels 85 EWGV erfaßt werde, müsse 
auf die Lage abgestellt werden, die bestünde, wenn 
die streitige Vereinbarung nicht geschlossen worden 
wäre. Das Vorliegen einer Wettbewerbsstörung und 
der Eignung zur Beeinträchtigung des zwischenstaat- 
lichen Handels könne zweifelhaft sein, wenn die 
Vereinbarung für das Eindringen des deutschen 
Herstellers in den französischen Markt notwendig 
gewesen wäre. Andererseits sei allein deswegen, 
weil die Vereinbarung zu einer Umsatzsteigerung 
geführt habe, die Eignung zur Beeinträchtigung des 
zwischenstaatlichen Handels noch nicht zu verneinen. 
Der Bundesgerichtshof hat in demselben Urteil klar- 
gestellt, daß es nicht gegen Treu und Glauben ver- 
stößt, wen sich einer der Vertragspartner auf die 
Nichtigkeit des Vertrages nach Artikel 85 Abs. 1 
EWGV beruft. Denn ebenso wie § 15 GWB sei 
Artikel 85 EWGV eine Vorschrift, die im öffentlichen 
Interesse erlassen sei und unter anderem die Hand- 
lungsfreiheit Dritter schützen solle. Der Bundesge- 
richtshof hat die Sache unter anderem deswegen an 
das Berufungsgericht zurückgewiesen, da hinsicht- 
lich der Abgrenzung des sachlich relevanten Mark- 
tes und des Kriteriums der Spürbarkeit der Wettbe- 
werbsbeschränkung eine erneute tatrichterliche 
Würdigung erforderlich war (Urteil vom 31. Mai 
1972 — KZR 43/71, WuW/E BGH 1226). 

Das Landgericht Köln hat sich in einem Urteil vom 
23. August 1972 (24 O. (Kart.) 127/71 = AWD 1973 
S. 37) mit der Frage befaßt, wann ein Verfahren im 
Sinne des Artikels 9 Abs. 3 VO 17 durch die Kom- 
mission „eingeleitet" ist und damit die Zuständig- 
keit der nationalen Behörden zur Anwendung der 
Artikel 85 Abs. 1 und 2, Artikel 86 EWGV beendet 
wird. Nach Auffassung des Gerichts wird nur eine 
formalisierte Einleitung, wie sie von der Kommission 
geKändhabt wird, dem Zweck des Artikels 9 Abs. 3 
VO 17 gerecht. Deshalb sei eine förmliche interne 
Entschließung der Kommission, die den beteiligten 
Unternehmen und den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten bekanntgegeben wird, für die 
„Verfahrenseinleitung" erforderlich. Die Frage nach 
dem Zeitpunkt der „Verfahrenseinleitung" ist auch 
Teil eines Antrags auf Vorabentscheidung des Tri- 
bunal de Commerce Lüttich an den Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften (Rechtssache 48/72, 
ABIEG Nr. C 105/ 25 vom 10. Oktober 1972). 

In dem Urteil vom 23. August 1972 hat das Landge- 
richt Köln ferner entschieden, daß auch Verstöße 
gegen die Artikel 85, 86 EWGV die Sittenwidrigkeit 
einer Wettbewerbshandlung im Sinne von § 1 UWG 
begründen können. Es sah sich an der Anwendung 
der Artikel 85, 86 EWGV auch nicht durch die Recht- 
sprechung des Gerichtshofes der Europäischen Ge- 
meinschaften und des Bundesgerichtshofes (Urteil 
vom 9. April 1970 — „Biesenkate 11", Tätigkeits- 
bericht 1970 S. 106) gehindert. Da es sich bei den 
im konkreten Fall zu beurteilenden Verträgen weder 
um bei der Kommission angemeldete, noch um nach 
Artikel 4 Abs. 2 Nr. 1 VO 17 von der Anmeldung 
befreite Vereinbarungen handelte, seien die Ver- 
einbarungen auch nicht vorläufig wirksam. Es gehe 
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daher im vorliegenden Rechtsstreit nicht um eine 
rechtsgestaltende, möglicherweise den Verwaltungs- 
behörden zufallende Beseitigung einer zunächst vor- 
läufig wirksamen Vereinbarung, sondern allein um 
die deklaratorische Feststellung der Vorausset- 
zungen des Artikels 85 Abs. 1 und 2 EWGV. 

7. Anwendung der Artikel 85 und 86 EWGV durch 
das Bundeskartellamt 

Das Bundeskartellamt hat seine Praxis fortgesetzt, 
darauf hinzuwirken, daß wettbewerbsbeschränkende 
Vereinbarungen, die den Anwendungsbereich des 
Artikels 85 EWGV berühren, den Vorschriften des 
Gemeinchsaftsrechts angepaßt oder gegebenenfalls 
bei der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten angemeldet wurden. Entscheidungen nach Arti- 
kel 85 Abs. 1 und 2 oder Artikel 86 EWGV im Rah- 
men seiner Zuständigkeit aus Artikel 9 Abs. 3 
VO 17 hat das Bundeskartellamt nicht getroffen. 

8. Zusammenarbeit des Bundeskartellamtes mit der 
Kommission 

a) Beratender Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen (Artikel 10 Abs. 3 VO 17) 

Der Beratende Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen trat zu zwölf Sitzungen zusammen. An den 


Beratungen nahmen Präsident Professor Dr. Günther 
als von der Bundesregierung bestelltes Mitglied des 
Ausschusses oder in seiner Vertretung der bestellte 
Vertreter, Leitender Regierungsdirektor Dr. Mar- 
kert, und andere Beamte des Bundeskartellamtes 
teil. Der Ausschuß gab in diesen Sitzungen Stel- 
lungnahmen zu zwei Verordnungsentwürfen und zu 
zwölf Entscheidungsvorschlägen der Kommission ab, 
welche die Anwendung des Artikels 85 EWGV auf 
einzelne Vereinbarungen, Beschlüsse oder aufein- 
ander abgestimmte Verhaltensweisen und des Arti- 
kels 86 EWGV betrafen. 

b) Anhörung nach Artikel 19 Abs. 2 VO 17 

Die meisten Unternehmen, denen die Kommission 
Beschwerdepunkte zugestellt hat, haben von ihrem 
Recht auf eine Anhörung nach Artikel 19 Abs. 2 
VO 17 in Verbindung mit den Vorschriften der 
Verordnung Nr. 99/63/EWG Gebrauch gemacht. Be- 
amte des Bundeskartellamtes haben an verschiede- 
nen Anhörungen teilgenommen. 

c) Nachprüfung nach Artikel 13 Abs. 1 VO 17 

ln einem Verfahren haben Beamte des Bundeskar- 
tellamtes auf Ersuchen der Kommission Nachprü- 
fungen nach Artikel 13 Abs. 1 in Verbindung mit 
Artikel 14 Abs. 1 VO 17 durchgeführt. 
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Bau Wirt Schaft 81 

Mühlen 77 

Pelzbekleidung 76 

Schuhhersteller 74 

Textil- und Bekleidungsindustrie 75 


12, 13, 57 f., 70, 71, 73 f., 77 
Gesamtumsatzrabattkartell 73, 81 
Mühlen 77 
Nachbezugspreise 71 
Rauch- und Kautabak' 81 
Tapeten 73 
Zellwolle 70 


13 


13, 84 

13 f., 30, 54, 55 
Basalt 55 
Phenole 54 
Teererzeugnisse 54 

14, 54, 55 
Basalt 55 
Phenole 54 
Teererzeugnisse 54 
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§ 6 Abs. 1 
§ 6 Abs. 2 
§7 
§ 8 

§ 9 Abs. 1 
Satz 2 

§ 12 


§ 15 


§ 16 


§ 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 


12, 13, 14, 57, 59, 62, 64, 65, 72, 76 
Elektr. Uhrwerke 65 
Formstücke aus Gußeisen 57 
Getränkeindustriemaschinen 59 
Großantennen 64 
Motorsegler 62 
Scheuertücher 76 
Schränke 72 

Wesentlicher Wettbewerb 59, 62 
Wohn- und Verkaufswagen 62 

12, 14 f., 70, 71, 79, 85 

14 f., 70, 71, 79 

15 

15, 18, 30, 77 
29 


57, 70, 71 

Exportförderung 70 
Exportkartelle 57, 71 
Nachbezugspreise 71 
Rabattkartell 70 
Textil-Reyon 71 
Zellwolle 70 

29, 63, 66, 68, 72 
Elektronische Geräte 63 
Erstreckungsklausel 63 
Geschirr 72 
Parfüm 68 

Preisempfehlungen 72 
Reinigungsmittel 68 
Schmuckwaren 66 
Unvollständige Anmeldung 68 

24, 25, 61, 63, 67, 68, 74, 76, 77, 80, 98, 99 

Änderung der Artikelbezeichnung 76 

Anmeldung 98 

Bettwäsche 76 

Eingangsbestätigung 99 

Elektronische Geräte 63 

Filtertüten 74 

Fruchtsäfte 77 

Körperpflegemittel 67 

Kraftfahrzeuge 61 

Kfz-Ersatzteile 24 

Miederwaren 76 

Motorroller 61 f, 

Parfüm 68 

Preisempfehlungen 74 
Schrankpapier 74 
Schuhe 74 
Spirituosen 80 

74, 76 

Fehlender Preiswettbewerb 74 
Filtertüten 74 
Unvollständige Angabe 76 
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§ 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 


§ 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 


§ 17 Abs. 2 


§ 18 


§20 

§21 

§22 


23 f., 24, 26, 61, 63, 65, 67, 72, 73, 74, 76, 78, 79, 84, 98 
Bürsten und Besen 72 f. 

Erstreckungsklausel 63 

Fette 79 

Feuerzeuge 65 

Formvorsdiriften 77 

Fruditsäfte 77 

Kondensmilch 78 

Körperpflegemittel 26, 67 

Kraftfahrzeuge 61 

Kraftfahrzeug-Ersatzteile 24 

Lückenhaftigkeit 23 f., 68, 73, 77, 78, 79 

Preisänderungen 61 

Preisauszeichnungsrecht 61 

Preisspaltung 79 

Rabattgestaltung 67 

Reimporte 23 f. 

Sortimentsbuchhandel 84 
Spirituosen 79 

24, 61, 67, 68, 79 
Fette 79 

Kraftfahrzeuge 61 
Kraftfahrzeug-Ersatzteile 24 
Körperpflegemittel 67, 68 
Preisspaltung 79 
Spirituosen 79 

67, 68 

Autopflegemittel 68 
Körperpflegemittel 67 
Verteuerungseffekt 67 

29, 56, 59, 70, 75, 79, 86, 91 f. 

Apotheken 91 
Arzneilieferungsvertrag 91 
Bierlieferungsverträge 79 
Exportförderung 70 
Heimatschutz 70 
Hundesportartikel 75 
Leitspediteursystem 56 
Schiffahrtskonferenzen 86 
Textilmaschinen 59 
Zellwolle 70 

29, 94 ff. 

97 f. 

24, 25, 54, 56, 63, 66, 75, 82, 85, 87 f., 92 
Arzneimittel 66 f. 

Deutsche Bau- und Bodenbank AG 87 f. 

Deutscher Fußballbund 75 
Fernsehgeräte 63 

Gebühren für Gehalts- und Lohnkonten 87 

Kfz-Ersatzteile 24 

Lizenzvergabe 63 

Messen 82 

Nichtbelieferung 66 f, 

PAL-Lizenzen 63 
Pharmazeutika 66 f. 

Plakatwerbung 82 
Sportschuhe 75 
Trinkmilchpreise 85 
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Versorgungsunternehmen 92 f. 

Zementhersteller 56 

§ 23 6 ff. 

§ 25 Abs. 1 29, 64, 66, 79, 90 

Brauereien / Bier 79 
Fotoindustrie 64 
Schmuckwaren 66 
Speditionsversicherung 90 

§26 Abs. 2 63, 66, 67, 70, 71, 72, 76, 81, 82, 86, 91 

Arzneimittel 66 f. 

Bankeinzugsverfahren 81 
Bürsten und Besen 72 f. 

Körperpflegemittel 67 
Krankenversicherer 91 
Lizenzvergabe 63 
Messe 82 
Miederwaren 76 
Nichtbelieferung 66 f. 

Rabattgestaltung 67 
Rabattkartell 70 
Schiffahrtskonferenzen 86 
Textil-Reyon 71 
Zellwolle 70 
Zigaretten 81 

§ 28 30, 77 f., 82, 84 

§34 77, 95 

§ 35 91 

Krankenversicherer 

§38 Abs. 1 161, 18, 19, 55, 57, 62, 67, 68 bis 71, 72, 78, 80, 82, 

Nr. 1 83 1, 91 

§ 38 Abs. 1 64, 66, 79, 90 

Nr. 8 


§38 Abs. 2 23, 27, 56, 57, 59, 64, 66, 67, 72, 74, 831, 841, 85 

Satz 2 


§ 38 Abs. 2 74 1 

Satz 3 

§38 Abs. 3 13,58,84 

§ 38 Abs. 4 201, 69 bis 71 

§ 46 82 

§ 50 28 

§ 51 Abs. 3 91 

§§ 59 bis 61 99 

§ 62 98 1 
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§ 70 Abs. 2 

98 

§ 73 

80, 99 

§ 75 Abs. 1 

99 

§ 80 

99 

§ 90 

91 

§ 98 Abs. 2 

94 

§ 99 Abs. 2 

29, 86 

§ 99 Abs. 3 

29 

§ 100 

79, 85 f. 

§ 102 

86 ff. 

§ 103 

92 ff. 

§ 104 

85 f., 86, 92 f. 

EWGV 

Artikel 85 

9, 16, 23, 31, 

Artikel 86 

100 


E W G- V erordnungen 

vo 

Nr. 17/62 

100 ff. 

VO 

Nr. 67/67 

100 

VO 

Nr. 2821/71 

100 

VO 

Nr. 2591/72 

100 

VO 

Nr. 2779/72 

100 

AuslInvG 


§ 1 

10 f. 

§4 

10 f. 
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BGB 


§§145 ff. 

16 

§242 

13 

§ 315 

13 

EStG 


§ 6 b Abs. 1 
Satz 2 Nr. 5 

10 f. 


Grundgesetz 


Artikel 5 

28 

Artikel 19 

28 

Abs. 4 



HGB 

§ 112 

78 

§ 113 

78 

§ 165 

78 

KartKostVO 

99 

Mühlen- 

strukturG 

77 

OWiG 

§9 

64 

§ 10 

66 

§ 13 

69 

§26 

62, 66, 68 bis 71 

§33 

64, 67, 68 bis 71 

§ 46 Abs. 2 

15 

§ 62 

99 
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PatG 

§ 15 63 

VO 61 

PR Nr.4/71 


2. WohnungsbauG 

§ 21 87 


UWG 

§ 1 104 
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Fundstellen der Entscheidungen des Bundesgerichtshofes 


Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

(Aktenzeichen) 

Fundstelle 

TB des 
BKartA 1972 
Seite 

6. 12. 1962 

Kino 

WuW/E BGH 519 

78 

6. 12. 1962 

KVZ 1/62 

WuW/E BGH 547 

99 

3. 6. 1964 

Grauer Markt 

WuW/E BGH 623 

63 

5. 12. 1968 

Farbumkehrfilm 

WuW/E BGH 981 

63 

27. 2. 1969 

Melitta 

WuW/E BGH 990 

74 

26. 2. 1970 

Tennisbälle 

WuW/E BGH 1089 

24 

9. 4. 1970 

Biesenkate II 

WuW/E BGH 1113 

104 

8. 7. 1970 

Automaten III 

WuW/E BGH 1121 

63 

17. 12. 1970 

Teerfarben 

WuW/E BGH 1147 

16, 57 

20. 1. 1972 

Rheinhafen 

WuW/E BGH 1218 

29 

31. 5. 1972 

Stromtarif 

WuW/E BGH 1221 

98 

31. 5. 1972 

Eiskonfekt 

WuW/E BGH 1226 

104 

28. 9. 1972 

Orig.Ersatzteile 

WuW/E BGH 1233 

24 

26. 10. 1972 

Registrierkassen 

WuW/E BGH 1238 

25 

6. 11. 1972 

Feuerwehr-Schutzanzüge 

WuW/E BGH 1246 

29 

6. 11. 1972 

KZR 63/71 

LM Nr. 12 zu § 20 GWB 

29 

28. 12. 1972 



99 
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Fundstellen der Entsdieidungen der Oberlandesgerichte 


Datum der 
Entscheidung 

Gericht 

Stichwort 

(Aktenzeichen) 

1 Fundstelle 

j WuW/E OLG 

TB des 
BKartA 1972 
Seite 

30. 1.1968 

Kammergericht 

Zigaretten-Einzelhandel 

877 

81 

17. 12, 1971 

Kamme rgericht 

Kart 31/71 

1239 

80, 98 

14. 1. 1972 

Kammergericht 

Kart 17/71 

1294 

99 

8. 2. 1972 

Kammergericht 

Kart 25/71 

1295 

99 

11. 2.1972 

Kammergericht 

Kart 32/71 

1241 

98 

10. 3. 1972 

Kammergericht 

Kart 14/70 

1244 

79, 98 

24. 3. 1972 

Kammergericht 

Aluminiumtuben 

1253 

17, 60, 66 

13. 7. 1972 

OLG München 



23 

27. 7. 1972 

OLG Frankfurt 



23 

22. 9. 1972 

OLG Koblenz 



23 

17. 8. 1972 

Kammergericht 



99 

29. 9. 1972 

Kammergericht 

Zahnbürsten 

1321 

99 

3, 11. 1972 

Kammergericht 

Aluminiumhalbzeug 

1327 

17, 57 

16. 11. 1972 

OLG Frankfurt 

Trockenrasierer 

1365 

23 

28. 11. 1972 

Kammergericht 

Linoleum 

1339 

20, 67 
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Anhang zum Tätigkeitsbericht 1972 des Bundeskartellamtes 


Geschäftsübersicht für das Jahr 1972 


I. Kartelle 

Einen Überblick über die Anmeldungen und Anträge 
auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 bis 7 seit 
dem 1. Januar 1958 vermitteln die Tabellen A und B. 

Die Tabelle A gibt eine Übersicht über die Zahl und 
den Stand der Bearbeitung der Anmeldungen und 
Erlaubnisanträge beim Bundeskartellamt. 

In der Tabelle B sind Anzahl und Stand der Bearbei- 
tung der Verfahren aufgrund der §§ 2, 3 und 5 vor 
den Landeskartellbehörden aufgeführt. 

Die Tabelle C enthält eine Zusammenstellung über 
angemeldete, beantragte und in Kraft befindliche 
Kartelle nach Wirtschaftszweigen, geordnet nach 
dem Aktenplan des Bundeskartellamtes und folgt, 
soweit möglich, dem Aufbau des „Systematischen 
Warenverzeichnisses für die Industriestatistik", 
Stand Januar 1958 ^). Innerhalb der verschiedenen 
Wirtschaftszweige sind in fortlaufender Numerie- 
rung zunächst die Verfahren vor dem Bundeskartell- 
amt, sodann die Verfahren vor den Landeskartell- 
behörden aufgeführt, jeweils unterteilt in bekannt- 
gemachte und nicht bekanntgemadite (wegen § 6 


Ausgabe 1957 nebst Ergänzungslieferung 1958, heraus- 
gegeben vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, 
Verlag W. Kohlhammer 


Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 oder wegen 
fehlender Bekanntmachungsreife) Anmeldungen und 
Verträge. 

Um die Entwicklung der Tätigkeit des Bundeskar- 
tellamtes und der Landeskartellbehörden im Rahmen 
der Berichte verfolgen zu können, sind — soweit 
dies sinnvoll war — ■ in die einzelnen Felder der 
Tabellen drei Zahlen untereinander eingetragen 
worden, und zwar obere Zahl: Stand am Stichtag 
des letzten Berichts (31. Dezember 1971); mittlere 
Zahl: Veränderung in der Berichtszeit; untere Zahl: 
Stand am Stichtag dieses Beridits (31. Dezember 
1972). Eine mittlere Zahl ist nicht eingetragen wor- 
den, soweit sie nur eine Durchgangsstation im Ver- 
fahren kennzeichnen würde. Diese Art der Darstel- 
lung ist in den Tabellen A, B, E, F, G, J, K, L, M, 
N, P, Q, R, S, T und U verwendet worden. 

Die nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle 
sind in den Tabellen A und C als „rechtswirksam 
geworden" nur insoweit aufgeführt, als aufgrund 
der Prüfung des Bundeskartellamtes bereits fest- 
steht, daß sie sich im Rahmen der Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 1 halten. Die übrigen nach § 6 Abs. 1 
angemeldeten Exportkartelle erscheinen noch in der 
Spalte „rechtliche und wirtschaftliche Prüfung", ob- 
wohl sie unter Umständen ebenfalls schon rechts- 
wirksam sind. 
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Tabelle A 


Übersicht über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
nach den §§ 2 bis 7 beim Bundeskartellamt 











Sachstand 






Kartell- 

art 

Anmeldungen; Anträge 

davon Kartellverträge 
nach § 106 Abs. 2 

rechtliche und 
wirtschaftlidiR Priifiinn 

n 

rechtswirksam 

geworden 

davon noch in Kraft 

Widerspruch; 
unanfechtbar geworden 

Widerspruch; 

Rechtsmittel eingelegt 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar geworden 

Erlaubnis erteilt; 
davon noch in Kraft 

Erlaubnis erteilt; 
Rechtsmittel eingelegt 

Erlaubnis abgelehnt; 
unanfechtbar geworden 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

zurückgenommen 

an andere Behörden 
abgegeben 


51 

— 

1 


42 

42 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

2 

§ 2 

2 

— 

— 


1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 


53 

— 

' — 


43 

42 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

7 

2 


39 

— 

— 


30 

19 

2 

— 

— 



— 





7 



§ 3 

— 

— 

— 


— 

— . 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 


39 

— 

— 


30 

19 

2 

— 

— 

— 

— 



— 

7 

— 

§§ 2 
und 3 

26 

5 

— 

— 


171) 

13 

2 

— 

— 

z 

z 



— 

7 

1 

z 

31 

— 



17 

13 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

8 

— 


5 

1 

— 


— 

— 

— 









1 



4 


§ 4 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


5 

1 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

4 

— 

§ 5 

10 

— 

— 


8 

8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

Abs. 1 

10 

— 

— 


8 

8 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

§ 5 

Abs. 2 

28 

28 

1 

1 

1 

1 


— 

E 

— 

— 

17 

17 

3 

3 


1 

1 

— 

CD 1 CD 

— 

§ 5 

51 

23 

3 


— 

— 

— 

— 

19 3) 

12 

— 

7 

4 

17 

1 

Abs. 2 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

und 3 

51 

23 

2 


— 

— 

— 

— 

19 

10 

— 

7 

4 

18 

1 

§ 5a 

43 

— 

1 


40 

29 

1 

— 

— 

— 

— 

— 



1 

— 

Abs. 1 

2 

— 

— 


2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Satz 1 

45 


1 


42 

25 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

§ 5a 

28 

— , 

1 

24 

22 

— . 

— 

— 

‘ 







3 



Abs. 1 

1 

— 

— 


2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Satz 2 

29 

— 

— 


26 

23 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

— 

§ 6 

Abs. 1 

101 

3 

2 

2 


92 

2 

73 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

6^) 

— 

104 

2 



94 

64 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

6 

— 

§ 6 

Abs. 2 

20 ’ 

1 




— 



— 

— 

11 

5 

— 





9 5) 

■ 

20 

1 

— 
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— 

— 

— 

11 

5 

— 

— 

— 

9 

— 


6 1 



— 


— 

— 





2 









3 

1 

§ 7 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 


6 

— 

— 


— 



— 

2 


— 

— 

— 

3 

1 


408 

28 

10 

253 

206 

6 

— 

49 

20 



9 

4 

73 

4 


13 

— 

— 


7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

— 


421 

28 

12 

260 

194 

6 

— 

49 

18 

— 

9 

4 

77 

4 
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Tabelle B 


Übersicht über die Verfahren auf Grund der §§ 2, 3, 5 und 5 a 
vor den Landeskartellbehörden 


Kartell- 

art 

Anmeldungen; Anträge 

davon Kartellverträge 
nach § 106 Abs. 2 

Sachstand 

tn 

Ö 

S 

o, 

§1 

Q) tJ 

II 

4-> W 

'S "ü 
2'? 

e 

O 

Td 

O 

di 

S 

tÖ 

W 

M 

M 

? 

W 

■fJ 

•6 

0) 

M 

tö 

.S 

'S 

o 

e 

c 

o 

> 

(0 

Ö 

Qi 

TJ 

M 

O 

Qi 

Di 

2 ® 
■Sg 

Di 

D 

'S 

Di 

ß 

.«’S 

s ^ 

»H .ti 

ft d 

VI d 

M VI 

d 

Q) 

tj 

M 

o 

Qi 

»H 

D Xi 

S D 

2 ö 
d (ö 

M d 

W d 

it-i 
(0 
-« M 

‘S 

« O 

d ö 

II 

M tO 

W 'ö 

Di 

D 

'S 

SS 

oi S 

»H 1— ' 

<li ^ 

W 

■SIS 

o-g 

TI D 

W PKi 

d 

D 

.« ^ 

2 ° 
rd >> 
m > 
rd Qi 

D Di 

^ u. 

'S S 

d ti 

2 ö 

(ö 

M d 

w d 

.« Di 

4-> Qi 

2 'S 

'S ff 
■3 -S 

S s 

pd vi 

D 'U 
-T Qi 
W Cd 

d 

D 

0 

d 

D 

Di 

'S 

:d 

d 

N 

. 4-> 

2 

jO 

'S 

tÖ 

d 

"i d 

Oi D 

§s> 

« w 

d rd 

D fO 

§ 2 

4 

1 

5 

— 

2 

1 

1 

1 

2 

1 

2 

1 

1 

— 

— 

— 


— 

— 

1 

1 

— 

§ 3 

E 

— 

— 

E 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

E 


§§ 2 
und 3 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

E 

— 

E 


— 

— 

§ 5 

Abs. 1 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

E 

E 

— 

— 

— 



1 

1 

§ 5 

Abs. 2 

4 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

E 

E 

— 

— 

— 

— 

3 

3 

1 

1 

§ 5 

Abs. 2 
und 3 

20 

20 

3 

3 

2 

— 

— 

— 

E 

9 

1 

10 

3 

4 

— 

— 

— 

8 

1 

9 

1 

1 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 1 

4 

4 

— 

— 

3 

3 

3 

3 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

§ 5a 

Abs. 1 
Satz 2 

3 

3 

— 

— 

— 


E 

E 

— 

— 

— 

— 


2 

2 

1 

1 


36 

1 

37 

3 

3 

4 

1 

4 

1 

5 

4 

5 

1 

1 

— 

9 

1 

10 

3 

4 

— 

— 

— 

14 

2 

16 

4 

4 


Fußnoten zu Tabelle A 

Davon nur als Rabattkartell; Konditionenvereinbarung zurück genommen; 

1 anderes nur als Konditionenkartell, Widerspruch gegen Rabattregelung unanfechtbar geworden; 

1 drittes nur als Konditionenkartell, Rabattvereinbarung zurückgenommen. 

2) Davon 1 übergeleitet in ein Verfahren nach § 5 a Abs. 1 Satz 1 (Zugang bei § 5 a Abs. 1 Satz 1) 
®) Davon in 1 Fall Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 erteilt 

Davon 2 übergeleitet in Verfahren nach § 6 Abs. 2 (Zugang bei § 6 Abs. 2) 

Davon 3 übergeleitet in Verfahren nach § 3 (Zugang bei § 3) 
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Tabelle C 


Übersicht über Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
und in Kraft befindliche Kartelle nach Wirtschaftszweigen 





Kartell- 


Lfd. 

Bezeichnung des Kartells,- 

Geschäfts- 

vertrag 

nach 

Sachstand 

Nr. 

Kartellart 

zeichen 

§ 106 
Abs. 2 


B ekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


Bergbauliche Erzeugnisse 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 
1 


Lava-Union eGmbH 

Rheinland- 

— 

Erlaubnis erteilt; 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Pfalz 


unanfechtbar gewor- 


III/4-7300- 


den; eingetragen 


96/72 


ins Kartellregister 




Abt. A, Bd. III, Nr. 48 


1/72 BAnz. Nr. 126 
vom 11. Juli 1972 


Steine und Erden 


Nordbayerische 

B 1-251100- 

— 

Erlaubnis bis zum 

Nordbayerische Basalt- 

J-600/58 


3. Januar 1976 erteilt; 

union GmbH 

22/63 


unanfechtbar gewor- 

§ 5 Abs. 2 und 3 

44/66 


den; eingetragen 


85/69 


ins Kartellregister 


172/72 


Abt. A, Bd. I, Nr. 42 

Basalt-Union GmbH 

B 1-251100- 

ja 

Erlaubnis bis zum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

J-1 799/58 


15. November 1974 


322/62 


erteilt; unanfechtbar 


255/65 


geworden; eingetragen 


147/66 


ins Kartellregister 


83/68 


Abt. A, Bd. I, Nr. 29 


137/69 




191/70 




233/70 




321/72 



Nordhessische Basalt- 

B 1-251100- 

— 

rechtliche und wirt- 

Union 

J-130/70 


schaftliche Prüfung 

§ 5 Abs. 2 und 3 




Rabattgemeinschaft 

B 1-251255- 

— 

rechtswirksam 

Schiefertafel 

C-254/62 


geworden; eingetragen 

GUR-Kartell 



ins Kartellregister 

§3 



Abt. A, Bd. I, Nr. 93 

Zementexport Rhein- 

B 1-253100- 

— 

Erlaubnis bis zum 

West GmbH 

K-1 88/60 


31. Januar 1973 

§ 6 Abs. 2 

214/63 


erteilt; unanfechtbar 


13/64 


geworden; eingetragen 


227/66 


ins Kartellregister 


298/69 


Abt. A, Bd. I, Nr. 67 


358/72 



Konditionenkartell 

B 1-253100- 



rechtswirksam 

westfälischer 

B-408/68 


geworden; eingetragen 

Zementwerke 



ins Kartellregister 

§2 



Abt. A, Bd. II, Nr. 100 


73/69 BAnz. Nr. 231 
vom 12. Dezember 1969 


83/72 BAnz. Nr. 228 
vom 6. Dezember 1972 


37/70 BAnz. Nr. 103 
vom 10. Juni 1970 


12/63 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1963 


85/72 BAnz. Nr. 231 
vom 9. Dezember 1972 


13/72 BAnz. Nr. 74 
vom 19. April 1972 
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Kartell- 



Lfd. 

Bezeichnung des Kartells; 

Geschäfts- 

vertrag 


Bekanntmachung 

Nr. 

Kartellart 

zeichen 

§ 106 

OU^LID tClllLl 

Nr. im Bundesanzeiger 




Abs. 2 



7 

Liefergemeinschaft 

B 1-253200- 


Erlaubnis bis zum 

36/71 BAnz. Nr, 155 


Niedersächsischer 

J-208/59 


31. Juli 1976 erteilt; 

vom 24. August 1971 


Kalkwerke 

121/61 


unanfechtbar gewor- 



§ 5 Abs. 2 und 3 

172/62 


den; eingetragen 




95/63 


ins Kartellregister 




99/66 


Abt. A, Bd. I, Nr. 56 




114/71 




8 

Liefergemeinschaft 

B 3-253200- 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 

29/58 BAnz. Nr. 157 


Mitteldeutscher 

J- 133/58 


Rechtsmittel eingelegt 

vom 19. August 1958 


Düngekalkwerke 






§ 5 Abs. 2 und 3 





9 

Liefergemeinschaft 

B 3-253200- 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 

30/58 BAnz. Nr. 157 


Westdeutscher 

J-134/58 


Rechtsmittel eingelegt 

vom 19. August 1958; 


Düngekalkwerke 




Nachtrag: 


§ 5 Abs. 2 und 3 




30/58 BAnz. Nr. 173 






vom 20. September 1958 

10 

Süddeutsche 

B 3-253200- 

— 

Erlaubnis abgelehnt; 

31/58 BAnz. Nr. 157 


Düngekalkgesellschaft 

J- 135/58 


Rechtsmittel eingelegt 

vom 19. August 1958 


§ 5 Abs. 2 und 3 





11 

Konditionen- 

B 1-253300- 



rechts wirksam 

82/65BAnz. Nr. 211 


vereinbarung 

B-677/58 


geworden; eingetragen 

vom 9. November 1965 


von Gipswerken 

122/64 


ins Kartellregister 



§2 



Abt. A, Bd. I, Nr. 3 


12 

Rabatt- und 

B 1-254134- 



rechtswirksam 

5/72 BAnz. Nr. 27 


Konditionenverband 

D-2026/58 


geworden; eingetragen 

vom 9. Februar 1972 


Baukeramik 

326/60 


ins Kartellregister 



GUR-Kartell 

319/62 


Abt. A, Bd. 1, Nr. 7; 



§§ 2 und 3 

32/66 


Änderung des Men- 




45/66 


genrabattbeschlusses ; 




195/71 


Widerspruch; 






unanfechtbar geworden 


13 

Verkaufsgemeinschaft 

B 1-254200- 


Erlaubnis bis zum 

32/72 BAnz. Nr. 112 


Deutscher 

J-488/58 


31. Dezember 1975 

vom 21. Juni 1972 


Steinzeugwerke 

65/62 


erteilt; unanfechtbar 



§ 5 Abs. 2 und 3 

19/63 


geworden; eingetragen 




172/63 . 


ins Kartellregister 




160/64 


Abt. A, Bd. I, Nr. 20 




132/65 






175/66 






30/67 






234/70 




nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




14 

Exportkartell 

B 1-29/59 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 

82/63 


geworden 


15 

Exportkartell 

B 1-267/62 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 

213/63 


geworden 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

16 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-282/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-117/63 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 

18 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-210/66 


rechtswirksam 

geworden 

— 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




19 

Konditionen- 
vereinbarung von 
Moränekieswerken 
§2 

Baden- 

Württem- 

berg 

3732-M 1370 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 51 

2/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

20 

Bayerische Dünge- 
kalkgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

7631e-JU/c- 

43117/59 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 73 

8/72 BAnz. Nr. 160 
vom 16. August 1972 

21 

Verkaufsstelle der 

Walhalla-Kalkwerke 

GmbH 

§ 5 Abs, 2 und 3 

Bayern 

7631e-JU/c- 

44869/60 


Erlaubnis erteilt; i 

unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A , Bd. I, Nr. 54 

7/72 BAnz. Nr. 96 
vom 25. Mai 1972 

22 

Konditionenkartell 
der Schotter Nürnberg 
GmbH und der 
angeschlossenen 
Lieferwerke 
§2 

Bayern 

5551a-KC- 

68320/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 46 

6/72 BAnz. Nr. 90 
vom 16. Mai 1972 

23 

Westdeutsche Grau- 
wacke-Union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-73-13 


Erlaubnis erteilt bis 
zum 31. Juli 1974; 
eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 3 

2/70 BAnz. Nr. 199 
vom 24. Oktober 1970 


Eisen und Stahl 

(Erzeugnisse der Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke 
sowie der Schmiede-, Preß- und Hammerwerke) 


1 

Spezialisierungskartell 
für die Herstellung von 
Freiformschmiede- 
stücken 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 1-274000- 
1-244/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 29 

8/71 BAnz. Nr. 27 
vom 10. Februar 1971 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

\ 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Deutsche Radsatz- und 
Radreifengemeinschaft 
e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-274700- 
J-2060/58 
185/63 
36/65 
209/70 


Erlaubnis bis zum 

30. November 1973 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 64 

3/71 BAnz. Nr. 16 
vom 26. Januar 1971 

n i c h 

t bekanntgemacht: 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-467/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-180/65 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-263/66 


rechtswirksam ' 
geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-176/71 

■ • 

rechtswirksam 

geworden 



NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

(einschließlich Edelmetalle und deren Halbzeug) 


1 

Exportvereinigung 
Schwermetallhalbzeug 
§ 6 Abs. 2 

B 1-285120- 
K-35/60 
131/64 
146/68 
49/70 
325/71 


Erlaubnis bis zum 

20. November 1971 
erteilt; vorläufige 
Verlängerung durch 
einstweilige Anord- 
nung; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 72 

48/71 BAnz. Nr. 232 
vom 14. Dezember 1971 

. 2 

Güteschutz- 
gemeinschaft 
Bleihalbzeug e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B 1-285141- 
E-79/64' 

‘ - 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 21 

76/64 BAnz. Nr. 228 
vom 5. Dezember 1964 

3 

Hersteller von Edel- 
metallerzeugnissen für 
die elektrotechnische 
Industrie 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 1-285500- 
1-33/67 
116/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 72 

18/69 BAnz. Nr. 39 
vom 26. Februar 1969 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-203/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts - 
Zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-174/64 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-222/64 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 



Gießereierzeugnisse 


1 

Rabatt- und Konditio- 
nenvereinbarung für 
Straßenkanalguß 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 1-291100- 
D- 186/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A/Bd. II, Nr. 42 

73/67 BAnz. Nr. 181 
vom 26. September 

1967 

2 

Rabatt- und Konditio- 
nenvereinbarung für 
Haus- undHofkanälguß 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 1-291100- 
D- 187/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 41 

74/67 BAnz. Nr. 181 
vom 26. September 

1967 

nicht bekanntgemacht: 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-1925/58 
219/60 
125/64 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-338/60 
49/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 

1 

Konditionenkartell 
für Stahlflanschen 
§2 

B 5-3021 40- 
B-8/61 
113/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 70 

95/61 BAnz. Nr. 227 
vom 25. November 

1961 

2 

Exportgemeinschaft 
der deutsc±ien 
Kraftfahrzeug- 
federnhersteller 
§ 6 Abs. 2 

B 5-302 190- 
K-337/60 
136/64 

1 16/67 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 79 

60/69 BAnz. Nr. 199 
vom 24. Oktober 1969 

3 

Hersteller technischer 
Federn 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-302194- 
1-92/68 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 93 

125/68 BAnz. Nr. 231 
vom 1 1 . Dezember 1 968 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

4 

Hersteller von rohen 
Schrauben und Muttern 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 5-302310- 
D-96/68 
317/68 
132/69 
109/70 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 90 

99/68 BAnz. Nr. 161 
vom 29. August 1968 

nicht bekanntgemacht: 




5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-145/60 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-167/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-264/68 

■ 

rechtswirksam 

geworden 

— 


• 

Maschinenbauerz eugnisse 


1 

Wafios Maschinen- 
fabrik Wagner & 

Schmid und Ernst 

Koch & Co. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-32 1259- 
1-66/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 20 

59/70 BAnz. Nr. 171 
vom 16. September 

1970 

2 

Maschinenfabrik 

Esterer AG und 
Gebrüder Linck KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-321700- 
1-239/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd, III, Nr. 14 

21/70 BAnz. Nr. 57 
vom 24. März 1970 

3 

Maschinenfabrik Fahr 
AG, Bucher-Guyer AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323500- 
1-143/68 

■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 94 

126/68 BAnz. Nr. 231 
vom 11. Dezember 1968 

4 

Limburger Eisen- 
gießerei und 
Maschinenfabrik 
Theodor Ohl KG und 
Huhter & Co. KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323600- 
1-102/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 27 

78/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 

1970 

5 

Johannes Fuchs KG 
und Kramer- Werke 
GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323640- 
1-33/70 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 17 

40/70 BAnz. Nr. 116 
vom 1. Juli 1970 

6 

Seitz-Werke GmbH 
und Enzinger-Union- 
Werke AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-324610- 
1-168/71 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 45 

9/72 BAnz. Nr. 67 
vom 8. April 1972 
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7 

Carl Ganzler und 

E. F. G. Küster-Rud. 

A. Hartmann 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-325229- 
1-1/70 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 18 

46/70 BAnz. Nr. 117 
vom 2. Juli 1970 

8 

Librawerk Pelz & 

Nagel KG und PWA 
Papierwerke Wald- 
hof-Aschaffenburg AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-325460- 
1-88/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 41 

43/71 BAnz. Nr. 212 
vom 12. November 

1971 

9 

Hersteller von Druck- 
und Verpackungs- 
maschinen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-326100- 
1-232/68 

■ 

reditswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 92 

124/68 BAnz. Nr. 229 
vom 7. Dezember 1968 

10 

Hersteller von Schuh- 
reparaturmaschinen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-326931- 
1-118/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 78 

92/67 BAnz. Nr. 218 
vom 18. November 

1967 

11 

Vereinigte Armaturen- 
gesellsdiaft (VAG) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-21/66 
121/67 
48/71 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 47 

15/71 BAnz. Nr. 63 

vom 1. April 1971 

« 

12 

Deutsche Babcock & 
Wilcox Dampfkessel- 
werke AG und Stahl- 
armaturen Pe'rsts 

GmbH, KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-114/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 77 

87/67 BAnz. Nr. 207 
vom 3. November 1967 

13 

Hersteller von 

Armaturen 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-54/70 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 19 

60/70 BAnz. Nr. 171 
vom 16. September 

1970 

14 

Rabattkartell der 
Hersteller von Metall- 
balgreglern ohne 
Hilfsenergie 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 5-327338- 
C-168/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 10 

8/64 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1964 

15 

Hersteller von 

Ableitern 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327350- 
1-138/69 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 6 

57/69 BAnz. Nr. 188 
vom 9. Oktober 1969 

16 

Hersteller von 
Kondensatableitern 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327350- 
1-157/69 


reditswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 9 

65/69 BAnz. Nr. 216 
vom 21. November 

1969 
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17 

Hydraulikelemente 
und Zubehörteile 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327395- 
1-45/68 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 88 

88/68 BAnz. Nr. 144 
vom 6. August 1968 

18 

Normen- und Typen- 
kartell für Hydraulik- 
anlagen und deren 
Einzelteile 
§ 5 Abs. 1 

B 5-327395- 
E-56/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 1 

25/69 BAnz. Nr, 66 
vom 9. April 1969 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




19 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-133/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

20 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-132/60 
134/60 
106/61 
209/67 
26/71 


rechts wirksam 
geworden 


21 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-164/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

22 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-262/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

23 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-238/63 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

24 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-111/61 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 


Landfahrzeuge 

(ohne Schienenfahrzeuge, Ackerschlepper und Elektrofahrzeuge) 

1 

MAN und Saviem 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-331300- 
1-48/68 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt, A, Bd. II, Nr. 97 

134/68 BAnz. Nr. 242 
vom 31. Dezember 1968 

2 

Rationalisierungs- 
kartell zwischen 

Daimler Benz AG und 

Maschinenfabrik 

Augsburg-Nürnberg 

AG 

§ 5 Abs. 2 

B 5-331853- 
H-92/71 


Erlaubnis erteilt; un- 
anfechtbar geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 40 

42/71 BAnz. Nr. 203 
vom 29. Oktober 1971 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

3 

Wohnwagenhersteller- 
Industrie 
§ 5 Abs. 1 

B 5-334510- 
E-175/63 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 11 

13/64 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar 1964 

4 

W ohnwagenher steller- 
Industrie 
§ 2 

B 5-334510- 
B- 176/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 12 

12/64 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar 1964 

5 

W ohnwagenwerk 
Helmut Knaus KG und 
KALI-Beiwageri- und 
Anhängerfabrik KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-334510- 
1-169/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 44 

12/72 BAnz. Nr. 74 
vom 19. April 1972 



Wasserfahrzeuge 

♦ 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-220/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-221/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 




Elektrotechnisdie Erzeugnisse 


1 

Siemens und AEG- 
Telef unken 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-361100- 
1-181/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 11 

7/70 BAnz. Nr. 22 
vom 3. Februar 1970 

2 

G. Bauknecht GmbH 
und Brown, 

Boveri St Cie AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-361150- 
1-135/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 28 

81/70 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1971 

3 

Robert Bosch GmbH, 
Ero-Starkstrom 
Kondensatoren 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-361700- 
1-180/66 
268/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 70 

46/67 BAnz. Nr. 94 
vom 23. Mai 1967 

4 

Rabattkartell 
Installationsmaterial 
(Schalter und 
Steckdosen) 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-3623 10- 
C-1 16/60 
439/61 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 46 

32/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1 962 
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Abs. 2 

Sachstand 

B ekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

5 

Rabattkartell 

Installationsmaterial 

(Fassungen) 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-362330- 
C-1 18/60 
8/62 

— . 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 48 

38/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

6 

Rabattkartell 
Installationsmaterial 
(D-Schmelzeinsätze) 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-362370- 
C-1 17/60 
363/61 

7/62 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 47 

37/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

7 

Fernmeldekabel- 
Gemeinschaft, Köln 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 4-362630- 
J-1 76/65 
243/66 


Erlaubnis bis zum 

31. Mai 1974 erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 51 

37/69 BAnz. Nr. 102 
vom 7. Juni 1969 

j 

8 

Preßverbinder und 
Preßkabelschuhe 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-362800- 
1-52/67 
323/67 
117/72 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 73 

79/72 BAnz. Nr. 223 
vom 29. November 

1972 

9 

Vakuummetallurgische 
Anlagen W. C. Heraeus 
GmbH und DEGUSSA 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-363400- 
1-47/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 52 

111/67 BAnz. Nr. 7 
vom 11. Januar 1968 

10 

Brown, Boveri & Cie 

AG und Heinrich 

Neitz KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363400- 
1-127/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 5 

56/69 BAnz. Nr. 187 
vom 8. Oktober 1969 

11 

Brown, Boveri & Cie, 
AG und Dr. Schmitz & 
Apelt GmbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363400- 
1-128/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 4 

55/69 BAnz. Nr. 187 
vom 8. Oktober 1969 

12 

Spezialisierungskartell 
über Saunaanlagen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363655- 
1-280/67 
53/68 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 83 

29/68 BAnz. Nr. 67 
vom 4. April 1968 

13 

Osram GmbH und 
Radium Elektrizitäts- 
Gesellschaft mbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-364000- 
1-35/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 50 

58/66 BAnz. Nr. 110 
vom 16. Juni 1966 

14 

Hersteller von 
elektrischen Lampen 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-364400- 
C-193/63 

' 

rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 14 

24/62 BAnz. Nr. 81 
vom 29. April 1964 
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Sachstand 
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15 

AEG-Telefunken und 
Robert Bosch GmbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-366192- 
1-33/72 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 50 

68/72 BAnz. Nr. 205 
vom 28. Oktober 1972 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




16 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-125/59 
255/62 
18/63 
98/67 


rechtswirksam 

geworden 

^ 

17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-152/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

18 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-317/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

19 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-256/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

20 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-37/63 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

21 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-418/64 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

22 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-544/64 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

23 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-18/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

24 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-294/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

25 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-286/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

26 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-207/71 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 


1 

Porta Uhrenfabrik 
Wehner KG und Nepro 
Watch 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-377170- 
1-111/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 43 

47/71 BAnz. Nr. 223 
vom 1. Dezember 1971 
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Nr. 
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Kartellart 
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Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Peter-Uhren GmbH 
und Jaz S. A. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-377300- 
1-69/70 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 26 

76/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 

1970 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 


Marktgemeinschaft 

B 5-383183- 

• — ■ rechtswirksam 

98/67 BAnz. Nr. 226 

Gas-Wasserheizer 

D-273/60 

geworden; eingetragen 

vom 2. Dezember 1967 

GUR-Kartell 

86/66 

ins Kartellregister 


§§ 2 und 3 


Abt. A, Bd. I, Nr. 9 


Buderus'sche 

B 5-384210- 

— rechts wirksam 

74/70 BAnz. Nr. 206 

Eisenwerke und 

1-92/70 

geworden; eingetragen 

vom 4. November 1970 

Clima Chapee 


ins Kartellregister 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 


Abt. A, Bd. III, Nr. 24 


Interessengemeinschaft 

B 5-384211- 

— rechtswirksam 

40/65 BAnz. Nr. 123 

Stahlradiatoren 

C-2 10/62 

geworden; eingetragen 

vom 7. Juli 1965 

GUR-Kartell 

213/64 

ins Kartellregister 


§ 3 

255/64 

Abt. A, Bd, II, Nr. 1 



19/66 



Rationalisierungsge- 

B 5-384300- 

— Erlaubnis bis zum 

62/70 BAnz. Nr. 173 

meinschaft Stahlblech- 

J-28/60 

30. April 1975 mit 

vom 18. September 

verpackungen e. V. 

21/62 

Auflagen erteilt; un- 

1970 

§ 5 Abs. 2 und 3 

171/62 

anfechtbar geworden; 



84/64 

eingetragen ins 



256/64 

Kartellregister 



38/65 

Abt. A, Bd. I, Nr. 41; 



42/70 

Erlaubnis zu 1. bis 




4. Änderung des 




Kartellbeschlusses 




erteilt; unanfechtbar 




geworden 


Rudolf Fissler KG 

B 5-384610- 

— rechtswirksam 

33/70 BAnz. Nr. 93 

Aluminium- und 

1-228/69 

geworden; eingetragen 

vom 23. Mai 1970 

Metallwarenfabrik und 


ins Kartellregister 


Ritter- Aluminium 


Abt. A, Bd. III, Nr. 15 


GmbH 




§ 5 a Abs. 1 Satz 2 




Metallkapselfabrik 

B 5-388570- 

— rechtswirksam 

36/70 BAnz. Nr. 99 

Loos & Co. GmbH und 

1-18/70 

geworden; eingetragen 

vom 4. Juni 1970 

Mannes & Co. 


ins Kartellregister 


§ 5 a Abs. 1 Satz 2 


Abt. A, Bd. III, Nr. 16 


Spezialisierungs-Ge- 

B 5-389000- 

— rechtswirksam 

6/69 BAnz. Nr. 19 

meinschaft Rohr- und 

1-281/68 

geworden; eingetragen 

vom 29. Januar 1969 

Montagewerkzeuge 


ins Kartellregister 


§ 5 a Abs. 1 Satz 2 


Abt. A, Bd. II, Nr. 99 
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Nr. 
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Geschäfts- 
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Nr. im Bundesanzeiger 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-151/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-319/59 
268/60 
95/70 
132/72 

* 

ja 

rechts wirksam 
geworden 



Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 


1 

Deutsche Ammoniak- 
Vereinigung (DAV) 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413410- 
J- 136/58 
132/63 
276/64 
135/69 

ja 

Erlaubnis erteilt; vor- 
läufige Verlängerung 
durch einstweilige 
Anordnung; einge- 
tragen ins Kartell- 
register 

Abt. A, Bd. I, Nr. 71 

63/69 BAnz. Nr. 200 
vom 25. Oktober 1969 

2 

Superphosphat 
Industrie-Gemeinschaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-4 13431- 
J-222/58 


Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

24/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

3 

Superphosphat 
Industrie-Gemeinschaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413431- 
J-256/68 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

101/68 BAnz. Nr. 171 
vom 12. September 

1968 

4 

Verein der Thomas- 
phosphatf abrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413440- 
J-127/58 
138/63 
165/68 

ja 

Erlaubnis bis zum 

31. Juli 1968 erteilt; 
vorläufige Verlänge- 
rung durch einstweilige 
Anordnung; einge- 
tragen ins Kartell- 
register 

Abt. A, Bd. II, Nr. 20 

59/68 BAnz. Nr. 98 
vom 28. Mai 1968 

5 

Konditionenverband 
der Hersteller von 
flüssiger Kohlensäure 
§ 2 

B 3-415155- 
B-130/62 
382/64 


reditswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 88 

7/65 BAnz. Nr. 18 
vom 28. Januar 1965 

6 

Interessengemeinschaft 
Acetylen Nord 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 3-415160- 
C-359/69 
60/70 
128/71 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 13 

50/71 BAnz. Nr. 232 
vom 14. Dezember 1971 
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nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-280/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-213/59 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-20/61 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-124/61 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

11 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-129/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-6/70 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

13 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-122/71 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 




Mineralfarben und Teerfarben 


1 

Internationale Litho- 
pone Associate „LLA" 

§ 6 Abs. 2 

B 3-441 110- 
K- 115/59 
294/64 
101/67 
167/70 


Erlaubnis bis zum 

31. Oktober 1970 
erteilt; vorläufige Ver- 
längerung durch einst- 
weilige Anordnung; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 74 

77/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 

1970 

2 

Hersteller von Blei- 
mennige und Bleiglätte 
GUR-Kartell 
§§2und3 

B 3-441 145- 
D-234/61 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 82 

86/68 BAnz. Nr. 137 
vom 26. Juli 1968 




Kunststoffe 


1 

Hersteller von Phenol- 
harzpreßmassen 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 3-453171 - 
D-11/62 
1/63 
329/64 
216/65 
211/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 84 

78/67 BAnz, Nr, 183 
vom 28. September 

1967 
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2 Exportkartell 

B 3-83/58 — 

rechtswirksam 

_ 

§ 6 Abs. 1 


geworden 



Chemisch-technisdie Erzeugnisse 


1 Rabatt- und Kondi- 

B 3-464700- — 

rechtswirksam 

25/60 BAnz. Nr. 42 

tionenkartell für die 

D-138/59 

geworden; eingetragen 

vom 2. März 1960 

Belieferung von 


ins Kartellregister 


Friseuren 


Abt. A, Bd. I, Nr. 26 


§§2und3 




2 Inländische Mitglieder 

B 3-465147- — 

Erlaubnis erteilt; 

49/71 BAnz. Nr. 232 

der Zündstein- 

K-30/58 

weitere Verlängerung 

vom 14. Dezember 1971 

konvention 

252/62 

durch einstweilige 


§ 6 Abs. 2 

297/65 

Anordnung; eingetra- 



278/68 

gen ins Kartellregister 



209/71 

Abt. A, Bd. I, Nr. 16 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 



3 Exportkartell 

B 3-253/58 — 

rechts wirksam 



§ 6 Abs. 1 


geworden 



Chemische Fasern 


,1 Exportförderung für 

B 3-491 100- — 

rechtswirksam 

60/67 BAnz. Nr. 142 

Zellwolle 

C- 142/58 

geworden; eingetragen 

vom 2. August 1967 

§3 

99/67 

ins Kartellregister 




Abt. A, Bd. I, Nr. 52 


2 Exportförderung für 

B 3-491500- — 

rechtswirksam 

26/61 BAnz. Nr. 49 

Textilreyon 

C- 140/58 

geworden; eingetragen 

vom 10. März 1961 

§3 


ins Kartellregister 




Abt. A, Bd. I, Nr. 66 


3 Exportförderung für 

B 3-491520- — 

rechtswirksam 

119/60 BAnz. Nr. 230 

Kupferkunstseide 

C- 164/58 

geworden; eingetragen 

vom 29. November 

§3 


ins Kartellregister 

1960 



Abt. A, Bd. I, Nr. 60 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 



4 Exportkartell 

B 3-94/58 — 

rechtswirksam 



§ 6 Abs. 1 


geworden 
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5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-149/58 
258/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-89/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-270/69 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 



Feinkeramische Erzeugnisse 


1 

Marktgemeinschaft 

Sanitär-Keramische 

Industrie 

GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 4-515000- 
D-334/59 
62/62 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. l, Nr. 25 

26/62 BAnz. Nr. 68 
vom 6. April 1962 

2 

Hersteller von Schleif- 
scheiben und Schleif- 
körpern 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-519100- 
C- 16/59 
205/61 
191/63 
277/66 
298/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 71 

31/70 BAnz. Nr. 84 
vom 9. Mai 1970 

nichd bekanntgemacht: 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-121/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-48/71 

— 

reditswirksam 

geworden 

— 



Glas und Glaswaren 


1 

Interessengemeinschaft 
deutscher Fensterglas- 
hütten 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-521 110- 
C-19/60 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 12 

11/70 BAnz. Nr. 35 
vom 20. Februar 1970 

2 

Rationalisierungsge- 
meinschaft betreffend 
die Verwendung 
genormter Bierflaschen 
§ 5 Abs. 1 

B 4-522112 
E-200/61 
207/63 


reditswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 78 

28/64 BAnz. Nr. 92 
vom 21. Mai 1964 
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Nr. 
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Kartellart 

Geschäfts- 
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Kartell- 
vertrag 
nach 
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Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

nicht bekanntgemacht: 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-75/72 j 

— ■ 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 


Holzwaren 

(einschließlich Erzeugnisse aus natürlichen Schnitt- und Formstoffen) 

1 

Konditionen- und 
Rabatt- Verein 
Schulmöbel e.V. 

§§ 2 und 3 

B 3-542340- 
D-258/64 
78/67 
28/69 
310/69 
71/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 16 

55/70 BAnz. Nr. 141 
vom 5. August 1970 

2 

Einrichter naturwissen- 
schaftlicher Unter- 
richts räume 
Konditionenkartell 
§ 2 

B 3-542347- 
B-248/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 49 

36/72 BAnz. Nr. 136 
vom 25. Juli 1972 



Papier- und Pappewaren 


1 

Interessengemeinschaft 
der deutschen Tapeten- 
fabrikanten 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 3-561 100- 
C-234/58 
119/61 
38/67 
53/67 
128/67 
200/67 
269/67 
314/67 
296/68 
122/70 
151/71 
216/71 
63/72 
253/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 10; 
Widerspruch gegen 
Anderungs- und 
Ergänzungsbeschluß 
eingelegt; unanfechtbar 
geworden 

72/72 BAnz. Nr. 213 
vom 11. November 

1972 

2 

Rationalisierungs- 
kartell von Tapeten- 
herstellern und 
-händlern 
§ 5 Abs. 2 

B 3-561 100- 
H-260/69 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

30/70 BAnz. Nr. 81 
vom 30. April 1970 

3 

Hersteller von 

Kalendern 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 3-562570- 
1-257/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 51 

3/73 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1973 
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Geschäfts- 
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Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




4 

Exportkartell 

B 3-115/58 



■rechtswirksam 

— - 


§ 6 Abs. 1 



geworden 




Kunststofferzeugnisse 


1 

Hersteller von 

B 3-585110- 



rechtswirksam 

28/72 BAnz. Nr. 106 


Kunststoffrohren 

1-5/66 


geworden; eingetragen 

vom 10. Juni 1972 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

. 15/72 


ins Kartellregister 



und 2 



Abt. A, Bd. II, Nr. 46 


2 

Hersteller von 

B 3-585570- 



reditswirksam ' 

61/69 BAnz. Nr. 200 


Tischbelägen 

C-62/69 ^ 


geworden; eingetragen 

vom 25. Oktober 1969 


§ 3 



ins Kartellregister 






Abt. A, Bd. III, Nr. 7 


3 

Hersteller von 

B 3-585570- 



rechtswirksam 

62/69 BAnz. Nr. 200 


Tischbelägen 

E-63/69' 


geworden; eingetragen 

vom 25. Oktober 1969 


§ 5 Abs. 1 



ins Kartellregister 






Abt. A, Bd. III, Nr. 8 




Gummi- und Asbestwaren 


1 

Gesamtumsatzrabatt- 

B 3-592100- 



rechtswirksam 

64/68 BAnz. Nr. 108 


karteii für technische 

C- 179/60 


geworden; eingetragen 

vom 12. Juli 1968 


Gummiwaren 

127/65 


ins Kartellregister 



§ 3 

308/65 


Abt. A, Bd. I, Nr. 63 




249/67 






312/67 




2 

Gesamtumsatzrabatt- 

B 3-592150- 



rechtswirksam 

15/70 BAnz. Nr. 49 


kartell für endlose 

C-241/60 


geworden; eingetragen 

vom 12. März 1970 


Gummikeilriemen des 

128/65 


ins Karteiiregister 



technischen Bedarfs 

163/65 


Abt. A, Bd. I, Nr. 68 



§ 3 

307/65 






291/67 






366/69 




3 i 

Hersteller von Filter- 

B 3-592199- 



rechtswirksam 

69/70 BAnz. Nr.. 187 


platten und Filter- 

1-120/70 


geworden; eingetragen 

vom 8. Oktober 1970 


rahmen 



ins Kartellregister 


i 1 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

1 

! 



Abt. A, Bd. III, Nr. 23 
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Kartell- ; 



Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

Zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sadistand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 


Lederwaren und Sdiuhe 


1 


Mosbach, Gruber & Co., 
Fritz Zerfass 
GmbH & Co. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 


B 2-62 1590- 
1-133/66 


reditswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. II, Nr. 58 


93/66 BAnz. Nr. 178 
vom 22. September 
1966 


Konditionenkartell der 
Deutschen Schuh- 
industrie 
§ 2 


B 2-625000- 
B-1 17/61 
202/61 
203/61 
242/61 
162/62 
235/62 
227/63 
278/64 
332/64 
333/64 
239/65 
257/65 
117/66 
118/66 
345/66 . 
346/66 
294/67 
377/67 
419/68 
1/70 
3/71 
8/71 
264/71 
9/72 
200/72 


rechtswirksam 19/68 BAnz. Nr. 49 

geworden; eingetragen vom 9. März 1968 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 75, 

Abt. A, Bd. II, Nr. 53 


Textilien 


Interessengemeinschaft 

B 2-630200- 

— 

rechts wirksam 

82/70 BAnz. Nr. 4 

T extillohnveredlung 

B-348/64 


geworden; eingetragen 

vom 8. Januar 1971 

§ 2 

116/65 


ins Kartellregister 



43/66 

160/66 

171/66 

151/67 

423/68 

14/70 

143/70 

175/70 

176/70 

152/71 


Abt. A, Bd. II, Nr. 23 



1/72 
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Nr. 
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Zeichen 
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Abs. 2 


2 

WGF Wuppertaler 

B 2-630200- 


rechtswirksam 

8/68 BAnz. Nr. 18 


Garnbleicherei und 

1-183/67 


geworden; eingetragen 

vom 26. Januar 1968 


Färberei 



ins Kartellregister 



§ 5 a Abs. 1 Satz 1 



Abt. A, Bd. 11 Nr. 81 


3 

Stoffdruck-Konvention 

B 2-630700- 



rechtswirksam 

53/72 BAnz. Nr. 177 


§ 2 

B-86/60 


geworden; eingetragen 

vom 20. September 



1/61 


ins Kartellregister 

1972 



15/61 

103/62 

75/65 

45/66 

342/66 

138/68 

177/68 

236/69 

289/69 

21/72 

116/72 


Abt. A, Bd. I, Nr. 49 


4 

Vereinigung Neder- 

B 2-630700- 

- 

reditswirksam 

63/65 BAnz. Nr. 189 


landsche Textiel 

B-l 17/65 


geworden; eingetragen 

vom 7. Oktober 1965 


Conventie 



ins Kartellregister 



Konditionenkartell für 
bedruckte Textilien 
§ 2 



Abt. A, Bd. II, Nr. 31 


5 

Konditionenkartell 

B 2-631871- 

_ 

rechtswirksam 

63/70 BAnz. Nr. 173 


der Hersteller von 

B-1 14/70 


geworden; eingetragen 

vom 18. September 


Watte-Vliesen aus 



ins Kartellregister 

1970 


vollsynthetischen 
Fasern 
§ 2 



Abt. A, Bd. III, Nr. 21 


6 

Konditionenkartell 

B 2-633000- 

— 

rechtswirksam 

71/72 BAnz. Nr. 209 


Garne (Natur- und 

B-408/58 


geworden; eingetragen 

vom 7. November 1972 


Chemiefasergarne) 

179/61 


ins Kartellregister 



e. V., früher; 

194/66 


Abt. A, Bd. I, Nr. 4 



Konditionenkartell 

65/69 





der Deutschen Baum- 

125/69 





wollspinnerei e. V. 

57/70 





§ 2 

121/70 

274/72 




7 

Zusatzkartell zum 

B 2-633000- 



reditswirksam 

69/72 BAnz. Nr. 209 


Konditionenkartell 

B-252/60 

■ 

geworden; eingetragen 

vom 7. November 1972 


Garne (Natur- und 

180/61 


ins Kartellregister 



Chemie-Fasergarne) 

21/62 


Abt. A, Bd. I, Nr. 69 



e. V., früher; 

106/64 





Zusatzkartell zum 

238/64 





Konditionenkartell 

195/66 





der Deutschen Baum- 

66/69 





wollspinnerei 

126/69 





§ 2 

58/70 

275/72 
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8 

Dreizylinder- 
spinnereien 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633100- 
1-206/66 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 60 

110/66 BAnz. Nr. 215 
vom 18. November 

1966 

9 

Spezialisierungskartell 
für SYNtric-Garne 
§ 5 Abs. 2 

B 2-633180- 
H-123/65 
1-334/68 
11/70 
296/72 


Erlaubnis erteilt; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 32 

81/72 BAnz. Nr, 223 
vom 29. November 

1972 

10 

Übereinkunft der 
Kammgarnspinner 
§ 2 

B 2-633300- 
B-16/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 1 1 

25/59 BAnz. Nr. 104 
vom 4. Juni 1959 

11 

Kammgarnspinnerei 
Bietigheim AG, 
Schachenmayr, 

Mann & Cie. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633300- 
1-264/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 66 

9/67 BAnz. Nr. 20 
vom 20. Januar 1967 

12 

Rationalisierungs- 
kartell von Spinne- 
reien des Fachver- 
bandes der Hartfaser- 
industrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B 2-633500- 
E-585/58 
154/67 
67/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 5 

71/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959 

13 

Rationalisierungs- ’ 
karteil für Erntebinde- 
garn von Spinnereien 
des Fachverbandes der 
Hartfaserindustrie e. V. 
§ 5 Abs. 1 

B 2-633545- 
E-98/65 
155/67 
65/72 • 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 29 

59/65 BAnz. Nr. 183 
vom 29. September 

1965 

14 

Konditionenkartell von 
Spinnereien des Fadi- 
verbandes der Hart- 
faserindustrie e. V. 

§ 2 

B 2-633549- 
B-88/63 
230/63 
156/67 
64/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 4 

53/63 BAnz. Nr. 168 
vom 10. September 

1963 

15 

Konditionenkartell 
der Deutschen Jute- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B 2-633550- 
B-53/65 
142/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 25 

89/65 BAnz. Nr. 215 
vom 13. November 

1965 

16 

Konditionenkartell 
der deutschen Baum- 
wollzwirnerei 
§ 2 

B 2-633910- 
B-84/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 50 

87/60 BAnz. Nr. 133 
vom 14. Juli 1960 
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17 

Vereingung Neder- 
landsche Textiel 
Gonventie; 
Konditionenkartell 
für Rohgewebe 
§ 2 

B 2-6371 00- 
B-191/6? 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 85 

58/68 BAnz. Nr. 95 
vom 21. Mai 1968 

18 

Konvention der 
Deutschen Seidenstoff- 
und Samtfabrikanten 
§ 2 

B 2-637200- 
B-1 34/59 
208/59 
92/60 
217/60 
158/63 
193/65 
271/65 
135/68 
79/70 
167/70 

17/71 u. 17/72 
53/72 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 19 

r 

49/72 BAnz. Nr. 169 
vom 8. September 1972 

19 

Deutsche Tuch- und 
Kleiderstoffkonvention 
§ 2 

B 2-637200- 
B- 144/59 
126/60 
201/60 
72/64 
69/65 
201/68 
242/68 
359/69 
89/70 
83/72 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 17 

47/72 BAnz. Nr. 167 
vom 6. September 1972 

20 

Konvention der Baum- 
wollweberei und 
verwandter 
Industriezweige 
§ 2 

B 2-637200- 
B-164/59 
144/68 
20/69 
174/70 
77/72 
78/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 22 

52/72 BAnz. Nr. 169 
vom 8. September 1972 

21 

Konvention Deutscher 
Futterstoffwebereien 
§ 2 

B 2-637240- 
B- 133/59 
93/60 
196/62 
22/63 
136/68 
80/70 
168/70 
119/71 
16/72 
54/72 . 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 18 

48/72 BAnz. Nr. 169 
vom 8. September 1972 
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22 

Vereinigung Neder- 
landsdie Textiel 
Converitie; 
Konditionenkartell 
für Futterstoffe 
§ 2 

B 2-637240- 
B-1 08/65 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt, A, Bd. II, Nr. 30 

62/65 BAnz. Nr. 189 
vom 7. Oktober 1965 

23 

Verband Deutscher 
Krawattenstoff- 
webereien 
§§ 2 und 3 

B 2-637280- 
D-260/58 
272/65 
117/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 1 

5/58 BAnz. Nr. 87 
vom 8. Mai 1958 

24 

Rationalisierungs- 
verband Krawatten- 
stoffe 
§ 5 Abs. 2 

B 2-637280- 
H-341/66 
374/68 
26/70 
142/71 


Änderung des Kartell- 
beschlusses; Erlaubnis 
erteilt; eingetragen 
■ ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 91 

38/71 BAnz. Nr. 182 
vom 30. September 

1971 

25 

Fa. Föcking & Cohausz, 
Rheiner Zwirnweberei 
GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637320- 
1-29/66 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 61 

108/66 BAnz. Nr. 211 
vom 10. November 

1966 

26 

Hersteller von Decken 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637410- 
1-97/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

1 Abt. A, Bd.TI, Nr. 49 

59/66 BAnz. Nr. 110 
vom 16. Juni 1966 

27 

Vereinigung Neder- 
landsche Textiel 
Conventie; 
Konditionenkartell 

1 für Schlaf- und 
Reisedecken 
§ 2 

B 2-637410- 
B- 147/66 


rechts wirksam 
•geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd, II, Nr. 55 

81/66 BAnz. Nr, 154 
vom 19. August 1966 

28 

Konvention der 
Deutschen Schirmstoff- 
webereien 

GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 2-637700- 
B-1 19/60 
210/60 
192/65 
258/65 
291/66 
246/68 
62/70 
141/70 
70/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr.. 55 

50/72 BAnz. Nr. 169 
vom 8. September 1972 

29 

Konvention der 
Deutschen Heimtextil- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B 2-637800- 
B-164/60 
31/62 
130-132/62 
224/67 
252/68 
10/69 
221/69 
217/70 
184/72 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 61 

89/72 BAnz. Nr. 242 
vom 28. Dezember 1972 
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30 

Normenkartell für 
Kokosmatten aus 
Läuferstoffen 
§ 5 Abs. 1 

B 2-637820- 
E-422/68 
53/69 

— 

rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 98 

7/69 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1969 

31 

Deutsche Wirker- und 
Strickerkonvention 
§ 2 

B 2-639000- 
B-248/59 
211/68 
122/68 
59/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 30 

46/72 BAnz. Nr. 167 
vom 6. September 1972 

nicht bekanntgemach 

t : 




32 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-44/63 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

33 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-110/64 
75/65 
45/66 
342/66 
348/66 
22/72 


rechtswirksam 

geworden 


34 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-195/65 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

35 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-42/66 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

36 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-184/67 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 




Bekleidung 


1 

Kartellvereinigung 
Bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-640000- 
B-13/60 
125/68 
228/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 31 

96/72 BAnz. Nr, -8 
vom 12. Januar 1973 

2 

Fachkartell der Herren- 
und Knaben-Ober- 
bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-641 100- 
B-17/60 
129/68 
34/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 35 

41/72 BAnz. Nr. 149 
vom 11. August 1972 

3 

Fachkartell der Herren- 
und Knaben- Ober- 
bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-641100- 
B-342/64 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 27 

44/65 BAnz. Nr. 133 
vom 21. Juli 1965 
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4 


Fachkartell Damen- 
oberbekleidungs- 
industrie 
(Bundesgebiet) 

§ 2 


B 2-641200- 
B-15/60 
204/65 
127/68 
231/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 33 


63/72 BAnz. Nr. 184 
vom 28. September 
1972 


5 


Fachkartell der Damen- 
oberbekleidungs- 
industrie . 

(Berlin-West) 

§ 2 


B 2-641200- 
B- 16/60 
85/65 
202/65 
128/68 
176/68 
340/68 
38/69 
231/69 
213/70 
79/71 
114/72 
236/72 


rechtswirksam 92/72 BAnz. Nr. 6 

geworden; eingetragen vom 10. Januar 1973 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 34 


6 


Kartellverband Berufs- 
und Sportbekleidungs- 
industrie 
§ 2 


B 2-641400- 
B-14/60 
126/68 
175/68 
37/69 
235/72 


rechts wirksam 91/72 BAnz. Nr. 6 

geworden; eingetragen vom 10. Januar 1973 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 32 


Fachkartell der 

B 2-642000- 

Wäsche- und Haus- 

B-21/60 

bekleidungs-Industrie 

126/63 

§ 2 

264/65 


134/68 


174/68 


39/69 


135/70 


212/70 


45/71 


230/72 


rechtswirksam 97/72 BAnz. Nr. 8 

geworden; eingetragen vom 12. Januar 1973 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. l, Nr. 39 


8 


Fachkartell der 
Mieder- und Leib- 
binden-Industrie 
§ 2 


B 2-64250Ö- 
B-20/60 
262/65 
133/68 
234/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 38 


62/72 BAnz. Nr. 184 
vom 28. September 
1972 


9 


Wirtschaftliche 
Vereinigung Deutscher 
Krawattenfabrikanten 
§ 2 


B 2-644100- 
B- 19/60 
131/68 
132/68 
39/69 
232/69 
210/70 
233/72 


rechtswirksam 90/72 BAnz. Nr. 6 

geworden; eingetragen vom 10. Januar 1973 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 37 
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10 

Fachkartell Hosen- 
träger- und Gürtel- 
industrie 
§ 2 

B 2-644400- 
B-18/60 
86/65 
130/68 
211/70 
232/72 

— 

rechtswirksam 
geworden? eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 36 

95/72 BAnz. Nr. 8 
vom 12. Januar 1973 


Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


1 

Konditionenkartell 
Norddeutscher Mühlen 
§§ 2 und 3 

B 2-681 100- 
D-300/72 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

76/72 BAnz. Nr. 222 
vom 28. November 

1972 

2 

Konditionenkartell 
Westdeutscher Mühlen 
§§ 2 und 3 

B 2-681100- 
D-301/72 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

77/72 BAnz. Nr. 222 
vom 28. November 

1972 

3 

Konditionenkartell 
Südwestdeutscher 
Mühlen 
§§ 2 und 3 

B 2-681100- 
D-302/72 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

78/72 BAnz. Nr. 222 
vom 28. November 

1972 

4 

Konditionenkartell 
Bayerischer Handels- 
mühlen 
§§ 2 und 3 

B 2-681 100- 
D-303/72 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

75/72 BAnz. Nr. 222 
vom 28. November 

1972 

5 

Konvention der Brot- 
und Backwaren- 
industrie Hessen 
§§ 2 und 3 

B 2-681710- 
D-2 13/62 


Konditionenkartell 
rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 94 

19/63 BAnz. Nr. 63 
vom 30. März 1963 

6 

Hersteller von 
Süßwaren 
§ 2 

B 2-682700- 
B-209/69 
215/70 
53/71 
259/72 


recht swirks am 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 10 

73/72 BAnz. Nr. 220 
vom 24. November 

1972 

7 

Hersteller von 
kandierten Früchten 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 2-682748- 
1-266/67 


rechtswirksam 
geworden? eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 82 

25/68 BAnz. Nr. 56 
vom 20. März 1968 

8 

Molkerei J. A. Meggle 
und Georg Jäger oHG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-683140- 
1-153/66 


rechtswirksam 
geworden? eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 57 

80/66 BAnz. Nr. 152 
vom 17. August 1966 
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9 

Backhefe-Konvention 

e.V. 

§ 2 

B 2-687351- 
B-149/61 
25/62 
104/63 
106/65 
250/65 
14/66 
146/66 
127/70 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 76 

46/66 BAnz. Nr. 91 
vom 14. Mai 1966 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-199/58 

ja 

rechts wirksam 
geworden 

— 

11 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-288/61 
263/66 
8/67 

^ — 

rechts wirksam 
geworden 

— 

12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-96/68 
102/70 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

13 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-235/71 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




14 

Molkereien in 

Solingen und 

Bergisch Gladbach 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-72-21 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 86 

3/68 BAnz. Nr. 107 
vom 11. Juni 1968 

15 

Molkereien in Krefeld 
und Rheydt 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-72-21 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 87 

4/68 BAnz. Nr. 107 
vom 11. Juni 1968 

16 

Konditionenkartell der 
in Niedersachsen 

Bier vertreibenden 
Brauereien 
§ 2 

Nieder- 

sachsen 

321-50.12 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

1/72 BAnz. Nr. 230 
vom 8. Dezember 1972 




Tabakwaren 


1 

Interessengemeinschaft 
der Zigaretten- 
hersteller (IGZ) 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 2-691 100- 
C-153/61 
5/67 

62/67 

377/68 

101/72 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 77 

44/72 BAnz. Nr. 163 
vom 31. August 1972 
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2 

Gemeinschaft der 
Deutschen Rauch- und 
Kautabak-Hersteller 
(RUV) 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 2-697100- 
C-218/59 
184/63 
32/72 
198/72 
216/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 43 

54/72 BAnz. Nr. 181 
vom 26. September 

1972 



Handel mit bergbaulichen Erzeugnissen 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-532/58 
76/65 
27/66 


rechtswirksam 

geworden 

’ 


Handel mit feinmechanischen und optischen Erzeugnissen; Uhren 

1 

Konditionenkartell 
der Mitglieder der 
ZentRa-G ar ant ie- 
gemeinschaft e. V. 

§ 2 

B 5-712520- 
B-70/67 
134/69 
84/70 
74/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 74 

61/67 BAnz. Nr. 143 
vom 3. August 1967 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-219/68 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 


Handel mit Erzeugnissen der Landwirtschaftr Fischerei, 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 


1 

1 

Fleurop 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 2-712860- 
J-359/58 
180/63 
240/66 
331/66 
175/67 
372/67 

1 15/69 
149/69 
249/69 
60/70 
146/70 
19/71 
212/71 
232/71 
229/72 


Erlaubnis erteilt; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 3 

55/72 BAnz. Nr. 181 
vom 26. September 

1972 
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Nr. 
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Kartellart 
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zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 




2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-2/65 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— , 


Handwerk 

Gewerbe für Gesundheits- und Körperpflege, chemische und Reinigungsgewerbe 


1 

Lieferbedingungen- 

B 3-721607- 

— 

rechtswirksam 

35/70 BAnz. Nr. 93 


Gemeinschaft deut- 

B-15/59 


geworden; eingetragen 

vom 23. Mai 1970 | 


scher Färbereien und 

94/67 


ins Kartellregister 



Chemischreinigungs- 
betriebe 
i§ 2 

265/69 


Abt. A, Bd. I, Nr, 15 

i 

! 


Kulturelle Leistungen 

(ohne Film Wirt Schaft) 


1 

Konditionenkartell 

B 4-745100- 

— 

rechtswirksam 


des Vereins für 

B-88/62 


geworden; eingetragen 


Verkehrsordnung im 

207/62 


ins Kartellregister 


Buchhandel 
§ 2 



Abt. A, Bd. I, Nr. 89 


65/70 BAnz. Nr. 178 
vom 25. September 
1970 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


2 

Spezialisierungs- 

Baden-Würt- 

— 

rechtswirksam 

2/70 BAnz. Nr. 217 



kartell von'Zeitungs- 

temberg 


geworden; eingetragen 

vom 21. November 


i 

verlegern; Südwest- 

3788.6-5 1109 


ins Kartelkegister 

1970 



presse GmbH 



Abt. A, Bd. III, Nr. 25 




§ 5 a Abs. 1 Satz 1 







Erzeugnisse der Landwirtschaft, Fischerei, Nahrungs- und Genußmittelindustrie 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : / 


1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-127/71 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

— 



Geld-, Bank- und Börsenwesen 


1 

1 

Konditionenkartell 
des Pfandkredit- 
gewerbes 
§ 2 

B 4-809000- 
B-225/64 
274/64 

B 1-346/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr, 65 

3/69 BAnz, Nr. 17 
vom 25. Januar 1969 
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II. Wettbewerbsbeschränkungen in den Ausnahmebereichen 


Seit dem 1. Januar 1958 sind beim Bundeskartellamt 28 Anmeldun- 
gen nach § 99, 17 Meldungen nach § 100, 225 Meldungen nach § 102, 
158 Meldungen nach § 102 a Abs. 1 und 41 414 Anmeldungen nach 
§103 eingegangen. 

Im übrigen wird wegen der Wettbewerbsbeschränkungen in den 
Ausnahmebereichen auf die Ausführungen im Ersten Abschnitt ver- 
wiesen. 


III. Preisbindungen und Preisempfehlungen 


1. Preisbindungen 

Im Jahre 1972 haben weitere 54 Unternehmen Preisbindungen ange- 
meldet; 52 Unternehmen haben ihre Anmeldung zurückgenommen. 
Die Zahl der preisbindenden Unternehmen hat sich somit um 2 auf 
810 erhöht. Die gesamten angemeldeten Verkaufseinheiten sind bei 
49 900 Zugängen (davon 9 235 für Kraftfahrzeug-Ersatzteile) und 
40 570 Rücknahmen (davon 5 016 für Kraftfahrzeugteile) um 9 330 
auf 174 283 gestiegen. Von den angemeldeten Verkaufseinheiten 
entfallen 84 642 auf Kraftfahrzeug-Ersatzteile sowie -Zubehör und 
89 641 auf andere Erzeugnisse. 


2. Preisempfehlungen 

Vertikale Preisempfehlungen für Markenwaren haben im Jahre 1972 
weitere 280 Unternehmen angemeldet; 245 Unternehmen haben ihre 
Anmeldung zurückgenommen. Die Zahl der preisempfehlenden Unter- 
nehmen hat sich somit um 35 auf 1 798 erhöht. Die Gesamtzahl der 
preisempfohlenen Verkaufseinheiten hat sich bei 140 698 Zugängen 
und 74 544 Rücknahmen um 66 154 auf 396 766 erhöht. Auf Kraft- 
fahrzeug-Ersatzteile sowie -Zubehör entfallen 4 241 Verkaufsein- 
heiten und auf andere Erzeugnisse 392 525. 

Die Zahl der Unternehmen, die sowohl Preisbindungen als auch 
Preisempfehlungen angemeldet haben, hat sich um 8 auf 188 gesenkt. 
Die Zahl der von ihnen preisgebundenen Verkaufseinheiten hat sich 
um 573 auf 50 414 gesenkt, die der preisempfohlenen Verkaufsein- 
heiten hat um 349 auf 26 532 zugenommen. 123 Unternehmen haben 
für gleichartige Waren Preisbindungen (32 643 Verkaufseinheiten) 
und Preisempfehlungen (13 879 Verkaufseinheiten) angemeldet. 2 Un- 
ternehmen haben ihre sämtlichen Preisbindungen (85 Verkaufsein- 
heiten) zurückgenommen und Preisempfehlungen (128 Verkaufsein- 
heiten) angemeldet. 

In der nachstehenden Tabelle sind die Preisbindungen und -empfeh- 
lungen aufgeschlüsselt nach Warengruppen aufgeführt. Bei den ange- 
führten Warenarten der jeweiligen Warengruppe lag im Jahre 1972 
der zahlenmäßige Schwerpunkt der angemeldeten Preisbindungen 
bzw. -empfehlungen. 
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Tabelle D 


Zahl der bestehenden Preisbindungen und -empfehlungen 
auf geschlüsselt nach Warenklassen und Warenarten 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

/nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Bergbauliche Erzeugnisse 

6 

12 

12 

22 


( 6 ) 

(12) 

( 13 ) 

( 25 ) 

Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 

6 

27 

10 

74 

darunter 

( 6 ) 

( 26 ) 

( 11 ) 

( 249 ) 

vor allem Kraft- und Leuchtstoffe 

5 

24 

4 

10 


(5) 

( 23 ) 

( 4 ) 

( 14 ) 

Schmieröle und sonstige öle 

1 

3 

6 

69 

( 1 ) 

(3) 

(7) 

( 164 ) 

Steine und Erden 

3 

49 

8 

67 


(3) 

( 23 ) 

( 8 ) 

( 65 ) 

NE-Metalle und Metallhalbzeug 

1 

5 

1 

38 


( 1 ) 

(5) 

( 1 ) 

(3) 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und 

5 

307 

7 

1 767 

der Stahlverformung 

darunter 

(5) 

( 296 ) 

(7) 

(1 902 ) 

vor allem Gleitschutz-, Traktoren- und ähnliche 

— 

— 

3 

1181 

Ketten 

(-) . 

(-) 

(3) 

(1 316 ) 

Feld- und Gartengeräte 

4 

309 

1 

4 


(3) 

( 294 ) 

( 1 ) 

( 4 ) 

Stahlbauerzeugnisse 

— 

— 

1 

61 


(-) 

(-) 

( 1 ) 

( 61 ) 

Maschinenbauerzeugnisse 

13 

3 734 

184 

55 088 

darunter 

( 14 ) 

(3 913 ) 

( 203 ) 

(62 413 ) 

vor allem Holzbe- und -Verarbeitungsmaschinen 

— 

— 

7 

609 



(-) 

(7) 

( 600 ) 

Ottomotoren; Dieselmotoren 





6 

328 


(-) 

(-) 

( 6 ) 

( 328 ) 


1) Die Angaben in den Klammern enthalten die Vergleidiszahlen nadi dem Stand vom 31. Dezember 1971. 

2) Eine Anzahl von Unternehmen hat Preisbindungen und/oder Preisempfehlungen für mehrere Warenarten ange- 
meldet. Während bei den im Textteil unter 1. und 2. auf geführten Gesamtzahlen jedes Unternehmen aber nur 
einmal gewählt wurde, erscheinen in der Aufstellung eine Reihe von Unternehmen mehrfach, soweit sie nämlich 
für- die verschiedenen Warenarten jeweils Preisbindungen o der Preisempfehlungen angemeldet haben. Die Summe 
der Unternehmen in der Aufstellung ist daher grö ßer als die im Textteil aufgeführten Gesamtzahlen. 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand; 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand; 

31. Dezember 1972 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Gewerbliche Kühlschränke 



3 

11 

und Tiefkühltruhen über 250 1 

(-) 

(-) 

(3) 

(11) 

Heizungsumwälzpumpen 

2 

230 

5 

67 


(2) 

(230) 

( 6 ) 

(63) 

Trocknungsanlagen und Maschinen 





12 

1 653 

für die Landwirtschaft 

(-) 

{-) 

(13) 

(1 559) 

Straßenbaumaschinen 

1 

3 

8 

61 


(1) 

(3) 

(8) 

(59) 

Sonstige Landmaschinen, Zubehör und 

3 

95 

136 

35 702 

Schlepperanbaulader 

(2) 

(85) 

(154) 

(39 788) 

Dreirad- und Vierradschlepper 



— 

25 

5 238 

(Ackerschlepper und Zubehör) 

(-) 

(-) 

(28) 

(5 287) 

Unterhaltungs- und Spielautomaten; 

3 

4 

4 

116 

Ausschüttwagen 

(2) 

(2) 

( 4 ) 

(116) 

Büromaschinen und Zubehör 

1 

20 

1 

18 


(5) 

(85) 

( 6 ) 

(904) 

Nähmaschinen 





2 

10 


(-) 


(2) 

(80) 

Armaturen und Zubehör 

5 

3 380 

4 

2 100 


( 4 ) 

(3 519) 

(3) 

(2 065) 

Landfahrzeuge 

22 

84 911 

47 

5 164 

darunter 

(21) 

(80 573) 

(44) 

(5 178) 

vor allem Personenkraftwagen und Kleinomnibusse 

17 

151 

6 

63 


(17) 

(105) 

(8) 

(65) 

Kombinationskraftwagen 

7 

41 

1 

1 


(7) 

(31) 

(1) 

(1) 

Liefer- und Lastkraftwagen 

5 

54 

— 

— 


(5) 

(17) 

(1) 

( 2 ) 

Krafträder 

1 

4 

5 

62 


(-) 

(-) 

(5) 

(48) 

Mopeds 

1 

4 

4 

21 


(1) 

( 4 ) 

( 4 ) 

(19) 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 h 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen ^) 

Erzeug- 

nisse 

Teile und Zubehör für Kraftfahrzeuge 

19 

84 642 

15 

2 126 


(18) 

(80 416) 

(13) 

(2 123) 

Anhänger-Fahrzeuge (ohne Fahrradanhänger) 



— 

10 

1 222 


(-) 

(-) 

(8) 

(1 151) 

Luftbereifte Gespannfahrzeuge und Zubehör 



— - 

13 

1 608 


(-) 

(-) 

(14) 

(1 715) 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

78 

2 300 

133 

27 638 

darunter 

(77) 

(3 210) 

(121) 

(24 241) 

vor allem Elektrowerkzeuge und Zubehör, 

— 

‘ — 

15 

4 385 

Geräteschalter 

(1) 

(10) 

(16) 

(4 807) 

Elektrowärmegeräte und Zubehör 

19 

167 

24 

411 


(19) 

(168) 

(20) 

(307) 

Elektrische Kühlschränke, Kühltruhen bis 250 1 und 

10 

38 

4 

111 

Zubehör 

(10) 

(36) 

(4) 

(111) 

Elektrische Leuchten 

1 

6 

12 

3 250 


(-) 

(-) 

(8) 

(2 627) 

Elektronenblitzgeräte, Batterie- und 

— 

— 

5 

9 

Dynamoleuchten 

(1) 

(1) 

(6) 

(14) 

Elektrische Glühlampen 

7 

200 

4 

491 


(7) 

(562) 

(4) 

(442) 

Entladungslampen und Zubehör 

— 

— 

3 

28 


(-) 

(— ) 

(2) 

(25) 

Rundfunkgeräte und Musiktruhen 

18 

206 

25 

232 


(17) 

(186) 

(17) 

(183) 

Fernsehgeräte und Kombinationen 

12 

60 

11 

97 


(13) 

(186) 

(7) 

(56) 

Sonstige Hochfrequenzgeräte und Zubehör für 

4 

52 

9 

230 

Rundfunk- und Fernsehempfangsgefäte 

(6) 

(217) 

(10) 

(282) 

Elektrische Tonaufnahme- und -Wiedergabegeräte 

14 

150 

20 

370 


(14) 

(129) 

(18) 

(277) 

Mikrofone, Tonabnehmer, Kopfhörer, Lautsprecher, 

17 

239 

30 

1 086 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für 
elektroakustische Geräte 

(17) 

(244) 

(24) 

(852) 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 0 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Schallplatten (bespielt) 

1 

411 

8 

12 540 


(1) 

(376) 

( 7 ) 

(10 426) 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 

40 

10 781 . 

150 

24 105 

darunter 

(37) 

(8 693) 

(165) 

(22 825) 

vor allem Ferngläser, Fernrohre und Zubehör 

1 

2 

4 

65 

(1) 

(2) 

(5) 

(53) 

Optische Meßinstrumente sowie Zubehör 

2 

638 

2 

7 

(2) 

(660) 

( 2 ) 

(7) 

Objektive für Foto-, Projektions- und Kinoapparate 

1 

9 

9 

456 

(1) 

( 9 ) 

(10) 

(782) 

Fotoapparate 

1 

5 

9 

79 


(1) 

(5) 

( 9 ) 

(61) 

Foto-Neben- und Zusatzapparate, Fotokopier- 

1 

29 

10 

314 

maschinen, Fotolaborgeräte 

(2) 

(34) 

( 9 ) 

(240) 

Fotobedarf, Belichtungsmesser sowie Zubehör, 

2 

248 

19 

1 580 

Einzel“ und Ersatzteile 

(2) 

(248) 

(24) 

(1 620) 

Projektions- und Kinogeräte 

3 

40 

18 

36^ 


(3) 

(40) 

(19) 

(73) 

Projektionswände, Filmbe- und -Verarbeitungs- 

1 

2 

12 

475 

geräte, Zubehör, Einzel- und Ersatzteile 

(1) 

(2) 

(20) 

(559) 

Lehrmittel und Laborgeräte 

4 

19 



— 


( 4 ) 

(20) 

(-) 

(-) 

Ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Geräte 

2 

53 

5 

93 


(2) 

(55) 

(3) 

(72) 

Kleinuhren 

18 

5 865 

79 

18 077 


(17) 

(3 921) 

(84) 

(15 811) 

Großuhren 

10 

1 355 

18 

1 752 


( 9 ) 

(940) 

(20) 

(1 892) 

Kurzzeitmesser und Zeitauslöser 

2 

19 

4 

12 


(2) 

(18) 

(6) 

(25) 

Eisen- und Metallwaren, Handelswaffen 

75 

9 462 

111 

15 257 

darunter 

(79) 

(8 802) 

(103) 

(13 604) 

vor allem Pistolen und Revolver 

1 

1 

4 

11 


(1) 

(1) 

( 4 ) 

(11) 
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noch Tabelle D 

Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 ^) 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen ^) 

Erzeug- 

nisse 

Sport- und Jagdgewehre 

2 

27 

6 

178 


(1) 

(25) 

(5) 

(67) 

Schießbedarf für Handelswaffen 

1 

118 

3 

85 


(1) 

(118) 

(2) 

(16) 

Öfen und Zubehör 

7 

98 

4 

103 


(10) 

(116) 

(3) 

(92) 

Herde und Zubehör 

3 

19 

6 

37 

■ 

(5) 

(56) 

(6) 

(37) 

Geräte und Bedarfsartikel aus Stahlblech 

8 

106 

12 

771 

für Haus- und Landwirtschaft 

(8) 

(106) 

(13) 

(683) 

Stahlrohrmöbel, geschweißte Stahlblechrohre 

5 

88 

7 

455 


(6) 

(94) 

(7) 

(479) 

Haushalt- und Küchengeräte und Bedarfsartikel 

7 

128 

5 

234 

aus NE-Metallblechen 

(8) 

(140) 

(5) 

(231) 

Schneidwaren 

6 

53 

6 

77 


(6) 

(45) 

(5) 

(67) 

Bestecke und Tafelhilfsgeräte 

4 

4 252 

12 

9 049 


(4) 

(4 715) 

(12) 

(8 415) 

Küchenmaschinen und verwandte Geräte 

4 

38 

4 

59 


(3) 

(34) 

(4) 

(56) 

Haushalts-, Personenwaagen und Zubehör 

3 

40 

2 

5 


(3) 

(38) 

(2) 

(5) 

Tafelgeräte 

1 

1 488 

9 

712 


(2) 

(1 556) 

(9) 

(627) 

Galanteriewaren 

15 

277 

9 

94 


(14) 

(263) 

(10) 

(141) 

Taschen- und Tischfeuerzeuge 

8 

477 

10 

197 


(7) 

(486) 

(8) 

(151) 

Büro- und Schreibgeräte 

6 

313 

8 

262 


(5) 

(295) 

(7) 

(228) 

Haushalt- und gewerbliche Drahtwaren 

2 

3 

1 

1 


(2) 

(3) 

(1) 

(1) 


160 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/986 
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Warenklassen und Warenarten 

Metallfolien, Dosen, Hülsen und sonstige 
Metallkapseln 

Metallkurzwaren 

Füllhalter, Kugelschreiber u. ä. 

Musikinstrumente, Spielwaren- Turn- und Sport- 
geräte, Schmuckwaren, bearbeitete Edelsteine, 
Musikinstrumente aller Art 

darunter 

vor allem Klaviere, Flügel und Harmonien 

Zupfinstrumente 

Schlag-, Effekt- und Signalinstrumente 

Blasinstrumente 

Mund- und Handharmonika 

Blech- und Metallspielwaren 

Holzspielwaren 

Musik- und Sportspielwaren 

Stoff- und Fellspielwaren 

Papier-, Pappe- und Massespielwaren 

Sonstige Spielwaren 

Geräte für Tennissport 


Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 

Preisbindungen 

Preisempfehiungen 

Stand: 

Stand; 

31. Dezember 1972 Ü 

31. Dezember 1972 0 

Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 

nehmen 2) 

nisse 

nehmen 2) 

nisse 

3 

12 

3 

14 

(3) 

(12) 

(2) 

(17) 

3 

3 

5 

309 

(3) 

(3) 

(4) 

(247) 

5 

570 

16 

728 

(5) 

(549) 

(15) 

(589) 

92 

10 845 

151 

17 413 

(85) 

(10 581) 

(149) 

(14 544) 

10 

357 

5 

94 

(10) 

(348) 

(6) 

(95) 

2 

45 

3 

500 

(2) 

(28) 

(3) 

(119) 

1 

4 

6 

1 349 

(1) 

(4) 

(6) 

(1371) 

1 

77 

8 

673 

(1) 

(44) 

(8) 

(676) 





2 

180 

(-) 

(-) 

(2) 

(184) 

13 

2 491 

3 

194 

(16) 

(2 333) 

(3) 

(880) 

9 

347 

1 

2 

(7) 

(342) 

(1) 

(2) 

4 

18 

2 

25 

(3) 

(9) 

(3) 

(25) 

4 

891 





(4) 

(858) 

(1) 

(6) 

10 

1 834 

7 

1 014 

(9) 

(1 736) 

(5) 

(244) 

24 

3 588 

5 

87 

(26) 

(3 618) 

(6) 

(52) 

6 

38 

4 

109 

(4) 

(24) 

(4) 

(156) 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 ^) 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Geräte für Eis- und Wintersport 

13 

192 

6 

118 


(11) 

(183) 

(2) 

(59) 

Geräte für Schwimm- und Wasserport, Geräte für 

1 

9 

6 

1 099 

Angelsport 

(1) 

(9) 

(6) 

(1 064) 

Uhrenarmbänder aus Silber, Gold, Platin, 

3 

146 

102 

11220 

Platinbeimetallen und deren Plattierungen 

(3) 

(138) 

(100) 

(8 879) 

Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 

2 

57 

14 

148 

darunter 

(3) 

(62) 

(13) 

(118) 

vor allem Düngemittel für Topf- und 

2 

57 

11 

134 

Gartenpflanzen 

(3) 

(54) 

(10) 

(112) 

Organische Chemikalien 

4 

9 

4 

12 


(4) 

(11) 

(4) 

(11) 

Pharmazeutika 

48 

717 

50 

461 

darunter 

(54) 

(740) 

(45) 

(415) 

vor allem Pharmazeutische Chemikalien 

3 

8 

1 

1 


(3) 

(7) 

(1) 

(1) 

Desinfektionsmittel 

6 

26 

9 

86 


(6) 

(26) 

(8) 

(63) 

Human-pharmazeutische Spezi alitäten 

32 

336 

24 

89 


(38) 

(357) 

(22) 

(95) 

Drogen sowie Extrakte pflanzlicher und tierischer 

8 

173 

5 

42 

Herkunft 

(8) 

(159) 

(5) 

(41) 

Dentalmedizinische und dentaltechnische 

8 

135 

5 

81 

Erzeugnisse 

(8) 

(150) 

(5) 

(84) 

Veterinär-pharmazeutische Erzeugnisse 

2 

6 

2 

7 


(2) 

(6) 

(2) 

(7) 

Mineralölfarben und Teerfarbstoffe 

2 

8 

4 

38 


(1) 

(4) 

(4) 

(47) 

Kunststoffe 

3 

272 

11 

2 350 

darunter 

(3) 

(234) 

(11) 

(2 348) 

vor allem Schmalfilme, Packfilme, Roll- und Klein- 

1 

48 

5 

1 439 

bildfilme, Planfilme und sonstige Filme 

(1) 

(48) 

(5) 

(1 143) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 i) 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Fotografische Papiere 

1 

15 

5 

465 


(1) 

(15) 

(5) 

(536) 

Fotochemische Materialien 

1 

9 

7 

411 


(1) 

(9) 

(7) 

(663) 

Chemisch-technische Erzeugnisse 

142 

8 705 

204 

5 088 


(148) 

(8 110) 

(187) 

(4 199) 

darunter 




vor allem öl-, Leim- und Wasserfarbe, Lacke 

1 

1 

4 

127 


(-) 

(-) 

(5) 

(130) 

Klebestoffe und Bindemittel 

3 

13 

13 

245 


(3) 

(12) 

(10) 

(217) 

Feinseifen- und Körperpflegemittel- 

25 

708 

13 

153 

Geschenkpackungen 

(26) 

(677) 

(12) 

(138) 






Feinseifen 

49 

470 

43 

201 


(48) 

(454) 

(39) 

(175) 

Rasierseifen und Rasiercreme 

29 

108 

20 

46 


(27) 

1 

(HO) 

(16) 

(39) 

Haarwaschmittel 

1 

30 

168 

42 

209 


(30) 

(139) 

(32) 

(174) 

Waschmittel für Grob-, Bunt- und Feinwäsche 

4 

17 

16 

129 


(3) 

(16) 

(17) 

(147) 

Rostlösemittel, Schleifpasten und sonstige 

17 

94 

48 

333 

Reinigungs- und Putzmittel 

(20) 

(96) 

(43) 

(258) 

Autowasch- und Pflegemittel 

1 

6 

12 

298 


(2) 

(5) 

(14) 

(310) 

Alkoholische Duft- und Hygiene- Wasser 

72 

1 659 

39 

400 


(72) 

(1 626) 

(34) 

(282) 

Parfüms 

39 

678 

4 

21 


(39) 

(622) 

(5) 

(13) 

Kopf- und Haarwasser, Haarfestlegemittel 

34 

179 

52 

400 


(39) 

(196) 

(48) 

(378) 

Hautcremes und -emulsionen 

62 

1 876 

49 

522 


(68) 

(1 654) 

(42) 

(484) 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Tabelle D 





Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 h 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 h 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen ^) 

Erzeug- 

nisse 

Zahnpflegemittel 

13 

67 

16 

116 


(12) 

(50) 

(14) 

(108) 

Gesichtspuder und sonstiger Puder 

35 

283 

16 

44 


(37) 

(286) 

(13) 

(43) 

Schönheitspflegemittel 

44 

1 359 

18 

268 


(43) 

(1 151) 

(15) 

(231) 

Saaten- und Pflanzenschutzmittel, Schädlings- 

2 

15 

16 

68 

bekämpfungsmittel 

(2) 

(15) 

(13) 

(47) 

Schuhcreme, sonstige Schuh- und Lederpflegemittel, 

2 

2 

11 

48 

Schwärzen und Tinten für Leder und Schuhe 

(1) 

( 4 ) 

(13) 

(45) 

Fußbodenpflegemittel 

5 

55 

12 

64 


( 5 ) 

(55) 

(12) 

(74) 

Rechen- und Büromaschinen 

darunter 

4 

36 

6 

858 

vor allem Datensysteme 


— 

1 

19 

Rechenmaschinen, Spezialrechenmaschinen elektr. 
Vervielfältigungs- und Offsetdruckverviel- 



2 

55 

fältigungs-Maschinen, Adressiermaschinen 

3 

34 

1 

761 

Feinkeramische Erzeugnisse 

5 

184 

8 

31 249 

darunter 

(6) 

(272) 

( 5 ) 

(488) 

vor allem Haushaltsgeräte aus Porzellan, 

— 

— 

3 

26 497 

undekqriert und dekoriert 

(— ) 

(— ) 

(1) 

(128) 

Feinkeramische Schleifscheiben und andere 

2 

3 

2 

125 

Schleifmittel 

(2) 

( 3 ) 

(2) 

(125) 

Glas und Glaswaren 

8 

388 

17 

4 681 

darunter 

( 7 ) 

(580) 

(16) 

(3 042) 

vor allem Konservenglas, Haushalts- und 

5 

370 

11 

2 078 

Wirtschaftsglas, gepreßtes Bleikristall, 
weiße Flaschen 

( 4 ) 

(557) 

( 9 ) 

(354) 

Hohlglas für Laboratorien und Krankenpflege 

1 

1 

2 

2 616 


(1) 

( 4 ) 

(2) 

(2 616) 

Holzwaren 

24 

719 

164 

158 068 

darunter 

(23) 

(651) 

(158) 

(131 555) 

vor allem Einbauküchen 

1 

7 

53 

59 258 


(1) 

( 7 ) 

(55) 

(48 282) 
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noch Tabelle D 

Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz 

5 

480 

84 

64 211 


(4) 

(2 481)^ 

(75) 

(55 648) 

Büromöbel aus Holz 





11 

10 950 


(-) 

(-) 

(13) 

(11 169) 

Pinsel, Bürsten und Besen 

16 

119 

17 

160 


(16) 

(78) 

(14) 

(159) 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

7 

155 

4 

19 


(7) 

(156) 

(4) 

(18) 

Papier- und Pappewaren 

46 

7 736 

53 

2 996 


(34) 

(4 051) 

(47) 

(2 876) 

darunter 





vor allem Tapeten und Tapetenborten aus Papier 

25 

7 460 


467 


(13) 

(3 651) 

(3) 

(337) 

Imprägniertes und gummiertes Papier 

1 

10 

11 

455 


(1) 

(1) 

(9) 

(225) 

Geschäftsbücher, System-Buchungsmittel und 

2 

5 

7 

1 143 

Bürohilfsmittel 

(-) 

(-) 

(6) 

(1 362) 

Briefumschläge und Papierausstattungen 

3 

63 

4 

291 


(3) 

(62) 

(3) 

(374) 

Zellstoffwattewaren und Kreppwaren 

12 

HO 

17 

151 


(14) 

(122) 

(15) 

(107) 

Abreißrollen, Einschlagpapier und sonstige 

10 

60 

11 

112 

Erzeugnisse aus Papier und Pappe 

(10) 

(64) 

(9) 

(96) 

Druckereierzeugnisse, Lichtpaus- und verwandte 

5 

201 

11 

111 

Waren 

(5). 

(148) 

(8) 

(78) 

Kunststofferzeugnisse 

45 

3 231 

63 

4 538 


(43) 

(2 701) 

(50) 

(3 113) 

darunter 





vor allem Konfektionsmaterial 

6 

690 

6 

31 


(7) 

(811) 

(4) 

(8) 

Kunststofferzeugnisse für den Haushalt und 

22 

2 096 

22 

1 297 

täglichen Bedarf 

(19) 

(1 513) 

(20) 

(1 127) 

Fußbodenbeläge und sonstige Beläge aus Kunststoff 

2 

166 

5 

114 


(2) 

(113) 

(4) 

(27) 
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noch Tabelle D 





Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 h 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Plastikfolien 

1 

6 

6 

73 


(1) 

(5) 

(4) 

(26) 

Gummi- und Asbestwaren 

21 

8 521 

22 

6 880 

darunter 

(25) 

(8 301) 

(21) 

(12 299) 

vor allem Personenwagendecken 

— 

— 

10 

2 439 


(-) 

(-) 

(10) 

(2 597) 

Personenwagenschläuche 

— 

— 

9 

297 


(-) 

(-) 

(9) 

(614) 

Lastwagendecken 





10 

1 791 


(-) 

(-) 

(10) 

(1 755) 

Lastwagenschläuche 




10 

342 


(-) 

(-) 

(10) 

(469) 

Keilriemen 

9 

8 225 






( 9 ) 

(8 003) 

(-) 

(-) 

Hochdruckdichtungsplatten sowie Ringe, Rahmen 

1 

4 

1 

11 

und Formstücke aus It-Platten, Asbest-Filtrier- 
material 

(1) 

(4) 

(1) 

(11) 

Leder, Lederwaren und Schuhe 

9 

1 416 

37 

1 307 

darunter 

( 9 ) 

(3 108) 

(42) 

(1 470) 

vor allem Geschirr- und Blankleder; Sattler- und 



— . 

14 

128 

Feinsattlerwaren aus Leder 

(— ) 

(-) 

(19) 

(150) 

Feinsattler- und Feintäschnerwaren aus Austausch- 

4 

25 

8 

144 

stoffen 

(5) 

(26) 

(10) 

(142) 

Lederstraßenschuhe 

1 

1 348 

5 

688 


(1) 

(3 040) 

(8) 

(825) 

Textilien 

66 

10 547 

89 

10 175 

darunter 

(70) 

(11 477) 

(93) 

(7 956) 

vor allem Näh- und Stopfmittel, Handstrick- und 

6 

178 

2 

41 

Handarbeitsgarn 

(7) 

(187) 

(2) 

(39) 

Bänder, Gurte, Flechtartikel, Posamentenartikel aller 

5 

291 

7 

89 

Art 

(5) 

(329) 

(8) 

(108) 

Spinnstoffwaren der Grobgarnindustrie und sonstiger 

3 

47 

6 

19 

Spinnstoffwaren 

(4) 

(52) 

(5) 

(13) 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand; 

31. Dezember 1972 ^) 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen ^) 

Erzeug- 

nisse 

Haus-, Bett- und Tischwäschestoff sowie Frottier- 

8 

932 

11 

617 

gewebe und Dekorationsstoff aus sonstigem Material 

(8) 

(739) 

(13) 

(629) 

Teppiche 

3 

831 

15 

479 


( 4 ) 

(642) 

(14) 

(559) 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung 

6 

336 

3 

65 

für Männer 

(6) 

(380) 

(3) 

(134) 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für Frauen 

9 

769 

5 

1 002 

und Mädchen 

(9) 

(1 352) 

(6) 

(1 088) 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für Männer 

7 

590 

12 

1 172 

und Knaben 

( 4 ) 

(560) 

(10) 

(872) 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für Frauen und 

26 

3 492 

21 

900 

Mädchen 

(26) 

(3 578) 

(18) 

(667) 

Herrenstrümpfe — Socken 

7 

160 

4 

258 


(8) 

(179) 

( 6 ) 

(131) 

Frauenstrümpfe 

14 

256 

14 

87 


(16) 

(268) 

(14) 

(87) 

Trainingsanzüge, -Jacken und -hosen, Bade-, Strand- 

11 

1 703 

3 

324 

und Sportbekleidung und sonstige Wirk- und Strick- 
waren 

(12) 

(1 786) 

(2) 

(292) 

Bekleidung 

50 

3 828 

50 

4 101 

darunter 

(52) 

(2 912) 

(49) 

(2 094) 

vor allem Sport-, Strand- und Badebekleidung 

4 

440 

7 

676 


( 4 ) 

(276) 

(4) 

(247) 

Leibwäsche für Männer und Knaben 

5 

110 

3 

43 


(5) 

(117) 

(6) 

(129) 

Leibwäsche für Frauen und Mädchen ' 

8 

1 091 

9 

131 


( 7 ) 

(769) 

(9) 

(90) 

Mieder, Medizinische Leibbinden u. ä. 

13 

900 

11 

391 


(14) 

(787) 

(8) 

(257) 

Haus-, Bett- und Tischwäsche 

9 

519 

7 

234 


(8) 

(339) 

(6) 

(352) 

Kopfbedeckungen für Männer und Knaben 

8 

31 

■ 

— 


( 9 ) 

(71) 

(-) 

(-) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 i) 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Taschenschirme für Damen und Herren 

5 

56 




(5) 

(50) 

(-) 

(-) 

Matratzen mit und ohne Federkern 

1 

4 

10 

1 380 


(1) 

(4) 

(9) 

(806) 

Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

166 

4 493 

606 

16 906 

darunter 

(175) 

(4 716) 

(559) 

(13 302) 

vor allem Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse 

15 

101 

23 

106 

(15) 

(102) 

(26) 

(106) 

Nährmittel • 

52 

1 116 

91 

1 139 


(52) 

(1 175) 

(79) 

(954) 

Brot, Pumpernickel, Knäckebrot usw. 

4 

146 

110 

3 418 


(4) 

(166) 

(82) 

(2 057) 

Kleingebäck und Feingebäck 

1 

51 

77 

4 101 


(1) 

(54) 

(45) 

(855) 

Verbrauchszucker, Kandis und sonstige Erzeugnisse 

8 

45 

7 

42 

1 der Zuckerindustrie 

(8) 

(44) 

(9) 

(53) 

Verarbeitetes Obst und Gemüse 

23 

959 

64 

1 115 


(28) 

(944) 

(57) 

(993) 

Süßwaren, Dauerbackwaren 

9 

360 

24 

396 


(8) 

(404) 

(19) 

(379) 

Kakaoerzeugnisse 

7 

20 

20 

65 


(8) 

(27) 

(20) 

(59) 

Massive Schokolade 

11 

91 

20 

219 


(12) 

(83) 

(15) 

(195) 

Gefüllte Schokolade 

2 

10 

13 

136 


(1) 

(1) 

(11) 

(87) 

Pralinen 

10 

267 

16 

695 


(10) 

(267) 

(13) 

(545) 

Karamellen, Kaugummi, Dragees, Fondant u. ä. 

12 

51 

44 

516 


(14) 

(49) 

(40) 

(519) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 Ü 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 Ü 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Milch, Butter und Molkereikäse 

4 

8 

65 

862 


(5) 

(13) 

(53) 

(645) 

Margarine 

9 

37 

9 

33 


(10) 

(38) 

(7) 

(25) 

Fleisch-, Wurst- und Mischkonserven, Fleischsalat 

3 

81 

28 

323 

und -extrakte 

(3) 

, (73) 

(28) 

(300) 

Marinaden, ölpräserven, Fischkonserven und 

4 

65 

13 

211 

sonstige Fischerzeugnisse 

(4) 

(63) 

(11) 

(175) 

Kaffee und Kaffee-Extrakte 

8 

193 

47 

814 


(11) 

(185) 

(48) 

(742) 

Tee und teeähnliche Erzeugnisse 

15 

223 

44 

561 


(16) 

(228) 

(43) 

(488) 

T rinkbrannt weine 

7 

39 

50 

285 


(9) 

(41) 

(53) 

(332) 

Liköre 

3 

18 

31 

299 


(4) 

(21) 

(38) 

(498) 

Dessertweine 

3 

6 

19 

122 


(3) 

(10) 

(26) 

(123) 

Traubenschaumweine 

4 

17 

13 

20 


(5) 

(17) 

(16) 

(56) 

Mineralbrunnen, Mineralwasser und Limonaden 

2 

3 

16 

■ 50 


(2) 

(3) 

(14) 

(31) 

Essig, Senf, Essenzen, Gewürze u. ä. 

17 

290 

35 

1 184 


(18) 

(309) 

(35) 

(1 255) 

Tabak waren 

9 

329 

4 

11 

darunter 

(8) 

(335) 

(3) 

(10) 

vor allem Zigaretten 

9 

239 






(8) 

(230) 

(-) 

(-) 

Rauchtabak und Kautabak 

2 

92 

3 

10 


(2) 

(115) 

(3) 

(10) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1972 ^) 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, 

20 

298 

17 

75 

Fischerei und Jagd 

(20) 

(250) 

(19) 

(63) 

darunter 





vor allem Honig 

7 

39 

15 

73 


(8) 

(37) 

(14) 

(56) 

Saaten- und Pflanzgut 

14 

260 

1 

1 


(13) 

(213) 

(4) 

(7) 

insgesamt 

174 283 

396 766 


(164 953) 

(330 612) 
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Tabelle E 


IV. Lizenzverträge 


Zusammenfassende Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 
— auch in Verbindung mit § 21 — 


a) beim Bundeskartellamt 


Gegenstand 
der Verträge * 

Zahl der 
Verträge 

Sachstand 

rechtliche 
. und wirt- 
sdiaftlidie 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis abgelehnt; 

aus son- 
stigen 
Gründen 
erledigt 

zurück- 

genommen 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unanfecht- 
bar ge- 
worden 

Patente 

109 

1 

110 

— 

54 

1 

55 

— 

— 

35 

. 35 

20 

20 

Betriebsgeheimnisse 

41 

41 

— 

29 

29 

E 

— 

E 

12 

12 

Gebrauchsmuster 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

Sortenschutzrechte 

E 

— 

— 

— 

— 


— 

§ 21 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Abs. 2 

151 

1 

152 

E 

83 

1 

84 

— 


35 

35 

33 

33 

b) bei den Landeskartellbehörden 

Patente 

1 

1 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

Betriebsgeheimnisse 

— 

E 

E 

— 


— 

— 

Gebrauchsmuster 

— 

E 

— 

E 

— 

— 

— 

Sortenschutzrechte 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§21 

— 

E 

— 

E 

— 

— 

* 

Abs. 2 

1 

1 

■ — 

1 

1 


— 

— 

— 
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Tabelle F 


Nach Wirtschaftszweigen aufgegliederte Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 
— auch in Verbindung mit § 21 — 


a) beim Bundeskartellamt 




Sachstand 



Gegenstand 
der Verträge 

Zahl der 
Verträge 

, , Erlaubnis abgelehnt; 

rechtliche ^ 

und Wirt- Erlaubnis Rechts- unanfecht- 

schaftliche erteilt mittel bar ge- 

Prüfung eingelegt worden 

aus son- 
stigen 
Gründen 
erledigt 

zurück- 

genommen 

Patente 

2 

Steine und Erden 


1 

1 


— 

— — — 

— 

— 

— 


2 

— • — — 

— 

1 

1 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 


Patente 

1 

. — 1 — 

— 

— 

— 


■ — 

— — , — 

— 

■ — 

— 


1 

— 1 — 

— 

— 

— 

Patente 

1 

Stahlbauerzeugnisse 

— 1 — 





— 

— — — 

• — 

— 

• — 


1 

— 1 — 

— 

— 

— 

Patente 

74 

Maschinenbauerzeugnisse 

— 33 — 


33 

! 8 


1 

— 1 — 

— 

— 

• — 


75 

— 34 — 

— 

33 

8 

Betriebs- 

6 

— 3 — 

_ 

— 

3 

geheimnisse 

— 

— — _ 

— 

■ — 

— 


6 

— 3 — 

— 

• — 

3 

Betriebs- 

1 

Elektrotechnische Erzeugnisse 




geheimnisse 

— 

■ — — — 

• — 

— 

— 


1 

— 1 — 

— 

— 

■ 

Patente 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 

3 1 — 1 3 1 — 1 — 







• — 

— 

- — 


3 

— 3 — 

* — 

1 — 

— 

Betriebs- 

r 

— . — . — 

— 

— 

1 

geheimnisse 

— 

- — — ■ — 

■ — 

■ — 

— 


1 




1 
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Gegenstand 
der Verträge 


Sachstand 


Zahl der 

rechtliche 


Erlaubnis abgelehnt; 

aus ison- 


Verträge 

und wirt- 

Erlaubnis 

Rechts- 

unanfecht- 

stigen 

zurücfc- 


schaftliche 

Prüfung 

erteilt 

mittel 

eingelegt 

bar ge- 
worden 

Gründen 

erledigt 

genommen 


Betriebs- 

geheimnisse 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 


Patente 


2 


Pharmazeutika 


2 


Betriebs- 

geheimnisse 


2 

3 

3 


2 

2 


2 

1 

1 


Kunststoffe 


Patente 

2 

— 

— 

— 

— 

1 

1 


2 

— 

— 

j 

— 

1 

1 


Patente 


Chemisdi-tedinische Erzeugnisse 


1 


1 


1 


Betriebs- 

geheimhisse 

14 

14 

— 

10 

10 

— 

— 

— 

4 

4 

Patente 

Schnitthol 

1 

1 

z, Sperrholz 

und sonstic 

fes bearbeit 

etes Holz 



1 

1 

Patente 

3 

3 

Papier- 

und Pappe^ 

2 

2 

i^aren 

— 

— 

1 

1 


Kunststofferzeugnisse 

Patente | 1 I — I 1 I 
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I 






Sachstand 



Gegenstand 
der Verträge 

Zahl der 
Verträge 

rechtliche 
und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

abgelehnt; 

unanfecht- 
bar ge- 
worden 

aus son- 
stigen 
Gründen 
erledigt 

zurück- 

genommen 

Betriebs- 

1 

Gummi- 

und Asbesl 

1 

twaren 




geheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



1 

— 

1 

— 

— 

— 


Patente 

18 


Textilien 

13 




5 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


18 

— 

13 1 

— 

— 

— 

5 

Betriebs- 

13 

— 

11 

— 

— 



2 

geheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— ! 

— 

’ — 


13 

— 

11 

— 

— 

— 

2 

Gebrauchs- 

1 1 

— 

— 

- — 

— 

— 

1 

muster 

— 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Betriebs- 

E] 

1 

rzeugnisse ( 

1er Ernähru 

ngsindustrie 



1 

geheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


1 

__ 

* — 

— 

1 

__ 

1 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Steine und Erden 


Patente 

1 

— 

1 

— 

— 

— 


1 

— 

1 

— 

— 

— 


174 





Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/986 


Tabelle G 


V. Normen und Typenempfehlungen 


Übersicht über die Anmeldungen von Empfehlungen, 
die die einheitliche Anwendung von Normen oder Typen 
zum Gegenstand haben, nach § 38 Abs. 3 


Kartell- 

behörde 

Zahl 

der 

Anmel- 

dungen 

Sachstand 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

rechts- 

wirksam 

geworden 

davon 
für unzu- 
lässig 
erklärt; 
unan*- 
fechtbar 
geworden 

zurück- 

genom- 

men 

abgegeben 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 
im Berichtszeitraum 

an 

Bundes- 
karte 11- 
amt 

an 

(andere) 

Landes- 

kartell- 

behörde 

Bundes- 

7 

1 

5 



1 






kartell- 

1 

— 

2 

— 









amt 

8 

— 

7 

— • 

1 

— 

— 

— 

Landes- 

— 

— 












kartell- 

— 

— 

— 











behörden 

— 

— 

— 

— 1 

— 

— 

— 

— 
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VI. Wettbewerbsregeln 

übersidit über die Anträge auf Eintragung von Wettbewerbsregeln 
nadi § 28 Abs. 3 

a) beim Bundeskartellamt 


Wirtsdiafts- und 

B eruf s vereiniigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

Zeichen 

Sach stand 

rechtMchie unid wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelohnt 

zurückgenommon 

gelöscht 

Bekanntmachaing Nr. 
im Bunde sanizeiger 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

1 . Wirtschafts- 
vereinigung 
Ziehereien 
und Kalt- 
walzwerke 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B5-300000- 

Y-23/61 


X 





27/60 BAnz. Nr. 43 
vom 3. März 1960; 

19/61 BAnz. Nr. 34 
vom 17. Februar 1961 

2. Verband der 
deutschen 
Automaten- 
industrie 
e. V. 

Wett- 
bewerbs- 
regeln dieses 
Verbandes 
für den Ver- 
trieb von 
Waren und 
Leistungs- 
automaten 

B5-325300- 

Y-28/65 


X 





91/65 BAnz. Nr. 227 
vom 3. Dezem'ber 1965; 
83/66 BAnz. Nr. 157 
vom 24. August 1966 

3. Bundesver- 
band der Phar- 
mazeutischen 
Industrie e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-430000- 

Y-65/71 


X 





Antrag: 

16/71 BAnz. Nr. 64 
vom 2. April 1971 ; 
Antrag: 

30/71 BAnz. Nr. 135 
vom 27. Juli 1971; 
Eintragung: 

3/72 BAnz. Nr. 12 
vom 19. Januar 1972 

4. Verband der 
Lackindustrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-461 100- 
Y-1 72/69 


X 





71/66 BAnz. Nr. 139 
vom 29. Juli 1966; 

4/67 BAnz. Nr. 14 
vom 20. Januar 1967 


5. Fachverband 
der Schäl- 
mühlen- 
industrie 

e. V. 


Wett- 
bewerbs- 
regeln 


B2-681100- 
Y- 136/69 


X 


87/61 BAnz. Nr. 206 
vom 25. Oktober 1961; 
Änderung: 

22/63 BAnz. Nr. 73 
vom 18. April 1963; 
Eintragung: 

12/65 BAnz. Nr, 37 
vom 24. Februar 1965 
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Wirtsdiafts- und 

B erufs Vereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 
z eichen 

1 S a c h s t a n d 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

j eingetragen 

unanfechtbar g, 

geworden tö ^ 

trag 

lehnt 

'S 

4-* 

3 

w S 

•6 gl 
(U S 
Pi Q) 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bunfdesanzeiger 

6. Verband der 
diätetischen 
Lebensmittel- 
industrie 
e. V. 

Grundsätze 

eines 

lauteren 

Wett- 

bewer'bs 

B2-681360- 
Y- 134/69 
49/72 


X 





55/58 BAnz. Nr. 214 
vom 1. November 1958; 
Änderung: 

81/63 BAnz. Nr. 210 
vom 9. November 1963; 
Eintragung: 

33/64 BAnz. Nr. 109 
vom 19. Juni 1964; 
Änderung: 

2/69 BAnz. Nr. 12 - 
vom 18. Januar 1969; 
Änderung und 

Ergänzung : 

11/72 BAnz. Nr. 71 
vom 14. April 1972; 
Eintragung: 

93/72 BAnz. Nr. 6 
vom 10. Januar 1973 

7. Bundesver- 
band der 
Deutschen 
Süßwaren- 
industrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-682767- 

Y-59/71 


X 





Antrag: 

17/71 BAnz. Nr. 64 
vom 2. April 1971; 
Antrag: 

1/72 BAnz. Nr. 10 
vom 15. Januar 1972; 
Eintragung: 

25/72 BAnz. Nr. 101 
vom 3. Juni 1972 

8. Bundes- 
vereinigung 
der Deutschen 
Hefeindustrie 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-687351- 
Y- 11 7/69 


X 





16/64 BAnz. Nr. 51 
vom 13. März 1964; 
Änderung: 

24/67 BAnz. Nr. 56 
vom 21. März 1967; 
Eintragung: 

5/68 BAnz. Nr. 16 
vom 24. Januar 1968 

9. Verband der 
Marken- 
spirituosen- 
Industrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-687500- 
Y-1 24/69 

i 


X 





51/65 BAnz. Nr. 159 
vom 26. August 1965; 
Änderung: 

13/68 BAnz. Nr. 29 
vom 10. Februar 1968; 
Eintragung: 

132/68 BAnz. Nr. 241 
vom 28. Dezember 1968 
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WiTtschaftS" und 
Berufsvereinigun'g 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerb s- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

zu r ü ck g eno m m e n 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

10, Haupt- 
verband der 
Deutschen 
Bauindustrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-701000- 
Y-1 47/69 


X 



- 


115/60 BAnz. Nr. 221 
vom 15. November 1960 
Änderung: 

65/62 BAnz. Nr. 147 
vom 7. August 1962; 
Eintragung: 

28/63 BAnz. Nr. 88 
vom 11. Mai 1963; 
Änderung und 
Eintragung 

32/64 BAnz. Nr. 106 
vom 12. Juni 1964; 
Eintragung: 

115/66 BAnz. Nr. 218 
vom 23. November 1966 

11. Fachverband 
Hausschorn- 
steinbau e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2 -701 100- 
Y-70/70 


X 





Antrag; 

23/70 BAnz. Nr. 66 
vom 9. April 1970; 
Antrag: 

4/72 BAnz. Nr. 18 
vom 27. Januar 1972 

12. Verband der 
Flüssiggas- 
Großver- 
triebe e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl-711130- 
Y- 127/69 


X 





88/63 BAnz. Nr. 244 
vom 17. Dezember 1963; 
80/64 BAnz. Nr. 243 
vom 30. Dezember 1964 

13. Bund Deut- 
scher Bau- 
stoffhändler 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl-711150- 
Y- 114/69 


X 





42/67 BAnz. Nr. 91 
vom 18. Mai 1967; 

61/68 BAnz. Nr. 103 
vom 5. Juni 1968 

14. Bundesver- 
band des 
Deutschen 
Farbengroß- 
handels e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-711510- 
Y- 146/69 


X 





28/70 BAnz. Nr. 78 
vom 25. April 1970; 
Eintragung: 

54/71 BAnz. Nr. 2 
vom 5. Januar 1972 

15. Fachverband 
des Deutschen 
Tapetenhan- 
dels e. V. 

(FDT) 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-711670- 
Y- 137/69 


X 





110/68 BAnz. Nr. 193 
vom 12. Oktober 1968; 
Eintragung: 

19/71 BAnz. Nr. 71 
vom 16. April 1971 

16. Fachverband 
des Deutschen 
Linoleumhan- 
dels e. V. 

Wettbe- 
werbs- und 
Schiedsge- 
richtsord- 
nung 

B3-7 12640- 
Y-1 63/69 





X 


13/58 BAnz. Nr. 125 
vom 4. Juli 1958 
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Wirtschafts- und 

B eruf s ve reini gung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäftis- 

zeichen 

1 Sachs tandi 

rechtlidie und wirt- 
schaftliche Prüfung 

(Ö 

t-l 

0) 

tJi 

‘S 

Antrag 

abgelehnt 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bunde sanz e ige r 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

17. Zentralver- 
band des 
Kraftfahr- 
zeughandels 
und -gewer- 
bes e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B5-7 12730- 
Y-1 12/69 


XI) 





23/62 BAnz. Nr. 52 
vom 15. März 1962; 

24/63 BAnz. Nr. 84 
vom 7. Mai 1963 

18. Gesamtver- 
band Büro- 
maschinen, 
Büromöbel, 
Organisa- 
tionsmittel 
und zwei 
weitere 
Ver'bände 

Wettbe- 
werbsregeln 
zur Förde- 
rung des Lei- 
stungswett- 
bewerbs und 
zur Verhin- 
derung un- 
lauterer Ge- 
schäfts- 
methoden 

B5-712830- 
Y-1 11/69 


X 





29/65 BAnz. Nr, 97 
vom 25. Mai 1965; 
Eintragung: 

84/66 BAnz. Nr. 158 
vom 25. August 1966 

19. Bundesver- 
band des 
. Deutschen 
Kohleneinzel- 
handels e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl -712880- 
Y-124/69 


X 





Antrag: 

19/59 BAnz. Nr. 76 
vom 22. April 1959; 

67/59 BAnz. Nr. 221 
vom 3. November 1959; 
Eintragung: 

17/60 BAnz. Nr. 25 
vom 6. Februar 1960 

20. Bundesver- 
band des 
Deutschen 
Versandhan- 
dels e, V, 

1 Wett- 
bewerbs- 
regeln 

1 

B2-713000- 
Y- 123/69 


X 





12/67 BAnz. Nr. 30 
vom 11. Februar 1967; 
Eintragung: 

2/68 BAnz. Nr, 14 
vom 20. Januar 1968 

21. ADW Ver- 
band Deut- 
scher Werbe- 
agenturen 
und Wer- 
bungsmittler 
e. V. 

Berufungs- 
grundsätze 
für Wer- 
bungsmittler 
und Werbe- 
agenturen 

B4-7 16400- 
Y-97/69 





X 


5/61 BAnz. Nr, 6 
vom 24. Januar 1961; 
(5/61) BAnz. Nr. 28 
vom 5. Föbruar 1961; 
Berichtigung: 

44/61 BAnz. Nr. 85 
vom 4. Mai 1961 

22. Wirtschafts- 
verband Ver- 
sicherungs- 
Vermittlung 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

i 

Bl -7 16620- 
Y-301/68 





X 


87/63 BAnz. Nr. 233 
vom 14. Dezember 1963 
Rücknahme: 

94/67 BAnz. Nr, 218 
vom 18. November 1967 
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Wirtschafts- und 
Berufs Vereinigung 

BezeichTiung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sach Stand 

rechtlich'e und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

ö 

Q) 

B 

B 

o 

0) 

t-i 

G 

N 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

unanfeditbar 

geworden' 

Rechtsmittel 

eingelegt 

23. Ring Deut- 
scher Makler 
für Immobi- 
lien, Hypo- 
theken und 
Finanzierun- 
gen (RDM), 
Bundesver- 
band 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-716700- 
Y- 164/69 


X 





57/62 BAnz. Nr. 124 
vom 5. Juli 1962; 

59/63 BAnz. Nr. 178 
vom 24. September 1963 

24. Fachverband 
Chemiegra- 
phie e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-721710- 
Y- 139/69 

X 






Antrag : 

15/69 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1969 

25. Börsenverein 
des Deutschen 
Buchhandels 
e. V. 

Wett- 
bewerbs- 
regeln (Ab- 
schnitt III 
der Ver- 
kehrs- und 
Verkaufs- 
ordnung) 

B4-745000- 

Y-89/69 

X 






40/59 BAnz. Nr. 139 
vom 24. Juli 1959 

' 26. Verband der 
Verleger von 
i Kundenzeit- 
schriften- e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B4-745100- 

Y-98/69 





X 


7/61 BAnz, Nr. 18 
vom 26. Januar 1961; 
Änderung: 

25/62 BAnz. Nr. 63 
vom 30. März 1962; 
Rücknahme: 

69/62 BAnz. Nr. 131 
vom 11. August 1962 

27. Bundes- 
verband 
Deutscher 
Zeitungsver- 
leger e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B4-745100- 
Y- 185/70 

X 






84/72 BAnz. Nr. 231 
vom 9. Dezember 1972 

28. Arbeitskreis 
Deutscher 
Marktfor- 
schungsinsti- 
tute e.' V. 
(ADM) 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-772200- 

Y-217/70 

X 






35/72 BAnz. Nr. 134 
vom 21. Juli 1972 


Antrag teilweise abgelehnt; unanfechtbar geworden. 

Je ein nicht bekanntgemachter Antrag aus den Gruppen „Steine und Erden", „Elektronische Erzeugnisse", „Fein- 
mechanische und optische Erzeugnisse, Uhren", „Einzelhandel", „Chemische Erzeugnisse" und „Freie Berufe" ist 
zurückgenommen worden. 

Ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus der Gruppe „Steine und Erden" vor, er befindet sich 
in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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b) bei den Landeskartellbehörden 


Wirts chatts- und 

B e ruf s vereindgung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerb s- 
Tegeln 

Geschäffcs- 
z ei Chen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar g, 

geworden cq ^ 

Rechtsmittel 
eingelegt ^ 

ö 

0) 

i 

1 

d 

S1 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundes anzeiger 

29. Verband 

Deutscher 
Fliesenge- 
schäfte, 
Landesver- 
band Rhein- 
land-West- 
falen 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-73- 
16/8 


X 





2/61 BAnz. Nr. 84 
vom 3. Mai 1961 f 

2/62 BAnz. Nr. 115 
vom 20. Juni 1962 

30. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer Nord- 
rhein 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-75-17 


X 





1/65 BAnz. Nr. 77 
vom 24. April 1965; 

3/65 BAnz. Nr. 153 
vom 18. August 1965 

31. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer West- 
falen 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-75-17 


X 





2/65 BAnz. Nr. 7? 
vom 24. April 1965; 

4/65 BAnz. Nr. 153 
vom 18. August 1965 

32. Verband der 
Brauereien 
von Nieder- 
sachsen e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nieder- 

sachsen 

I/l (PK) 
b-22.22 


X 





1/62 BAnz. Nr. 55 
vom 20. März 1962; 
Antrag: 

1/63 BAnz. Nr. 149 
vom 14. August 1963; 
Eintragung: 

2/63 BAnz. Nr. 214 
vom 15. November 1963 


33. Baden-Würt- 
tembergischer 
Brauerbunä 
e. V. und Lan- 
desverband 
Baden-Würt- 
tembergischer 
Mittelstands- 
brauereien 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Baden- 

Württem- 

berg 

3720.10 


X 





Antrag: 

2/64 BAnz. Nr. 177 
vom 23. Septem- 
ber 1964; 

Antrag : 

3/66 BAnz. Nr. 135 
vom 23. Juni 1966; 
Eintragung: 

2/68 BAnz. Nr. 19 
vom 27. Januar 1968 

34. Landes- 
verband 
Bayerischer 
Kraftf ahr- 
schulen e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Bayern 
5898 m 
11/10-44136 

j 

X 





3/65 BAnz. Nr. 130 
vom 16. Juli 1965; 
4/65 BAnz. Nr. 187 
vom 5. Oktober 1965 

35. Verband der 
Brauereien 
des Saar- 
landes e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Saarland 

I c 4-564/65 


X 





1/65 BAnz. Nr. 152 
vom 17. August 1965; 
1/66 BAnz. Nr. 58 
vom 24. März 1966 
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Sach stand 

Wlrtscliafts- und 

B e ruf svereinigunig 

Bezeidiniunig 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Gesdiiäfts- 

zeidien 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

i-i 

ö ■*-*+-» 

■g-S lg’ 

ll t§ 

d; 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanizeiger 

36. Fahrlehrer- 
vetband 
Hamburg 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Hamtourg 
WO 32/702 
102-9/4 


X 





BAnz. Nr. 165 

vom 3. September 1965f 

BAnz. Nr. 65 

vom 7. April 1966 

37. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer 

Pfalz e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2 
7795-891/65 


X 





1/65 BAnz. Nr. 134 
vom 22. Juli 1965; 

4/65 BAnz. Nr. 239 
vom21. Dezember 1965 

38. Verband der 
Kraftahr- 
lehrer Rhein- 
land e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2- 
7795/1063/ 
65 


X 





2/65 BAnz. Nr. 134 
vom 22. Juli 1965; 

3/65 BAnz. Nr. 239 
vom21. Dezember 1965 

39. Landesver- 
'band der 
Kraftfahr- 
lehrer Baden- 
Württemberg 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Baden- 

Württem- 

berg 

3792.70- 

L270 


X 


■ 



1/66 BAnz. Nr. 19 
vom 28. Januar 1966; 
4/66 BAnz. Nr.l69 
vom 9. September 1966 

40. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer von 
Schleswig- 
Holstein 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Schleswig- 

Holstein 

IV/274-J 

4-7795 


X 





1/66 BAnz. Nr. 40 
vom 26. Februar 1966; 
2/66 BAnz. Nr. 83 
vom 31. Mai 1966 

41. Verband der 
rheinisch- 
pfälzischen 
Frisdi- 
getränke- 
industrie 
e! V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

WiO VI/2- 
6879-432/ 
66 und 
421/67 


X 





1/66 BAnz. Nr. 194 
vom 14. Oktober 1966 
1/67 BAnz. Nr. 98 
vom 31. Mai 1967 

42. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer e. V. 
Nieder- 
sachsen 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Nieder- 

sachsen 

I/3a-22.22 


X 





1/67 BAnz. Nr. 88 
vom 12. Mai 1967; 
Berichtigung: 

BAnz. Nr. 103 
vom 7. Juni 1967; 
Eintragung: 

2/67 BAnz. Nr. 213 
vom 11. November 1967 

43. Landes- 
innungs- 
verband des 
Steinmetz- 
und Bild- 
hauer- 
Handwerks 
Rheinland- 
Pfalz 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

III/4-7211- 
1533/69 
und 10/72 


^ X 





1/69 BAnz. Nr. 108 
vom 19. Juni 1969; 

1/72 BAnz. Nr. 105 
vom 9. Juni 1972 
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Wirt Schafts- und 
Beruf s V er einigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sach stand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar g, 

geworden S ^ 

trag 

lehnt 

'ÖJ 

1f 

•6 öl 

d) c 

pii ’S 

zurü ckgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

44. Landes- 
innungs- 
verband des 
Bayerischen 
Steinmetz-, 
Stein- und 
Holzbild- 
hauer- 
Handwerks 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bayern 

5898m-II/ 

8b-60883 

X 

, 


- 



1/69 BAnz. Nr. 85 
vom 8. Mai 1969 


Ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus der Gruppe „Ernährungstindustrie'' vor, er befindet sich 
in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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Tabelle J 


VIL Verfahren wegen Verdachts eines Mißbrauchs 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 




davon ab 1967 

Sachstand 


Zahl der 
Ver- 
fahren 


auf 

Antrag 

oder 

Anre- 

gung 

rechtliche 

Verfügung der 
Kartellbehörde 

Verfahren 

eingestellt 

an 

Grunidlegende 

Bestimmung 

von 

Amts 

wegen 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

unan- 

fechtbar 

geworden 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

nachdem 
bean- 
standeter 
Miß- 
brauch 
ab ges tellt 

aus 

anderen 

Gründen 

Landes- 

fcartell- 

behörde 

ab- 

gegeben 



§ 11 

44 

o 

10 

9 

— 

8 

— 

1 

3 

32 

1 

33 

— 


JL 

46 

12 

— 

9 

— 

1 

3 

■ — 

§ 12 

138 1) 

34 

11 

34 

— 

— 

28 

76 

— 


16 

13 

3 

— 

— • 

— 

1 

6 

— 


154 

47 

14 

41 

— 

2 

29 

82 

— 

§ 17 

1 695 

432 

176 

141 

101 

9 

603 

841 2) 

— 

(Preis- 

52 

38 

14 

' 

10 

— 

26 

22 

i 

bindung) 

1 747 

470 

190 

139 

111 

5 

629 

863 

1 

§ 17 

171 

56 

43 

17 

6 

— 

76 

71 

1 1 

(Preis- 

17 

13 

4 

— 

_ 

— 

5 

2 

— 

empfehlung) 

CO 

CO 

69 

47 

27 

6 

— 

81 

73 

1 

§ 18 

358 

46 

62 

37 

1 

2 

44 

245 

29 


20 

6 

14 

— 

— 

— 

8 

9 

4 


378 

52 

76 

34 

1 

4 

52 

254 

33 

§ 20 

7 

1 

1 

— 

— 

— 

5 

2 

— 

Abs. 3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ 


7 

1 

1 

— 

— 

— 

5 

2 

— 

§ 21 

1 

1 

— 

— 



— 

— 

1 

1 

— 

§ 22 

420 

61 

221 

38 

— 

1 

48 

269 

64 


49 

2 

47 

— 

— 

— 

13 

30 

22 


469 

63 

268 

21 

— 

2 

61 

299 

86 

§ 38 

Abs. 3 


— 

— 

— 



E 

E 

E 

— 

§ 102 

91 

2 

10 

1 

— 

— 

— 

90 

— 

Abs. 2 

6 

5 

1 

— 

— 

— 

— 

6 

— 

und 3 

97 

7 

11 

1 

— 

— 

— 

96 

— 

§ 104 i.V. 

78 

1 

7 

6 

— 

— 

8 

61 

3 

m. § 99 

2 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

Abs. 2 

80 

3 

7 

6 

— 

— 

8 

63 

3 

§ 104 

18 

5 

1 

7 

1 

— 

4 

4 

2 

i. V. m. 

1 

1 

— 

— 

1 

— 

— 

1 

— 

§ 100 

19 

6 

1 

6 

2 

— 

4 

5 

2 

§ 104 

73 

4 

39 

10 

— 

— 

12 

10 

41 

i. V. m. 

11 

1 

10 

— 

— 

— 

3 

3 

9 i 

§ 103 

84 

5 

49 

6 

— 

— 

15 

13 

50 1 


3 094 

652 

571 

309 

o 

CD 

13 

831 

1 702 

140 


176 

83 

93 

— 

11 

— , 

56 

82 

35 


3 270 

735 

664 

290 

120 

14 

887 

1 784 

175 


davon 1 Verfahren nach § 3 Abs. 4 

davon 5 unter Zurückweisung eines Antrages nach § 17 
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Tabelle K 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




davon ab 1967 



Sach st and 




Zahl 

der 

Ver- 

fahren 



rechtliche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

Verfügung der 
Kartellbehörden 

Verfahren 

eingestellt 

abge- 


Grund- 

legende 

Bestimmung 

von 

Amts 

wegen 

auf 

Antrag 

oder 

Anre- 

gung 

unan- 

fechtbar 

gewor- 

den 

Rechts- 

mittel 

ein- 

gelegt 

nachdem 

bean- 

standeter 

Miß- 

brauch 

abge- 

stellt 

aus 

anderen 

Gründen 

geben 

an 

andere 

Landes- 

kartell- 

behörde 

an 

Bundes- 

fcartell- 

anit 

§ 11 

7 

— 

2 

1 


— 

— 

6 

— 

— 


1 

. — 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


8 

— 

3 

1 

— 

— 

— 

7 

— 

— 

§ 12 

2 

_ 

2 

1 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


3 

— 

3 

1 

— 

— 

— 

2 

— 

• — 

§ 18 

170 

7 

54 

8 

1 



29 

115 

4 

13 


22 

4 

18 

— 

— 

— 

4 

11 

— 

3 


192 

11 

72 

11 

1 

1 

33 

126 

4 

16 

§ 20 

3 













3 





Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 


3 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

- — • 

3 

— 

— 

§ 21 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 


— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

• — 


1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 


§ 22 

265 

6 

217 

31 



1 

42 

161 

3 

27 


60 

6 

54 

— 

— 

— 

5 

30 

1 

6 


325 

12 

271 

49 

— 

1 

47 

191 

4 

33 

§ 38 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Abs. 3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 102 

10 

— 

1 ^ 

1 





2 

6 



1 

Abs. 2 

— 

— 


— 

— 

— 


— 

— 

— 

und 3 

10 

— 

4 

1 

— 

— 

2 

6 

— 

1 

§ 104 

29 

— 

17 

4 

9 

— 

4 

12 

— 

— 

1. V. m. 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 99 

Abs. 2 

29 

— 

17 ^ 

4 

9 

— 

4 

12 

— 

— 

§ 104 

12 

2 

1 

2 

— 



2 

7 



1 

i. V. m. 

3 

— 

3 


— ' 

— 

— 

1 

— 

, — 

§ 100 

15 

2 

4 

4 

— 

— 

2 

8 

— 

1 

§ 104 

565 

151 

158 

63 

1 

2 

351 

138 

— 

10 

i. V. m. 

43 

3 

40 

— 

— 

— 

13 

34 

1 

2 

§ 103 

608 

154 

198 

56 

1 

2 

364 

172 

1 

12 


1 064 

166 

455 

111 

11 

3 

430 

450 

7 

52 


130 

13 

117 

— 

— 

— 

22 

78 

2 

11 


1 194 

179 

572 

127 

11 

4 

452 

528 

9 

63 
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Tabelle L 


VIII. Verfahren wegen Aufnahme in eine Wirtschafts- oder 
Berufsvereinigung 


Kartellbehörde 

Zahl der 
Anträge 
nach § 27 

( 

Sachstand j 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

Verfügung 
der Kartell- 
behörde 

Verfahren eingestellt, 
nachdem Antragsteller 
aufgenommen 

Antrag 

abgelehnt 

Antrag zurück- 
genommen 

abgegeben 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

an Landes- 
kartellbehörde 

an Bundes- 
kartellamt 

Bundeskartellamt 

61 

61 

7 

6 

5 

1 

6 


15 

1 

16 

4 

4 

1 

24 

24 

5 

5 

Z 

Landeskartellbehörde 

37 
■ 4 

41 

2 

2 

1 

1 

1 

12 

1 

13 

5 

1 

6 

E 

15 

1 

16 



2 

2 
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Deutscher Bundestag — • 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/986 


Tabelle M 


IX. Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 






Sadistand 



davon ab 1967 

M-l 

(0 

•6 

5/3 

U 

'S g’ 

•61 

o, 

;P 0) 

'S 'S 

0) .p 

I 

Bußgeld festgesetzt; 

Verfahren 

eingesteHt; 

abgegeben 

Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl 
der Ver- 
fahren 

ü 

0) 

tn 

o 

5/3 

B 

< 

Ü 

0 

> 

Ö3 

Ü 

P 

g’g’ 

2 b 

+-> C 

< U 
^ 0) 
p 

(0 o 

t-i 

tO 

'Sä 

ö g 
(0 ? 

Ö 0) 

P D3 

’S Ol 

Zs 

5« CD 

Ö P 

W O 

CU 

TJ 

CU 

'S 

5/3 j_, 

CU ■& 

CU 

5A 1 

- -M Q) 

•B ® 

<D P 
^ CU 

’S 

'S 

50 ti 

CU CU 
£ 

TS 0 

'S 'S 

cg ^ 

PQ S 

1 

p 

tö 

S ö 

p S 

fO 

CU (0 

fiÄ'S 

0) CD 

■tJ ü5 CU 

'6 Ä Ä* 

(0 OJ ^3 

C3 T3 (0 

p 

CU 

u 

OJ p 
-tJ CU 

P 'Ö 
to ö 

So 

CU 

TJ 

U 

, *0 

5/3 Zh 

Q) Q) 

'P 

P S 
(Ü CU 

P (ö 
tö ^ 

CO 

50 

ZJ 

< 

CK 

CN 

'SS 

So 

§ 1 

2 123 

363 

328 

257 

8 

3 

1 

1 

336 

1 353 

164 




160 

80 

80 

— 

2 


— 

— 

27 

91 

23 

— 


2 283 

443 

408 

266 

10 

10 

2 

1 

363 

1 444 

187 

— 

§ 15 

267 

43 

39 

20 

3 

— 

1 

1 

114 

113 

15 




13 

6 

7 

— 

1 

— 

— 

— 

9 

4 

1 

— 


280 

49 

46 

18 

4 

1 

■ — 

1 

123 

117 

16 

— 

§20 

514 

62 

. 60 

10 









240 

263 

1 



Abs. 1 

29 

14 

15 

' — 

■ — 

— 

— 



17 

10 

— 

. — 


543 

76 

75 

12 

— 

— 

— 

— 

257 

273 

1 

— 

§21 

256 

c 

13 

0 

14 

Q 

4 

1 

— 

— 

— 

94 

q 

156 

q 

1 

— 


0 

261 

z 

15 

O 

17 

3 

1 

— 

— 

— 

o 

97 

o 

159 

1 

— 

§25 

248 

24 

47 

5 

4 

— 

1 

— 

71 

135 

32 

— 


33 

7 

26 

— 

— 

■ — 

— 

■ 

3 

10 

8 

— 


281 

31 

73 

15 

4 

2 

1 

— 

74 

145 

40 

— 

§26 

190 

16 

34 

7 

3 

. — 



— 

41 

101 

38 



Abs. 1 

11 

2 

9 

— 

— 

. — 

. — 

— 

1 

4 

3 

■ — 


201 

18 

43 

10 

3 

— 

— 

— 

42 

105 

41 

— 

§26 

791 

55 

218 

26 

— 

— 

— 

— 

164 1 

514 

87 

— 

Abs. 2 

37 

7 

30 

— . 

■ — 

— 

— 

— 

5 

18 

10 

— 


828 

62 

248 

30 

— 

— 

— 

— 

169 

532 

97 

— 

§38 1 

1 608 

206 ' 

371 

71 

8 

— 

— 

1 ! 

855 i 

623 

49 

1 

Abs. 2 

121 

68 

53 

— 

1 

— 

— 

— 

34 

33 

2 

. — • 

Satz 2 

1 729 

274 

424 

122 

9 


— 

1 

889 

656 

51 

1 

§39 

Abs. 1 

Nr. 1 

2 

2 

1 

1 

— 

— 

— 


' — 


1 

2 

2 

■ — 


§39 ! 

Abs. 1 

Nr. 2 

14 

2 

4 

— 

— 

— 



— 

10 

4 

— 

— 

14 

2 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

10 

4 

— 

— 


6013 

785 

1 115 

400 

27 

3 

3 ' 

3 

1 925 

3 264 

387 

1 


409 

186 

223 

. — 

4 

— 

— 

— 

99 

173 

47 

: 


6 422 

971 

1 338 

476 

31 

13 

3 

3 

2 024 

3 437 

434 

1 
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Tabelle N 


Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor den Landeskartellbehörden 






Sachstand 



davon ab 1967 

<4-1 

tö 

rCl 

Bußgeld festgesetzt 

Verfahren 

eingestellt 

abgegeben 

Grund- 

legende 

Bestimmung 

Zahl 

der 

Ver- 

fahren 

von Amts wegen 

auf Antrag 
oder Anregung 

rechtliche und wirtsc 
liehe Prüfung 

unanfechtbar 

geworden 

Einspruch 

eingelegt 

Rechtsbeschwerde 

eingelegt 

Bußgeldbescheid 

aufgehoben 

nachdem beanstan- 
detes Verhalten 
aufgegeben 

aus anderen 
Gründen 

an Bundes- 
kartellamt 

an andere Landes- 
kartellbehörde 

nach § 27 Abs. 3 
OWiG 

§ 1 

1 659 

110 

321 

84 

204 

2 — 

— 

235 

989 

123 

10 

12 


126 

32 

94 

— 

19 

— — 

1 

7 

89 

8 

2 

— 


1 785 

142 

415 

83 

223 

3 — 

1 

242 

00 

o 

131 

12 

12 

§ 15 

92 

3 

21 

— 

1 

— — 

— 

20 

56 

12 

3 




12 

. — 

12 

— 

■ — 

— — 

— 

2 


7 

— 

— 


104 

3 

k 33 

3 

1 

— — 

— 

22 

56 

19 

3 

— 

§ 20 

311 

— 

1 





— 



114 

103 

94 





Abs. 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


311 

— 

1 

— 

— 

— — 

— 

114 

103 

94 

— 

— 

§ 21 

46 

— 

— 

— 

— 

— — 

— 

20 

17 

9 

— 



46 

— 

— 

— 

— 

— ^ 

— 

20 

17 

9 

— 


§ 25 

167 

8 

66 

13 

7 

1 — 

— 

30 

108 

4 

2 

2 


24 

5 

19 

— 

2 

— — 

— 

3 

10 

1 

1 

— 


191 

13 

85 

20 

9 

1 — 

— 

33 

118 

5 

3 

2 

§ 26 

178 

2 

76 

11 

— 

— — 

— 

38 

121 

8 

__ 



Abs. 1 

13 

2 

11 

— 

— ' 

— — 

— 

— 

10 

— 

— 

— 


191 

4 

87 

14 

— 

— — 

— 

38 

131 

8 

— 



§ 26 

372] 

2 

226 

32 



— — 



83 

227 

27 

3 

— 

Abs. 2 

51 

1 

50 

— 


— — 


12 

29 


— 

— 


423 

3 

276 

42 





95 

256 

27 

3 

— 1 

§ 38 i 

635 

95 

115 

26 

9 

— — 

— 

202 

306 

86 

6 

— 

Abs. 2 

86 

47 

39 

— 

— 

— — 

, — 

12 

18 

17 

2 

— 

Satz 2 

721 

142 

154 

63 

9 

— — 

— 

214 

324 

103 

8 

— 

§ 39 

Abs. 1 

Nr. 1 

— 

— 

— 

j 


— — 


— 

— 

— 

— 

1 ~ — 

§ 39 

Abs. 1 

Nr. 2 







1 


— 

1 


— 

T 1 


3 460 

220 

826 

166 

1 221 

3 1 — 1 

— 

742 

1 927 

363 

24 

14 1 


312 

87 

225 

1 — 

• 21 

1 

1 

36 

156 

33 

5 

— . 


3 772 

307 

1 051 

225 

242 

4 - i 


778 

2 083 

396 

29 

14 
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Tabelle P 


X. Rechtsmittel 


1. Verwaltungsverfahren 
Beschwerden 


Entscheidende 

Kartell- 

hehörde 

Zahl der 
Beschwer- 
den nach 
§ 62 Abs. 1 

Sachstand 

Beschwerde 

Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 

Beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

auf Grund 
veränderten 
Sachver- 
haltes 

aus 

anderen 

Gründen 

Bundes- 

267 

75 

86 



20 

75 

11 

kartellamt 

21 

4 

8 

— 

10 


— 


288 i) 

79 

94 

— 

30 

75 

10 

Landes- 

21 

9 

3 



3 

4 1 

2 

kartell- 

6 

1 

— 





1 1 



behörden 

27 2) 

10 

3 


3 

5 1 

6 


davon 102 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

1 Beschwerde gegen Entscheidung nach § 14 Geb.VO GWB 
davon 8 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

in einem weiteren Fall wurde Unterlassungsheschwerde zurückgenommen 


Tabelle Q 


Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Eingelegt 

durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

Entschei- 

dung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
besch werde- 
verfahren 
in anderer ' 
Weise 
erledigt 

anhängig 

Bundes- 

11 

. — 

2 

— 

5 

2 

2 

kartellamt 

2 

— 

— 

— 

— 

— 




13 , 

— 

2 

— 

5 

2 

4 

Beteiligte 

16 

1 

5 

2 

1 

1 

3 

4 


16 ‘) 

1 

5 

i 

3 

1 

3 

3 


In 2 weiteren Fällen wurde Nichtzulassungsheschwerde vom Bundesgerichtshof zurückgewiesen 
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Tabelle R 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt 

durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

Entschei- 

dung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
, erledigt 

anhängig 

Landes- 

— 

— 

, — 

— 

— 

— 

— 

kartell- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

behörden 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

Beteiligte 

3 

3 

— 

3 

3 



— 

— 

— 


Tabelle S 


2. Bußgeldverfahren 

Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 



Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 
nach § 83 
Satz i 



Sachstand 



Eingelegt durch 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Bundeskartelleamt 

4 

— 

1 

2 

— 

1 


— 

— 

— 

— 

— 

— 


4 

— 

1 

2 

— 

1 

Betroffene 

4 

— 

3 

— 

— 

1 


1 

. — 

1 

— 

— 

■ — 


5 

— . i 

4 

— 

— 

1 


Tabelle T 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 
, nach § 83 
Satz 1 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Landeskartellbehörden 

4 

— 

1 

— 

3 

— 

■ 

4 

— 

1 

— 

3 

— 

Betroffene 

37 

i 

2 

27 

1 

— 

8 

— 


1 

38 

2 

1 

28 

— 

8 

— 
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Tabelle U 


XL Übersicht über die Anträge auf Erlaubnis in anderen Fällen 
a) beim Bundeskartellamt 



■ 

Anträge 

Sachstand 

rechtliche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

Erlaubnis erteilt; 

Erlaubnis abgelehnt; 

zurück- 

genom- 

men 

an 

andere 

Behörden 

ab- 

gegeben 

unan- 
. fechtbar 
geworden 

davon 
noch 
in Kraft 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unan- 

fechtbar 

geworden 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

§ 14 

Abs. t 

= 



E 



E 


— 

— 

§91 

1 22 

— 

22 

21 

— 

— 

— ■ 

— 

— ■ 

Abs. 1 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Satz 2 

- 22 

— 

22 

20 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 105 



— 

— 



— 



— 

— 




b) Landeskartellbehörden 


§ 14 
Abs. 1 


§ 105 


5 

5 



XIl. Sonstige Zahlen und Angaben 


Während des Berichtszeitraums sind beim Bundeskartellamt 14 342 
Eingänge und 30 453 Ausgänge gezählt worden, ohne Anmeldungen 
von Preisbindungen und Preisempfehlungen. 

1728 Vertreter und Rechtsberater von Unternehmen und Verbänden 
suchten das Bundeskartellamt zu Besprechungen auf. 
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Z 1 


Organisationsplan des Bundeskartellamtes 

Zuständigkeiten der Beschlußabteilungen : 

Alle Entscheidungen in Verwaltungssachen und in Buß- 
geldsachen ; Stellung der Anträge und Vertretung vor 
den Oberlandesgerichten in Beschwerdeverfahren so- 
wie vor dem Bundesgerichtshof in Rechtsbeschwerde- 
verfahren ; Vertretung in Verfahren nach Einspruch 
gegen Bußgeldbescheide. 


REFERAT 
Verwaltung 
RR SCHLEGEL 

32131 


■-1 PRÄSIDENT 


L/Pr 

Prof. Dr. GÜNTHER 


PRESSEREFERAT 

3200 


RR SCHLEGEL 

1 , 

3213 


L2 

VIZEPRÄSIDENT 
Dr. GUTZLER 

3210 ■ 


Fernsprechnummern sind in 
Kursivschrift angegeben. 


w 


ABTEILUNG 


WIRTSCHAFTSBEOBACHTUNG UND 
BETRIEBSPRÜFUNGEN 
Dir. b. BKartA 

Dr. GRIESBACH 3230 


X 


X 


W1 REFERAT 


W2 REFERAT 


W3 REFERAT 


w 4 REFERAT 

Grundsatz- und 


Markt- 


Markt- 


Betriebe und 

Ouerschnittfragen 


Untersuchungen 


beobachtung 


Unternehmen 

ORR Dr. HANSEN 


ORR KAMMHOLZ 


RD Dr. SCHULTES 


RR MATSCHUCK 

(komm.) 3209 


(komm.) 3207 


3053 


3095 


ZR Abteilung Recht 
Reg. Dir. Dr. SAUTER 


(komm.) 


3220 


X 


7R 0 

REFERAT 
Nationaläs 
und EWG- Recht 

Reg. Dir. Dr. SAUTER 
3220 


ZR3 


REFERAT 

EDV 


Dr. GROSCHE 


3235 


X 


^ REFERAT 
Internationale 
Wettbewerbs- 
beschränkungen 
ORR STOCKMANN 
(komm.) 3226 


REGISTER 


® '' 1. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 

Dr. KLAUE 3120 

^2 2. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
MÜLDER 3,00 

3. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
SCHÖNE 30,0 

4. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 

Dr. CHRISTL 3020 

5. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
KAZMEYER 306O 

6. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
LANZENBERGER 3,^0 

7. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Ltd. Reg. Dir. 

Dr. MARKERT 3033 

B8 

8. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Ltd. Reg. Dir. 

Dr. BARNIKEL3y25 

Geschäftsbereich : 
Bergbauliche Erzeug- 
nisse, Mineralölerzeug- 
nisse und Kohlenwert- 
stoffe, Steine und Erden, 
Eisen und Stahl (Erzeug- 
nisse der Hochofen-, 
Stahl- und Warmwalz- 
werke sowie der 
Schmiede-, Preß- und 
Hammerwerke), NE-Me- 
talle. und -Metallhalbzeug 
(einschl. Edelmetalle und 
deren Halbzeug), Gieße- 
reierzeugnisse, Geld-, 
Bank- und Börsenwe- 
sen, Versicherungen, 
Wasser- und Energie- 
versorgung 

Geschäftsbereich : 

Leder, Lederwaren und 
Schuhe, Textilien, Be- 
kleidung, Erzeugnisse 
der Ernährungsindustrie, 
Tabakwaren, Bauwirt- 
schaft und VVohnungs- 
unternehmen, Land- und 
Forstwirtschaft, Garten- 
und Weinbau, Fischerei 
und Jagd 

Geschäftsbereich : 
Chemische Erzeugnisse 
einchl. Düngemittel, 
Schnittholz, Sperrholz 
und sonstiges bearbei- 
tetes Holz, Holzwaren 
(einschl. Erzeugnisse 
aus natürlichen Schnitz- 
und Formstoffen), Holz- 
schliff, Zellstoff, Papier 
und Pappe, Papier und 
Pappwaren, Druckerei- 
erzeugnisse, Lichtpaus- 
und verwandte Waren, 
Kunststoff erzeugnisse, 
Gummi- und Asbest- 
waren. 

Sonstige Dienstlei- 
stungen, Freie Berufe, 
Verkehrs- und Fern- 
meldewesen 

Geschäftsbereich : 
Elektrotechnische Erzeug- 
nisse, Feinkeramische 
Erzeugnisse, Glas- und 
Glaswaren, Kulturelle, 
Leistungen, Filmwirt- 
schaft, Verträge nach 
§§ 20 und 21 GWB 
einschl. der Verträge, 
auf die nach § 20 Abs. 4 
GWB § 1 i.V.m. § 38 

Abs. 1 Nr. 1 GWB anzu- 
wenden ist, 

Datenverarbeitu ngsge- 
räte und -einrichtungen 

Geschäftsbereich : 
Erzeugnisse der Ziehe- 
reien und Kaltwalzwerke 
und der Stahlverformung, 
Stahlbauerzeugnisse, 
Maschinenbauerzeug- 
nisse, Landfahrzeuge 
(ohne Elektrofahrzeuge), 
Wasserfahrzeuge, Luft- 
fahrzeuge (einschl. Flug- 
betriebs-, Rettungs-, 
Sicherheits- und Boden- 
geräte), Feinmechanische 
und optische Erzeug- 
nisse, Uhren, Eisen-, 

Blech- und Metallwaren, 
Musikinstrumente, 
Spielwaren, Turn- und 
Sportgeräte, Schmuck- 
waren, bearbeitete 
Edelsteine, Büroma- 
schinen. Mißbrauchs- 
aufsicht über Preis- 
empfehlungen nach 
§ 38 a und die Anwen- 
dung des § 38 Abs. 1 

Nr. 12 GWB i.V mit Re- 
ferat W 3 

Verwaltungs 

a) der §§ 25 

b) des § 26 
gegen ein 
richtet, ur 

und Bußgeldsachen in An 
>, 23 bis 24 a GWB 

Abs. 2 Satz 1, sofern das Ve 
1 marktbeherrschendes Unte 
id des § 26 Abs. 2 Satz 2 G 

Wendung 

jrfahren sich 

jrnehmen 

iWB 


Gegenüber dem Handel und Handelshilfsgewerbe, den Genossenschaften und dem Handwerk richtet sich die Zuständigkeit nach den Wirtschaftszweigen. 
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